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Heike Liebmann , Tobia s Robischo n 

S t ä d t i s c h e Kreat iv i tä t : E i n Potenzia l fü r de n 
U m g a n g m i t S c h r u m p f u n g s p r o z e s s e n 

Demographische und wirtschaftliche Schrumpfungsprozesse, überregionale Ab­
wanderungen, anhaltende Suburbanisierungstendenzen sowie ein erheblicher 

Wohnungsleerstand kennzeichnen seit einigen Jahren viele Städte und Gemeinden in 
den neuen Ländern. Die Kommunen reagieren darauf, indem sie ihre mittel- und lang­
fristigen Entwicklungsziele überprüfen und - j e nach der örtlichen Situation und den 
vorausschaubaren Veränderungsverläufe n -  strukturel l neue , integrierte Konzept e für 
die Entwicklung der Städte erarbeiten. 

Bund und Länder unternehmen vielfältige Bemühungen, um die Städte und Gemein­
den bei der Erarbeitung von wirksamen Problemlösungen zu unterstützen. Insbesondere 
mit dem Förderprogramm „Stadtumbau Ost" und dem im Jahr 2002 realisierten Wettbe­
werb „Für lebenswerte Städte und attraktives Wohnen" wurden in den Städten entspre­
chende Aktivitäten angestoßen. Fast alle größeren Städte der neuen Länder verfugen 
mittlerweile über Integrierte Stadtentwicklungskonzepte. 

Es wird jedoch immer deutlicher, dass sich viele Kommunen in ihren Konzepten sehr 
einseitig auf die städtebaulichen und wohnungswirtschaftlichen Probleme des Stadtum­
baus beschränken, und nur dort zur Heilung der gegenwärtigen Symptome der Schrump-
fungs- und Leerstandsentwicklungen ansetzen. Notwendig ist aber, von den grundsätzli­
chen Ursachen und Entwicklungen auszugehen und kreativ neue Perspektiven für die 
Stadtentwicklung in wirtschaftlicher, sozialer, kultureller, baulicher und wohnungs-
wirtschafüicher Hinsicht zu entwickeln. 

Wegen der spezifischen Transformationssituation in den neuen Ländern ist deren 
aktuelle Stadtentwicklung nicht ohne weiteres mit zumeist eher kleinräumigen 
Schrumpfungsprozessen in westeuropäischen Städten zu vergleichen. Trotzdem finden 
sich Trends massiver Staikturbrüche und zurückgehender Bevölkerungszahlen durchaus 
auch in West- und Südeuropa oder Nordamerika. In den nördlichen Industriestädten 
Englands (Liverpool, Manchester, Huddersfield), in dem US-amerikanischen sogenann­
ten „rust-belt" mit Detroit, oder anderen einst den industriellen Fortschritt markieren-



den Regionen zeigte oder zeigt sich ein ähnliches Bild. Bevölkerungsrückgang in Städten 
und Schrumpfung sind also keine allein ostdeutschen Symptome. Dennoch muss man 
den Vorgang in Ostdeutschland angesichts seiner räumlichen wie vor allem auch zeitli­
chen Konzentration als einmalig bezeichnen. Schrumpfungserscheinungen in den neuen 
Ländern sind trotz Suburbanisierung - bis auf wenige Ausnahmen, wie dem Berliner 
Umland - geprägt durch großflächig schrumpfende Stadtregionen. Sie setzten in den 
meisten Städten Ende der 1980er Jahre ein und führten innerhalb weniger Jahre zu 
Bevölkerungsrückgängen zwischen zehn und mehr als 20 Prozent Eine Umkehrung des 
Trends ist in der übergroßen Mehrzahl der Städte derzeit nicht abzusehen. Das Bundes­
amt für Bauwesen und Raumordnung prognostiziert für den Zeitraum bis 2015 weitere 
Bevölkerungsrückgänge in den neuen Ländern in Höhe von 6,8 Prozent. Das entspricht 
rund 950.000 Menschen (Müller 2000)." Es handelt sich hier also nicht um einen vorü­
bergehenden Trend der Stadtentwicklung, sondern um einen tiefgreifenden und langan­
haltenden demographischen Schrumpfungsprozess. Dieser ist verbunden mit einer ge­
ringen, teilweise nachlassenden wirtschaftlichen Dynamik. Demographische und ökono­
mische Schrumpfungsprozesse erzeugen Folgeprobleme in nahezu allen Bereichen der 
Stadtentwicklung. 

Die Entwicklungen in West- teilweise auch Südeuropa oder auch in einigen Regionen 
der alten Bundesländern zeichnen sich hingegen vor allem dadurch aus, dass sie regio­
nal begrenzt waren oder sind und sich wie beispielsweise im Ruhrgebiet über einen 
Zeitraum von zwanzig bis dreißig Jahre vollzogen haben. Charakteristisch ist ebenso, 
dass in den meisten Fällen Schrumpfungen in den Städten (Bevölkerungsrückgänge, Bra­
chen, Leerstände) verbunden waren mit Wachstumsprozessen am Rand oder im Umland 
der Städte, d.h. Prozessen der Sub- oder auch Desurbanisierung. 

Die besonderen Problemlagen in Ostdeutschland ergeben sich aus einer Überlage­
rung von drei wesentlichen Faktoren: den JNachwirkungen" von spezifischen Rahmen­
bedingungen der Stadtentwicklung in der ehemaligen DDR, den Folgen der gesellschaft­
lichen Transformation sowie der zusätzlichen Überlagerung dieser spezifischen Charak­
teristika durch umfassende ökonomische Globalisierungsprozesse. 

Trotz dieser Unterschiedlichkeit der Schrumpfungsbedingungen ist es für Problem­
lösungs-Lernen wichtig, Erfahrungen darüber auszutauschen, wie es Städten gelungen 
ist, Abwärtsspiralen in der Entwicklung zu durchbrechen und welche Bedingungen not­
wendig waren, um eine Stabilisierung und Regenerierung zu erreichen. Besonders wich­
tig scheint in diesem Zusammenhang die Herausbildung einer eigenen städtischen Krea­
tivität zu sein, wie sie sich aus dem Zusammenführen öffentlicher, privater und freiwilli-



ger Sektoren sowie leistungsfähiger lokaler Akteure und der Verständigung auf langfris­
tige strategische Ziele ergeben kann. 

Workshopreihe „Städtisch e Kreativität " 

Das Institut für Regionalentwicklung und Strukturplanung (IRS) und die Schader-
Stiftung haben daher im Jahr 2002 die Idee entwickelt, im Rahmen einer Workshopreihe 
Erfahrungen und kreative Handlungskonzepte im positiven Umgang mit Schrumpfungs­
prozessen aus den neuen Ländern und aus Westeuropa zusammenzufuhren und mit Blick 
auf Problemlösungen zu diskutieren. Ziel war es, durch die Vermittlung und Diskussion 
von Erfahrungen die Entfaltung städtischer Kreativität im ostdeutschen Umbauprozeß 
zu fördern. Gleichzeitig erhofften wir uns, im Ergebnis der Diskussion, Bedingungen für 
eine erfolgreiche Stabilisierung und Regenerierung von Städten besser beschreiben zu 
können und so neue Ansatzpunkte für das Handeln in den ostdeutschen Ländern zu 
gewinnen. Denn schrumpfende Städte müssen Unglaubliches leisten: sich wie Baron 
Münchhausen am eigenen Schöpfe aus dem Sumpf ziehen. Geniestreiche und Glücksfäl­
le mag es geben, für die Mehrzahl der Kommunen kommt es aber darauf an, systema­
tisch die Voraussetzungen für die Entfaltung städtischer Kreativität zu verbessern, um 
damit die Chancen auf eine Regeneration aus eigener Kraft zu erhöhen. 

Auf Einladung des IRS und der Schader-Stiftung beteiligten sich im Zeitraum von 
Oktober 2002 bis April 2003 die Städte Frankfurt/Oder, Leipzig, Neuruppin, Schwerin 
und Zwickau an fünf Workshops. Jede Stadt übernahm für einen Workshop die Rolle 
des Gastgebers. Zusätzlich wurde jeweils ein Gastreferent aus einer westeuropäischen 
Stadt eingeladen, in der man bereits vor Jahren begonnen hatte, sich mit Prozessen des 
Stnikturwandels und Stadtumbaus auseinander zu setzen. Auf diese Weise flössen Er­
fahrungen aus den nordenglischen Städten Huddersfield, Liverpool und Manchester 
sowie aus dem schwedischen Karlskrona und Tilburg in den Niederlanden in die Dis­
kussion ein. 

Für die Teilnahme an der Workshopreihe wurden ostdeutsche Kommunen ausgewählt, 
die sich in der Auseinandersetzung mit Schrumpfungsprozessen durch eine aktive Stadt-
entwicklungspoUtik, eine leistungsfähige Verwaltung und ein hohes Potenzial an kreati­
ven Akteuren auszeichnen. Besonders wichtig erschienen auch kreative Ansätze bei der 
Orientierung auf langfristige strategische Ziele und innovative Erfahrungen bei der 
Prozessorganisation. 



Alle fünf an der Workshopreihe beteiligten ostdeutschen Städte kennzeichnet eine 
mehr oder weniger hohe Problemkonzentration (vgl. Übersicht). Diese ergibt sich durch: 

• hohe Bevölkerungsverluste vor allem (aber nicht nur) in den Jahren seit der 
politischen Wende in Ostdeutschland, 

• das Wegbrechen ganzer Industriezweige und damit verbunden massive 
Arbeitsplatzverluste sowie anhaltend hohe Arbeitslosenquoten, 

• hohe, teilweise weiter steigende Leerstandszahlen im Wohnungsbestand und im 
Bereich von Gewerbeimmobilien und IMraslruktureinrichtungen (wie Kindergär­
ten, Schulen, etc.). 

Ausgewählte Date n der fünf a n der Workshopreihe „Städtisch e Kreativität " 
beteiligten Städt e 

Frankfurt/O. Leipzig Neuruppin Schwerin Zwickau 

Einwohnerzahl 200 0 71.470 493.200 32.193 103.080 103.000 

EW Entwicklun g 1989 - 2000 -18,0 % - 14, 7 % - 5,3 % - 22,5 % -19,5 % 

EW Prognos e 2000 - 2010 - 7,7 % - 5, 1 % - 2,3 % - 5, 1 % - 8,4 % 

Arbeitslosenquote 200 1 17,2 % 19,1 % 18,2 %* 15,5 % 17,6 % 

Entwicklung der Zahl der 

SV-Beschäftigten 1996-200 1 -14,9 % -4,5 % k.A. - 4,9 % +10,9 % 

Wohnungsleerstand 200 1 16,2 % 19,0 % 8,3 % 14,0 % 25,3 % 

' Arbeitsamtsbezirk Neuruppin 
Quelle: Angaben der Kommunen 

Aus den genannten ostdeutschen Kommunen nahmen in der Regel je zwei verant­
wortliche Mitarbeiter aus den Bereichen Planung oder Stadtentwicklung an der Workshop­
reihe teil. Zusätzlich bereichert und angeregt wurde die Diskussion dann jeweils durch 
die Beiträge der ausländischen Referenten sowie Erweiterungen des teilnehmenden 
Personenkreises aus der jeweils gastgebenden Stadt. Es wurde so eine Kombination von 
kontinuierlich an allen Veranstaltungen mitwirkenden Vertretern der fünf ostdeutschen 
Städten und wechselnden, immer wieder neu hinzukommenden Experten erreicht. Es 
gelang so, einen festen Kern von Akteuren ZMsammenzuführen, der die Diskussionsstränge 
über die Workshops hinweg weitertragen konnte. Entstanden ist auch ein kreatives in­
formelles Netzwerk kommunaler Partner, das auch über die Workshopreihe hinaus Be­
stand haben kann. 



Um trotz aller Unterschiede zwischen den betrachteten Städten Gemeinsamkeiten 
erkennen und Hinweise auf Bedingungen erfolgreicher Regenerierung erhalten zu kön­
nen, wurde ein durchgängiger analytischer Rahmen für die Diskussion gesetzt In Anleh­
nung an das von Charles Landry (2000) vorgeschlagene konzeptionelle Imtrumentarium 
„The creative city, a toolMt for urban innovators" wurde daher die Diskussion entlang 
von vier Leitfragen geführt: 

1. Wie kann städtische Kreativität gefördert werden? 
2. Wie können vorhandene Potenziale städtischer Kreativität entwickelt werden? 
3. Wie können lohnende und realistisch erreichbare Ziele bestimmt werden? 
4. Wie können kreativitätsfördernde Akteurskonstellationen gestaltet werden? 

Darüber hinaus wurde das Konzept „kreativer Milieus" (Fromhold-Eisebith 1995) auf­
gegriffen und in die Diskussion einbezogen. Es legt das Hauptaugenmerk auf die Art der 
Beziehungen zwischen Organisationen in der Stadtregion und geht davon aus, dass „kre­
ative Milieus" eine wesentliche Voraussetzung für verbesserte Entwicklungsbedingungen 
sind. Als „kreatives Milieu" gilt dabei insbesondere das Ineinandergreifen kognitiver 
Merkmale (gemeinsame Wahrnehmung, gemeinschaftliches Know-how) und organisato­
rischer Strukturen des vernetzten Handelns und Lernens. 

Städtische Kreativitä t -  wa s heiß t das ? 

Wir gehen davon aus, dass zukunftsfähige Problemlösungen angesichts der Komplexi­
tät der Problemlagen in den Städten ein „neues Denken" herausfordern. Kreatives Han­
deln in der Stadtentwicklung verstehen wir als intendierte Veränderung nicht mehr ad­
äquater Handlungsmuster in unterschiedlichen kommunalen Handlungsfeldern, das in­
tegrierte und grenzüberschreitende Handlungsansätze favorisiert Kreatives Handeln heißt 
somit auch, mit Routinen zu brechen. Dies geschieht im Sinne einer „Kultivierung des 
Experiments", die den Mut zum kalkulierten Risiko mit einem verantwortungsvollen 
Umgang mit offenen Ergebnissen verbindet. 

Städtische Kreativität bezieht sich nicht vordergründig auf die spezifische Ausrich­
tung einer Stadt als „creative city", sondern sollte als zentrales, verändertes Arbeitsprinzip 
von Politik und Verwaltung entwickelt werden. Das setzt voraus, dass Städte nicht nur 
als gebaute Umwelt verstanden werden, sondern als Systeme und Netzwerke. Stadtpolitik 
verlagert dann ihren Schwerpunkt von der physischen Infrastruktur zur Städte-Dyna­
mik und zur Lebensqualität der Stadtbewohner. Das bedeutet nicht, dass städtebauliche 



Maßnahmen keine Rolle mehr spielen. Sie werden eingebunden in ein breiteres Ver­
ständnis von Regenerierung, nämlich als einen Prozess, der den Menschen Gelegenhei­
ten zur Entfaltung und Mitgestaltung eröffnet, wodurch eine stärkere Basis für eine künf­
tig bessere Wettbewerbsfähigkeit der Städte erwachsen kann (Keim 2001: 27). 

Kreatives Handeln fußt auf einer erweiterten städtischen Kommunikation und Koo­
peration. Die Herausbildung einer eigenen städtischen Kreativität ist durch die Zusammen-
fuhrung von und Zusammenarbeit mit Akteuren aus dem öffentlichen, privaten und 
freiwilligen Sektor und die Verständigung auf gemeinsame strategische Ziele möglich. 
Neue Akteurskonstellationen zeichnen sich dabei durch die Verschiedenartigkeit ihrer 
Konstituierung und Positionierung auf den Entscheidungsebenen aus. Der Austausch 
und die Interaktionen zwischen den Akteuren innerhalb der so entstehenden .kreativen 
Milieus' können zu einer effektiveren Nutzung der vorhandenen Ressourcen führen 
(Fromhold-Eisebith 1995). 

Zu de n Beiträge n de r vorliegende n Publikatio n 

Die vorliegende Publikation ist keine Dokumentation der Workshopreihe „Städtische 
Kreativität". Vielmehr führt sie die im Rahmen der Workshopreihe begonnenen 
Diskussionsstränge fort und greift zugleich Aspekte des Themas auf, die dort zwar ange­
sprochen, aber nicht näher bearbeitet werden konnten. Gleichwohl war der überwiegen­
de Teil der Autoren dieses Buchs in unterschiedlichen Rollen an der Workshopreihe betei­
ligt Dank der Vielfalt der Autoren und ihrer Sichtweisen ist eine Publikation entstanden, 
die städtische Kreativität nicht nur wissenschafuich-analytisch, sondern auch von ihrer 
praktischen Seite beleuchtet, in der theoretische Konzepte neben Strategien der Praxis 
stehen und in der sowohl die Binnenperspektive der städtischen Verwaltung wie der Blick 
externer Berater aus In- und Ausland, aus Wissenschaft und Praxis vertreten ist. 

Das erste Kapitel „Konzepte und Methoden städtischer Kreativität" stellt das Theorie­
kapitel dieses Buches dar. Hier werden die Konzepte städtischer Kreativität vorgestellt 
und Definitionsversuche unternommen. In seinem Mittelpunkt steht allerdings die sehr 
praktische Frage, wie und mit welchem methodischen Instrumentarium städtische Kre­
ativität sinnvoll in der Stadtentwicklung eingesetzt werden kann. 

Im zweiten Kapitel werden - ausgehend von den an der Workshopreihe teilnehmen­
den Städten, aber nicht auf sie beschränkt - am konkreten Beispiel einzelner Städte 
„Strategien für die Regenerierung schrumpfender Städte" vorgestellt. Grundlegend für 



diese Strategien ist zum Beispiel, dass sie offen für die teilweise widersprüchliche Vielge-
staltigkeit der Entwicklung sind, um etwa die Gleichzeitigkeit von Schrumpfung und 
Wachstum in verschiedenen Bereichen einer Stadt fassen zu können. Eine zentrale Frage 
ist auch, wie eng die Grenzen sind, die kommunalen Entwicklungsstrategien von der 
allgemeinen Konjunktur und dem wirtschaftlich-technischen Strukturwandel gesetzt 
werden - und ob gar kreative Kommunalpolitik wirtschaftlichen Niedergang umkehren 
kann, und falls ja, wie. 

Während das zweite Kapitel die strategischen Handlungsmöglichkeiten der politischen 
und administrativen Führung einer Stadt auslotet, widmet sich das dritte Kapitel den 
„Bedingungen der Entfaltung städtischer Kreativität", also ihren strukturellen, institutio­
nellen und mentalen Voraussetzungen. Diese hegen allem Anschein nach in einer spezi­
fischen Art der Vernetzung städtischer Akteure, die kreative Milieus auszeichnet, in 
einer besonderen geistigen Einstellung als Basis einer flexiblen, lernenden Arbeitsweise 
und modernen Formen der Verwaltungsorganisation, die eben diese Vernetzungen und 
lernenden Arbeitsweisen begünstigen. 

Am Schluss des Buches haben wir auf ein Fazit verzichtet Da wir gelernt haben, dass 
die Bereitschaft zur Reflexion des eigenen Handelns ein Grundelement städtischer Kre­
ativität ist, bietet das Schlusskapitel nun genau dafür den Platz. Es versammelt eine 
Reihe von kurzen Nachgedanken zur Workshopreihe und der Debatte um schrumpfende 
Städte. 

Das Buch stellt ein erstes Zwischenergebnis der im Jahr 2002 begonnenen Diskussion 
über die Rolle städtischer Kreativität im Stadtumbauprozess Ostdeutschlands dar. Man 
möge es den Beiträgen nachsehen, dass sie in aller Regel einen Arbeitsstand präsentie­
ren. Zu viel befindet sich derzeit in den Städten in Bewegung, als dass es gelingen könnte, 
in jeder Hinsicht ausgearbeitete Konzeptionen vorzulegen. Es war auch nicht unsere 
Absicht, ein abschließendes Resümee des Themas zu ziehen. Vielmehr möchten wir mit 
diesem Buch dazu anregen, die Diskussion über städtische Kreativität fortzusetzen und 
dabei den Blick über den eigenen Tellerrand nicht zu scheuen. 

Zum Schluss bedanken wir uns bei allen Teilnehmern der Workshopreihe und den 
Autoren dieses Buches. Erst ihr persönliches Engagement und ihre tatkräftige Mitwir­
kung hat die Workshops und die vorhegende Publikation möglich gemacht. Es war nicht 
einfach, dem komplexen Thema Herr zu werden, und dennoch waren die Diskussionen 
stets von einer aufgeschlossenen, offenen und konstruktiven Atmosphäre geprägt Wir 
hoffen, dass alle Beteiligten konkrete Anregungen für die eigene Arbeit mitnehmen konn-



ten, dass das entstandene informelle Netzwerk weiterbesteht und auch weiterhin Mög­

lichkeiten zum Austausch untereinander bietet. Für uns war es in jedem Fall eine große 

Lernerfahrung. Vor allem aber hat es Spaß gemacht, gemeinsam zu arbeiten. 

Anmerkung 

1) Bezugsjahr ist hier das Jahr 1998. Allerdings wird der Bevölkerungsverlust in vielen Städ­

ten wegen der nach wie vor ablaufenden Subrateiisierungsprozesse vermutlich noch negati­

ver ausfallen als in den neuen Ländern insgesamt Gleichzeitig wird es zu einer weiteren Aus­

differenzierung zwischen den Städten kommen. 
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Karl-Dieter Kei m 

Zur N o t w e n d i g k e i t kreat ive r A r b e i t s f o r m e n be i 
der S t a d t e n t w i c k l u n g i n O s t d e u t s c h l a n d 

1. Einführun g 

Der amerikanische Stadtforscher Edgar Rust entwickelte 1975 ein Phasenmodell der 
Stadtentwicklung (Rust 1975; Friedrichs 1995). Das Modell beginnt mit einer ersten Pha­
se, die von Indikatoren des Wachstums und von einem Geburtenboom (wegen guter wirt­
schaftlicher Entwicklung) geprägt ist. Daraufhin setzt eine Phase des ersten Niedergangs 
ein, gekennzeichnet durch stagnierende Wachstumsziffem, negativen Wanderungssaldo, 
ansteigendes Alter der Bevölkerung. In einer dritten Phase setzt sich der Niedergang fort, 
ablesbar an einem niedrigen Niveau an Bevölkerungsveränderungen und sehr hoher 
Überalterung; das Beschäftigungswachstum steht bei Null. Schließlich mündet dieser 
Prozess in ein Null-Wachstum mit stagnierendem Gleichgewicht; die vorhandenen Insti­
tutionen seien, so die Annahme, in dieser Phase nicht mehr in der Lage, aus eigener Kraft 
den Prozess des Niedergangs zu steuern, die Bevölkerung werde ärmer, und es blieben 
wenige Anreize für die Ansiedlung moderner Betriebe. 

Für Ostdeutschland wurden Anfang der 90er Jahre zwei interessante Prognosen vor­
gelegt (Friedrichs / Kahl 1991; Innen / Sinz 1991). 

Die ersteren Autoren orientierten sich an der Theorie der Produktzyklen, ergänzt um 
Annahmen über einen Niedergang von Städten. Wenn Produkte einen hohen Grad an 
Standardisierung erreicht haben, dann müssen die Unternehmen Innovationen einleiten 
und/oder niedrigere Lohnkosten sicherstellen, andernfalls können sie die bisherige Fer­
tigung nur aufgeben. Die Verlagerung von Fertigungen in Billiglohnländer gilt als typi­
sche Reaktion vieler Betriebe auf diese Situation. Gefragt war nun nach solchen Bran­
chen, die in Ostdeutschland nach diesem Modell gute Wachstumschancen aufweisen, 
und solchen, bei denen wegen der nicht vermeidbaren Zyklen mit Arbeitsplatzverlusten 
gerechnet werden muss. Die Brancheiistruktur und das Wohnungsangebot wurden sodann 
auf die einzelnen Städte angewandt. Das Ergebnis erscheint aus heutiger Sicht kühn: 
Mittelfristig wurden als potenziell wachsend eingestuft: Berlin (Ost), Dresden, Frankfurt/ 
Oder, Greifswald, Potsdam, Schwerin. Eine Stagnation oder gar einen Niedergang prog-



nostMerten die Autoren für Chemnitz, Cottbus, Eisenhüttenstadt, Erfurt, Gera, Halle, Leipzig, 
Plauen, Rostock und Schwedt. Magdeburg und Zwickau galten als nicht entscheidbar. 

Die beiden anderen Autoren legten eine Analyse von Faktoren einer effizienten 
Ressourcennutzung zu Grunde. Sie untersuchten sodann die regionalen Entwicklungs­
potenziale an Hand von elf Indikatoren (Erwerbstätigkeit, IMrastniktur, Beschäftigte in 
Forschung und Entwicklung u.a.). Das „Potenzial" war definiert als Menge von Gütern 
und Dienstleistungen, die in der betreffenden Region bei voller Ausschöpfung von Res­
sourcen erreichbar erschien. Im Ergebnis lagen die Stadtregionen Berlin (Ost), Dresden, 
Leipzig, Halle, Rostock und Chemnitz mit ihren Potenzialen über dem Durchschnitt 
Ostdeutschlands, während die Stadtregionen Frankfuri/Oder, Cottbus, Stralsund, Schwerin, 
Schwedt, Neubrandenburg, Zwickau und Plauen, ebenso Nord- und Südthüringen unter­
durchschnittlich abschnitten. 

Zwischen den Ergebnissen der beiden empirischen Studien gibt es eine deutliche 
Schnittmenge. Doch die Prämissen sind sehr verschieden und daher sind die Studien 
unterschiedlich aussagekräftig. 

Wer hat recht? Ich stelle diese Vorgehensweisen vor, um zu verdeutlichen, dass so­
wohl das Arbeiten mit Modellen als auch mit empirischen Untersuchungsansätzen, je 
nachdem, worauf man besonders das Augenmerk richten möchte, ihre Berechtigung ha­
ben. Idealerweise kommt es zu einer Kombination beider Instrumente. Das Rust-Modell 
gibt den Rahmenbedingungen ein hohes Gewicht. Die empirischen Prognosen (streng 
genommen sind es eher begründete Erwartungen) zeigen Chancen für Gestaltbarkeiten 
auf, doch sie vermögen nicht anzugeben, wovon der strategische Erfolg tatsächlich ab­
hängt. Heute würde man zusätzlich mit der Szenario-Methode arbeiten und könnte mit 
ihr - vielleicht - etwas genauere Aussagen treffen. 

Nimmt man die realen Entwicklungstrends der letzten zwölf Jahre hinzu, müssten 
wohl mehrere Prämissen deutlich abgeändert werden; hierzu liegen inzwischen ernüch­
ternde Datensammlungen und Studien vor (Statistisches Bundesamt 2000, Kommission 
2000, Schader-Stiftung 2001, Keim 2001). Die soziale Tatsache scheint gut erklärt zu sein, 
dass es nicht nur zu Iransformationsbedingten Strukturbrüchen gekommen ist, sondern 
dass auch viele Menschen in den ostdeutschen Städten und Regionen auf bittere Weise 
die Diskrepanz zwischen gesellschafüichen Zielen und den zu ihrer Realisierung verfüg­
baren bzw. mobilisierbaren Mitteln verspüren, daher (zu) oft resigniert haben, dass sich 
- in der Diktion von Lepsius (1965) - ein „System der sozialen Stagnation" ausgebreitet, 
vielleicht sogar festgesetzt hat. 



Wie auch immer: Angesichts der Erfahrungen seit 1990 wird hier dafür plädiert, einen 
Aspekt besonders in den Bück zu nehmen, nämlich den Möglichkeitsraum für kreative 
Arbeitsansätze auszumessen - auch wenn die Komplexität der interdependenten Sach­
verhalte schwer zu dechiffrieren ist, auch wenn die Effekte von Wirkungszusammen­
hängen schwer prognostizierbar sind. Nach allem, was in den letzten Jahren auf lokaler 
Ebene an Bemühungen, diese Prozesse wirklich zu verstehen, stattgefunden hat und in 
mehr oder weniger ausgereifte Problemanalysen und Handlungskonzepte mündete, scheint 
es Stadt- und regionalpolitisch nicht mehr vertretbar zu sein, sich durch Stagnation bzw. 
Niedergang lähmen zu lassen oder bevorzugt über Selbstzweifel zu berichten. Die Alter­
native dazu aber bedarf einer sorgfältigen Entfaltung und Erprobung. Dazu sollen im 
Folgenden einige wichtige Grundlagen aufgezeigt werden. 

2. Interaktiv e Kreativitä t al s Antwort au f lähmend e 
Dispositionen 

Es ist Teil der Erfahrungen seit 1990, dass kognitive Probleme mit zu dem Syndrom 
gerechnet werden müssen, das die derzeitige Krise in der Entwicklung von Städten 
und Regionen im Osten Deutschlands ausmacht. Die kognitiven Probleme resultieren 
aus - wie wir sozialpsychologisch sagen können - relativ starren, gleichbleibenden 
Überzeugungssystemen, offenbar geprägt durch eine staatlich ausgerichtete Versor­
gungsmentalität, die Beibehaltung kultureller und sozialer Traditionen sowie die Er­
fahrungen mit persönlichen Enttäuschungen und Beeinträchtigungen. Diese Über­
zeugungssysteme sind recht weit verbreitet. Sie finden sich nicht nur bei der ange­
stammten, vor allem älteren Wohnbevölkerung, sondern auch bei Fachleuten in Ver­
waltung und Betrieben. Es ist leicht zu sehen, dass in Folge derartiger „festgesetzter" 
und weitgehend immunisierter Überzeugungen eher Resignation und kulturelle Ab­
schirmung im Alltagshandeln die Oberhand gewinnen. Da viele Ostdeutsche sich gleich­
zeitig - das nun allerdings nur in bestimmten Fragen des Konsums oder der Lebenssti­
le - vergleichen mit westdeutschen und anderen europäischen Regionen, in denen es 
den Menschen besser geht, resultiert daraus zusätzlich ein Gefühl der Benachteiligung, 
das wir in den Sozialwissenschaften als „relative Deprivation" bezeichnen. Überzeu­
gungssysteme wie auch Mentalitäten sind dauerhafte Dispositionen. Sind sie so ange­
legt, dass mit ihnen überwiegend enttäuschte und deprimierte Haltungen einher ge­
hen, so ist es schwer, mit punktuellen, kurzfristigen Maßnahmen dagegen anzugehen. 
Doch ich möchte hier ein Konzept von Kreativität vorschlagen, das diese Malaise zu 
überwinden helfen kann. 



Zunächst sollte „Kreativität'' nicht als Charakterzug oder individuelle Fähigkeit ver­
standen werden. Diese Bedeutung könnte man selbstverständlich auch zu Grunde legen, 
aber im Verlauf dieses Projektes haben sich die Vertreter aus den fünf Städten zusam­
men mit den Wissenschaftlern darauf verständigt, von einer „städtischen Kreativität" im 
Sinne eines Arbeitsprinzips zu sprechen. Das erscheint als erfolgversprechende, aber 
auch folgenreiche Positionsbestimmung. Es kann nämlich nur ein Konzept von Kreativi­
tät in Frage kommen, das interaktiv angelegt ist „Kreativ handeln" bedeutet dann ein 
Vermögen, das im Verlauf interaktiver Austausch- und Austragungsprozesse heranwächst 
und ein unkonventionelles Agieren erlaubt. 

Das Konzept einer interaktiven Kreativität eröffnet die Chance, gerade die strukturell 
bedingten Stagnationsmerkmale zu überwinden. Nach der bereits erwähnten 
Lepsius'schen Analyse, die sich auf die damaligen Stagnations- oder Immobilismus-Merk­
male in Süditalien bezogen hatte, lassen sich vor allem ein die Lebenspraxis der ver­
schiedenen Bevölkerungsgruppen verfehlendes Leitbild, situationsinadäquate Deutungs­
muster, die Unfähigkeit zur Kooperation und ein Defizit bei der Wahrnehmung lokal­
politischer Aufgaben als schwerwiegende Hemmnisse für Problemlösungen wie für eine 
beginnende Entwicklungsdynamik benennen (Lepsius 1965). Und von der für den 
Mezzogiorno diagnostizierten „miseria" als einer zäh verfugten gedachten Ordnung, die 
wie ein Sog das Trachten der Menschen lähmt, ist die derzeitige Lage in Ostdeutschland 
nicht weit entfernt. Wenn da nicht die vielen rührigen und professionell agierenden 
Akteure wären, die vielleicht doch das Potenzial ausbilden können, wie man mit der 
Stagnation fertig wird. 

Das hier favorisierte Verständnis von Kreativität bedarf einer genaueren Betrach­
tung. Wir wollen sie, wie gesagt, als interaktiv konstituiert definieren, als eine Beziehung 
zwischen mindestens zwei Individuen oder zwischen mindestens einem Individuum und 
einem sozial-räumlichen Kontext. Dies vorausgesetzt, ergibt sich daraus logisch, dass wir 
es immer mit mindestens zwei Beschreibungen zu tun haben, um das Besondere der so 
entstehenden Kreativität zu erfassen. Und es kann sich dann auch nicht nur um ein 
banales Reiz-Reaktions-Schema handeln, um kreatives Verhalten zu erklären, sondern 
viel eher um einen Ansatz, wie ihn vor vielen Jahrzehnten bereits Kurt Lewin (1963) 
vorgeschlagen hatte: Das uns interessierende Verhalten (als abhängige Variable) ist eine 
Funktion von Person und Umwelt, wobei die Wechselbeziehungen zwischen Person und 
Umwelt einer sorgfältigen Klärung bedürfen. Bateson (1982) hat hierzu vorgeschlagen, 
wenigstens mit drei Variablen zu arbeiten, nämlich mit Reiz, Reaktion und Verstärkung, 
und zwar im Sinne eines so generierten besonderen Typs von Lernen. Es geht mithin um 
eine Organisation des Verhaltens in Kontexten. 



Die Kontexte sind in unseren Problemfeldern zum Beispiel zu beschreiben als Formen 
der lokalen beruflichen Einbindung oder im Sinne von „Stadt" als einem öffentlichen 
Raum für wirtschaftliches, politisches, soziales Handeln oder auch im Sinne einer Prozess­
dynamik, wie sie mit dem Begriff „Schrumpfung" bezeichnet wird. Soll nun nach Bedin­
gungen für eine interaktive Kreativität gesucht werden, so geht es darum, die Persönlich­
keitsmerkmale der handelnden Personen in ihrer Einbettung in derartigen Kontexten zu 
betrachten sowie institutionelle Regeln zu untersuchen, die im Sinne des erwähnten 
Verstärkungslernens ein Kreativitäts-Prinzip hervorzubringen ermöglichen. Selbstver­
ständlich macht es einen erheblichen Unterschied, ob handelnde Personen innerhalb der 
öffentlichen Verwaltung, mit ihren Regeln und ihrer Abhängigkeit, mit ihren politischen 
Vorgaben und ihrer Binnensicht, angesiedelt sind, oder ob sie in Betrieben oder Verbän­
den eingebunden sind und aus diesen Kontexten heraus argumentieren. 

Für solche Konfigurationen möchte ich nun ein Merkmal besonders hervorheben. Die 
vielen Gespräche und Erfahrungsberichte im Verlauf dieses Projektes haben aufgezeigt, 
dass offenbar zwischen den weit verbreiteten geschlossenen Überzeugungssystemen und 
den Alltagsroutinen einerseits und der daneben stattfindenden Dynamik des Ungewohn­
ten, Offenen andererseits, das mit den Strukturbrüchen einhergeht und häufig als Unsi­
cherheit erlebt wird, eine weite Lücke klafft. Beide Strömungen sind kaum miteinander 
zu vermitteln. Dies drückt nichts anderes aus als die Tatsache, dass die Zeit aus den Fugen 
ist, dass das „Verfugen" von gesellschaftlichem Wandel, sozialen Milieus und persönlicher 
Entwicklung nicht mehr gelingt, dass die verschiedenen Komponenten der Entwicklungs­
prozesse aus dem Rhythmus gekommen sind. Das starre Festhalten gut vielen, die „auf der 
anderen Seite" stehen, als veraltet, während gerade diese Menschen, die sich das Veraltet-
Sein nicht nachsagen lassen wollen, das Neue in seiner unbegriffenen Dynamik als zu 
schnell und zu bedrohlich empfinden. Sie wollen (verständlicherweäse) ihre seither weitge­
hend erreichte Kohärenz und Klarheit in ihrem Weltbild nicht einbüßen. 

Haben wir es hier mit einem besonderen, in den Prozessen der ostdeutschen Transfor­
mation ausgewachsenen „cultural lag" zu tun? Vieles spricht dafür - auf alle Fälle lassen 
sich zahlreiche Stagnationsmerkmale und Abwehrhaltungen aus einem solchen „lag" 
erklären. Ebenso die Schwierigkeiten, die einer interaktiven Kreativität als einem Ar­
beits- und Verfahrensprinzip entgegenstehen. 

All dies macht verständlich, dass es nur schmale Öffnungen sind, durch die neue 
Impulse, kreatives Vorgehen, unkonventionelles Handeln etadringen können. Doch in 
allen komplexen Entwicklungen, in allen stagnierenden Zuständen lassen sich immer 
auch Merkmale gegenläufiger Tendenzen ausmachen. Sie zu sichten und zu stärken, ist 



für unser Thema zentral. HanaUungsräume zu schaffen, zum Beispiel durch Wettbewer­
be, wo dieses Neue erarbeitet und erprobt werden kann, sollte das Gebot der lokalen 
Politik sein. Die Wege dahin kann der folgende Abschnitt aufzeigen. 

3. Ansatzpunkt e un d Beispiel e fü r städtisch e Kreativitä t 

Ich habe an anderer Stelle (Keim 2001) dargelegt, wie wichtig es ist, die historischen 
Pfadentwicklungen, ebenso die Logik eigendynamischer Prozesse und die Notwendig­
keit des im Zeitverlauf synchronisierten Handelns als Rahmensetzungen zu wählen. Davon 
ausgehend, lassen sich einige handlungspraktische Vorschläge entwickeln. Sie entstam­
men zum Teil den bereits andernorts gemachten Erfahrungen, den kognitions-
wissenschaftlichen Erkenntnissen, aber auch den Beiträgen, die von den Teilnehmern 
unseres Projektes im Verlauf der Workshops vorgetragen worden sind. 

Es sind vor allem drei unterscheidbare Vorgehensweisen, die hier in Betracht kommen: 

• Die verbesserte zeitliche Abstimmung zwischen den verschiedenen Steuerungs­
maßnahmen: Reaktionen auf Einwohnerverluste, Reaktionen auf Wohnungsleer­
stände, Reaktionen auf Infrastruktur-Überkapazitäten, Reaktionen auf 
Finanzierungsengpässe bedürfen einer beschleunigenden und kreativen 
Koordination und Lenkung. Zu fragen ist dann, wie eine so betriebene Verände­
rung des stadtpolitischen Handelns auf sichere, d.h. den Bürgerinnen und 
Bürgern mit ihren Mentalitäten vermittelbare Weise vorangebracht und wie 
dieses Agieren (nicht zu schnell, aber doch beschleunigt) dem vorhandenen 
Korpus der PoUtikformuherung und der Handlungsinstrumente einverleibt 
werden kann. Es ist anzunehmen, dass dabei auf Grund von Macht und Einfluss 
Hindernisse mobilisiert werden, dass aber auch Zug um Zug dieser festgezurrte 
Komplex selbst aufgeweicht wird. 

• Das Erschließen zusätzlicher Handlungsfelder  durch Überschreiten des 
seitherigen festgezurrten Zuständigkeitsraumes und durch Umdeutungen: 
Kreative Lösungen können häufig nicht von innen her erfolgen, sondern indem 
die Handelnden ein paar Schritte zurücktreten und mit dem Blick von außen an 
die Veränderungen herangehen. Oder, noch wirksamer, indem neues Personal 
aufgeboten wird. Dazu gehört - um einen frühen Gedanken von Karl W. Deutsch 
aufzugreifen -, dass verschachtelte Konzepte in ihre ursprüngliche Elemente 
zerlegt und auf neue Weise zusammengesetzt werden. Dazu gehört auch, dass 



Situationen und Lösungsmuster, die den Akteuren vertraut sind, umgedeutet 
werden, so dass sich daraus neue Handlungschancen eröffnen. In der Sprache 
der Kommunikationswissenschaften spricht man insoweit von „Lösungen 
zweiter Ordnung" (Watzlawick u.a. 1974). Während Lösungen erster Ordnung sich 
meist auf den „gesunden Menschenverstand" oder das herkömmliche Experten­
wissen stützen, erscheinen Lösungen zweiter Ordnung oft absurd oder vernunft­
widrig, ihrem Wesen nach überraschend und paradox. „Lösungen zweiter 
Ordnung heben die zu lösende Situation aus dem... Teufelskreis heraus, in den 
sie die bisherigen Lösungsversuche geführt haben, und stellen sie in einen 
neuen, weiteren Rahmen" (Watzlawick u.a. 1974:105). 

• Das Zulassen und Erproben von Modellen oder  Sozialexperimenten: Im Sinne 
kollektiver Lernprozesse (als „Lernende Region", als „Lernende Stadt") können 
gerade die derzeitigen belastenden Verhältnisse zum Anlass genommen werden, 
um ausdrücklich neben den herkömmlichen Regelwerken neue Erfahrungen zu 
sammeln. Mit dem bisherigen, recht erfolgreichen Programm des Experimentel­
len Wohnungs- und Städtebaus des Bundes wurde dieser Weg in städtebaulicher 
Hinsicht über Jahre hinweg bereits beschritten. Heute aber geht es darüber 
hinaus um eine Neudefinition der Stadtentwicklung insgesamt, die andere 
sektorale Politiken ebenso einschließen muss wie die Selbstorganisation 
handlungsbereiter Bürgergruppen oder Organisationen. Dazu gehört auch das 
Lernen von anderen Städten im In- und Ausland. 

Im Einzelnen mache ich zur Inszenierung einer städtischen Kreativität, um Regene­
rierungsprozesse in den Städten mit Schrumpfungsproblemen in Gang setzen zu können, 
folgende Vorschläge: 

a) Andere  Prioritäten setzen (als Teil einer Vorbereitungs- und Planungsphase). Damit 
soll ein Zutrauen in das Potenzial „inszenierter Kreativität" gestärkt werden. Kreativität 
bedeutet noch nicht Problemlösung, aber sie liefert ein Ideenspektrum, das eine gute 
Grundlage für vollendete strategische Planungen darstellt (durchaus mit teilweise ähnli­
chen Elementen wie bisher), bei der jedoch andere Prioritäten gesetzt werden. So geht es 
insbesondere um neue Problemdefinitionen, um das Aufzeigen von Dilemmata, um die 
Einrichtung neuer Dienstleistungen, um andere Verfahrensschritte und Verfahrens­
techniken (Management), um das neuartige Ansprechen von potenzieEen Akteuren/Kun­
den sowie um die Übernahme von partizipatorischen Ansätzen aus der Gemeinwesen­
entwicklung. 



b) „Werkzeugkasten"anlegen und  aktivieren. Damit ist, gewonnen aus den englischen 
Erfahrungen (Landry 2000), ein Arsenal an Ideen, Konzepten, Arbeitsformen, Techniken 
und Kniffen gemeint Oft sind es unsere angelernten Gedankengebilde, die die Art und 
Weise bestimmen, wie wir die Probleme sehen, aufgreifen und lösen. Der „Werkzeug­
kasten" soll dazu helfen, auch andere Seiten von Problemen zu betrachten, z. B.: Sind 
Sachverhalte getrennt oder miteinander verbunden? Muss die Vorrangstellung wirtschaft­
licher Faktoren durch Betonung sozialer Belange modifiziert werden? Sind „Lösungen" 
von Machtinteressen bestimmt oder wählen wir neue Wege mit neuen, zukunftsträchti­
gen Namen (z. B. Habitat-Dezernat statt Wohnungsamt). 

c) Möglichst  viele  Beteiligungen. Die kreativ handelnden Stadtmenschen studieren, 
wie man Plätze gut nutzen kann (Roland Günter harte schon vor vielen Jahren solche 
Denkanstöße im Rahmen seiner Kulturprojekte formuliert, Günter 1989,1998 u.a.). Sie 
fahren mit Bussen nach Italien und Holland und sehen sich dort die Piazzen an. So ange­
regt, nehmen sie verschiedene Vorhaben in ihrer eigenen Stadt in Angriff. Und von Roland 
Günter stammt auch die folgende Idee: Auf einem Platz installieren die Kreativen in 
großer Schrift einige Texte. Einer lautet: „Die Herrschaft errichtet Schranken zwischen 
den Regierten und trennt sie. Sie ermuntert sie, nicht an ihresgleichen zu denken, und 
macht aus der Gleichgültigkeit eine Art öffentliche Tugend. Sind die Bürger gezwungen, 
sich mit den öffentlichen Angelegenheiten zu befassen, so werden sie notwendig ihren 
persönlichen Interessen entzogen und ab und zu aus ihrer Selbstschau herausgerissen." 
(Alexis de Toquevüle) Ideenreiche, eigenständige Aktivitäten sind zu sehen als Ausdruck 
bürgergeseUschaftiicher Selbstorganisation. Stadtforen sind geeignete Mittel, um nicht 
nur divergierende Positionen und Interessen kennen zu lernen, sondern sich gedanklich 
auch selbst in die Rolle anderer zu versetzen (Stoker 2000). 

d) In  Zusammenhängen denken.  Städte sind faszinierende Gestalten von Zusammen­
hängen. Ihre Probleme sind (auch) komplex; ihre Verbesserungen brauchen den Gesamt­
blick. Von Sigmund Freud stammt folgende schlagende Einsicht: Es gibt zu jedem kom­
plexen Problem eine einfache Lösung - aber die ist gewöhnlich falsch!*' 

Das Denken in Zusammenhängen stellt alle Akteure, die ihre Ideen, ihr Vorgehen gut 
fundiert und schlüssig wahrnehmen wollen, vor erhebliche Herausforderungen. Nicht 
nur bedürfen sie selbst einer entsprechenden Sichtweise und eines adäquaten Wissens. 
Sie müssen auch in ihrer Kommunikation anstreben, die Kontexte jeweils mit zu hefern 
und so das besondere Jraming", d.h. die durch Kontexte gebildete Rahmung für unkon­
ventionelle Handlungsvorschläge aufzuzeigen. Ansonsten lässt sich die Beachtung von 
Zusammenhängen am besten dadurch realisieren, dass die Arbeitsgruppen mit höchst 
unterschiedUchen Personen besetzt werden. 



e) Sozialorientierte  Konzepte entwickeln. Wenn wir Kreativität und andere kulturelle 
Ressourcen hervorheben, heißt das, dass wir die Städte nicht als Maschinen sondern als 
hybride sozio-technische Systeme verstehen. Wird diese Auffassung zum tragenden Ele­
ment der gemeinsamen Aufgabe Stadt-Regenerierung, dann verlagert Stadtpolitik ihren 
Schwerpunkt von der physischen üifrastruktur zur Städte-Dynamik und zur Lebens­
qualität der Stadtbewohner. Das bedeutet nicht, dass städtebauliche Maßnahmen keine 
Rolle spielen, aber sie werden eingebunden in ein breiteres Verständnis von 
Regenerierung: als ein (sich) selbsttragender Prozess, der den Menschen (legitimierte) 
Gelegenheiten zur Entfaltung und Mitgestaltung eröffnet, wodurch erst eine stärkere 
Basis für eine spätere Wettbewerbsfähigkeit der Stadt erwachsen kann. 

Werden Lebensbedingungen und Lebensstile bzw. Problemlagen einzelner Grup­
pen, ebenso Tendenzen zur sozialen Fragmentierung oder Exklusion herausgearbeitet, so 
wird sichtbar, dass die Regenerierungsprozesse immer auch Fragen der sozio-kulturellen 
Differenz und der sozialen Integration betreffen. Hier wird deutlich, dass die sektoralen 
Aufgaben, etwa seitens der Wohnungswirtschaft, des Städtebaus oder der räumlichen 
Planung, immer nur dann erfolgreich realisiert werden können, wenn sie in ihren güns­
tigen Auswirkungen auf den Umgang mit Differenz und auf die stufenweise Realisierung 
von sozialer Integration erkennbar werden. 

f) Öffnen,  ausstrahlen,  werben, Signale  setzen! Dies ist eine wichtige Grundhaltung, 
die - zusammen mit aktivierter Phantasie - die defensiven Vorgehensweisen überwin­
det und die Handlungshorizonte erweitert. Die durch städtische Kreativität angestoße­
nen Veränderungen sollten kontinuierlich veröffentlicht und propagiert werden. 
Nachahmer und Multiplikatoren sind lebenswichtig. Wieder sind es Einzelbeispiele, 
die hier Anregungen liefern. Die aktiven Menschen warten nicht still, was die Medien 
berichten, sondern werben selbst in vielerlei Formen, mit immer neuen Informationen 
und großem Einfallsreichtum. Ein Beispiel ist das Sichtbarmachen der „poetischen 
Orte"; sie bestehen aus den vielen realen, konkreten Orten und  aus den zusätzlich 
erfundenen, gestalteten Orten (Günter 1998). Sie bilden Identifikationsräume und ver­
anlassen Menschen zum Bleiben; und sie vermögen weitere Menschen anzuziehen. Wo 
immer es geht, versuchen kreative Menschen auf ungewöhnliche Weise Anstöße zu 
geben. 

g) Bewertungen  und  Messungen. Die Kommunalpolitik wird zweifellos im Rahmen 
der notwendigen konzeptionellen Arbeiten verschiedene Arbeitsgruppen einsetzen. Es 
wäre wichtig, dass alle Arbeitsgruppen (oder eine Arbeitsgruppe mit Koordinie­
rungsfunktion) die Potenziale und die Hindernisse einer kreativen Stadtentwicklung 
bewerten bzw. bewertet. 



Ebenso müsste nach der Erprobungsphase mit neuen Handlungskonzepten und Maß­
nahmen ein Messinstrument entwickelt werden, um den Erfolg, aber auch Misserfolg zu 
messen. Hierzu hegen Instrumentenvorschläge vor, die ohne großen Aufwand einsetzbar 
sind (Landry 2000). 

4. Ein e neu e Politi k de r Städt e 

Wenn lokale Handlungsstrategien entwickelt und Elemente einer städtischen Kreati­
vität entfaltet werden, kann Schritt für Schritt, angestoßen durch den Leidensdruck der 
Schrumpfungsprozesse, eine neue Politik der Städte formuliert und praktiziert werden. 
Sie wird einerseits Diskurse benötigen, damit eine neue Verständigung über die Situati­
on und über die Zukunftschancen der Stadt zustande kommt. Sie wird andererseits Netz­
werke bilden und dabei versuchen, Gruppen und Unternehmen zu beteiligen, die üblicher­
weise an kommunalpolitischen Aufgaben sonst nicht mitwirken. In der Planungs­
wissenschaft sprechen wir gerne von „Stakeholders", also Einrichtungen oder Organisa­
tionen, die bereit sind, sich - selbst wenn sie selbst weit verzweigte, überlokale Arbeits­
beziehungen aufweisen - für die Belange vor Ort zu engagieren. 

Die neue Politik der Städte wird zudem Wissensmilieus fördern und Pilotprojekte 
unterstützen, die sich bemühen, Kriterien der Stadtentwicklung mit Kriterien der Quali­
fizierung und Nutzbarmachung von „Local Knowledge" zusammenzuführen. Hier eröff­
net sich gerade in den Städten mit Einrichtungen der Wissenschaft, der Forschung und 
Entwicklung, der Ausbildung und Qualifizierung, der vielen neuartigen Ideenschmieden 
(Software-Produkte, Service-Ringe, Kunden-Netze u.a.) ein weites Betätigungsfeld, das die 
Kommunalpolitik bisher kaum entdeckt oder genutzt hat Die planende Verwaltung kann 
(und sollte) dabei als „Enabler" auftreten. 

Eine durch städtische Kreativität gekennzeichnete neue Politik bricht verharzte Struk­
turen auf, öffnet die Horizonte und fördert die Hinwendung zur lokalen Zivilgesellschaft. 
Das freilich wird sich nicht als bloße Eigendynamik ereignen. Es bedarf eines klaren, 
allerdings neu definierten Führungskonzepts. Die englischen Beispiele mit „Kreativer 
Stadt" frappieren uns in diesem Punkt, denn mehrfach haben die unkonventionellen 
Strategien damit eingesetzt, dass das verantwortliche Führungspersonal ausgetauscht 
wurde. Zumindest sollte konstatiert werden, dass es anregender, innovativer Teams und 
Arbeitsstäbe bedarf, und dass Amtsinhaber, die ihre Rolle vor allem als Bedenkenträger 
und Verhinderer verstehen, abgezogen werden sollten. 



Die neue Politik kann auch scheitern (Stoker 2000). Sie kann zu schwach wirksam wer­
den, weil es am tatsächlichen Engagement fehlt Sie kann vor allem versagen, wenn es 
darum geht, eine neue langfristige Perspektive jenseits der Mittel von Markt und Staat 
hervorzubringen. Denn was Jangfristig" bedeuten kann, sehen die beteiligten Interessen­
gruppen und öffentlichen Akteure durchaus verschieden. Auch die Vorstellungen darüber, 
was eine „gute" Steuerung ist, können stark variieren. Geht man eher mit neuen Manage­
ment- Techniken vor oder setzt man auf die JStakeholders"? Um hier Blockierungen und 
neue Enttäuschungen zu vermeiden, bedarf es einer breit getragenen Hinwendung zu Ex­
perimenten und Lernprozessen. Letztlich hängt viel davon ab, ob es in den Kreativitäts-
Schritten gelingt, institutionelle Regeln und Arrangements so aufzubauen, dass die ge­
meinsam erarbeiteten Instrumente zum anerkannten Bestandteil der Stadtpolitik werden. 

Ich schließe mit einem Zitat von Robert Musil (1952): 

„Wenn es aber Wtklichkeitssinn gibt  [...], dann muss es  auch etwas geben, das man 
Möglichkeitssinn nennen kann.  Wer  ihn besitzt,  sagt  beispielsweise  nicht:  Hier ist 
dies oder  das  geschehen, wird  geschehen,  muss  geschehen,  sondern  er  erfindet: 
Hier könnte, sollte  oder  müsste geschehen;  und  wenn  man ihm von  irgend  etwas 
erklärt, dass es so sei, wie es sei, dann denkt er:  Nun, es könnte wahrscheinlich auch 
anders sein  So  ließe sich der  Möglichkeitssinn  geradezu  als die Fähigkeit  definie-
ren, alles, was ebenso gut sein könnte,  zu denken, und  das was ist, nicht wichtiger  zu 
nehmen als  das, was nicht ist" 

Anmerkung 
*) Diesen Hinweis verdanke ich H. Häußermann und W. SiebeL 
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Phil Woo d 

The Cycl e o f U r b a n Crea t iv i ty * 

Der Kreislau f urbane r Kreativitä t 

Kreativität -  we r brauch t sie ? 

Es gab eine Zeit, da war alles viel einfacher: Die Leiter leiteten, die Planer planten -
und die Arbeiter arbeiteten. Kreativität - das war Sache der Künstler, vielleicht noch 
einiger weniger Wissenschaftler, doch mit dem „ernsten Geschäft" der Führung einer 
großen und komplexen Organisation hatte sie nun wirklich nichts zu schaffen. Heutzuta­
ge würden jedoch nur wenige Führungskräfte in der Geschäftswelt zumindest zugeben, 
keine sorgfältig durchdachte Strategie an der Hand zu haben, um das kreative Potenzial 
in sich selbst und in ihren Mitarbeitern freizusetzen. Die Kreativität ist nunmehr zu 
einem Teil des Firmenvermögens geworden, a „corporate asset" - ja sogar zu einer Waffe 
im Kampf um globale Wettbewerbsvorteile. Das Nomura-Institut ist sogar so weit gegan­
gen zu erklären, dass wir uns nicht mehr im Industriezeitalter, ja nicht einmal mehr im 
Informationszeitalter befinden. Wir stehen, so wird uns gesagt, auf der Schwelle zum 
Zeitalter der Kreativität. 

Warum Kreativität heute so gefragt ist, hegt auf der Hand. Wirtschaftstätigkeit und 
Geschäftsleben spielen sich in einem Klima ständiger und unvorhersehbarer Verände­
rungen ab. Die Dynamik und Kraft globaler Netzwerke, die Unsicherheit von Markt­
tendenzen, die wachsenden Erwartungen der Kunden und Mitarbeiter bringen es mit 
sich, dass nur der die Nase vorn behält, der flexibel plant und in Gedanken schon weiter 
geht. Selbst wenn Sie das beste Produkt oder die beste Dienstleistung auf dem Markt 
anbieten - die einzige Frage, die der Markt stellt, lautet: „Was werden Sie morgen für 
mich tun?" Aus diesem Grunde ist die Innovationsfähigkeit nicht mehr nur eine reizvolle 
Nebenbeschäftigung, mit der sich zuweilen Leerzeit füllen lässt - Innovation ist 
schlichtweg alles, sie ist der eigentliche Kern dessen, was erfolgreiche Unternehmen von 
heute tun. In der New Economy bedeutet die Unfähigkeit zur Innovation den Tod. 

Die Innovation ist Teil eines umfassenderen Kreativitätsprozesses, den der Amerika­
ner John Kao wie folgt definiert: 



Der gesamte Prozess, durch den Ideen geschaffen, entwickelt  und  in Werte 
verwandelt werden,  umfasst das,  was gemeinhin als  Innovation md Unternehmer-
geist bezeichnet  wird...  Er schließt sowohl  die  Kunst neue  Ideen hervorzubringen 
ein, als auch die Disziplin, diese Ideen bis  zum Stadium  realisierter Werte  zu 
entwickeln und  zu gestalten. (Kao 1996,  Übers. K L) 

Damit wird die stereotype Idee JKreativität ist Sache der Künstler" zwar erfasst, jedoch 
gleichzeitig auch auf den Kopf gestellt Die kreative Führungskraft hat die Fähigkeit erwor­
ben, sowohl mit Fakten als auch mit Intuition zu arbeiten, mit Phantasie zu handeln, Proble­
me nicht nur zu analysieren, sondern sie zu visualisieren  und Lösungswege zu erfühlen -
und dann auf dieser Grundlage konsequent, systematisch und diszipliniert zu handeln. 

Kreatives Kapita l 

Topunternehmen haben es gelernt, in ihrem Streben nach Wettbewerbsfähigkeit Wert 
auf eine viel größere Bandbreite von Vermögenswerten zu legen. Neben dem Aktien- und 
Humankapital beginnen Firmen heute damit, ihr kreatives  Kapital  aufzuspüren und 
größenmäßig zu erfassen - ihr Inventar an Ideen, ihr Talent, immer wieder neue hervor­
zubringen, und ihre Fähigkeit, Werte aus ihnen zu schöpfen. Es sind dies Organisationen, 
die sich ein neues Selbstbild als Ideenfabriken geschaffen haben. Und das ist weit mehr 
als ein Unternehmen, das einfach nur sagt, es wolle mehr kreative Mitarbeiter gewinnen 
- denn welches Unternehmen wäre darauf bedacht, unkreative Leute einzustellen? Nach 
John Kao ist eine ganzheitliche Herangehensweise an eine Unternehmenskultur vonnöten, 
in der die Führungsaufgaben genauso spannend geworden sind wie die Arbeit des Erfin­
ders. Die Schöpferkraft selbst wird zur Führungsaufgabe. Darüber hinaus wird von den 
Führungskräften jedoch auch noch verlangt, einen Balanceakt zwischen Offenheit und 
Entschlusskraft, zwischen individuellen Talenten und Gruppendynamik, zwischen Sicher­
heit und Risiko, zwischen Glücksspiel und Berechnung zu vollführen. 

Doch soll es in diesem Beitrag nicht darum gehen, wie man als Führungskraft eines 
Unternehmens kreativer wird. Dieser Artikel beschäftigt sich mit der Frage, wie gedeih­
liche und blühende städtische Gemeinwesen zu schaffen und zu verwalten sind. Die 
Städte und Gemeinden stehen heute unter dem gleichen Druck wie die Wirtschaftsunter­
nehmen und sehen sich in immer stärkerem Maße dazu gezwungen, in ähnlicher Weise 
darauf zu reagieren. Was macht aber nun das kreative Kapital einer Stadt aus? Wer kann 
uns sagen, wie man das Potenzial einer Stadt zur Ideenschöpfung findet und nutzbar 
macht und wie man sie leitet, als sei sie eine Ideenfabrik wie Microsoft oder MIT? 



Der amerikanische Autor Richard Florida hat diesen Gedanken noch weiter geführt 
und argumentiert, dass Menschen in der Arbeitswelt ein wachsendes Interesse an ihrer 
Selbstverwirklichung entwickeln und immer höhere Anforderungen an den Ort stellen, an 
dem sie arbeiten, und dass ihre traditionellen LoyaUtätsbindungen gegenüber ihrer Firma 
deshalb immer weiter schwinden. Die Menschen erwarten heutzutage nicht mehr, ein Le­
ben lang bei ein und derselben Firma zu arbeiten, sondern sind auf der Suche nach ande­
ren Einrichtungen / Unternehmen, in die sie ihre Loyalität einbringen können und die 
ihnen im Gegenzug die Möglichkeit geben, ihr Potenzial zu realisieren. Florida führt an: 

Der Ort hat die Finna als entscheidende Organisationseinheit  unseres Wirtschafts-
systems abgelöst...  Orte  sind Magnete  für Talente. (Florida  2002, Ubers. K L) 

Die Städte und Gemeinden, so führt er ins Feld, sind nunmehr die Fundgruben einer 
neuen Form des Reichtums, der zur wichtigsten wirtschaftlichen Triebkraft des kom­
menden Jahrhunderts werden wird: des kreativen Kapitals. Die Art und Weise, auf die 
ein Ort sein kreatives Kapital nutzt - oder vergeudet - wird darüber entscheiden, ob es 
mit diesem Ort aufwärts oder abwärts geht 

Kreative Ort e 

Sir Peter Hall (1998) hat gezeigt, dass sich Städte durch die gesamte Geschichte hin­
durch dank ihrer Fähigkeit entwickelt haben, Innovationen technischer, sozialer, pro­
duktiver, intellektueller und kultureller Art nutzbar zu machen. 

In der Vergangenheit konnte eine Stadt bereits aufblühen, wenn sie einen Wettbewerbs­
vorteil in nur einem dieser Bereiche zu bieten hatte, beispielsweise das geistige Potenzial 
im alten Athen oder die technische Schubkraft im Manchester des 19. Jahrhunderts. 
Künftig müssen die Städte jedoch Innovationskraft in alle Richtungen entwickeln. Eine 
besondere Bedeutung erlangten hierbei die Fusion zwischen der technologischen und 
der kulturellen Kreativität bei der Entwicklung einer experimentellen Wirtschaft und 
einer produktiven Leistungsfähigkeit auf dem Gebiet der neuen Medien sowie der Be­
darf an Innovationen zur Stärkung der Urbanen Nachhalügkeit 

Kreativität und Innovation im Urbanen Kontext müssen zu einem ganzheitlichen und 
integrierten Prozess werden, der alle Aspekte städtischen Lebens einschließt Soziale, 
wirtschaftliche, politische, kulturelle und ökologische Innovationen sind alle gleicher­
maßen vonnöten und müssen gleich gewichtet werden. 



In Zukunft wird man sich stärker auf eine neue, „weichere" Form der Kreativität und 
Innovation hin ausrichten müssen. Ganz unbestritten gewinnen Fragen der sozialen Ko-
häsion und Fragmentation sowie des interkulturellen Verständnisses eine immer größe­
re Bedeutung auf der Tagesordnung der Politiker, und ihre Lösung setzt andere Techni­
ken und Kombinationen von Fähigkeiten und Talenten voraus als die, die man gemeinhin 
mit der Verwaltung von Städten und Gemeinden in Verbindung bringt. 

Gegenwärtig scheint jedoch eine regehechte neue Welle innovativer Städte heranzu­
rollen. Diese Städte streben danach, wirtschaftlichen Ideenreichtum mit einer nachhalti­
gen Entwicklung und Stärkung des städtischen Gemeinwesens zu vereinen und mit kon­
sequenten Benchmarking-Programmen zu verbinden, um ihre Stadtentwicklung voran-
zutreibea In Städten wie Seattle, Melbourne und Freiburg wird eine hohe Lebensqualität 
als Wettbewerbsinstrument eingesetzt Richard Florida geht noch weiter und benennt 
eine „Kreative Klasse" von Menschen, die einerseits in hohem Maße ungebunden und 
ortsunabhängig sind, andererseits jedoch auch eine intensive Loyalität gegenüber den 
Orten pflegen, an denen sie sich wohl fühlen. Ihre Entscheidung für den Wohn- und 
Arbeitsort ihrer Wahl wird immer stärker ausschlaggebend dafür werden, welche Städte 
aufsteigen und welche in die Bedeutungslosigkeit versinken. Die „Kreative Klasse" lässt 
sich laut Florida nicht nur einfach durch nahehegende Faktoren wie ein hohes Einkom­
men, gute Kamereaussichten oder den hohen Status eines Ortes beeinflussen. Viel wich­
tiger ist es diesen Menschen, an einem Ort zu leben, der von großer Vielfalt geprägt ist 
und wo man unterschiedhchen Rassen, Kulturen und sexuellen Orientierungen mit Tole­
ranz begegnet, der Raum für Individuahtät hat, aber auch seine kollektive Verantwor­
tung für das Wohlergehen der gesamten Gemeinschaft wahrnimmt. Sie sind auf der 
Suche nach Orten, die ihnen die Möglichkeit bieten, ihr kreatives Potenzial zu entfalten 
(Florida 2002). 

Jede Stadt muss sich grundsätzlich darüber klar werden, dass ihr Schicksal unauflös­
lich daran gebunden ist, wie gut - oder wie schlecht - sie mit der Kreativität umgeht, die 
in ihren Bürgern angelegt ist. Die Fähigkeit einer Stadt, diese Kreativität wahrzuneh­
men, anzuerkennen, freizusetzen, zu nähren, nutzbar zu machen, gewinnbringend einzu­
setzen, aufrecht zu erhalten und schließlich wiederzuverwerten, wird in einem Klima 
des globalen Wettbewerbs über das Schicksal dieser Stadt entscheiden. 

Der erste systematische Versuch, alle diese Fragen in Angriff zu nehmen, ist das Mo­
dell der Kreativen Stadt, das von Charles Landry (2000) entwickelt wurde. 



Auslöser urbane r Kreativitä t 

Die entscheidende Frage, der sich alle Orte stellen müssen, besteht nun darin, wie 
sie das richtige Klima und die entsprechenden Voraussetzungen schaffen, um die la­
tent vorhandene Kreativität freizusetzen. In unseren Beobachtungen haben wir den 
Eindruck gewonnen, dass es eine Reihe von Faktoren gibt, die die Voraussetzung dafür 
bilden, dass einer Stadt der Übergang zur Urbanen Kreativität gelingt . In den meisten 
Fällen weisen diese Städte eine Kombination mehrerer der folgenden Voraussetzungen 
oder Auslöser auf: 

• Bewusstmachen  einer  Krise -  Eine Stadt muss zwar nicht in jedem Falle erst 
völlig zu Boden sinken, bevor sie ganz hoch zur Spitze aufsteigen kann, doch 
dieser Faktor spielt in den meisten Fällen eine Rolle, da ein politischer oder 
wirtschaftlicher Zusammenbruch einen leeren Raum hinterlässt, in dem vorher 
unhaltbare Ideen Wurzeln schlagen können. Eine Krise machen zwar viele 
Städte durch, doch längst nicht alle werden sich dessen bewusst, was sie 
bedeutet. Zwei Beispiele für Städte in Großbritannien, die auf eine solche Krise 
eine gute Antwort gefunden haben, sind Glasgow und Huddersfield in den 
1980er Jahren. 

• Governance  und organisatorische Kapazität - Dies ist vielleicht die entscheidende 
Voraussetzung, denn ohne einen effektiven institutionellen Rahmen wird keine 
Stadt jemals in der Lage sein, ihre kreativen Ideen in Handlungen umzusetzen. 
Durch die Einführung einer neuen Verwaltungsform im Ruhrgebiet wurde eine 
neue Welle der Innovation freigesetzt, die anderenfalls durch vernichtende 
innere Streitigkeiten womöglich entmutigt und abgewürgt worden wäre. 

• Einflüsse  von außen -  Manche Städte sind so vollständig in ihren eigenen 
Problemen verfangen, dass sie eine klar auf der Hand hegende Lösung gar nicht 
mehr wahrnehmen können. Dies muss dann oftmals durch einen Beobachter von 
außen oder durch die Einbeziehung eines externen Beraters geleistet werden. 
Auf einer anderen Ebene kann das Hinzukommen einer neuen Gruppe, 
beispielsweise einer ethnischen Minderheit, ein Zündfunke für neue Formen der 
Wiedergeburt einer Stadt werden. So wurden Amsterdam, Antwerpen und Wien 
in der Vergangenheit durch zugezogene Minderheiten neu belebt In der Gegen­
wart durchläuft die Stadt Randers in Dänemark einen Selbsterneuerungsprozess 
auf der Grundlage von Ideen, die sie den unterschiedlichen Gruppen von 
Flüchtlingen verdankt, welche in ihr Aufnahme gefunden haben. 



• Freiräume  für kreative  Experimente -  der Aufbau einer neuen Einrichtung, eines 
Stadtviertels oder eines neuen Diskussionsforums, in denen innovatives Denken 
angeregt und gefördert wird. 

• Leistungsvergleiche  (̂ Besf practice benchmarking")  -  eine bewusste Strategie, um 
sich mit vergleichbaren Städten zu messen und Innovationen durch Wettbewerb 
und Lernen von Vorbildern voranzutreiben. 

• Ehrgeiz  und Streben nach  Zielen -  Opportunismus und Unternehmertum einer 
Einzelperson oder einer Gruppe, oder auch der Wettbewerb zwischen mehreren. 

• Beteiligung  & Ideenpools -  die Schaffung eines bürgerschafthchen Klimas, in dem 
der Meinungsstreit und die Bildung von Netzwerken gefördert werden, oder das 
Ingangsetzen spezifischer Prozesse, wie beispielsweise Urban Visioning. 

• Ereignisse,  Konzepte  und  Organisationen mit Katalysatorfunktion  - zum Beispiel 
die Verabschiedung einer Charta, einer Erklärung oder eines Manifests; prägen­
de Slogans, Ereignisse oder Wettbewerbe, oder neue Konzepte wie die Lokale 
Agenda 21. 

• Außergewöhnliche  Umstände  - wie ein politischer Wandel, eine neue Führung, 
tiefgreifende politische oder soziale Konflikte. 

• Und zu guter Letzt... das vollkommen Unerwartete  und Unvorhersehbare. 

Landry hat seine Untersuchungen weiter fortgesetzt, um herauszufinden, wie eine Stadt 
den kreativen Prozess lenken könnte. Zwar kann Kreativität oftmals durch unerwartete 
oder unvorhersehbare Faktoren ausgelöst werden, doch dies bedeutet nicht, dass wir es 
mit einem in mystische Nebel gehüllten Gebiet zu tun hätten, das nur für außerordentlich 
begabte und einsichtsvolle Einzelpersonen einsehbar wäre. Kreativität argumentiert Landry, 
ist ein Prozess - und in den meisten Fällen ein kollektiver Prozess. In Fortführung seiner 
Arbeiten erforscht er eine Reihe von Methoden, mit deren Hufe Gruppen und Organisatio­
nen befähigt werden könnten, ihre Kreativität zu begreifen und zu stärken. 

Im Folgenden werde ich eine dieser Methoden näher erläutern - nämlich den Cycle  of 
Urban Creativity" (Der Kreislauf urbaner Kreativität) - sowie meine Erfahrungen schil­
dern, die ich bei ihrer Umsetzung in der realen Praxis in Huddersfield, einer Stadt im 
Norden Englands zwischen Leeds und Manchester, gesammelt habe. Huddersfield war eine 



typische durch die industrieEe Revo­
lution hervorgebrachte, einstmals rei­
che Stadt Mitte der 1980er Jahre wur­
den die meisten ährer Textilfabriken 
und Kohlegruben geschlossen, und die 
Stadt geriet in eine ernste Krise - so­
wohl wirtschaftlich als auch hinsicht­
lich ihrer zugrundeliegenden Ver-

waltungssirakftiren. Ein Wechsel in der politischen Führung leitete eine Phase radikaler 
Neubewertung und Veränderung ein, brachte eine neue Vision hervor und führte zu einem 
Auftauen der städtischen Bürokratie und zum Entstehen neuer Partnerschaften mit einer 
ganzen Reihe von Interessengruppen. Ein Element dieser Vision bestand darin, Huddersfield 
zu einem Ort zu machen, an dem kreatives Talent mit offenen Armen aufgenommen und zu 
Wohlstand umgewandelt werden würde. Eine Chance, diese Möglichkeiten auszuloten, er­
gab sich im Jahre 1995, als die Europäische Kommission eine Ausschreibung veranstaltete, 
in der sich Städte darum bewerben konnten, den Status eines URBAN-Pilotprojektes ge­
mäß Artikel 10 (Innovative Aktion) des Programms zu erhalten. Huddersfield wurde aus 
mehr als 500 Mitbewerbern ausgewählt und erhielt 3 Millionen ECU zur Umsetzung seiner 
Creative Town Mtiativeß  Unsere Aufgabe bestand nun darin, eine breite Palette unter­
schiedlicher Projekte auf den Weg zu bringen, die die Stadt in die Lage versetzen würden, 
kreatives und unternehmerisches Talent aufzuspüren, zu stimulieren, zu nähren, anzuzie­
hen, nutzbar zu machen, wiederzugewinnen, zu verankern und aufrechtzuerhalten. In meiner 
Eigenschaft als Projektleiter wurde mir bewusst dass wir ein Modell benötigten, sowohl 
um uns selbst eine innere Struktur zu geben, als auch um Außenstehenden ein Verständnis 
dafür zu vermitteln, was wir da eigentlich machten und warum wir es taten. Mit Charles 
Landry als unserem externen Berater entwickelten wir den „Kreislauf urbaner Kreativität" 
als unser Modell weiter. 

Der Kreislau f urbane r Kreativitä t 

Der Kreislauf urbaner Kreativität ist sowohl ein theoretisches Konzept als auch ein 
dynamisches Instrument zur Schaffung einer Form von erneuerbarer urbaner Energie, mit 
der eine Stadt angetrieben wird. Er geht von der Überzeugung aus, dass Kreativität für die 
Entwicklung einer Stadt nutzbar gemacht werden kann - und dass Kreativität andererseits 
auch vergeudet werden kann, wenn sie nicht auf eine intelligente Art und Weise strate­
gisch gelenkt wird. Das Konzept erkennt an, dass Kreativität in vielen verschiedenen For­
men, mit Hilfe verschiedener Mittel und in unterschiedlichen Phasen eines Entwicklungs-
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Prozesses zutage treten kann und dass sie auf viele verschiedene Arten und durch viele 
verschiedene Handelnde ihren Ausdruck finden kann. Aus diesem Grunde hat man ange­
nommen, dass Kreativität einfach eine „Naturkraft" sei, die sich dem Verständnis der meis­
ten Menschen entziehe und nur wenigen genialen Künstlern und Wissenschaftlern zugäng­
lich sei Wir meinen jedoch, dass Kreativität gesteuert werden kann und muss. 

Der Kreislauf besteht aus fünf Phasen: 

1. Die  Fähigkeit stärken, Ideen hervorzubringen 
Wie entstehen neue Ideen und Einsichten, innovative Geschäftsmodelle, künstle­
rische Schöpfungen, Erfindungen, neuartige Dienstleistungen? Gibt es in der 
Stadt genügend Menschen, die in neuen Bahnen denken, und nimmt irgend 
jemand Notiz von ihnen? Gibt es Möglichkeiten, mehr Menschen dazu anzure­
gen, öfter und mehr Ideen zu haben? 
Diese Phase war in Huddersfield eine entscheidende, da es sich um eine 
Industriestadt handelte, deren Bevölkerung daran gewöhnt war, mit Produktion 
und Effektivitätsdenken verbundene Wertvorstellungen zu akzeptieren, ohne sie 
groß zu hinterfragen, während Werte der SelbstverwirkUchung und des eigenen 
Ausdrucks keine große Rolle spielten (mit Ausnahme gut organisierter Chöre 
und Musikgruppen). 
Unser wichtigstes Ziel war es, das Niveau der in der Stadt geführten Debatte 
anzuheben und den Kreis der daran beteiligten Personen auszuweiten. Wir 
wollten mehr Leute dazu bringen, Fragen zu stellen wie „Warum ist die Stadt so, 
wie sie ist - warum kann sie nicht anders sein?" und „Warum ist mein Leben so, 
wie es ist - warum kann es nicht anders sein?" Mit diesem Ziel organisierten wir 
eine große Anzahl von Veranstaltungen, Ausstellungen, Debatten und Vorträgen 
und sorgten dafür, dass Einwohner der Stadt die Möglichkeit bekamen, andere 
Orte zu besuchen, die ihnen neue Anregungen geben konnten. Wir nannten dies 
unser „Forum der Kreativität". Mit Hilfe der ortsansässigen Theatertruppe 
„Proper Job" führten wir Hunderte Einwohner durch einen Trainingsprozess mit 
dem Titel „The Lab",3' der ihren Horizont erweiterte und dazu führte, dass eine 
große Gruppe von Menschen zur aktiven Teilnahme am kreativen Prozess fand. 
Weiterhin führten wir einen „Millenniums-Wettbewerb" durch, in dem wir die 
Einwohner dazu aufriefen, sich bis zum Ende des Jahres 2000 mit 2000 neuen 
Ideen und städtischen Innovationen einzubringen.'" 

2. Ideen  verwirküchen 
Kreative Ideen sind eine feine Sache, aber seine Rechnungen kann noch nie-



mand damit bezahlen. Wie können wir sicherstellen, dass mehr Menschen die 
Möglichkeit bekommen, ihre Ideen auszutesten und in Form neuer Unterneh­
men, Produkte oder Dienstleistungen in die Praxis umzusetzen? Welche Unter­
stützung und Ermutigung brauchen sie in Form von Geld, Ratschlägen, Ausrüs­
tungen - und was geschieht, wenn sie scheitern und noch einmal von vorn 
anfangen müssen? 
In Huddersfield riefen wir „Treibhaus-" und „Inkubatof-Programme ins Leben, in 
deren Rahmen wir Menschen mit Ideen, Menschen mit Erfahrung und Menschen 
mit Geld zusammenführten. Leuten mit modellhaften Ideen wurden kleine 
Stipendien und Darlehen zur Verfügung gestellt (wobei die Betonung auf „klein" 
hegt, da zu viel Geld genauso schlecht sein kann wie zu wenig), neu gegründete 
Unternehmen konnten Büroräume kostenfrei nutzen. Wir organisierten ein 
3eratungsprogramm für Erfinder", in dem die Menschen lernten, wie sie ihr 
geistiges Eigentum einsetzen und schützen konnten. Im Rahmen eines weiteren 
Programms mit dem Titel „Business Angels" agierten erfahrene Unternehmer als 
Mentoren für neu gegründete Firmen. Weiterhin entwickelten wir ein 
„Unternehmerprogramm" für Schulen, in dem die Schüler lernen konnten, wie 
man ein Unternehmen führt, ohne finanzielle Risiken auf sich zu nehmen. 

3. Netzwerke  aufbauen,  Ideen verbreiten 
In Ihrer Stadt mag es eine Menge Leute geben, die ihre Ideen verwirklichen - aber 
wird die Stadt dadurch zu einem kreativen Gemeinwesen? Noch viel größere 
Werte können geschaffen werden, wenn Menschen beginnen, zusammenzuarbei­
ten und ihre Kreativität ihre Ressourcen und ihre Geheimnisse miteinander zu 
teilen. Das Ganze ist größer als die Summe seiner Teile. Welche Mechanismen 
können Menschen und Organisationen dabei helfen, sich so zu verhalten? 
Unser Ziel in Huddersfield war nicht einfach nur kreativ zu sein, sondern ein 
kreatives Gemeinwesen aufzubauen. Das Erste, was wir lernten, war „Wissen ist 
Macht": Man muss wissen, wer was tut und in welchem Umfang. Daher initiier­
ten wir ein Audit unserer „kreativen Wirtschaft" und eine jährliche Übersicht, 
aus der wir ersehen konnten, wie viele Unternehmen an kreativen Aktivitäten 
teilnahmen, wie viele Angestellte sie hatten, wieviel Erlös sie erwirtschafteten, 
mit wem sie Handel trieben und was sie benötigten, um ihr Geschäft zu erwei­
tern. Dies gab uns eine sehr imposante Statistik an die Hand, mit der wir die 
Skeptiker beeindrucken konnten (beispielsweise mit der Tatsache, dass rund 
5000 Menschen in den kreativen Unternehmen vor Ort arbeiteten), und mit 
deren Hilfe wir auch eine Kontakt-Datenbank aufbauen konnten, um Informatio­
nen und Wissen auszutauschen. Weiterhin führten wir regelmäßige „Netzwerk-



Veranstaltungen" durch, auf denen kreative Unternehmer Gleichgesinnte treffen 
konnten, und publizierten ein Hochglanzmagazin von hervorragender Qualität, 
in dem Künstler und Finnen ihre Arbeit präsentieren konnten. 

4. Plattformen  zur Herstellung  schaffen 
An einem bestimmten Punkt angelangt, benötigen kreative Menschen und 
Organisationen Orte, an denen sie die Produkte, Dienstleistungen oder Kunst­
formen, die Ausdruck ihrer Kreativität sind, erstellen können. Dies umfasst die 
gesamte materielle und virtuelle Im^astruktur einschließlich der Geschäfts­
zentren, Produktionsstätten, Studios, Galerien oder Websites, die die geeigneten 
Eigenschaften und Merkmale aufweisen und die zu einem fairen Preis verfügbar 
sein müssen. 
Zu Beginn unserer Arbeit glaubten nur wenige Menschen in der Stadt dass es in 
Huddersfield eine kreative Wirtschaft gäbe, weil sie unsichtbar war. Daher 
brauchten wir ein äußeres Anzeichen in Form eines Gebäudes, um zu zeigen, 
dass es so etwas wirklich gab. Wir erwarben ein Grundstück im Stadtzentrum 
mit drei leerstehenden, baufälligen Industriegebäuden. Dort befindet sich heute 
„The Media Centre" mit 10.000 Quadratmetern Bürofläche und künstlerischen 
Studios, mit einer Galerie, einem Caf6 und Produktionsstätten. Ansässig sind 
dort über 60 Firmen mit 500 Arbeitern und Studenten. Seit seiner Eröffnung war 
das Zentrum ständig zu mindestens 95 Prozent belegt und arbeitet nunmehr mit 
Gewinn ohne jegliche Beihilfen. Damit stellt es ein kraftvolles Symbol der 
wirtschaftlichen Wirksamkeit von Kreativität dar.5' Um unser Gemeinwesen 
weiter aufzubauen, mussten wir außerdem dafür sorgen, dass sich mehr kreative 
Menschen im Stadtzentrum ansiedelten. Zu diesem Zweck bauten wir ein 



leerstehendes Mechanik-Institut um. Es entstanden „The Creative Lofts" -
kombinierte Wohn- und Arbeitsräume oder Ateliers, in denen heute 20 Einzel­
personen oder Firmen angesiedelt sind. 
„The Media Centre" ist inzwischen zu einem kraftvollen Markenzeichen und 
erfolgreichen Geschäftsmodell geworden, das weit über Huddersfield hinaus 
gefragt ist. Kürzlich erhielt es den Auftrag zur Leitung des größten Innovations­
zentrums der Region in Leeds und strebt bereits danach, auch in andere Städte 
zu expandieren. 

5. Publikum  gewinnen,  Märkte aufbauen 
Zu guter Letzt: Ideen, Produkte, Erfahrungen und Dienstleistungen haben keinen 
Wert, wenn sie nicht irgendwer irgendwo benutzen oder kaufen will. Verfügt die 
Stadt über die Möglichkeit, ihre Ideen und Produkte in einer Form zu präsentie­
ren, die andere Menschen erreicht und anzieht? Und kann sie das Publikum 
oder den Markt auf einem akzeptablen Niveau versorgen? 
In Huddersfield erkannten wir, dass alles, was sich in der Kreativen Stadt 
abspielte, lediglich eine abstrakte Übung bleiben würde, wenn wir unsere Ideen 
und Produkte nicht an andere weitergeben und verkaufen könnten. Wir 
investierten viel in die Informationsverbreitung durch Websites und Publikatio­
nen, Ausstellungen und Vorträge. Wir sind fest davon überzeugt, dass der beste 
Weg zum Erfolg darin besteht, Ideen nicht geheim zu halten, sondern sie mit 
anderen zu teilen und so weit wie möglich zu verbreiten. Und so investierten wir 
in Training auf dem Gebiet der Marketing- und Vertriebsmethoden, besuchten 
Handelsmessen und Fjqportmissionen. Letztendlich führten diese Tätigkeiten zur 
Gründung einer neuen Organisation, der „Creative Industries Development 
Agency", die inzwischen höchst erfolgreich auf eigene Rechnung arbeitet und 
ihre Dienstleistungen nicht nur für Huddersfield, sondern auch regional und 
landesweit anbietet." 

Bis hierher haben wir fünf Punkte eines Kontinuum beschrieben. Diese stellen jedoch 
noch keinen Kreislauf dar. Wir behaupten allerdings: Indem man ein Publikum oder 
einen Markt mit seinen Ideen und Produkten erreicht und zufriedenstellt, setzt man eine 
Dynamik in Gang, die nicht nur den kreativen Prozess der vorhergehenden Phasen be­
lohnt, sondern auch den Funken überspringen lässt, der neues Ideenpotenzial zündet. 
Vor allem in Städten, in denen Kreativität bisher kaum eine Tradition hatte, und in denen 
wirtschaftliche Unsicherheit oder Angst vor zukünftigen Veränderungen herrscht, wer­
den sich viele Menschen zunächst einmal gegen die Teilnahme an einem Kreislauf der 
Kreativität sträuben, ehe sie nicht gesehen haben, wie es andere vor ihnen tun. Und so 



bringt Kreativität neue Kreativität hervor, indem immer neue Kreisläufe in Gang gesetzt 
und immer mehr Menschen und Ressourcen einbezogen werden, die bis dahin blockiert 
waren und der Stadt nicht zur Verfügung standen. Dies eröffnet uns die Möglichkeit, 
Kreativität als eine nachhaltige Ressource zu begreifen. 

In den meisten Fällen erleben wir, dass eine Stadt ein oder zwei der genannten Punkte 
hervorragend meistert, jedoch einige der restlichen Phasen nur schwach umsetzt oder 
gar vollständig ignoriert. Beispielsweise sehen wir oft, dass Städte sehr viel in die „Platt­
formen zur Herstellung" investieren - in Geschäftszentren, Studios, Kulturhäuser. Diese 
sind weithin sichtbar, oft prestigeträchtig, und sie vermitteln den äußeren Eindruck, 
dass etwas im Gange sei. KommunalpoUtiker heben diese Äußerlichkeiten natürlich 
sehr. Doch wenn die Stadt kein Milieu schafft, in dem sich die Menschen wohl dabei 
fühlen, neue Gedanken zu hegen und ihre Ideen mit anderen zu teilen, dann werden die 
„Plattformen zur Herstellung" ungenügend genutzt oder weitgehend mit alten oder über­
holten Aktivitäten befasst sein. In gleicher Weise kann eine Stadt zwar voller interessan­
ter Bars und Cafes sowie reichlich ausgestatteter Forachungseinrichtungen sein, wo die 
Menschen eine Menge neuer Ideen hervorbringen - wenn die Stadt jedoch nicht fähig 
ist, diese Ideen in Dinge zu verwandeln, die sie vermarkten und verkaufen kann, so wird 
sie niemals in der Lage sein, ihre kreativen Menschen zu belohnen; und diese entschei­
den sich dann möglicherweise dafür, woanders hin zu ziehen. 



Der Kreislauf der Kreativität hat sich für Huddersfield als ein äußerst hilfreiches 
Modell erwiesen, indem er viele Organisationen in die Lage versetzt hat, sowohl das 
Gesamtbild zu verstehen als auch ihren Anteil daran zu begreifen. Das Modell sollte 
auch andere ähnliche Städte dazu befähigen, über ihre Situation nachzudenken. Diese 
Städte müssten sich fragen: „Gibt es in unserer Stadt schon einen Kreislauf der Kreativi­
tät?" - „In welchen Phasen des Kreislaufes sind wir erfolgreich, wo hegen unsere Schwä­
chen?" - „Verleitet uns unsere Konzentration auf einen der Aspekte des kreativen Prozes­
ses dazu, andere zu übersehen?" Das Ergebnis dieser Übung kann eine ganze Sammlung 
von Ideen sein - alten und neuen -, doch viel wichtiger sind die Anfänge eines organisa­
torischen Rahmens, um den herum eine ganze Reihe von Partnern in einem kreativen 
und sich selbst immer wieder erneuernden Prozess gemeinsam arbeiten können. 

Im Jahre 1963 veröffentlichte James Simpson die offizielle Biographie der Weltbank. 
Er nannte sie „The  Road to  Huddersfield: a journey to  five continents".  Simpson wählte 
Huddersfield als Archetyp einer Stadt, die sich durch den traumatischen Umbruch des 
industriellen Wandels gekämpft hat und mit starken demokratischen Einrichtungen und 
einer gesunden Bürgergemeinschaft daraus hervorgegangen ist. Huddersfield hat auch 
in der Folgezeit weitere Veränderungen und Umwälzungen durchgemacht, doch es ist 
unsere Hoffnung, dass die Stadt noch immer eine Quelle der Inspiration für andere sein 
kann, die sich auf dem gleichen Wege befinden. 

Anmerkungen 
*) Übersetzung: Kerstin Lehmann, Übersetzerin, Görlitz 

1) Ein Bericht mit graphischer Animation zur praktischen Umsetzung des Cyde of Urban Creatmty 

in Huddersfield ist einsehbar unter httpv7wwwJiuddeiÄldpridaconVarcMve /cti/cycleJitm 

2) Weitergehende Informationen dazu finden Sie unter www.creativetown.com 

3) Siehe http://www.properjob.org.uk/lab.htm 

4) Siehe ht1^://wwwJiuddersfieldpride.conVarcWve/mi]leniumchallenge/ 

millennium_challenge.htm 

5) Mehr Information dazu unter www.the-media-centre.co.uk 

6) Siehe www.cida.org 
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Charles Landr y 

W i e e in e K r e a t i v i t ä t s - P l a n u n g u m g e s e t z t 
w e r d e n k a n n * 

Was is t ei n konzeptuelle r Werkzeugkasten ? 

Ein Werkzeugkasten ist ein koordinierter Satz von Instrumenten und Empfehlungen, 
die zur Problemlösung dienen sollen. Ein konzeptueller Werkzeugkasten ist ein Satz von 
Konzepten, Ideen, Denkweisen und intellektuellen Überlegungen, um das Verstehen, Er­
forschen und Beantworten eines Problems leichter zu machen. Die hier diskutierten Kon­
zepte sollten als ein intellektuelles Äquivalent eines Hammers, einer Säge und eines 
Schraubenziehers betrachtet werden. Sie bilden ein Bündel von Ansätzen, Techniken 
und besonderen Kniffen. Ihr Ziel ist es, eine Form der mentalen Beweglichkeit beim 
Durchdenken von Stadtfragen zu generieren und dabei auf Probleme in einer abgerunde­
ten Art und Weise zu bücken, nämlich in einer vervielfachten und ganzheitlichen Pers­
pektive. Holistisches (ganzheitliches} Denken ist ein Schritt, mit dessen Hilfe die Fragen 
über einzelne Gesichtspunkte oder mterdisziplinäre Ansätze hinaus durchdacht werden 
können. Dies schließt ein, dass der Blick auf die Summe der Teile insgesamt eine eigene 
Dynamik hervorruft, so dass größere und unabhängigere Leistungen entstehen können. 

Die Konzentration auf Konzepte zwingt uns, von grundlegenden Prinzipien aus zu 
denken, eine Tatsache, die normalerweise als zu zeitaufwendig und zu schwerfällig ange­
sehen wird. Üblicherweise sind es Zweckmäßigkeitsüberlegungen, die uns dazu veran­
lassen, den „unsinnigeren", instinktiveren und vorgefertigten Weg zu wählen - den Weg, 
der auch zu funktionieren scheint. Bei diesem Vorgehen reagieren auf die unendliche 
Anzahl von Entscheidungen, wie sie von Ratsmitgliedern, Geschäftsleuten und Beamten 
getroffen werden, einige Bearbeiter wie geplant und erwartet, viele andere eher 
unkontrolliert. Wie wir allerdings dieses reaktive Handeln veranstalten, formt den Weg, 
auf dem wir die nachfolgenden Probleme ansprechen. Das daraus resultierende Gedanken­
gebilde, wie es durch kollektive Erfahrungen geprägt wird, liefert uns ein Verständnis 
dessen, wie Dinge und Sachverhalte funktionieren. Ebenso wichtig wie die Art unserer 
Problemlösungen ist es, wie wir die Probleme in verschiedene Kategorien aufteilen, etwa 
solche: Sind alle Sachverhalte getrennt oder miteinander verbunden? Sind Aktivitäten 
statisch oder dynamisch? Sind wirtschaftliche Faktoren wichtiger als soziale Belange? 



Sind Ereignisse unvermeidbar wegen der Natur der Menschen, oder kommt es darauf an, 
wie wir sie erziehen? Da im realen Leben Lösungen selten schwarz und weiß vorkom­
men, wird die Fähigkeit, auch die jeweils andere Seite eines Problems zu sehen, über­
lebenswichtig. 

Das Gedankengebilde, das uns sagt, „Das ist der Weg, wie wir die Dinge hier machen", 
verstellt uns oft den Blick auf die einfache Tatsache, dass wir bestehende Macht­
konfigurationen akzeptieren sollen. Die Machtkonstellation in den Städten bestimmt, 
wie städtische Probleme angesprochen werden. Üblicherweise befinden sich jene Indivi­
duen, die mit „harter" Infrastruktur zu tun haben, an der Spitze des Hierarchiebaumes -
Ingenieure, Flächennutzungsplaner oder Verkehrsplaner. Jede Problemlösung wird durch 
dieses Prisma betrachtet. Mentale Bilder (Konzepte) steuern das, was wir tun und wie wir 
es tun. Das Konzept dieser Gruppe von Individuen in einer Stadt ist wie eine Maschine, 
die sie dazu bringt, mechanische Lösungen zu finden. Im Gegensatz dazu würden sich 
diejenigen, die die Stadt als einen lebenden Organismus betrachten, auf die dynami­
schen Effekte gegenüber den Menschen, die die Stadt bewohnen, konzentrieren. 

In gleicher Weise bestimmt der Name, mit dem wir eine umstrittene Frage bezeich­
nen, die Art und Weise, wie wir diese Frage behandeln. Wenn das Verkehrsdezernat 
einer Stadt als Dezernat für Kommunikationen und Verbindungen oder als Dezernat für 
Erreichbarkeit und Zugänglichkeit benannt würde, könnte es einfach nicht durch Ingeni­
eure alleine betrieben werden. Der Verkehrsfluss von Fahrzeugen oder die Aufgaben der 
öffentlichen Transportmittel würden nur einen Aspekt bilden - das Gehen und das Spre­
chen würden eine größere Priorität erhalten als die Herstellung von Verkehrsnetzen. Die 
Fragen der „harten" Infrastruktur würden zu wichtigen sekundären technischen Konse­
quenzen werden, vorausgesetzt, der humane Bereich wäre entsprechend bewertet wor­
den. Dasselbe Umdenken würde geschehen, falls man einen anderen Teil der Stadtver­
waltung nicht Wohnungsamt sondern Habitat-Dezernat nennen würde. Die Benennung 
als Habitat macht die Gebäude zu einem Element, das Umfeld dazu wird aber genauso 
wichtig wie die Geschäfte, die Freizeiteinrichtungen und die Art und Weise, wie die Men­
schen miteinander umgehen. 

Die Ämter für Finanzen und Rechnungswesen (Stadtkämmereien, der Übersetzer) ste­
hen ebenfalls an der Spitze der Hierarchie. Doch ihr Bück auf Effizienz, Effektivität und 
monetäre Weise ist üblicherweise eng. Sie verstehen alle zu selten die wahre Natur der 
Ökonomie, bei der indirekte soziale Auswirkungen als genauso wichtig für Effizienz, Output 
und Leistungsfähigkeit angesehen werden müssen. Um ein städtisches Gleichgewicht 
herzusteüen, müssen die HersteUung von Wohlfahrt und von sozialer Kohäsion als zwei 



Seiten derselben Medaille angesehen werden. In den gegenwärtigen Städtehierarchien 
besitzen alle Sektionen oder Ämter, die sich mit Empfindungen oder Gefühlen befassen, 
nämlich soziale Dienste, Kultur und Freizeit, einen niedrigeren Status. Diese „weiche" 
Infrastruktur sozialer Netzwerke, Verbindungen, Vertrauensbeziehungen oder Koopera­
tionsfähigkeiten ist oft unterentwickelt, und doch ist der Anfang des 21. Jahrhunderts 
die Zeit der Netzwerkgesellschaft. 

Annahmen, di e de m Werkzeugkaste n fü r di e Kreativ e Stad t 
zugrunde liege n 

Mein Zutrauen in das Potenzial einer inszenierten Kreativität bringt mich dazu, das 
Positive hervorzuheben und mich der Neigung zu enthalten, die Städte ausschließlich 
nach ihren Problemen zu diskutieren. Tatsächlich sind nämlich die Städte durchaus 
imstande, ihre Antwort auf kritische Fragen zu finden, z.B. zur Frage der nachhaltigen 
Entwicklung, weil sie nämlich relativ dicht gebaut sind, oder zur Herstellung von Wohl­
fahrt, weil sie eine höhere Interaktionsebene aufweisen. 

Ich bezweifle die Auffassung, dass die Hinwendung zu „nicht-räunüichen städtischen" 
Bereichen unvermeidbar sei, oder dass es einfach ein geographischer Glücksumstand 
oder eine Nähe zu notwendigen Ressourcen sei, wodurch das Schicksal von Städten be­
stimmt werde. Individuen oder Stadtregierungen können entscheidungsrelevante Hand­
lungen ergreifen. Der Zweck des Werkzeugkastens besteht darin, auf neue Weise zu den­
ken, wie die Probleme durch Überprüfung der zugrunde hegenden Philosophien, Prinzi­
pien und Annahmen hinter den EntScheidungsprozessen angegangen werden können, 
ebenso besteht der Zweck des Werkzeugkastens darin, die Art und Weise, wie städtische 
Probleme und Lösungen umrahmt werden (framed), in Zweifel zu ziehen. 

Kreativität als solche verschafft noch nicht die Lösung für städtische Probleme, 
aber zumindest liefert sie den Entscheidungsträgern ein Ideenspektrum, mit dem sie 
arbeiten und aus dem heraus Innovationen entstehen können. Indem wir danach su­
chen, zu neuen Denkweisen über die Stadt zu ermutigen oder neue Konzepte und 
Organisationsprinzipien ausfindig zu machen, entwickelt sich das Ziel, interpretative 
„Schlüssel" herauszuarbeiten, die unser Verständnis der Städtedynamik verbessern 
können und uns befähigen, nach ihnen entsprechend zu handeln. Dabei ist es bedeut­
sam zu sehen, dass ein Konzept oder ein Organisationsprinzip nur so nützlich ist wie 
seine Erklärungskraft und seine Kraft, EntScheidungsprozesse und nachfolgende Akti­
onen zu unterstützen. 



Sieben Konzepte werden vorgeschlagen sowie eine Serie von Techniken, um einem 
kreativen Denken und Planen auf die Sprünge zu helfen. Manche Ideen mögen auf der 
Hand hegen, aber meines Wissens sind sie bisher gerade nicht in selbstverständlicher 
Weise im städtischen Zusammenhang benutzt worden, und dies ist es, was sie neuartig 
macht. 

Das erste Konzept „Bürgerschaftliche Kreativität" verkörpert einen Appell zum Han­
deln. Es betont die Kreativität im bürgerschaftlichen Raum als eine Zukunftspriorität. 
Der „Zyklus städtischer Kreativität" bedeutet im Gegensatz hierzu eine analytische oder 
erklärende Empfehlung. Er verringert die Komplexität von Streitfragen und erklärt Strö­
me und Prozesse, um daraus eine Einsicht in Strategiebildung und Prioritätensetzung zu 
gewinnen. Die Bezeichnung „Innovations- und Kreativitäts-Lebenszyklen" hebt die Not­
wendigkeit hervor, sich der Zeit bewusst zu sein, sie fordert dazu auf, Urteile zu entwi­
ckeln und ein Gefühl dafür zu entwickeln, kreativ zu sein. Das „städtische Forschungs­
und Entwicklungskonzept" befürwortet einen Ansatz zur Implementation, laufenden 
Beobachtung und Evaluation, wodurch kreatives Handeln legitimiert wird. Die 
„Innovationsmatrix" ist eine Benchmarking-Empfehlung, die den Entscheidungsträgern 
erlaubt, die Innovation eines Projektes oder einer Klasse von Projekten zu beurteilen, 
und festzustellen, ob die Stadt derartige Projekte auf die bestmögliche Weise ausführt. 
Die Indikatoren „Vitalität und Sichtbarkeit" büden ein Beispiel für einen neuen Indikatoren­
typus. Schließlich versuchen wir durch die Konzeptualisierung von „Städtischer Lesbar­
keit", diese Konzepte mit anderen Möglichkeiten zu verbinden, städtisches Leben und 
städtische Dynamiken zu interpretieren und zu verstehen und so eine neue Kompetenz 
herzustellen. 

Über die Zeit kann daraus vielleicht eine Art von „meta-urbaner Disziplin" entstehen, 
wodurch Einsichten der Kulturgeographie, der Stadtökonomie und lokalen Wohnungs­
politik, der Psychologie, der Geschichtswissenschaft, der „cultural studies", der Stadtpla­
nung sowie der Gestaltung und Ästhetik zusammengeführt werden können. Insgesamt 
sehen wir das Ziel darin, eine neue Sprache und einen neuen Satz von Werkzeugen in 
Gang zu bringen und zu legitimieren, mit deren Hilfe städtische Angelegenheiten, Stadt­
politik und Stadtentwicklung diskutiert werden können. Der Wunsch dabei ist es, dass 
diese Werkzeuge ein reicheres Sortiment von interpretativen Möglichkeiten bereit stel­
len und  sich gleichzeitig als praktisch erweisen. Hierzu wird eine Sprache gewählt, die 
nicht unter die klassische Disziplin der räumlichen Planung fällt, obwohl diese eine wich­
tige Grundlage darstellt. 



Die Method e fü r ein e Kreative-Stadt-Strategi e 

Die Planung und Implementation der Idee der Kreativen Stadt umfasst vier Stufen: 

1. einen fünfstufigen Prozess der strategischen Planung, 
2. die Anwendung eines Bündels von analytischen Werkzeugen (das Wichtigste 

dabei ist das Konzept des „Zyklus einer Urbanen Kreativität"), 
3. eine Serie von Indikatoren, um zu messen, wie kreativ eine Stadt oder ein 

Projekt ist, 
4. einen Bestand an Techniken, die kreatives Denken und Planen unterstützen 

können. 

Innerhalb des umfassenden Planungsprozesses werden analytische Werkzeuge, Indi­
katoren und Techniken als geeignete Mittel eingesetzt. Der Ansatz der Kreativen Stadt ist 
eine Form der strategischen Planung, die in einer spezifischen Perspektive unternom­
men wird. Mit ihren Merkmalen ist die Idee verknüpft, dass Planung nur effektiv sein 
und nur dann ihr Potenzial maximieren kann, wenn gewisse Voraussetzungen erfüllt 
werden. Solche sind: 

• die Akzeptanz, dass der eigene Weg zur Problembearbeitung begrenzt sein kann; 
• eine bewusste Anerkennung der Tatsache, dass kreatives Denken ein wichtiger 

Input ist für jede Planungsdurchführung; 
• eine Bereitschaft, aus der Sicht anderer Disziplinen zu denken, auch wenn sie 

auf den ersten Bück wenig Relevanz gegenüber den maßgebenden Problemen zu 
haben scheinen; 

• eine Würdigung des Umstands, dass potenzieüe Ressourcen für die Planung 
einen wesentlich breiteren Bereich umfassen als übücherweise gesehen wird 
und folgende Mögüchkeiten einschüeßen können: Standortvorteile, die 
Verfügbarkeit von Forschungsinstituten, die Präsenz von Organisationen mit 
Know-how; ebenso aber auch mentale Mögüchkeiten wie die Zuversicht der 
Bürger, die Bilder und Wahrnehmungen über Platz-Qualitäten, Potenziale der 
Stadtgeschichte und städtischer Traditionen bzw. Werte oder die nebeneinander 
existierenden Bilder von lokalen Gemeinwesen. 

Mit Hilfe dieser Mittel kann ein offener Planungsansatz zum Laufen gebracht werden, 
und die traditioneU hilfreichen Planungstechniken wie z.B. SSCR-Analysen (Beurteilun­
gen nach Stärken, Schwächen, Chancen und Risiken) werden auf diese Weise angerei­
chert. Betrachtet man die strategische Planung nur auf einer technischen Ebene, so er-



weisen sich viele der angewandten Techniken bei der Entwicklung einer Strategie der 
Kreativen Stadt tatsächlich als ähnlich im Vergleich zu den konventionellen Strategie­
schritten. So müssen z.B. in jedem Planungsprozess Inputs und die aktive soziale Um­
welt betrachtet werden, und jeder Planungsprozess erfordert Verfahren zur Einschät­
zung der Durchführungsschritte, ein Vorgehen, durch welches Pläne implementiert 
werden, und einen Mechanismus, durch den Wirkungen und Ergebnisse sich beurtei­
len lassen. 

Doch die Kreative Stadt setzt andere Prioritäten. Sie ist sich der vielfachen Dimen­
sionen von Kreativität und Innovationen bewusst und trachtet danach, die notwendi­
gen und vielfach imaginierten Standpunkte jedes Projektes ausfindig zu machen. Dies 
kann geschehen in den Begriffen eines neu entwickelten Konzepts, das vielleicht ein 
Problem auf neue Weise identifiziert und beschreibt, oder durch das Aufzeigen eines 
ganzen Bündels von Dilemmata in einem Projekt, wodurch die Effektivität der vorge­
schlagenen Lösungsmöglichkeiten ansteigt, oder durch ein neues Endprodukt oder eine 
neue Dienstleistung, oder durch die benutzte Technologie, einzelne Techniken, Verfah­
ren oder angewandte Prozessschritte, oder durch die Implementation und die ergriffe­
nen Managementmechanismen. Es kann bedeuten, dass ein Projekt intern auf unter­
schiedliche Weise gemanagt wird, wobei eine neue Beziehung gegenüber der Arbeits­
gruppe oder gegenüber auswärtigen „Stakeholders" mit neuen EntScheidungsprozessen 
aufgebaut wird. Die Innovation kann auch darin bestehen, wie ein Problem auf neue 
Weise definiert wird, oder in der Art, wie eine neue Zielgruppe oder ein Kreis von 
Kunden angesprochen werden soll. Es kann sein, dass die Beziehungen zwischen städ­
tischen Organisationen und Partnern, Stakeholders und Kunden unterschiedlich sind. 
Die Innovation kann in der Leistungsfähigkeit des Projekts hegen, Wirkungen auf das 
Verhalten auszuüben, sie kann aber auch eine Innovation im professionellen Kontext 
sein. Auf diese Weise wäre es z.B. für Planer innovativ, partizipative Ansätze zu über­
nehmen, die von den Akteuren der Gemeinwesenentwicklung üblicherweise einge­
setzt werden. 

Die Methode der Kreativen Stadt ist auch deswegen unterschiedlich, weil sie die Be­
deutung von Pilotprojekten und von neuen Indikatorentypen hervorhebt und zudem 
frische Ideen einführt im Sinne einer Einflussstrategie, um das Denken der Menschen zu 
öffnen. Die Entwicklung einer solchen Strategie der Kreativen Stadt unterscheidet sich 
weiter dadurch, dass sie holisüsch angelegt ist und Verknüpfungen hoch bewertet, dass 
sie zudem eher sozialzentriert angelegt und nicht auf Flächennutzungen fokussiert ist. 
Dies geschieht deswegen, weil es die Fähigkeiten und die Kreativität der Menschen sind, 
die die städtische Entwicklung vorantreiben. 



Der Prozess einer übergreifenden Strategie der Kreativen Stadt besteht aus fünf Kom­
ponenten: Planung, Aufstellung von Indikatoren, Durchführung, Beurteilung und Feed­
back. Innerhalb jeder dieser fünf Phasen gibt es analytische Werkzeuge, die Vorberei­
tung und Planung, Beurteüungsmöglichkeiten, Indikatorenempfehlungen, Durchführung, 
Kommunikation und Vermittlung umfassen. 

Phase 1 : Vorbereitungs - un d Planungsphas e 

Die erste Stufe besteht darin, ein Problem, ein Bedürfnis oder einen Wunsch zu iden­
tifizieren und einzuschätzen, welche Stakeholders und Partner daran beteiligt werden 
sollten. Daraufhin folgt ein Prozess, durch den mehr Aufmerksamkeit geweckt werden 
soll, um die Entscheidungsträger davon zu überzeugen, welchen Wert es bedeutet, in 
Begriffen einer Kreativen Stadt zu denken - im Ergebnis bedeutet dies die Entwicklung 
eines Advokaten-Prozesses. Dies wird den Schritt einschließen, eine Strategie des Ein­
flusses oder eine Beurteilung der aktiven sozialen Umwelt (und wie am besten auf sie 
eingewirkt werden kann) zu entwickeln. Dies erfordert, eine Macht- und Einflusskarte 
der Stadt zu erstellen, um Ansatzpunkte und HandlungsmögUchkeiten ausfindig zu ma­
chen, die dazu führen, die Ideen der Kreativen Stadt auf die Tagesordnung zu setzen: 
Startpunkt könnte sein, ein Gespräch an einer Universität abzuhalten oder sich bei ei­
nem solchen Gespräch auf die Ankündigungen der innovativen lokalen Geschäftswelt zu 
beziehen. Als Teil der Strategie wird es notwendig sein, Fallstudien und „Good-Practice"-
Beispiele zusammenzutragen, bei denen kreative Lösungen für städtische Probleme wirk­
sam geworden sind [...]. Noch besser wäre es, Entscheidungsträger zu ermutigen, kreati­
ve Standorte und Projekte zu besuchen. In jeder Erhebung von relevanten, existierenden 
kreativen Projekten wird es wichtig sein zu überprüfen, wie sie zustande kamen, was 
der Auslöser für ihre Entwicklung war, auf welche Hindernisse sie stießen, welche 
Schlüsselideen zum Projekterfolg beitrugen, welche Kosten auftraten und welche Lekti­
onen man insgesamt lernte. 

Während der Ansatz einer Kreativen Stadt von allen möglichen Situationen seinen 
Ursprung nehmen kann, hängt sein Erfolg von neuen Partnerschaften ab - zwischen 
Ämtern und Disziplinen, zwischen den öffentlichen und privaten Sektoren und den Or­
ganisationen des Gemeinwesens, zwischen Machern und Denkern. Falls der Ausgangs­
punkt einer Aufmerksamkeit schaffenden Erprobung innerhalb der Kommunalverwal­
tung hegt oder innerhalb einer Regierungsstelle, wird es am besten sein, in einem be­
grenzten Gebiet zu arbeiten, um die Wichtigkeit der Kreativität bei der Stadtentwicklung 
hervorzuheben und um die Fachleute aus Planung, Verkehr, Umweltdiensten, Wirtschafts-



und Sozialeinrichtungen mit Fachleuten, die über kulturelles Wissen verfügen, in Ver­
bindung zu bringen und auf diese Weise gemeinsam über Wege nachzudenken, wie ihre 
Arbeiten gesteigert werden können. Wie auch immer: Eine Initiative kann ebenso im 
privaten Sektor starten, z.B. anlässlich der Nachnutzung alter industrieller Gebäude durch 
Kunst und neue Medien, wie bei der Birminghams Custard Factory, dem Londons 
Spitalfields Market oder in den Hackeschen Höfen in Berlin. Ein anderer Ansatz, der 
ähnliche Effekte auslösen kann, kann in der Durchführung einer Konferenz zur Kreati­
ven Stadt über die Zukunft der Stadt bestehen, an der Leute aus der Bevölkerung als 
Sprecher teilnehmen könnten, die erfolgreich Projekte implementiert haben. Diese vor­
bereitenden Arbeiten bilden die Plattform für die nächste Phase. 

Phase 2 : Bewertun g vo n Potenziale n un d Hindernisse n 

Der KreativeStadt-Prozess kann in einem Gebäude, einer Straße einer Nachbarschaft oder 
der ganzen Stadt beginnen, aber kleinere Projekte werden leichter zu managen sein, damit 
die Leute neue Arbeitsansätze lernen können. Manchmal ist es am besten, mit einem kleinen 
inspirierenden Projekt zu beginnen, das dann vergrößert werden kann, ein andermal ist es 
angemessen, die wesentlichen Entscheidungsträger davon zu überzeugen, eine solche Pers­
pektive zu übernehmen. Es gibt zahlreiche Beispiele beider Ansätze, in vielen Fallen werden 
die beiden Arbeitsweisen simultan eingesetzt, indem die Aktiven vor Ort eine machtvolle 
Allianz eingehen, oder indem ein Entscheidungsträger jemand anderen trifft, der beiden dazu 
verhilft, ihre eigenen Ziele auf innovative Weise zu unterstützen. 

Ein Audit über die lokalen Ressourcen ist der Schlüssel für eine Strategie des Kreati-
ve-Stadt-Prozesses, und wie dieses Audit durchgeführt wird, bestimmt den zukünftigen 
Erfolg. Wenn das Audit auf eine eng begrenzte und unstreitige Weise durchgeführt wird, 
kann es nutzlos sein. Das Ziel besteht darin, das Potenzial des Wandels zu beurteilen und 
herauszufinden, ob die Anwendung kreativer Lösungen für vorhandene und entstehen­
de Probleme hilfreich ist. In einem Prozess, der Zuhören und Respekt erfordert, gibt es 
keinen Platz für Verteidigungshaltungen und territoriale Ansprüche. 

Das Audit der Kreativen Stadt ist kein freies Spiel, sondern eine konzentrierte, breit 
angelegte und von Vorstellungskraft geprägte Anstrengung mit einer besonderen Pers­
pektive, in die Menschen mit unterschiedlichen Standpunkten und unterschiedlichem 
Wissen eingebunden sind. Sie bringt Ressourcen aus einer kulturellen Perspektive zu 
Gehör: Die Fertigkeiten, Talente und Ideen aus unterschiedlichen sozialen Verfasstheiten 
sollten ebenso erfasst werden wie die physischen Ausstattungen, die notwendig erschei-



nen, um die Möglichkeiten für die wirtschaftliche und soziale Entwicklung zu identifizie­
ren. Diese Aufzeichnungen sollten versuchen, Gefühle, ideelle Interpretationen und Träu­
me der Menschen für das betreffende Areal abzuschätzen, hingegen die Mechanismen 
des Realitäts-Checks so spät wie möglich ins Spiel zu bringen, um einen freien Fluss der 
Möglichkeiten zu erlauben. 

Es kann notwendig sein, Fachleute mit Erfahrungen in kreativen Stadtentwicklungen 
zu beteiligen, um das Audit zu unterstützen, da die Insider oft durch das, was sie schon 
wissen, eingeschränkt werden. Diese Außenstehenden könnten durch die Abhaltung von 
Seminaren und ähnlichen Veranstaltungen zum Gelingen beitragen. 

Vielleicht besteht das wichtigste analytische Werkzeug auf dieser Stufe des Kreative-
Stadt-Prozesses und später in einer Bewertung des „Zyklus der städtischen Kreativität" (s. 
unten). Sie verschafft einen Überblick über alle schöpferischen Projekte in einer Stadt oder 
einem Stadtteil und beurteilt das Potenzial, Ideen oder Projekte vor Ort zu starten, zu imp­
lementieren und zu zirkulieren, so dass neue Initiativen erzeugt werden. Sie hilft zur Beur­
teilung darüber, ob eine Stadt ein kreatives Milieu aufweist oder ob sie das Potenzial hat, 
eines zu werden. Im Audit-Prozess sollte es zu einem Urteü darüber kommen, ob dieses 
Milieu auf jeder der verschiedenen Stufen stark oder schwach ausgebildet ist 

Die nächste Stufe im Audit ist ein Überblick über die Hindernisse. Einige von ihnen 
können allgemeiner Natur sein und betreffen Fragestellungen, die unter „Voraussetzun­
gen für die Kreative Stadt" diskutiert werden; sie müssen von Fall zu Fall dadurch ange­
gangen werden, dass man ihnen ausweicht oder aber man sich ihnen stellt. Andere Hin­
dernisse werden sich jedoch in den „Zyklus" einfügen und es wird möglich sein zu beur­
teilen, wie interveniert werden sollte. 

Die Bewertung des Potenzials und der Hindernisse erlaubt uns, nach vorne zu träu­
men und zu idealisieren, aber ebenso rückwärtsgerichtet zu planen, indem ein Aktions­
plan, der sich auf die Überwindung der Hindernisse konzentriert, entwickelt wird. Dies 
ist das Gegenteil des traditionellen nach vorne gerichteten Planungsprozesses. Wenn wir 
uns nicht erlauben, bereits zu Beginn eingeschränkt zu werden, wird es möglich sein, 
eine Ideenbank zu generieren, von der Innovationen ausgehen können. Eine Innovation 
ist eine kreative Idee, die realisierbar gemacht worden ist und eine Art von Realitäts-
Check durchlaufen hat. Eine Kreative-Stadt-Strategie hat es oft weniger mit der Imple­
mentierung von Entwurfsprojekten zu tun, als mit dem Herausfinden kreativer Wege, 
um Skeptiker davon zu überzeugen, dass sie an die Idee glauben und daher die Vision 
unterstützen sollten. 



Das Audit will eine breite Kreative-Stadt-Strategie dadurch erleichtern, dass sie bild­
hafte, leistbare Initiativen identifiziert, die auf Prinzipien beruhen, über die die Partner 
übereinstimmen und die ihre Implementierung anleiten. Einige sollten schlicht und rasch 
zu implementieren sein, sowohl wegen ihres eigenen Wertes als auch um Vertrauen in 
die Strategie und die Fähigkeit der Leute zu wecken, diese Initiativen auch zu erbringen. 
Aufwendigere und komplexere Initiativen können als wichtige zukünftige Stationen in 
die Phasenfolge eingebaut werden. 

Sichtbarkeit ist wichtig für eine erfolgreiche Kreative Stadt, da Ergebnisse gesehen wer­
den müssen - obwohl Wahrzeichen-Projekte nicht immer die wirksamsten Antreiber sind: 
Eine Gruppe von 100 Bürgern, die auf neue Weise zuversichthch und kompetent geworden 
sind, kann einen größeren Einfluss auf eine langfristige Stadtentwicklung nehmen Auf 
diese Weise muss eine Balance zwischen Kapitalentwicklungen, aMvitätsbasierten Projek­
ten und sozialer Entwicklung (human development) in den Blick genommen werden. Ande­
re Gebiete, in denen eine Balance gesucht werden sollte, liegen zwischen der Konzentration 
auf Initiativen gegenüber den Stadtzentren und den peripheren Standorten, gegenüber 
groß- und Meinmaßstäblichen Projekten, zwischen der Steigerung der produktiven Kapazi­
tät eines „place" und der Bereitstellung von Anreizen für den Konsum, oder zwischen dem 
Gemeinwesen und der wirtschafthchen Entwicklung. Die Strategie, die aus dem Audit auf­
gebaut wird, sollte aus diesen Dilemmata Folgerungen ableiten. 

Phase 3 : Da s Messe n vo n Erfol g un d Misserfol g 

Wenn einmal die Ziele mit identifizierten Wünschen und Bedürfnissen verknüpft wor­
den sind, und wenn ein Audit über Potenziale und eine Strategie, um diese zu maximieren, 
eingerichtet worden ist, sollte das Kreative-Stadt-Team darüber entscheiden, wie es seinen 
Erfolg und Misserfolg messen will Es kann einen Bedarf an Indikatoren nach zwei unter­
schiedlichen Arten geben, zum einen, um zu beurteilen, wie weit die Stadt vorangekom­
men ist mit der Aufgabe, die Kriterien eines „Zyklus der städtischen Kreativität" zu errei­
chen - die ein Gespür dafür geben werden, wie kreativ die Stadt ist -, zum zweiten hinsicht­
lich der Verknüpfung mit spezifischen Projektzielen der Strategie. In Bezug auf den ersten 
Typ werden eine Anzahl von Indikatoren vorgeschlagen unter „Voraussetzungen für die 
Kreative Stadt", „Indikatoren für Vitalität und Lebenswert" und die Jnnovationsmatrix". 
Im einzelnen wird über die Indikatoren am besten durch jene Personen entschieden, die 
auf den verschiedenen Ebenen der Projekte direkt involviert sind. 



Phase 4 : Ausführun g 

In dieser Phase wird jede Person, die in dem Projekt beteiligt ist, wissen, was getan 
wird, warum es getan wird, und wie es bewertet werden soll, und wird dazu ihre Zustim­
mung gegeben haben. Die Arbeit kann ausgeführt und laufend beobachtet werden 
(Monitoring), welche Methode auch immer als die geeignetste ausgewählt worden ist. 
Auf dieser Stufe entstehen zwei wichtige Probleme: Das erste bezieht sich auf Pilotpro­
jekte und das zweite auf die organisatorische Struktur, die notwendig ist, um den Kreati-
ve-Stadt-Prozess voranzubringen. 

Vorausgesetzt, es handelt sich um einen innovativen Ansatz zur Stadtentwicklung, 
dann wollen bürokratische Strukturen wie Stadtverwaltungen, Entwicklungsbanken oder 
komplexe Partnerschaften, zumindest in der Anfangsphase, wahrscheinhch kein Risiko 
eingehen. Pilotprojekte übernehmen eine besondere Bedeutung, weil sie das Mittel dafür 
darstellen, dass Innovation stattfinden kann. Für die Unterstützer besteht die Herausfor­
derung darin, dieselbe Kreativität anzuwenden, mit der das Projekt vor Ort begonnen 
werden konnte, in erster Linie, um den wesentlichen Prozess zu unterstützen. 

Es muss auch eine Entscheidung darüber getroffen werden, ob ein mehr formales, 
spezielles (high profile) Arrangement wie eine Kreative-Stadt-Initiative eingerichtet wer­
den soll, oder ob der Fortgang besser auf einer niedrigen Schlüssel-Ebene mit Projekten 
gesucht werden solL die sich als kreativ erweisen können. Gibt es ein breiteres Ziel - um 
Kreativität in den „genetischen Code" der Stadt einzubetten -, wird die Einrichtung eines 
Partnerschaftsforums wesentlich, um eine breitgespannte Verknüpfung lokaler Interes­
sen und „Stakeholders" zu erzielen, der Initiative Glaubwürdigkeit und Verantwortlich­
keit zu übertragen und für die Entwicklungsvorschläge Zustimmung und Verbesserun­
gen zu erreichen. Das Risiko, eine stark profilierte Einheit einzurichten, besteht darin, 
dass Erwartungen geweckt werden, und deswegen sollte dies nur dann gemacht werden, 
wenn feststeht, dass dieses Moment auch durchgehalten werden kann: Das Nichterfüllen 
von Erwartungen wird die ganze Kreative-Stadt-Kennzeichnung diskreditieren. 

Phase 5 : Kommunizieren , Verbreite n un d Reflektiere n 

Das Kommunizieren der Ergebnisse des Zyklus der Kreativität ist für seine Dauerhaf­
tigkeit grundlegend. Um diesen Prozess zu vervollständigen, sollte eine ausreichende 
Evidenz durch Monitoring verfügbar gemacht werden, damit Vergleiche mit den gewähl­
ten Indikatoren angestellt werden können, damit erbrachte Leistungen gemessen, Pro-



bleme registriert, Misserfolge verstanden und Fortschritte anderen gegenüber kommuni­
ziert werden können. Dies sollte verschiedene Formen annehmen, von wissenschafüi-
chen Studien bis zu öffentlichen Veranstaltungen und Ausstellungen, welche die Zukunft 
der Stadt zur Diskussion stellen. Durch diese Mittel kann der Zyklus des kreativen Denkens, 
Planens und Handelns dauerhafte Gestalt erhalten. 

Zusammenfassung 

Die hier vorgestellten fünf Stufen, ebenso die analytischen Werkzeuge wie der Zyklus 
der städtischen Kreativität und die Innovationsmatrix, sind schrittweise zyklisch ange­
legt, indem sie die Projektteams nicht auf ihren Ausgangspunkt hinführen - denn seit 
jenem Zeitpunkt haben sie sich alle entwickelt und etwas hinzugelernt -, sondern zum 
Ausgangspunkt des nächsten Projektes, wo der Prozess, allerdings effektiver, wiederholt 
werden kann, und zwar durch Menschen, die das bisherige Verfahren durchschritten 
haben. 

Indem der Prozess ausgewertet wird, können sich die analytischen Werkzeuge, die 
Indikatoren und Techniken als relevant erweisen. In der Vorbereitungs- und Planungs­
phase können alle diese Instrumente ins Spiel gebracht werden, und relativ einfache 
erklärende Empfehlungen - z.B. das „Herunterbrechen" von Kreativität auf kreatives 
Denken, kreative Planung und kreatives Handeln - können das Verständnis unterstüt­
zen. Doch die Kartierung kultureller Ressourcen und die Innovationsmatrix können nur 
dann zu ihrer vollen Geltung gelangen, wenn sie einem Audit ihrer Potenziale unterzo­
gen werden. 

Anmerkung: 
*) Aus: Charles Landry (2000): The Creative City. A Toolldt for Urban Innovations. Kapitel 7, S. 
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Heike Liebmann , Tobia s Robischo n 

W a s is t s täd t isch e K r e a t i v i t ä t ? Z e h n These n 

1. Kreative s Handel n braucht Mu t zu m kalkulierte n Risik o 

Kreatives Handeln  ist  die bewusste (intendierte)  Veränderung  nicht mehr  adäquater 
Handlungsmuster. Dies setzt zumeist  voraus,  mit Routinen zu  brechen Damit  sich in der 
Stadtentwicklung kreatives  Handeln entfalten kann, ist die „Kultivierung des Experiments" 
notwendig - also  der Mut zum kalkulierten Risiko,  verbunden mit  einem verantwortungs-
vollen Umgang mit offenen Ergebnissen. Die JMtivierung des  Experiments" erfordert ver-
änderte Instrumentarien und  Verfahren. 

Nicht jede Neuerung ist mit Risiken verbunden. Doch ist die Bereitschaft, Risiken 
einzugehen, eine wesentliche Grundlage dafür, dass neue, kreative Ideen entwickelt und 
erprobt werden können. So zeigte etwa das Beispiel Huddersfield, wie in der Verwaltung 
Rahmenbedingungen geschaffen werden können, um kreative Ideen und mutige Initiati­
ven tatsächlich zu zulassen und Sachzwänge in Frage zu stellen. Zur Risikobereitschaft 
zählt auch, die Möglichkeit des Scheiterns zu akzeptieren. Dies verlangt von Organisations­
kulturen, in denen Misserfolge totgeschwiegen oder schöngeredet werden, erhebliche 
Umstellungen. Der Mut, Neues zu wagen, verlangt aber nicht danach, willkürlich herum-
zuprobieren. Notwendig ist ein experimentelles Vorgehen, also begrenzte und beobach­
tete Versuche. Erst die nüchterne Auswertung erfolgreicher wie gescheiterter Versuche 
erlaubt ein Organisationslernen. In aller Regel wird es der Entwicklung neuer Verfahren 
für die Beobachtung und Auswertung solcher Versuche bedürfen (vgl. Beitrag Phil Wood 
in diesem Band). 

2. Kreativ e Stadtpoliti k beachte t Akteur e un d bezieht si e ei n 

Eine eigene städtische  Kreativität  kann aus  der Zusammenarbeit vieler  Akteure  des 
öffentlichen, privaten und  freiwilligen Sektors  und  der Verständigung  auf gemeinsame 
strategische Ziele entstehen.  Akteursgruppen zusammenzufuhren  setzt  allerdings  voraus, 
dass die in der Stadt vorhandenen,  nur bislang kaum wahrgenommenen  Akteure beachtet 
und gezielt zur Mitwirkung motiviert und  befähigt werden. Kreative Milieus zeichnen sich 



dadurch aus, dass  sie Akteure aus  den unterschiedlichsten Bereichen  (z.B.  lokale  Behör-
den, Unternehmen,  Forschumjseinrichtungen) integrieren. 

Kreativität entsteht im sozialen Austausch zwischen den Akteuren, wobei Austausch-
Prozesse und Interaktionen zu einer effektiveren Nutzung vorhandener Ressourcen füh­
ren und Potenziale freisetzen. Zudem bewirken die vielfältigen sozialen und informellen 
Beziehungen eine besondere Art der Bindung der Akteure untereinander. Es entsteht ein 
regionales Gemeinschaftsgefühl - und damit ein mentaler Zusammenhalt als Basis für 
die Zusammenarbeit heterogener Akteure. Gleichzeitig trägt dieses Gemeinschaftsgefühl 
nach außen zum Image einer Stadt bei. 

Im Rahmen der Workshopreihe wurde dies in besonders markanter Weise am Bei­
spiel der Stadt Karlskrona dargestellt Nach einem grundlegenden Strukturwandel hat 
dort die Bildung einer gemeinsamen Plattform entscheidender Akteure aus öffentlicher 
Verwaltung, Universität und privater Telekonmiunikationswirtschaft eine Neuprofilierung 
der Kommune als „Telecom-city" ermöglicht (vgl. Glöckner / Liebmann in diesem Band). 

Das Beispiel verdeutlich aber auch, dass die regionalen Ausstattungsmerkmale all­
eine (wie Bildungs- und Forschungseinrichtungen, sonstige Infrastruktur) noch keine in­
novative Stadt- und Regionalentwicklung begründen können. Vielmehr ist es die Art der 
Beziehungen zwischen den Akteuren, die für die Entstehung kreativer Milieus von ent­
scheidender Bedeutung ist. Erst intensive Interaktionen zwischen den Akteuren können 
lokal wirksame Entwicklungseffekte erzeugen (vgL auch Büttner / Lange / Matthiesen in 
diesem Band). 

Die Workshopreihe zeigte, dass seitens der Kommunalverwaltungen Akteure außer­
halb des unmittelbaren Tätigkeitsbereichs der eigenen Institution bisher noch in zu ge­
ringem Maße wahrgenommen werden. In der Regel werden nur die Akteursgruppen 
einbezogen, die für die Umsetzung von konkreten Stadtumbaumaßnahmen unerlässlich 
sind (Wohnungsunternehmen, Stadtwerke etc.). Akteure aus dem Wissens- und Bildungs­
bereich werden dagegen an Stadtentwicklungsprozessen meist nur in geringem Maße 
beteiligt. Während Städte, die nicht über eine Universität oder Fachhochschule verfügen, 
den Mangel an Akteuren aus diesem Bereich als einen Standortnachteil für ihre Stadt­
entwicklung empfinden, nutzen erstaunlicherweise diejenigen Städte, die über entspre­
chende Einrichtungen verfügen, das vorhandene endogene Potenzial bisher kaum. Es ist 
möglich, dass es bisher u.a. an Orten der persönlichen Begegnung fehlt, die das Entste­
hen von Kreativität im sozialen Austausch befördern können. 



3. Schlüsselpersone n aktiviere n Netzwerk e fü r di e kreativ e 
Stadtentwicklung 

Einzelne zentrale Personen  können  eine  entscheidende  Initiatorenrolle  übernehmen, 
wenn sie  mutig, innovativ, offen und  lernbereit sind,  sich auf  ein  strategisches Vorgehen 
mit langfristigen  Zielen  konzentrieren und  unterschiedlichste  lokale  Akteure  (Gruppen 
oder Organisationen)  in  den  Entwicklungsprozess  einbinden.  Sie zeichnen  sich  dadurch 
aus, dass  sie  Kontaktnetzwerke  etablieren  und  diese  lebendig halten.  Schlüsselakteure 
können Personen  an der  Spitze der  Verwaltung,  aus der  Wirtschaft  oder  Kultur sein,  es 
können aber  auch Brückenpersonen sein,  die  eine  Mittlerrolle zwischen Entscheidungs-
ebenen, Sektoren oder  Netzwerken einnehmen 

Insbesondere die Entwicklungen in Huddersfield und Manchester (siehe die Beiträge 
von Phil Wood und Stuart Wilks-Heeg in diesem Band) waren eng verknüpft mit dem 
Wirken von Schlüsselakteuren, die sich durch eine besondere Kommunikationsfähigkeit 
und Begabung zur Integration verschiedener Interessengruppen unter gemeinsamen Zie­
len ausgezeichnet haben. 

Die Forschung zu kreativen Milieus geht davon aus, dass Akteurs-Kontakte in kreati­
ven Milieus einen explizit personengebundenen Beziehungscharakter aufweisen, d.h. 
sich in hohem Maße auf informeller, sozialer oder privater Ebene vollziehen (u.a. Fromhold-
Eisebith 1999). Diese Kontaktformen sind mit einem besonderen Vertrauen verbunden, 
was dazu führt, dass eine größere Offenheit zwischen den Akteuren existiert und Infor­
mationen schneller und unkomplizierter fließen können. Dies heißt aber auch, dass der 
Aufbau kreativitätsfördernder Milieus, insbesondere wenn bisher kein gemeinsamer 
Fjiahrungshintergrund vorhanden ist, Zeit für die Vertrauensbildung braucht 

4. Kreativ e Netzwerk e schaffe n Wisse n für di e städtisch e Rege -
neration 

Regionale Innovationsnetzwerke benötigen  leichten  Zugang  zu Informationen  hoher 
Qualität Ausgeprägte formelle und  informelle Kommunikationsstrukturen in  einer Region 
verbreitern die Wissensbasis  und ermöglichen lokale Lernprozesse. Zugleich helfen diese 
Strukturen dabei,  Unsicherheiten  im Umgang  mit komplexen  Situationen  zu  reduzieren 
Die aus diesen Netzwerken entstehenden Ideen und Impulse bilden ein Innovationspotenzial 
das sich in wirtschaftlichen Erfolg  einer Stadt oder  Region umsetzen kann. 



Kreative Netzwerke, die Informationen und Wissen aus unterschiedlichen Bereichen 
zusammenführen, bilden eine Quelle für Inspiration, Ideen und kollektive Lernprozesse. 
Der soziale Austausch und die Chance zu intensiver Begegnung spielen dabei eine beför­
dernde Rolle. Anhand der Beispiele Jena und Frankfurt/Oder (siehe Beitrag Büttner u.a. 
in diesem Band) kann gezeigt werden, unter welchen speziellen Bedingungen diese Netze 
zum wirtschaftlichen Erfolg einer Region beitragen. Notwendig ist eine Balance zwischen 
der Offenheit und Transparenz von Netzwerken und der „internen Reifung" von Ideen. 
Perrin (1988) verwendet in diesem Zusammenhang den Begriff der „creative inter-
relatedness". 

In diesem Zusammenhang ist aber auch zu berücksichtigen, dass komplexe Situatio­
nen oft Unsicherheit erzeugen, worauf vielfach mit dem verstärkten Sammeln von Infor­
mationen reagiert wird. Doch nicht das Anhäufen von Informationen um der Informatio­
nen willen stärkt die Fähigkeit zur Entwicklung von Problemlösungen, sondern eine 
Qualifizierung des Wissens im Kommunikationsprozess sowie durch die Erschließung 
zusätzlicher Wissensquellen. Genau dies ist es, was kreative Netzwerke leisten können. 
Das gegenseitige Vertrauen der Netzwerkpartner ermöglicht nicht nur einen unkompli­
zierten und schnellen Informationsfluss, sondern auch eine Qualifizierung der Informa­
tionen. Kreative Milieus sind daher durch eine hohe Lernfähigkeit gekennzeichnet, die 
den Akteuren ein schnelles Reagieren auf veränderte Rahmenbedingungen ermöglicht. 

5. Städtisch e Kreativitä t leb t vo n kulturellen Ressource n 

Die Vielfalt  des lokalen Kunst-  und Kultarlebens prägen Image  und Attraktivität einer 
Stadt Das  lokale Kulturleben ist eine wesentliche Quelle der Identitätsbildung. Einrichtun-
gen in den  Bereichen Kunst,  Kultur,  Kommunikation sind  Ausgangspunkte  für  kreative 
Prozesse, ihre Qualität,  Vielfalt,  Zugänghchkeit und Verknüpfung damit  zugleich eine  Vor-
aussetzung für städtische Kreativität  Kreativ-gestaltende  Berufe (Künstler,  Designer, auch 
Entwicklungsingenieure) suchen und  bereichern kreative Milieus. 

Besonders in Krisenzeiten ist die Kultur eine der größten Ressourcen für die Entfaltung 
von Kreativität.  Kulturelle Aktivitäten  können  Phantasien,  neue  Ideen,  soziale  Modelle 
anregen, können als  integrierende Kraft  Verknüpfungen  motivieren  und  so auch  in die 
Ökonomie hineinwirken 

Kulturelle Ressourcen sind beispielweise die lokale Identität und das historische Erbe, 
die zur Stärkung des eigenen Profils in die Zukunftskonzepte eingebunden werden kön­
nen. In den ostdeutschen Städten kann sich eine neue städtische Identität wegen des 



spürbaren Verlustes an „Humankapital", insbesondere der Abwanderung jüngerer, krea­
tiver Menschen, vielfach nur langsam entwickeln. Daher ist die Stärkung einer breit 
verstandenen und modernisierten Stadtkultur notwendig. Das Beispiel Huddersfield zeigte, 
wie kulturelle Projekte als Kristallisationspunkte gezielt eingesetzt wurden, um Selbst­
vertrauen, Eigeninitiative und kreative Ideen besonders bei jungen Menschen zu we­
cken. Unterstützt mit Fördermitteln konnten viele der Ideen umgesetzt werden, die auch 
zu konkreten wirtschaftlichen Effekten führten (vgl. Beitrag von Phil Wood). 

6. Städtisch e Kreativität brauch t kooperative Strukturen un d 
klare Verantwortlichkeite n 

Schwach ausgeprägte  lokale  Kommunikationskulturen  und  kooperationshemmende 
Rahmenbedingungen in  der öffentlichen Verwaltung  setzen der  Entfaltung von Kreativität 
in der Kommune enge  Grenzen. Wenn  macht- und parteipoMtisch festgefahrene Strukturen 
von einer kooperativen Orientierung  an der Lösung von Sachproblemen überwunden wer-
den, sind Voraussetzungen  für eine zukunftsorientierte Politik  auf kommunaler Ebene  ge-
geben. Eine  klare  Aufteilung  der  Verantwortlichkeiten  zwischen  Kommunalpolitik  und 
Verwaltung fördert zugleich kreatives Handeln  und den verantwortlichen Umgang  mit of-
fenen Ergebnissen. 

Das kreative Potenzial der Kommunalverwaltung kann z.B. durch ämterübergreifende 
Zusammenarbeit in Projekten, eine gezielte Ausdehnung des Akteursspektrums in der 
Stadtentwicklung oder die Einbeziehung externen Know-hows entwickelt werden. 

Erforderlich ist zudem, dass die lokale Politik zum einen dazu bereit ist, Prioritäten zu 
setzen, anstatt alle Klientelgruppen bedienen zu wollen, und dass sie sich zum zweiten 
auf strategische Entscheidungen beschränkt, statt in alle Detailaktivitäten zu intervenie­
ren. Die Verwaltung dagegen müsste ihr eigenes Selbstverständnis als ausführendes Or­
gan reformieren. Dies erfordert auch, einen mentalen Zusammenhalt und gemeinsame 
Zielsetzungen zu entwickeln und dies mit einer positiven Selbstdarstellung zu verbin­
den. Beides bedarf neben einem Einstellungswandel auch der Veränderung institutionel­
ler Strukturen. 

So war die Umstrukturierung der Verwaltung im Hinblick auf eine klare Ergebnis­
orientierung Ziel der Verwaltungsreformen in Tilburg. Über die Tilburger Erfahrungen 
berichtet der Beitrag von Glöckner in diesem Band. In den ostdeutschen Kommunen 
zeigten sich dagegen recht unterschiedliche Situationen. In Leipzig hat die ämterüber-



greifende, projektorientierte Arbeit (Olympia, BMW-Bewerbung etc.) erheblich dazu bei­
getragen, einen nach außen wahrnehmbaren Zusammenhalt der Verwaltung aufzubau­
en (vgl. Heinig / Weigel in diesem Band). 

7. Schrumpfun g schaff t Potenzial e fü r Kreativitä t 

Schrumpfungsprozesse schaffen  Potenziale,  wie  die  Verfügbarkeit  von Raum und Zeit 
In schrumpfenden Städten  sollte es problemlos möglich sein, Räume für kreative Ideen zur 
Verfügung zu stellen  Daneben  haben viele  im Arbeitsprozess nicht  mehr  benötigte  Men-
schen Zeitreserven In  einem  fördernden  JQinw." und  mit  unterstützenden  Maßnahmen 
kann beides zusammengeführt werden,  um so Menschen zu  befähigen,  die eigenen kreati-
ven Potenziale zu entdecken  und  zu nutzen 

Li Krisensituationen treten  Problemkonstellationen  (massiver  Bevölkerungsrückgang, 
Leerstand, Schrumpfung der  Kommunalfinanzen} deutlich zutage. Dies schwächt die argu-
mentative Position  von  Akteuren, die  an traditionellen Denk-  und Lösungsmustern  fest-
halten Krisen  erleichtern  es dadurch,  neue Wege  zu gehen  Sie  bieten einen  Anlass, her-
kömmliche Handlungswege  und altbewährte  Routinen zu  verlassen. 

Studien zu den Ursachen regionaler Kreativität verweisen immer wieder auf wirt­
schaftliche Krisen, die als Katalysatoren für Kreativität fungierten (u.a. Anderson 1985; 
Malecki 1991). Der Krisensituation wird dabei die Rolle einer treibenden Kraft im Hin­
blick auf die Entfaltung regionaler Kreativität zugeschrieben, da sie die Akteure dazu 
gezwungen habe, unter Nutzung endogener Potenziale Maßnahmen zur Problemlösung 
zu ergreifen (Fromhold-Eisebith 1995:37). Auch bei den in der Workshopreihe vorgestell­
ten westeuropäischen Städten (Huddersfield, Manchester, Karlskrona, Tilburg) waren 
Krisensituationen der Ausgangspunkt für die Entfaltung städtischer Kreativität und die 
sich daraus ergebenden Handlungschancen. 

Allerdings ist das bloße Vorhandensein einer Krisensituationen noch keine Garantie 
für das Entstehen von Kreativität Hierzu bedarf es, wie in den anderen Thesen darge­
legt, weiterer Voraussetzungen. Zudem können Krisensituation kreatives Handeln auch 
erheblich erschweren. In ostdeutschen Städten wird diese Gefahr besonders wegen des 
geringen finanziellen Handlungsspielraums der Kommunen gesehen. Die wenigen vor­
handenen Mittel werden vielfach angesichts des Erfolgsdrucks nur für absolut sicher 
erscheinende, bewährte Vorhaben und eben nicht für „kreative Experimente" eingesetzt, 
die eventuell auch Misserfolge bringen könnten. 



8. Kreativitä t entsteh t i m Prozess , Projekt e diene n als Initial -
zündung 

Unter den Bedingungen abnehmender Steuerungs-  und Handlungsfähigkeit auf kommu-
naler Ebene werden Kreativität, Innovations- und Lernfähigkeit zu Schlüsselfaktoren städ-
tischer Entwicklung.  Sie  lassen sich  am  ehesten über  Projekte initiieren und  erproben. 
Projekte werden so zum Motor, um in schrumpfenden Städten positive Entwicklungsprozesse 
in Gang  zu setzen, sowie neue Möglichkeiten  und Chancen zu entwickeln. 

Gemeinsame Projekte sind ein wesentliches Instrument der systematischen Förde­
rung städtischer Kreativität. In Projekten können neue Arbeitsweisen erprobt und Akteurs­
netzwerke aufgebaut werden. Der gemeinsame Erfolg kann negative Grundstimmungen 
umkehren. Nachhaltige Wirkungen können Projekte aber nur erzielen, wenn sie mit kla­
ren strategischen Zielsetzungen verbunden werden. 

Projekte erzeugen Aufmerksamkeit und lösen Mobilisierungseffekte aus. Damit verbin­
det sich die Hoffnung auf eine Katalysator-Wirkung: Die Ausstrahlung des Projekts hat Effek­
te auf die Standortqualität und das Image und gibt Anstöße für weitere Innovationen Dritter 
(vgl Beitrag von Liebmann in diesem Band). Oft mobilisiert die öffentliche Aufmerksamkeit 
zahlreiche Akteure derart dass Projekte eine Eigendynamik entfalten Diese von der öffent­
lichen Aufmerksamkeit gesteuerte Dynamik (engl. „hype") wird damit selbst zu einer we­
sentlichen Triebkraft für Veränderungen. Eine Erfahrung der Frojektinitiatoren aus Man­
chester lautet daher:„Create the hype - and keep up with it", auf deutsch in etwa: „Schaffe 
den Trubel - und halte damit Schritt" (vgL auch den Beitrag von Wilks-Heeg in diesem Band). 

Auch in den an der Workshopreihe „Städtische Kreativität" beteiligten Städten spie­
len und spielten größere Projekte eine wichtige Rolle, um einen Mentalitätswandel in 
den Kommunen einzuleiten: Zu nennen sind etwa der Bau des damals modernsten Fuß-
ball-/Rugby-Stadions in Huddersfield, die Olympiabewerbung Manchesters (für Olympia 
1996 und 2000), die Bewerbung von Liverpool als Europäische Kulturhauptstadt 2008, 
die Ausrichtung der Bundesgartenschau 2009 in Schwerin oder die Olympiabewerbung 
Leipzigs (Olympia 2012). 

9. Kreativitä t brauch t lokale Identität und Offenheit nac h Auße n 

Kreativität bedeutet nicht sich  in geschlossenen Zirkeln zu bewegen, sondern verlangt 
nach Offenheit  -  nach  innen  wie  nach außen.  Ein kreatives Milieu  zeichnet  sich  durch 



Heterogenität der Akteure aus,  so dass  innerhalb der  Akteursnetze vielfältige  Kompeten-
zen und  Ressourcen verfügbar  sind Lokale  Identität ist  ein verbindendes Element  unter-
schiedlichster Kreise  und Akteursgruppen. Diese  lokale Verbundenheit  im Verein  mit Of-
fenheit gegenüber Neuem - aus der Region wie außerhalb der Region - erlaubt  es, positive 
Beispiele und gute Ideen wahrzunehmen und  so im Sinne eines „kreativen Abkupferns" zu 
lokalen Adaptionen innovativer Lösungsansätze zu kommen 

Eine ausgeprägte Identifikation mit der eigenen Stadt befördert die aktive und kreati­
ve Teilnahme an Stadtentwicklungsprozessen und die deutliche Artikulation der eige­
nen Vorstellungen, Interessen und Wünsche. Diese regionale Identität sollte möglichst 
breit, etwa auch von Akteuren aus Wirtschaft, Forschung und anderen Bereichen mitge­
tragen werden können. 

Außenkontakte ermöglichen externe Anstöße für die interne Dynamik. Gerade weil 
„kreative Milieus" durch ständige Lernprozesse charakterisiert sind, sind sie auch ge­
prägt durch die Offenheit für Außenbeziehungen. Eine ausschließlich auf sich selbst be­
zogene Sichtweise verschließt häufig den Blick auf Prozesse, die andernorts erfolgreich 
verlaufen. Es besteht gar die Gefahr, dass strukturstarre Netzwerke mit engen persönli­
chen Kontakten abrutschen in Varianten der „Verfilzung" oder des „lokalen Klüngels", 
die externe kreative Impulse ausschließen, selbst aber keine Kreativität entwickeln kön­
nen. Teilweise ermöghcht aber nur eine distanzierte Perspektive, verbunden mit dem 
praktischen Wissen von Lösungsansätzen die sich andernorts bewährt haben, tradierte 
Handlungsmuster tatsächlich zu erkennen und in Frage zu stellen. Die Offenheit der 
lokalen Akteure entscheidet dann darüber, ob Kreativitätspotenziale erkannt und kreati­
ve Lösungen erprobt werden. 

10. Kreativitä t is t ei n Arbeitsprinzi p 

Städtische Kreativität  ist nicht die  vordergründige Ausrichtung einer  Stadt am spezifi-
schen Leitbild der „creative city", sondern ist als zentrales, verändertes Arbeitsprinzip von 
Politik und Verwaltung zu entwickeln  Das  setzt voraus,  dass Städte nicht nur als  gebaute 
Umwelt verstanden werden,  sondern als  Systeme und  Netzwerke. Stadtpolitik  verlagert 
dann ihren Schwerpunkt  von  der physischen Infrastruktur  zur  Städte-Dynamik und zur 
Lebensqualität der Stadtbewohner. Städtebauliche Maßnahmen spielen weiterhin  eine be-
deutende Rolle, sie werden aber in ein  breiteres Verständnis  von Regenerierung eingebun-
den. 



Regenerierung wird hier als ein Prozess verstanden, der den Menschen Gelegenhei­

ten zur Entfaltung und Mitgestaltung eröffnet, damit daraus eine stärkere Basis für eine 

künftig bessere Wettbewerbsfähigkeit der Städte erwachsen kann (Keim 2001). 

Städtische Kreativität ist nicht planerisch herstellbar. Notwendig ist vielmehr eine 

Kontextpolitik, die mit geeigneten flankierenden Maßnahmen die Wahrscheinlichkeit 

der Entfaltung von kreativen Milieus im politischen, unternehmerischen und sozialen 

Bereich erhöht. Als Schlüsselelemente einer solchen Strategie können gelten: neue Lern­

konzepte, eine bestimmte Netzwerkarchitektur und die regionale Selbstregulation. 
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Z w i s c h e n S c h r u m p f u n g u n d W a c h s t u m 

Kreative Strategie n fü r Leipzi g 

Schrumpfende Städte" ist das neue Schlagwort der Stadtentwicklung in Ostdeutsch­
land. Doch schrumpft die Mehrzahl der ostdeutschen Städte wirklich? Die Vielfalt 

der Entwicklungen zwischen Einwohnerverlust der Kernstädte und ausufernder Suburbia, 
zwischen flächenhaftem Wohnungsleerstand und neu entwickelten Eigenheimgebieten, 
zwischen prosperierenden Shoppingcentern und sich auflösenden Nahversorgungslagen, 
zwischen Neuansiedlung einzelner Großbetriebe und zunehmenden Insolvenzen im Mit­
telstand zeigen, dass der Begriff der Schrumpfung" nur einen Teil der aktuellen städti­
schen Entwicklungen beschreibt 

Zunächst geht es in vielen ostdeutschen Städten um eine „Schrumpfung" der Ein­
wohnerzahlen. Für eine Stadt wie Leipzig ist Bevölkerungsrückgang an sich nichts 
gänzlich neues. 1933 hatte die Stadt 713.000 Einwohner, 1988 waren es 170.000 weni­
ger. Dieser Prozess hat sich nach der politischen „Wende" von 1989 nicht, wie von 
vielen erwartet, umgekehrt sondern fortgesetzt. Dies führte auf der einen Seite zu ei­
ner sinkenden Nachfrage nach Wohnraum, Versorgungs- und Infrastrukturleistungen 
sowie sozio-kulturellen Angeboten. Andererseits war dieser Prozess von einer „qualita­
tiven" Umschichtung beeinflusst. So nahm die Nachfrage nach Wohnformen im Eigen­
tum zu, die erfolgreiche Ansiedlungspohtik Leipzigs führte zu großen Bauprojekten 
am Rand der Stadt (z. B. BMW). Nicht weniges, was im Wohnungsbau und dem Handel 
auf Grund ausufernder Wachstumserwartungen der frühen neunziger Jahre an bauli­
cher Tätigkeit herrschte, war allerdings kontraproduktiv und belastet städtische Struk­
turen noch heute. Dies war lange Zeit ein „Tabu-Thema" in der öffentlichen und politi­
schen Diskussion, doch heute ist den meisten Menschen bewusst, dass die Schere zwi­
schen Angebots- und Nachfrageentwicklung kein zyklisches sondern ein strukturelles 
Phänomen ist. 

In Leipzig zeichneten sich die Konturen dieser Entwicklungsprozesse in den 1990er 
Jahren besonders scharf ab. Sie wurden in der Öffentlichkeit auch stärker als in anderen 
Städten wahrgenommen, da sich die Leipziger Stadtgesellschaft frühzeitig und offen mit 
den problematischen Folgewirkungen, aber auch kreativen Lösungsstrategien auseinander 



gesetzt hat. Längst besteht in Leipzig ein weitgehender Konsens über die wesentlichen 
Ziele des notwendigen Stadtumbaus. Aber es wird auch deutlich, dass Schrumpfungs­
und Wachstumsprozesse gleichzeitig gestaltet werden müssen. 

Zwischen Schrumpfun g un d Wachstu m 

Vor diesem Hintergrund muss der in Leipzig notwendige Stadtumbau und -rückbau 
thematisiert werden. Die bundesdeutsche Diskussion, häufig auf Rückbau der Groß­
siedlungen und Aufwertung der Altbauquartiere reduziert, greift dabei viel zu kurz. Die 
aktuelle Entwicklung lässt sich wohl am ehesten mit dem Bild einer bipolaren Stadt 
beschreiben, in der Schrumpfungs- und Wachstumsprozesse parallel ablaufen und sich 
gegenseitig beeinflussen (Lütke-Daldrup 2001). 

Zunächst sind in Leipzig bedeutende Wachstumsprozesse zu bewältigen. Am nördli­
chen Rand der Stadt rücken die Bausteine der globalen Ökonomie immer stärker ins 
Blickfeld. Vom Flughafenneubau über das Güterverkehrszentrum und die Neue Messe 
bis zum gerade im Bau befindlichen Automobilstandort für BMW entsteht im Leipziger 
Norden eine neue großmaßstäbliche Raumstruktur (Lütke-Daldrup 2003). Dieses Stadt­
wachstum ist notwendig, um in einer Region mit über zwanzig Prozent Arbeitslosigkeit 
eine langfristige Perspektive aufzubauen. Es ist auch der notwendige Motor, um die Revi­
talisierung innerstädtischer Gewerbegebiete, z.B. durch Meinmaßstäblichere und mit den 
großen Einheiten verbundene Betriebe, überhaupt wieder zu ermöglichen. 

Aber auch neue Eigenheimsiedlungen erweitern die Stadt Stück für Stück. Auf Grund 
der schlechten Arbeitsmarktsituation ist die Eigentumsbildung momentan zwar gedämpft, 
aber der Wunsch nach den „eigenen vier Wänden" am grünen Rande der Stadt bleibt 
bestehen und wird von den Bausparkassen weiter genährt. Bau- und Planungsrechte 
sind durch die Städtekonkurrenz der 90er Jahre nach der kommunalen Gemeindegebiets­
reform auch in Leipzig ausreichend vorhanden. 

Wachstumsprozesse finden nicht zuletzt auch in der Leipziger City statt. Nach anfang-
lichen Startschwierigkeiten durch die starke Konkurrenz der Einkaufscenter im Umland 
und umfangreichen notwendigen Sanierungsmaßnahmen ist die Leipziger Innenstadt 
wieder zu neuer Attraktivität gelangt Die Passantenzahlen steigen; auch an Wochenen­
den ist die City wieder lebendig. Die Verkaufsfläche hat sich gegenüber 1990 mehr als 
verdreifacht; wichtige Kaufhäuser und Handelsketten haben investiert. Kultur und Gas­
tronomie boomen, wichtige öffentliche Räume wurden gestaltet. Die City hat sich zum 



Magneten entwickelt - für Einkäufe und Restaurantbesuche ebenso wie zum Flanieren -
und wird in den nächsten Jahren weiter wachsen. 

Parallel zu diesem Stadtwachstum müssen in mehreren Stadträumen Schrumpfungs­
prozesse gestaltet werden. Stadtökonomisch und unter dem Leitbild einer „Stadt der kur­
zen Wege" ist ein Rückbau der Stadt von außen nach innen anzustreben. Aber auf einem 
Markt, der durch die Ansprüche der Wohnungsnachfrage geprägt ist und auf dem viele 
Wohnungsunternehmen am Rande der Insolvenz agieren, sind stadtstruktureUe Ideal­
vorstellungen nur schwer umsetzbar. 

Inzwischen werden zwar Leipzigs Großsiedlungen vom Leerstand eingeholt und er­
weisen sich auf Grund ihrer Monostruktur als wenig krisenfest In Leipzigs bedeutends­
ter Großsiedlung Grünau ist im vergangenen Jahr der Abriss von über 2.500 WE vor 
allem in Hochhäusern angelaufen (Stadt Leipzig 2002). Hier kann Stadtumbau nicht nur 
einen Beitrag zur Verminderung des Wohnungsüberschusses leisten, sondern auch ei­
nen städtebaulichen Mehrwert schaffen: „mehr Qualität durch weniger Häuser". Doch 
ein flächenhafter Rückbau von Großsiedlungen wie in anderen Städten steht angesichts 
einer Leerstandsquote, die den städtischen Durchschnitt noch nicht übersteigt, und ei­
ner nach wie vor vorhandenen Nachfrage nach preiswerten Wohnungen an diesen Stand­
orten kurz- bis mittelfristig nicht zur Debatte. 

Trotz der Trendwende zu verstärktem Zuzug in die innere Stadt, die in den letzten 
Jahren stattfand, stehen die Strategien von Stadterhaltung und Stadtumbau in den Altbau­
quartieren im Mittelpunkt der Leipziger Stadtentwicklungspohtik (Stadt Leipzig 2001). 
Dabei konzentrieren sich die Bemühungen auf die benachteiligten Stadtteile, in denen 
der Abwärtstrend bisher kaum gebremst werden konnte, so dass auch im wirtschaftlich 
relativ erfolgreichen Leipzig in Teilräumen flächiger Stadtverfall und die Konzentration 
sozialer Problemlagen drohen. 

Stadtumbau un d Stadtentwicklun g erforder n strategisch e 
Konzepte .. . 

Die Vielfalt der mit dem Einwohnerverlust verbundenen Probleme - räumlich, wirt­
schaftlich, sozial - erfordert zunächst eine klare strategische Rahmensetzung. Dies ist 
umso wichtiger, da die kommunale Finanzsituation sehr angespannt ist und es wohl auch 
bleiben wird. Nachdem Leipzig in den letzten Jahren den kommunalen Investitionshaushalt 
auf hohem Niveau gehalten hat, stehen erstmals tiefgreifende Einschnitte bevor. Kom-



munale Eigenmittel stehen nicht mehr ausreichend zur Verfügung, um die vorhandenen 
Förderprogramme auszuschöpfen. 

In der Konsequenz heißt dies, vom „Gießkannenprinzip" der Fördermittelstreuung 
Abschied zu nehmen. Förderprogramme müssen räumlich und inhaltlich gebündelt wer­
den. Sie müssen dort ansetzen, wo Entwicklungspotenziale vorhanden sind und schnell 
positive Beispiele geschaffen werden können. Prioritätensetzung bedeutet gleichzeitig, 
dass andere Gebiete „zurückgestellt" werden. Dies können Stadtteile sein, in denen derzeit 
von einer selbsttragenden Entwicklung ausgegangen werden kann, aber auch Rand­
bereiche mit besonderen baulichen Problemen, für die heute die Entwicklungsperspektive 
noch offen gelassen werden muss. 

Von zentraler Bedeutung für die strategische Rahmensetzung ist auch die Integration 
der Fachpolitiken. Rückläufige Einwohnerzahlen sind nicht nur eine Frage der baulichen 
und sozialen Strukturen, sondern beeinflussen zentral die lokale Wirtschaft, Verkehrs­
entwicklung, technische tafrastruktur sowie soziale und öffentliche Angebote. Beispielsweise 
musste die Stadt Leipzig schon vor Jahren auf die dramatisch rückläufigen Geburtenzahlen 
reagieren und zahlreiche Kindertagesstätten und Schulen schließen. Die damit verbunde­
nen Einschnitte sind schmerzhaft und gehen an die Substanz der Stadtteüe; das Für und 
Wider zu jedem einzelnen Schulstandort wurde intensiv diskutiert Dabei haben Verwal­
tung und Politik gelernt, wie wichtig eine Verflechtung der Entwicklung sozialer Infra­
struktur mit den strategischen Zielen der Stadtteilentwicklung ist 

Die notwendige Zusammenführung der Fachplanungen vor dem Hintergrund rückläufi­
ger Einwohnerzahlen hat in den Neuen Bundesländern - und besonders im Freistaat Sachsen 
- zu einer Renaissance der „Integrierten Stadtentwicklungsplanung" geführt Dabei gut es 
aus Leipziger Sicht aus den Fehlern der Stadtentwicklungsplanung in den siebziger und acht­
ziger Jahren zu lernen. Benötigt werden keine allumfassenden Pläne der städtischen Entwick­
lung, sondern flexible und handlungsorientierte Konzepte, mit denen auf die sich rasch 
wandelnden Nachfragebedingungen reagiert werden kann. Leipzig hat deshalb schon in 
den 1990er Jahren eine sektorale Stadtentwicklungsplanung aufgebaut mit der inhaltlich 
abgestimmte Teilkonzepte problemorientiert und schrittweise erarbeitet werden können. 

... un d kreative Ideen 

Neben einer klaren strategischen Orientierung werden kreative Ideen und Projekte 
benötigt, um den Nachfragerückgang positiv für die Stadt zu gestalten. In der Workshop-



reihe „Städtische Kreativität" wurde die Notwendigkeit einer JCultivierung des Experi­
mentes" zur Gestaltung kreativer Stadtentwicklungsprozesse als wichtiges Ergebnis heraus 
gearbeitet. Es geht dabei um einen verantwortungsvollen Umgang mit offenen Ergebnis­
sen, verbunden mit dem Mut zum kalkulierten Risiko. Dies erfordert veränderte Instru­
mentarien und Verfahren. 

Leipzig hat diesen Weg in den letzten Jahren bereits beschritten. Es wurden unkon­
ventionelle Lösungsmöglichkeiten gesucht und neuartige Instrumente entwickelt. Nicht 
immer war damit ein Erfolg verbunden. Aber das schrittweise Suchen nach neuen We­
gen, das selbstkritische Analysieren der Prozesse und das konsequente Lernen aus Feh­
lem bilden die Grundlage für den Ruf Leipzigs als eine kreative Stadt. Im Arbeitsprozess 
sind eine Reihe von Rahmenbedingungen von zentraler Bedeutung, um Kreativität zu 
entwickeln: 

• politisches Klima, 
• junge und kompetente Teams in strategischen Bereichen, 
• Vertrauen der Verwaltungsspitze und Freiheit der Bearbeitung, 
• Förderung der Identifizierung mit der Arbeit, 
• flache Hierarchien für strategische Fragen, 
• geschickte Fördermittelakquisition. 

Ganz wesentlich zur Entfaltung von Kreativität in Stadtentwicklungsprozessen ist 
zunächst die offene und kritische Auseinandersetzung mit aktuellen und vergangenen 
Fehlentwicklungen. Dies ist in vielen stadtpolitischen Konstellationen nur schwierig 
möglich. Gerade von Verantwortlichen für Stadtmarketing und Wirtschaftförderung wird 
die selbstkritische öffentliche Auseinandersetzung zu aktuellen Schrumpfungstendenzen 
immer wieder als Gefahr für das Standortimage gesehen. Dass die Befürchtungen teilweise 
gerechtfertigt sind, musste auch Leipzig in Bezug auf seine Wohnungsmarktstrategien 
erfahren. So kann die (notwendige) Offenheit im Umgang mit Problemen dann zum Risi­
ko werden, wenn andernorts die Strategien noch auf die Negierung der Probleme gerich­
tet sind. Dieses Risiko kann eingegrenzt und verringert werden, muss aber letztlich be­
wusst getragen werden, denn nur im offenen und vor allem öffentlichen Diskurs kann es 
gelingen, neue und innovative Konzepte zu entwickeln. 

Wichtig ist, die erarbeiteten Lösungsstrategien und kreativen Projekte im Ergebnis 
positiv öffentlich zu transportieren. Dazu müssen die Chancen und Potenziale des Stadt­
umbaus stärker herausgestellt werden. Dass es so schwer fällt, die verschiedenartigen 
Erfordernisse der Schrumpfungsprozesse in der Öffentlichkeit zu kommunizieren, ist nicht 



zuletzt auf dieses begriffliche Problem zurück zu führen. Erst wenn es gelingt, die The­
matik mit einem positiven Bild zu belegen, wird es gelingen, eine breite städtische Krea­
tivität zu entwickeln. In Leipzig werden beispielsweise die Vorteüe des Wohnungsleer­
standes in der Imagekampagne „Leipziger Freiheit" aufgegriffen. Plakate und Anzeigen 
werben dafür, dass z.B. Studenten, aber auch alle anderen Nachfrager in Leipzig gut woh­
nen können oder die Chancen für eine eigene großzügige, gründerzeitliche Wohnung 
hier äußerst günstig sind. 

Drei ganz unterschiedliche Beispiele sollen im Folgenden aufzeigen, wie in Leipzig Kre­
ativität unterschiedlicher Akteure im Stadtentwicklungsprozess entwickelt oder gestärkt 
wird und dass strategische Konzepte und kreative Projekte eng zusammen gehören. 

Das Leipzige r Selbstnutzermodel l 
Die Büdung selbstgenutzten Wohneigentums in bestehenden Gebäuden und der inne­

ren Stadt bringt wichtige sradlstrukturelle Vorteile mit sich: 

• die Eindämmung der weiteren Zersiedlung der Landschaft und Reduzierung neu 
versiegelter Flächen, 

• kürzere Wege und verkehrsreduzierende Wirkung, 
• eine bessere Auslastung der vorhandenen Infrastruktur, 
• die Verminderung der sozialen Entmischung, weil „Mittelschichthaushalte" in 

der Stadt verbleiben, 
• und nicht zuletzt die Unterstützung der Stadtentwicklungsstrategien durch die 

weitere Sanierung wertvoller Gründerzeitsubstanz. 

Die Rahmenbedingungen für die Bildung von Wohneigentum in Leipzig sind günstig. 
Die Grundstückspreise sind insgesamt deutlich gefallen, die Baupreise und das Zins­
niveau sind niedrig. Durch die Kombination unterschiedlicher Förderprogramme sind 
Fördersummen möglich, die über der Figenheimzulage für Neubau am Stadtrand hegen. 
Allerdings werden überwiegend Eigentumswohnungen auf dem Markt angeboten, die 
sich mit hochwertiger Ausstattung und hohen Preisen an Kapitalanleger richten, für die 
steuerliche Sonderabschreibungen im Mittelpunkt ihrer Investitionen stehen. Deren 
Dominanz auf dem Markt für Eigentumswohnungen war in den neunziger Jahren so stark, 
dass die Wunsche der eigentlichen Nutzer, der Mieter, keine Rolle spielten. 

Die Stadt Leipzig versucht deshalb seit einigen Jahren, alternative Möghchkeiten der 
Eigentumsbildung im Bestand bzw. in der inneren Stadt zu unterstützen. Ein erster Schritt 
in diese Richtung war das „40-Häuser-Programm", in dem unsanierte Altbauten der Kom-



munalen Wohnungsgesellschaft zu reduzierten Preisen für Selbstnutzergemeinschaften 
angeboten wurden. Das Interesse war zunächst hoch, doch letztlich musste das Programm 
scheitern. Einerseits war die Mehrzahl der Objekte auf Grund ihrer Größe, inneren Struk­
tur und stadträumüchen Lage, aber auch des Bauzustandes nicht für Pilotprojekte zur 
Eigentumsbildung geeignet. Andererseits fehlte eine organisatorische Unterstützung für 
die Interessenten, um die ersten Schritte zur Bildung einer Wohneigentumsgemeinschaft 
und dem Kauf eines Gebäudes zu gehen. 

Das Lernen aus Fehlern ist ein wesentliches Merkmal kreativen Handelns. Deshalb 
wurden die Misserfolge des „40-Häuser-Programms" kritisch und vorbehaltlos analysiert. 
An der Zielstellung der Unterstützung der Eigentumsbildung in der inneren Stadt war 
grundsätzlich festzuhalten, doch der dazu erforderliche Weg wurde präzisiert. Im Mittel­
punkt des neuen Leipziger Selbstnutzer-Modells, das unter dem Namen „selbstnutzer.de 
- Wohnen im Eigentum" etabliert wurde, stehen die Auswahl geeigneter Objekte und eine 
Vielzahl von Beratungsleistungen. Leipzig setzt weiterhin schwerpunktmäßig auf die 
Sanierung von Gründerzeithäusern durch Selbstnutzer, aber auch auf den Neubau von 
Stadthäusern auf innerstädtischen Brachflächen. Die wesentlichen Merkmale des Leipziger 
Modells sind: 

• Aufbereitung der Objekte (Grundrisse, Kostenschätzung) durch von der Stadt 
beauftragte Beraterarchitekten, 

• gemeinsame Besichtigungen (Bus- und Fahrradtouren zu geeigneten Objekten), 
• Stammtische und stadtteilbezogene Infoveranstaltungen, 
• kostenlose Beratung und Moderation in der Startphase, 
• Käufergruppenbildung durch Planungsgesellschaften (GbR), 
• Aufteilung in Einzeleigentum nach dem Wohneigentumsgesetz bzw. Neubau von 

Stadthäusern auf eigenen Bauparzellen, 
• Beauftragung eines Architekten, 
• Ausschreibung und Vergabe der Bauleistungen an örtliche Bauunternehmen. 

Das Amt für Stadterneuerung und Wohnungsbauförderung koordiniert sämtliche 
Aktivitäten und stellt im Rahmen der Mögüchkeiten Fördermittel bereit. Die Vorteüe 
dieses Modells hegen darin, dass es EigentumsbUdung zu Preisen ermögücht, die für 
breite Schichten der Bevölkerung bezahlbar sind, und dass es ein hohes Maß an indivi­
duellen Gestaltungsmögüchkeiten zulässt. Gleichzeit erfordert es von den Beteüigten er-
hebüches Engagement Bisher haben schon über fünfzig Leipziger Familien diesen Weg 
gewählt und eine individueU sanierte, attraktive Altbauwohnung erworben. Für weitere 
Objekte sind Selbstnutzergemeinschaften im Aufbau begriffen. 

http://�selbstnutzer.de


Das Bürgertea m i m kooperative n Gutachterverfahre n 
Der gränderzeitlich geprägte „Leipziger Osten" wurde im Stadtentwicklungsplaii Woh­

nungsbau und Stadterneuerung als wesentlicher Handlungsschwerpunkt herausgear­
beitet. Für den effizienten Einsatz der zur Verfügung stehenden Fördermittel wurde ein 
Stadtteilkonzept erarbeitet, das einerseits eine langfristige Vision für den „Leipziger Os­
ten" bei einem anhaltenden Nachfragerückgang aufzeigt und andererseits die zentralen 
kurzfristigen Handlungsschwerpunkte benennt. 

Als Vorstufe und Ideenpool für dieses Stadtteilkonzept hat die Stadt Leipzig ein koo­
peratives Gutachterverfahren durchgeführt In einer möglichst großen Bandbreite soll­
ten neuartige Ideen und visionäre Vorstellungen zum strategischen Umgang mit den 
Problemen eines von Schrumpfungsprozessen besonders betroffenen Stadtgebiets gewon­
nen werden. 

Entsprechend der weitgehend ergebnisoffenen Aufgabenstellung wurde als geeigne­
tes Verfahren die Form eines nicht-anonymen und kooperativen Gutachterverfahrens 
gewählt. Das Teilnehmerfeld wurde interdisziplinär besetzt: Stadtplaner, Landschafts­
planer, Architekten, Wohnungswirtschaftler und Bürger aus dem Planungsgebiet. Es war 
das Ziel, auf Grund unterschiedlicher fachlicher Ansätze und unterschiedlicher Herkunft 
der Teams möglichst vielfältige Visionen zu erarbeiten. 

Besondere Bedeutung in diesem Verfahren hatte das Einbringen von Visionen der 
Bewohner in das Verfahren durch ein „Bürgerteam", da es im „Leipziger Osten" in den 
Vorjahren nur wenig bürgerschaftliches Engagement und Meinungsbildung der Bewoh­
ner durch Stadtteüvereine und Bürgerinitiativen gab. Ein Büro, das gleichzeitig Träger 
des Quartiersmanagements in einem Teilgebiet ist, wurde beauftragt, dieses Bürgerteam 
zu organisieren und zu moderieren. Innerhalb weniger Tage war es gelungen, 25 Bürger 
als Experten des Stadtteils für dieses Team zu gewinnen, die über drei Monate viel Zeit 
und Engagement einbrachten. 

Das Bürgerteam hatte die Gelegenheit, auf Augenhöhe mit den „Fachleuten" ihre Sicht 
und Ideen in die Visionen zum Stadtteil einzuarbeiten. Die Bürger wagten sich weit in die 
Zukunft ihres Stadtteils und legten Ihre Visionen in einem neuen „Baedecker" dar: nur 
für den Leipziger Osten und gültig erst im Jahr 2030. Der Reiseführer beinhaltet thema­
tische Routen zu bis dahin realisierten Projekten. Auf diese Weise gelang es dem Team, 
punktuelle Einzelaussagen und Projektvorschläge thematisch zu verknüpfen. Nach fünf 
Tourenvorschlägen geordnet beschreibt der Titel auch das Programm: „Wege durch den 
Grünen Osten" - Leipziger Osten 2030: 



• Auf der ersten Tour „Wonnen in der Gartenstadt" werden alte Leitbilder für den 
Umbau des heutigen Wohnungsbestandes angewendet und gründerzeitüche 
Blöcke in unterschiedhcher - und durchaus radikaler - Weise zurück- und 
umgebaut. 

• „Neues Leben in alten Häusern" soll wieder einkehren, der Leerstand wird als 
Chance betrachtet, z. B. Kaufhäuser nur für Senioren oder den Kinderladen 
„Sorgenfrei" einzurichten. Ein Center-Management für die Eisenbahnstraße soll 
Leerstand beseitigen helfen. 

• „Grüne Finger in die Stadt": Aus der Bürgergruppe wird Unverwechselbares 
gewünscht, z. B. ländliches Wohnen für Familien auch in Reudnitz zu ermög­
lichen. Die Feldstraße wird zum „Feldrain". Und einen Skaterhighway soll es 
auch noch geben, im Jahr 2030, wenn der Reiseführer überall zu kaufen sein 
wird. 

Das Bürgerteam hat sich deutlich intensiver als andere Teilnehmer mit der Frage der 
kulturellen und sportlichen Infrastruktur (Tour „Sportlicher Osten") sowie der gewerbli­
chen Entwicklung im Gebiet befasst. Die Vorschläge orientieren sich z. T. auf eine lokale 
und quartiersbezogene Ökonomie (Tour „Unternehmen im Leipziger Osten"). Die Arbeit 
des Bürgerteams war über das gesamte Verfahren eine Bereicherung der Perspektiven 
und Diskussionen und hat eine Reihe von Konzeptaussagen und Maßnahmevorschlägen 
erbracht. 

Olympische Spiel e i n einer „Schrumpfende n Stadt"? ! 
Stadtentwicklung durch Großprojekte - das klingt zunächst nicht nach einer sehr 

kreativen Annäherung an das Thema schrumpfende Stadt oder Stadtentwicklung gene­
rell. Allerdings steht die Leipziger Bewerbung um die Olympischen und Paralympischen 
Sommerspiele 2012 nicht in der Tradition inkrementalistischer Stadtentwicklungs­
strategien, die im Warten auf große Investitionen vielerorts den Ersatz echter strategi­
scher Planung sahen und z.T. noch sehen. 

Wichtige Projekte, die in Konkurrenz mit anderen Städten oder Regionen erarbeitet 
werden müssen, unterscheiden sich von dem Warten auf den „segenbringenden" Inves­
tor. Ebenso wie andere Bewerbungen um Großprojekte (das jüngste Beispiel ist BMW) 
dient unsere Kandidatur dazu, das Profil der Stadt zu schärfen und in Konkurrenz mit 
anderen weiter zu entwickeln. Dabei müssen für große Herausforderungen alle Kräfte in 
einer Stadt mobilisiert werden. Projekte, die sich einer Konkurrenz dieser Intensität stel­
len müssen und die nur von einer Gruppe getragen, von anderen ignoriert oder gar abge­
lehnt werden, haben nach unserer Auffassung keine Chance. 



Diese Gemeinsamkeit vieler verschiedener Gruppen verlangt aber auch, dass Maß­
nahmen und Ziele für solche Großprojekte nicht behebig sind. Sie müssen sich in das 
Gerüst strategischer Konzepte einordnen und deren Ziele in ihren Konzepten widerspie­
geln. Fehlen die strategischen Grundlagen, wird es unseres Erachtens schwierig, sich 
den Herausforderungen großer Projekte zu stellen. 

Unter diesen Vorzeichen stehen die Schrumpfungsprozesse in Leipzig dem 
Olympiakonzept nicht entgegen. Olympia bietet durch die Beschleunigungswirkung, die 
für viele Projekte entsteht, eine hervorragende Möglichkeit, entscheidende Impulse für 
den Stadtumbau zu geben. 

Ein Beispiel aus dem Bewerbungskonzept soll dies verdeutlichen. 

Die Ausrichtung Olympischer und Paralympischer Sommerspiele verursacht einen 
erheblichen Bedarf an Übernachtungsmöghchkeiten. Trotz der sehr positiven Entwick­
lung der Leipziger Hotelerie ist dieser in den bestehenden Einrichtungen der Stadt nur 
schwer zu decken. Ein Teü der notwendigen Zimmer wird, dies zeigt das schon zur Zeit 
rege Ansiedlungsinteresse, über Neubauten gedeckt werden. Es ist aber nicht die Ab­
sicht der Stadt, durch ein „zu viel" an neuen Hotels den Markt zu belasten. 

Es ist das generelle Ziel der Leipziger Bewerbung, Spiele auszurichten, die den Struk­
turen der Stadt nutzen und sie stärken. Hierfür sollen die Impulse, die durch Olympische 
Spiele erzeugt werden, möglichst in vorhandene Strukturen fließen. Deswegen sieht das 
Beherbergungskonzept vor, den Bedarf an Übernachtungsmöghchkeiten nicht nur über 
den Neubau von Hotels zu befriedigen. Statt dessen wurde unter dem Titel „Stadt­
wohnungen für Olympia" ein Konzept erarbeitet, in dem zu sanierende Wohnungsbestände 
unterschiedhcher Bauphasen zunächst vorgehalten (und unter Umständen gesichert) und 
dann konzentriert für Olympia zu „Boarding Houses" umgebaut werden. 

Das Besondere daran ist, dass das Konzept die Objekte nicht vom Bedarf für die Spie­
le, sondern von den möglichen Nachnutzungen her bewertet. Im Mittelpunkt stehen die 
Nutzungen, denen die Gebäude nach Olympia zugeführt werden, wobei diejenigen 
Wohnungsmarktsegmente im Mittelpunkt stehen, die am Leipziger Markt nur unter-
durchschnitüich vertreten sind. So werden im Leipziger Osten große Wohnungen für 
Selbstnutzerhaushalte geschaffen, die bereits in der Projektentwicklungsphase ihre indi­
viduellen Vorstellungen einbringen können. Gleichzeitig werden hochwertige Stadt­
wohnungen in ausgewählten Quartieren entwickelt, die den Leipziger Wohnungsmarkt 



auch zukünftig weiter diversifizieren. So greifen Olympiaplanungen und bereits vorhan­
dene strategische Konzepte eng ineinander und befruchten sich gegenseitig. 

Ein Schwerpunkt der kreativen Auseinandersetzung mit der Arbeit an der Bewer­
bung wird es in Zukunft sein müssen, dass die Nähe zu den Konzepten und einer Vielfalt 
an Akteuren, vor allem den Bürgern, nicht in der Intensität der Arbeit verloren geht. 
Ohne die überwältigende Unterstützung der Bevölkerung können solche Projekte, die 
alle Bereiche städtischen Lebens tangieren, nicht realisiert werden. 

Ausblick 

Für die Balance zwischen Schrumpfung und Wachstum, wie sie am Beispiel von Leipzig 
dargestellt wurde, ist in den nächsten Jahren mit kreativen Konzepten und Ideen zu 
experimentieren. Dabei gibt es nur teilweise übertragbare Lösungen; die Konzepte müs­
sen an den unterschiedlichen kommunalen Problemen und Potenzialen ansetzen. Ge­
meinsam ist aber das Bewusstsein, dass die Handlungsspielräume der nächsten zehn 
Jahre genutzt werden müssen, bevor auf Grund des demographischen Wandels erneute 
Herausforderungen in den meisten Städten zu bewältigen sein werden. Auch für den 
Fall, dass die Olympischen Spiele 2012 in Leipzig stattfinden werden, wird sich die Stadt, 
trotz der positiven Entwicklungstrends der letzten Jahre, weiter mit diesen Aufgaben 
auseinander setzen müssen. 

Für einen breiten Erfolg städtischer Anpassungsstrategien sind auch veränderte 
bundespolitische Rahmenbedingungen von zentraler Bedeutung. Dabei geht es nur zu 
einem Teil um die Veränderung der auf die Gestaltung von Wachstumsprozessen ange­
legten bauplanungsrechtlichen Instrumente. Wichtiger erscheint der Umbau des 
Fördersystems, da eine kaum überschaubare Vielzahl von Förderprogrammen teilweise 
gegensätzliche Wirkungen entfalten und kommunale Entwicklungsaktivitäten konterka-
rieren. Die Kommunen benötigen mehr Gestaltungsfreiheit - ideellen, aber auch finanzi­
ellen Freiraum -, um ihre kommunale Planungshoheit zur Gestaltung von Schrumpfungs-
und parallelen Wachstumsprozessen kreativ nutzen können. 
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Andreas Thiel e 

S t a d t e n t w i c k l u n g i n S c h w e r i n 

Wachstum, Schrumpfun g un d kreativ e 
Lösungsansätze 

Die Stadtentwicklung Schwerins vollzog sich in den letzten dreizehn Jahre inner­
halb konträrer Pole, Erwartungen und Hoffnungen, Eine der wichtigsten Entschei­

dungen der vergangenen Dekade für die Stadtentwicklung war die Wahl Schwerins zur 
Hauptstadt des Bundeslandes Mecklenburg-Vorpommern und zum Sitz der Landesregie­
rung. Verbunden mit hohen Erwartungen an die Zukunft und Beschäftigungseffekte ei­
ner „Dienstleistungsgesellschaft" und aufgrund der guten Verkehrslage zwischen den 
Metropolen Hamburg und Berlin, gingen Prognosen Anfang der 1990er davon aus, dass 
Schwerin um 30.000 auf 160.000 Einwohner wachsen würde. 

Ein Folge- und wichtiges Leitprojekt dieser Wachstumsemartungen waren die Pla­
nungen eines neuen Stadtteils mit Wohn- und Dienstleistungsflächen im Umfeld eines 
Haltepunktes der geplanten Magnetschwebebahn Transrapid von Hamburg nach Berlin im 
Schweriner Süden. Als die langjährige Diskussion über den Transrapid nach der Bundestags­
wahl 1998 in Bund und Stadt beendet wurde, haben sich die Rahmenbedingungen der 
Stadtentwicklung und insbesondere deren öffentliche Wahrnehmung gewendet Die Ein­
wohnerzahl Schwerins war stetig gefallen und drohte unter den Wert von 100.000 Einwoh­
nern zu sinken, was im Jahr 2000 dann auch eintrat In der öffentlichen Meinung wird 
dieser Verlust des Großstadtstatus gleichgesetzt mit dem zukünftigen Dasein als wenig 
bedeutende „Kleinstadt". Während Besucher die positiven Entwicklungen, insbesondere 
die Erneuerung der Innenstadt, würdigen und Schwerins städtebauliche Entwicklung als 
„Phönix aus der Asche" beschreiben, ist innerhalb der Stadt zunehmend eine pessimisti­
sche Grundhaltung bezüglich der Zukunftsaussichten wahrzunehmen. 

Schwerin ist die zweitgrößte Stadt in Mecklenburg-Vorpommern und hegt im Westen 
des Landes mit günstigen Verbindungen zu anderen attraktiven Städten wie Lübeck, 
Rostock, Hamburg (100 km) und Berlin (200 km). Das Schweriner Umland ist trotz der 
hohen Stadt-Umland-Wanderungen in den 1990er Jahren (ca. 15.000 Personen) noch dünn 
besiedelt. Zum Ordnungsraum Schwerin gehören in einem Umkreis von rd. 15 km 35 
Gemeinden, wobei die größte dieser Gemeinden nur rd. 3.800 Einwohner hat. Schwerin 



hat mit einem positiven Pendlersaldo von knapp 17.000 Berufstätigen einen erheblichen 
Einpendlerüberschuss aus dem Umland. Diese Zahlen belegen die große Bedeutung der 
Stadt als Zentrum einer gering besiedelten Region. Schwerin ist das wirtschafüiche und 
kulturelle Zentrum der Region Westmecklenburg mit rd. 400.000 Einwohnern. 

Schwerin hat mit rd. 16,4 Prozent eine hohe, bezogen auf Mecklenburg-Vorpommern 
aber vergleichsweise moderate Arbeitslosenquote. Zur Zeit gibt es rd. 54.500 sozial-
versicherungspfüchtig Beschäftigte. Der Arbeitsmarkt wird vom öffentlichen Dienst­
leistungssektor und insbesondere von der Landesregierung geprägt. Die Rolle des produ­
zierenden Gewerbes ist gering. Der größte Arbeitgeber im produzierenden Gewerbe hat 
etwa 300 Beschäftigte. 

Die größten Wachstumsbranchen der Stadt sind der Tourismus und das Gastgewerbe. 
Die Zahl der Übernachtungen hat sich seit Mitte der 90er Jahre fast verdoppelt. Aktuell 
werden rd. 315.000 Übernachtungen pro Jahr verzeichnet. 

Die Einwohnerentwicklung ist seit 1989 rückläufig. Die Fortzüge sind bis 1997 stetig 
auf 7.500 Personen pro Jahr gestiegen. Von diesem Spitzenwert sind sie zwischenzeitlich 
auf rd. 6.000 Personen pro Jahr gesunken. Parallel dazu stiegen die Zuwanderungen kon-
tinuierUch an. Sie betrugen in den letzten drei Jahren ca. 4.700 Zuzüge pro Jahr. 

Die Stadt-Umland-Wanderung erreichte im Jahr 1997 mit einem negativen Saldo von 
3.400 Personen ihr Maximum. Seit dem ist eine deutliche Verschiebung festzustellen. 
Während die Stadt-Umland-Wanderung sinkt, sind die Fernwanderungsverluste in die 
westlichen Bundesländer seit 1996 (- 429 Personen) deutlich angestiegen (2001: -1.150 
Personen). Somit war der Bevölkerungsrückgang in Schwerin im Jahr 2001 zu 33 Prozent 
auf das Geburtendefizit, zu 17 Prozent auf die Stadt-Umland-Wanderung und zu 50 Pro­
zent auf Fernwanderungen insbesondere in die westlichen Bundesländer durch jüngere 
Altersgruppen zurück zu führen. Die Hauptursache der schrumpfenden Stadt der 1990er 
Jahre, die Umlandwanderung, ist zur kleinsten Determinante des aktuellen Bevölkerungs­
rückgangs geworden 

Die natürliche Bevölkerungsentwicklung und das Wanderungsverhalten führten zu 
deutlichen Veränderungen in der Mersstruktur. In der Folge überlagern sich zwei Pro­
zesse: die schrumpfende Stadt und die alternde Gesellschaft. 

Auf der kleinräiimigen Ebene muss man das pauschale Bild der schrumpfenden Stadt 
korrigieren. Die Altbaustadtteile weisen seit Mitte der 1990er Jahre eine positive Einwohner-



Wanderungen vo n un d nach Schwerin . Oben:  Wanderungsbewe-
gungen gesamt . Unten:  nur Wanderungen mi t dem Schwerine r 
Umland (Gemeinden i m Umkreis von 1 5 km). 

bilanz auf." Vernachlässigte Stadträume werden wieder entdeckt: der Erfolg einer nachhal­
tigen Stadtentwicklungsstrategie. Insbesondere das Image der Stadtteile hat sich gewan­
delt Waren die Altbaustadtteile zum Ende der 1980er Jahre als Viertel sozial benachteilig­
ter Haushalte stigmatisiert, sind sie zum beliebtesten Wohnziel der Stadt geworden.21 Mit 
Blick auf die Altstadt ist Schwerin eine wachsende bzw. eine wieder erwachende Stadt 

Stadtplaner assoziieren die schrumpfende Stadt insbesondere mit aufgegebenen 
Flächennutzungen. Trotz des deutlichen Einwohnerverlustes ist der Umfang solcher Brach­
flächen in der schrumpfenden" Stadt Schwerin von 150 ha (1996) auf 100ha (2001) ge­
sunken. Bei den einzelnen Flächennutzungen sind aber auch hier gegenläufige Tenden­
zen festzustellen: Während die militärischen Brachen von 96 ha auf 49 ha zurückgingen, 



stieg im gleichen Zeitraum die Zahl gewerblicher Brachen um 20 ha an. Und 2001 wurde 
erstmalig das Phänomen von „Wohnbaubrachen", d.h. Standorte rückgebauter bzw. unge­
nutzter Wohngebäude registriert (5 ha). 

Der Begriff der „schrumpfenden Stadt" mag in die Irre führen, weil er komplexe 
Strukturveränderungen verschleiert und dem analytischen Zugriff entzieht. Schwerin 
ist eine schrumpfende Stadt, die wächst. Optimisten werden sogar feststellen, dass 
Schwerin eine langsam wachsende Stadt ist, die schrumpft. In jedem Fall ist es eine Stadt 
mit einer großen Dynamik. Dynamik im Sinne von Veränderung. 

Nicht vergessen werden darf aber, dass die derzeitige Krise der schrumpfenden Stadt 
Schwerin vor allem auch eine Krise der öffentlichen und insbesondere der kommunalen 
Haushalte ist D.h., aufgrund der immer knapper werdenden finanziellen Ressourcen er­
gibt sich neben der quantitativen Schrumpfung ein zweites qualitatives Schrumpfungs­
phänomen, um vorhandene Infrastrukturen an die geringere oder verlagerte Nachfrage 
anzupassen. Gewohnte Standards öffentlicher Dienstleistungen werden sinken, z.B. durch 
größere Klassenverbände an den verbleibenden Schulen oder Abbau bisheriger Angebote 
Jugendklubs, Bibliotheken etc.). Während die Auswirkungen, die sich aus dem Bevölkerungs­
rückgang ergeben, inzwischen stadlgesellschaftlich zumindest akzeptiert werden, befindet 
sich die fiskalische Schrumpfung derzeit im Mittelpunkt der Diskussion. Solche Standard­
anpassungen sind aber nicht nur in schrumpfenden Städten notwendig, sondern stehen 
auch in stabilen oder wachsenden Städten Deutschlands auf der Tagesordnung. 

Anhand von zwei Fallbeispielen aus dem Bereich der Stadtentwicklung möchte ich 
einige Elemente „städtischer Kreativität" in Schwerin erläutern. Daneben gibt es zahlrei­
che Beispiele „Schweriner Kreativität", die von bürgerlichen Initiativen oder Institutio­
nen ausgehen und Impulskraft für die Stadt haben: 

• Der „Fünf-Seen-Lauf" ist ein Breitensportereignis, das vor zwanzig Jahren 
erstmalig in Schwerin von einer Gruppe örtlicher Sportler veranstaltet wurde 
und inzwischen mit über 3.000 Teitoehmerinnen und Teilnehmern zu den zehn 
beliebtesten Laufsportveranstaltungen der Bundesrepublik zählt und damit 
Bedeutung für die Wirtschaft der Stadt hat. 

• Schwerin ist Zentrum des „Drachenbootsports", einem aus Asien stammenden 
Sport, bei dem 22 Sportlerinnen und Sportler gemeinsam in einem Boot paddeln. 
Das J)rachenbootfestival" wurde 1992 erstmalig ausgetragen und ist ein 
Funsportereignis, das zweimal jährlich auf den innerstädtischen Seen stattfindet 
und eine große regionale Ausstrahlung hat. 



• Das Mecklenburgische Staatstheater inszeniert seit 1999 im Rahmen der 
Schweriner Schlossfestspiele Open-Air<)pernaufführungen vor der Kulisse des 
Schweriner Schlosses mit jährlich 60.000 Besuchern aus ganz Deutschland. Die 
Schlossfestspiele haben wesentlich dazu beigetragen, die Tourismuswirtschaft in 
Schwerin zu stärken. 

Fallbeispiel: Bewohnerbeteiligun g un d Stadtumba u 

Rückläufige Bevölkerungszahlen und nachfragegerechter Wohnungsneubau haben 
zu deutlichen Leerständen geführt. 6.000 bewohnbare Wohnungen stehen leer; weitere 
2.000 Wohnungen sind aufgrund ihres baulichen Zustandes nicht bewohnbar. Dieser 
Wohnungsleerstand von 14 Prozent ist teilräumlich unterschiedlich ausgeprägt. Im Rah­
men der Konzeptphase des Integrierten Stadtentwicklungskonzepts „Wohnen in Schwerin" 
hat die Stadt ihre Leitbilder der räumlichen Entwicklung, die 1993 entwickelt und be­
schlossen wurden, in Bezug auf ihre Aktualität überprüft. Die räumlichen Entwicklungs­
ziele behalten danach auch angesichts des strukturellen Wohnungsleerstands und der 
notwendigen Rückbaumaßnahmen ihre Gültigkeit: 

• Erhaltung  und Entwicklung von  Stadtstruktur und  Stadtbild 
Die Attraktivität und das Potenzial Schwerins hegen in der Lage der historischen 
Stadt inmitten der Schweriner Seenlandschaft. In den Sanierungsgebieten sind 
bis zu 60 Prozent der Gebäude saniert. Ziel muss es sein, diesen Anteil zu 
erhöhen und weitere Stadtteile mit überwiegend historischer Bausubstanz in 
städtebauliche Förderprogramme aufzunehmen. 

• Weiterbau  der Großsiedlungen 
Seit 1993 wird die Wohnumfeldverbesserung in den Großwohnsiedlungen 
gefördert. Ziel ist es unter anderem, die Monofunktionahtät der Siedlungen 
aufzubrechen. In den Stadtteilen wurden Stadtteilzentren mit Einzelhandel und 
Dienstleistungen errichtet, deren Funktion weiter zu stärken ist. 

• Innenentwicklung  vor  Außenentwicklung 
Trotz sinkender Einwohnerzahlen müssen weiterhin Standorte für Wohn­
eigenheime ausgewiesen werden. Der Bedarf nach mdividuellem Wohneigentum 
lag Mitte der 1990er Jahre bei 200 bis 250 Eigenheimen pro Jahr und ist 
inzwischen auf 70 bis 100 Eigenheime gesunken. Dieser Bedarf wird seit 2000 
vorrangig auf Brach- und Konversionsflächen gedeckt. 



• Stadt  am Wasser 
Schwerin ist eine Stadt am Wasser, deren Wasserkanten entwickelt und 
öffentlich zugänglich gemacht werden müssen. Für das „Wohnen am Wasser" 
sind einige mindergenutzte Standorte in Zentrumsnähe vorhanden, die zu neuen 
attraktiven Wohnquartieren mit Urbanen Wohnformen umgenutzt werden sollen. 

Zum Beginn des Stadtumbauprozesses standen folgende Fragen im Raum: 

• Wo  soll die Stadt schrumpfen? 
Die Ziele der Stadtentwicklung sprechen dafür, die 2.000 unbewohnbaren 
Wohnungen in den Altbauquartieren der Innenstadt zu sanieren. Dadurch würde 
sich die Leerstandsproblematik für den Wohnungsmarkt noch verschärfen. Aus 
Sicht der Wohnungsunternehmen ist zumindest ein geringeres Tempo der 
Modernisierungen wünschenswert. 

• Wie  groß ist das  Rückbauvolumen? 
Die Beantwortung dieser Frage ist abhängig von der Definition eines stabilen 
Wohnungsmarkts. SoE das Ziel ein ausgeglichener Wohnungsmarkt ohne 
Wohnungsleerstand sein, müssten die städtebaulichen Pläne auf ein Rückbau­
programm von ca. 6.000 Wohnungen ausgerichtet sein. SoE zur Markt­
stabilisierung eine Restmenge an Leerständen erhalten bleiben, müssten 
kleinere Zielmengen angestrebt werden. Ab welchem SchweEenwert wird der 
objektbezogene Leerstand und ab wann der gebietsbezogene Leerstand zum 
wohnungswirtschaftüchen und zum städtebaulichen Problem? 

Die Leerstandsproblematik zwingt die Stadtentwicklungsplanung und die lokale 
Wohnungswirtschaft an einen Tisch, um eine gemeinsame Lösung zu finden. Bereits seit 
1995 besteht der „Lenkungskreis Weiterbau der Großwohnsiedlungen", eine Kommuni­
kations- und Entscheidungsebene zwischen Stadt und lokaler Wohnungswirtschaft, die 
die Strategie und die Ziele der Wohnumfeldverbesserung in den Großwohnsiedlungen 
vereinbarte. Aufbauend auf dieser Tradition wurde für die intensive Planungsphase im 
Stadtumbauprozess die „Arbeitsgemeinschaft Stadtumbau" gebüdet, die im Kern aus Ver­
tretern der kommunalen Wohnungsgesellschaft, der lokalen Wohnungsbaugenossenschaft 
und des Stadtplanungsamts sowie den beteihgten Gutachtern und Planungsbüros be­
stand. Sowohl die Sitzungen dieser internen Arbeitsgemeinschaft als auch die Bürger-
beteüigungen in den Stadtteüen wurden durch ein zweiköpfiges Moderatorenteam gelei­
tet. Die Arbeitsgemeinschaft formulierte folgende Ziele für den Wohnungsrückbau im 
Stadtumbauprozess: 



• Der Wohnungsräckbau  findet in den Großwohnsiedlungen statt, wobei aber kein 
Stadtteil vollständig zurück gebaut wird. Die Wohnumfeldverbesserung in den 
Stadtteilen wird weitergeführt, um die Stadtteile zu ertüchtigen. 

• Das Rückbauvolümen orientiert sich an der Leistungsfähigkeit der Wohnungs­
wirtschaft Ziel ist es, dieses Volumen zu verstetigen und spätestens bis zum Jahr 
2010 2.000 Wohnungen durch vollständige Gebäuderückbauten oder durch 
Abtragen einzelner Geschosse vom Markt zu nehmen. 

• Der Maßnahmezeitraum unterteilt sich bis 2010 in zwei Realisierungsphasen: 
Den Zeitraum bis 2005, für den die Rückbauobjekte konkret festgelegt sind, und 
die zweite Realisierungsphase von 2005 bis 2010, für die bis zum Jahr 2005 ein 
Zeitplan vereinbart und veröffentlicht wird. 

Entscheidend für den Erfolg einer kreativen Lösung und eine größtmögliche Akzep­
tanz ist welche Beteiligungsangebote die Bürgerinnen und Bürger haben und wie die 
Ziele und Maßnahmen des Stadtambauprogramms vermittelt werden. Wir haben neben 
einführenden Stadtteilforen in den betroffenen drei Schwerpunktstadtteilen des Stadt­
umbaus eine zweitägige Planungswerkstatt durchgeführt. Dort konnten interessierte 
Bürgern die vorgelegten Vorschläge intensiv diskutieren und eigene Ideen in den Pro­
zess einbringen. 



Die aktivierende Bürgerbeteiligung im Stadtumbauprozess 2002 basiert auf zahlrei­
chen Beteiligungsprozessen, die im Rahmen der Wohnumfeldverbesserung in den „Platten-
baugebieten" seit 1993 erprobt wurden. Im Laufe der Jahre wurde diese Kommunikation 
immer weiter ausgebaut. Eine besonders umfangreiche Beteiligung befasste sich zum 
Beispiel 1998 mit der Rahmenplanung für die Großwohnsiedlung Neu Zippendorf. Der 
Stadtteil entstand nach 1976 mit rd. 5.000 Wohnungen in industrieller Bauweise. Trotz 
seiner attraktiven Lage zwischen dem Schweriner See und dem Wald ist Neu Zippendorf 
ein Stadtteil mit Schwächen. Neben einem schlechten Image und einer ungünstigen Sozial­
struktur der Einwohner weist der Stadtteil derzeit hohe Bevölkerungsverluste und daraus 
resultierende Leerstände auf. Die Bevölkerung ging zwischen 1995 und 2001 um 40 Pro­
zent auf rd. 7.500 Einwohner zurück. 

Unter der Überschrift der „Sozial-konimunikativen Rahmenplanung" begann 1999 ein 
intensiver Diskussionsprozess im Stadtteil mit einer Reihe von Veranstaltungen, die es 
den Bewohnern, Gewerbetreibenden und den sozialen Einrichtungen vor Ort ermöglich­
ten, sich in die Neugestaltung einzubringen. Ergebnis des abschließenden Stadtteilforums 
war eine von Bürgern entwickelte Prioritätenliste mit 39 Maßnahmen der Wohnumfeld­
verbesserung. Die bedeutendste dieser Maßnahmen war der Ausbau einer Schule zum 
Stadtteilzentrum mit Stadtteilbibliothek und Versammlungsräumen. 

Der Nutzen dieser Beteiligungen hegt darin, dass die lokalen Wohnungsunternehmen 
eine Erklärung zum Stadtumbau Schwerin" mit der Stadt verabschiedet und veröffent­
licht haben, die sowohl die strategischen Ziele des Stadtumbauprozesses beschreibt als 
auch die fest vereinbarten konkreten Rückbaumaßnahmen von 1.100 Wohnungen be­
nennt. Aufgrund der intensiven Öffentlichkeitsarbeit hat der „Stadtumbau" ein positives 
Image gewonnen und wird von den Bürgern als Chance für die Stadtteile verstanden. 
Das Integrierte Stadtentwicklungskonzept „Wohnen in Schwerin"31 wurde nach knapp 
einjähriger Konzeptphase im März 2003 einstimmig von der Stadtvertretung der Landes­
hauptstadt Schwerin beschlossen. 

Fallbeispiel: Initiierun g de r Bundesgartensch.a u 200 9 

Die Stadt Schwerin wird die Bundesgartenschau 2009 ausrichten. Bewerbung und 
Planung der Bundesgartenschau sind ein weiteres Beispiel für das Zusammenwirken 
von Stadtverwaltung, Lokalpolitik und öffentlichen Akteuren in der Stadt. Die Initiative 
für die „Bundesgartenschau" ging von der Verwaltung aus, indem das Baudezernat Mitte 
der 90er Jahre Standorte für eine Gartenschau in Schwerin untersuchte. Aber bereits 

http://Bundesgartensch.au


unverzüglicli nach der ersten Ideenphase entstand ein Netzwerk über die Verwaltung 
hinaus, das die erfolgreiche Bewerbung begleitete. 

Nachdem 1997 die ersten Kontakte mit dem Zentralverband des Deutschen Gartenbau­
handwerks geknüpft und die Themen einer Bundesgartenschau in Schwerin umrissen 
waren, wurde 1998 der Förderverein „Bundesgartenschau 2009" gegründet. Explizites 
Ziel dieses Fördervereins ist es, die Ausrichtung der Bundesgartenschau zu unterstützen. 
Als sich im Frühjahr 1999 die Stadt um die Bundesgartenschau 2009 beim Zentralverband 
bewarb, war die Stadt neben der Verwaltung durch den Förderverein vertreten. Es wur­
de damit dokumentiert, dass hier ein Anliegen vertreten wurde, welches von der breiten 
Zusammenarbeit städtischer Akteure getragen wird. In dem Verein sind zur Zeit über 
100 Mitglieder und rd. 60 Unternehmen organisiert. 

Wichtiger als diese Zahl ist aber, dass sich hier sowohl Vertreter aller wesentlichen 
politischen Parteien als auch der größeren Unternehmen der Stadt zusammengefunden 
haben. Vor dem Hintergrund, dass eine der beiden Zentralflächen der Bundesgarten­
schau der frühere Güterbahnhof sein wird, ist es nicht unwichtig, dass auch der Konzern-
bevollmächtigte der Deutschen Bahn für Mecklenburg-Vorpommern im Vorstand des 
BUGA-Fördervereins sitzt. 

Wesentliche Beiträge des Vereins sind vor allem in der Außendarstellung des Themas 
BUGA 2009 zu sehen. Dazu gehören öffentliche Mtghederversammlungen, die ein Fo­
rum bilden, um die Arbeitsfortschritte wirksam nach außen zu vermitteln. Zur Unterstüt­
zung der Vorbereitung der BUGA werden Workshops durchgeführt, die sich mit den 
Zentralflächen der BUGA beschäftigten. Noch bevor klassische städtebauliche Wettbe­
werbe ausgeschrieben worden sind, sollten zunächst Überlegungen, Anregungen und 
Vorschläge zur Entwicklung der Flächen in der Öffentlichkeit diskutiert werden. Die 
Workshops richteten sich insbesondere an lokale und regionale Architekten und Planer. 
Sie fanden aber nicht hinter verschlossenen Türen, sondern im Lichthof einer inner­
städtischen Einkaufspassage statt. Dies schuf Gelegenheiten für beabsichtigte und zufäl­
lige Diskussionen zwischen Passanten und Planern. 

Das dezentrale Konzept der Bundesgartenschau bezieht die Umlandgemeinden und 
die Nachbarkreise ein. Das Projekt hat einen Impuls für stadtregionale Kooperationen 
abseits bestehender regionalplanerischer Beteihgungsstrukturen ausgelöst. Nachbar­
gemeinden haben eigene Projektideen, wie z.B. historische Kutschfahrten zur benach­
barten Residenzstadt Ludwigslust, eingebracht und eine regionale Projektlandschaft ge­
schaffen. 



Unabhängig von den tatsächlichen oder erhofften Effekten der Ausstellung ist die 
Bundesgartenschau ein Orientierungspunkt, hinter dem sich eine übergroße Mehrheit 
der Bürger sammelt. Sie ist ein Symbol für einen Wendepunkt hin zu einem kreativen 
Umgang mit Schrumpfungsprozessen. Denn „städtische Kreativität" ist keine spontane 
Idee, kein Gedankenblitz wie der Fall des Apfels bei der Entdeckung der Gravitation. 
Städtische Kreativität ist vielmehr ein langfristiger Reformprozess, der organisiert wer­
den muss. Zwar kommen die Anstöße für Reformprozesse häufig auch aus Institutionen, 
aber die Hauptaufgabe einer Institution (bspw. der Stadtverwaltung) in einem kreativen 
Stadtentwicklungsprozess hegt darin, angestoßene Prozesse zu verstetigen und die Basis 
für einen gesellschaftlichen Konsens zu schaffen. Voraussetzung für kreative, reformeri­
sche Prozesse sind institutionalisierte Kommunikationsprozesse und Kooperations- so­
wie Konsensbereitschaft der Akteure. Kreative Ideen und Entwicklungen werden dann 
auf fruchtbaren Boden fallen. 

Anmerkungen 
1) 1988 gründeten Architekten, Stadtplaner und Künstler die Bürgerinitiative „Rettet die Schelf­

stadt", mit dem Ziel, den Stadtteil der barocken Stadterweiterung vor dem rasant fortschreiten­

den physischen Verfall und drohenden Hächenabriss zu retten Angesichts des bei der Grün­

dung der Initiative noch nicht absehbaren Endes des ostdeutschen Staates ein scheinbar aus­

sichtsloses Unterfangen. 

2) Die Landeshauptstadt Schwerin führt regelmäßige Haushaltsbefragungen durch. In der jüngs­

ten Befragung aus dem Mai 2003 äußerten mehr als 50 Prozent der Befragten, dass sie eine 

Wohnung in der Altstadt bevorzugen würden (www.schwerin.de/bauen_wohnen/wohnen/ 

indexhün). 

3) Das Stadtumbaukonzept ist unter www.stadtumbau.schwerin.de zu finden. 

http://www.schwerin.de/bauen_wohnen/wohnen/
http://www.stadtumbau.schwerin.de


Helmut Pfefferkor n 

S t r a t e g i e n de r S t a d t Z w i c k a u i m S t a d t u m b a u 

Vom Wachstum zur Schrumpfun g - Stadtentwicklun g seit der Wend e 

Auch im südwestsächsischen Zwickau, das als Oberzentrum industriell wesentlich 
vom eingestellten Steinkohlenbergbau und dem Automobilbau geprägt ist, definierten 
sich wirtschaftliche Bedeutung sowie städtebauliche Ausstrahlung jahrzehntelang und 
noch bis vor wenigen Jahren vor allem über Wachstum. Obwohl in der Muldestadt bereits 
seit den 1950er Jahren eine leichte Bevölkerungsabnahme zu verzeichnen war, die Spitze 
lag bei fast 140.000 Einwohnern, fraß sich der Wohnungsbau kranbahnorientiert enorm 
in die Fläche. Der Kern zentrifugierte. Der Zentrumsrand verfiel. Der Spruch von den 
„Ruinen ohne Waffen" ist vielen Ostdeutschen noch geläufig. 

Die Wende gab der Wirtschaft wie der Verwaltung die Möglichkeit zu einem weitge­
hend undifferenzierten fördermittelgestützten Durchstarten. Diese zu lange anarchische 
Züge tragende Gießkannensteuerung bescherte uns einen freudig begrüßten Bauboom 
mit zweifellos wichtigen Multiplikatoren - denken wir nur an den „Leuchtturm VW Sach­
sen", neue Eigenheimsiedlungen und gerettete wertvolle gründerzeitliche Bausubstanz, 
aber auch an das Handelsmonster am Autobahnkreuz und so manche Stadt- wie regional-
planerische Disproportion. Erste warnende Fachleute standen als Miesmacher beschimpft 
im Regen. Wie wir heute besser wissen - und nun darf es auch jeder sagen und fast alle 
tun es gern und manche besonders laut -, konnte all dies das demographische Fiasko 
auch in unserer Stadt nicht verhindern. Erschwerend kommt wie generell bei den größe­
ren Städten das „Speckgürtelsyndrom" hinzu. Trotz einer auf etwas über 100 km 2 verdop­
pelten Stadtfläche sind wir zum jetzigen Zeitpunkt gerade noch Großstadt. Die Progno­
sen des Landes wie der Stadt gehen von einem weiteren spürbaren Absinken der Ein­
wohnerzahl aus. Das konnte, kann und wird nicht ohne Konsequenzen bleiben. 

Einwohnerentwicklung un d stadtpolitisch e Strategie n bi s 200 2 

Lebten 1989 noch 119.000 Einwohner in der Stadt, sank diese Zahl bis 1995 bereits auf 
102.500 Einwohner. Mit der Verdopplung des Territoriums durch Eingemeindungen er-



höhte sich der Einwohnerbestand 1998 noch einmal auf 105.000 Einwohner. Auf die heu­
tige Gesamtstadt bezogen halbierte sich die Einwohnerdichte innerhalb von zehn Jahren. 
Wie auch andernorts nahm der Anteil jüngerer Bürger an der Einwohnerschaft ab, der 
älterer Bürger dagegen zu. Eine von uns aufgegriffene Bevölkerungsprognose des Statis­
tischen Landesamtes sieht ohne weitere Eingemeindungen für 2015 eine deutlich unter 
90.000 Einwohnern hegende Größenordnung vor. Dabei kann innerhalb der Stadt eine 
durchaus differenzierte Bevölkerungsentwicklung aufgezeigt werden. Bezogen auf 1998 
gegenüber 1993 schwankten die Zwickauer Stadtteile zwischen 39 Prozent Zunahme und 
40 Prozent Abnahme. Während die Plattensiedlungen hohe Verluste verzeichneten, wa­
ren die sogenannten Altneubaugebiete der 1950er und 1960er Jahre und ältere Siedlun­
gen relativ stabil. 

Bis 2000 waren im Stadtgebiet fünf Bereiche als Sanierungsgebiete ausgewiesen und 
entsprechend der Zielstellung in Umsetzung begriffen. Dies betraf zwei der drei an das 
Zentrum angrenzenden Vorstädte, beide Großwohnsiedlungen mit ursprünglich ca. 20.000 
Wohnungen und den Ortskern einer Eingemeindung. Damit lenkten wir schon bald nach 
der Wende beachtliche Fördermittelpotenziale in städtebauliche Problemzonen. Noch in 
der ersten Hälfte der 1990er Jahre wurden auch in Zwickau die Großwohnsiedlungen als 
relativ stabile Strukturen gesehen, die, um im Wettbewerb bestehen zu können, einer umfas­
senden Aufwertung bedurften. Dies hatte sich in den Rahmenplanungen niedergeschlagen 

Zeitgleich mit den Sanierungstätigkeiten füllten sich die vielfach leerstehenden at­
traktiv sanierten Vorstadtbereiche. Die mit Energie betriebene „Umland-Aufholejagd" 
konnte im Zusammenspiel mit dem nur zwischenzeitlich abflachenden Wanderungsverlust 
voraussehbar nicht ohne Folgen für die Großwohnsiedlungen bleiben. Heute gibt es 43 
Standorte mit erschlossenen Bauplätzen bzw. realisierten Objekten für etwa 2.400 Woh­
nungen und Reserven in gleicher Höhe. Insbesondere in dem zuletzt entstandenen Areal 
der Eckersbacher Höhe mit 6.000 Wohnungen, dessen Planung noch in der Realisierungs­
phase Mitte der 1980er Jahre nachverdichtet worden war, begann zehn Jahre nach der 
Fertigstellung spürbar das Leerlaufen. 

Wohnungspolitische Wend e 

Als konzertierte Aktion von Stadtplanern und Wohnungsunternehmen wurde im Mai 
1997 ein „Wohnungspolitisches Forum" durchgeführt. Immerhin erreichten die Wohnungs­
leerstände zu diesem Zeitpunkt in einzelnen Wohnungsunternehmen bereits fast 15 Pro­
zent. Unter dem Stichwort „Sind wir in Zwickau noch auf dem richtigen Weg?' wurde 



Bilanz gezogen und vorsichtige Ausblicke versucht. Bis dahin waren unangemessene 
Baulandemartungen genährt worden, die in erhebhchem Maße bereits rechtsverbindli­
che Flächenbevorratungen darstellten. Das Verständnis für gedämpfte Entwicklungsaus­
sagen gegenüber Vorhabenentwicklern prägte sich seitens der Kommunalpolitik gerade 
aus. Die Erwartung auf sich  partiell drehende  Kräne versperrte allerdings  vielfach noch 
den Blick auf eine disproportionierte Gesamtentwicklung  zwischen innen  und  außen  Die 
vom demographischen Erdrutsch zuvorderst getroffenen Großvermieter stellten sich der 
Herausforderung. Es kam unter ihnen zu ersten Abstimmungen. Bestimmte Probleme 
wurden damals erstmalig in der Form deutlich angesprochen: Schwächung der Unter­
nehmen durch Althilfeschuldengesetz, Mietenüberleitungsgesetz, Bevölkerungsrückgang 
und ein mit dem Wohnungsmarkt unausgewogener Neubau. 

Der Oberbürgermeister trug im Ergebnis des Forums verallgemeinerbare Erkenntnis­
se, z.B. keine neuen Bauleitplanungen mehr für mehrgeschossigen Mietwohnungs-Neu­
bau zu erstehen, in die kommunalpohtäschen Entscheidungsgremien. Im November 1997 
beauftragte der Stadtrat die Verwaltung mit der Erarbeitung eines Konzeptes zur spürba­
ren Verbesserung des sozialen Umfeldes in diesen Wohngebieten. Der Stadtrat fasste in 
der Folge weitere Beschlüsse. Eine Konsultationsgruppe legte ein Thesenpapier vor, wel­
ches das Wohnungsamt zu einem Handlungsrahmen verdichtete. Die Wohnungsunter­
nehmen setzten diesen dann in Maßnahmepläne um. Daraufhin wurden in den Unter­
nehmen Beschäftigte als Mitarbeiter für soziale Betreuung eingesetzt, haupt- und neben­
amtliche Hauswarte eingestellt, Sicherheitsdienste unterstützt und bauliche Maßnahmen 
zur Wohnumfeldverbesserung verwirkhcht. 

Entwicklungen de r Kernstad t 

Einige Anmerkungen zur Kernstadt bzw. dem Zentrum: Zwickau hat als Oberzentrum 
mit einem Verflechtungsbereich von insgesamt ca. 400.000 Einwohnern und als Bestand­
teil der europäischen Metropolregion Sachsendreieck so wie der Wirtschaftsregion 
Chemnitz - Zwickau spezielle Aufgaben, die weit über die Stadt hinausgehen. Diesem 
Anspruch wurde mit der Erhöhung von Attraktivität und Erreichbarkeit des Zentrums 
schon seit Anfang der 1990er Jahre nachgegangen. Das Image einer kleinteihgen Ein­
kaufsinnenstadt der kurzen Wege war dafür eine gute Basis. Obwohl auch in Zwickau 
zwei große Shopping-Center, immerhin auf mit schienengebundenem Personalnahverkehr 
erschlossenen ehemals kontaminierten Industriebrachen, entstanden, hielt sich der 
Kaufkraftabfluss in Grenzen. Insgesamt 30.000 qm Verkaufsfläche wurden in der westli­
chen Innenstadt neu geschaffen. Darunter zwei Textilkaufhäuser und die 2000 eröffne-



ten Zwickau Arcaden, eine Shopping-Mall in zwei Etagen mit darüber hegenden Pkw-
Parkebenen. Besonders innovativ ist die Erschließung der Innenstadt sowohl mit der 
Stadt- als auch mit der Regionalbahn. Diese komplexe Verkehrslösung wurde 2002 mit 
dem ADAC-Preis ausgezeichnet. All dies konnte nicht verhindern, dass sich Bereiche in 
sogenannten Ia-Lagen verfestigten und andere Standorte mit beginnendem Leerstand zu 
kämpfen haben, obwohl auch dort im Umfeld größere städtische Freiraumaufwertungen 
erfolgten und mit einem einfachen Bebauungsplan und einer Erhaltungssatzung Rahmen­
setzungen für die City erfolgten. 

Leitbild un d integrierte s Stadtentwicklungskonzep t au f breite r 
Basis 

In der Auseinandersetzung mit den Problemen abnehmender Bevölkerungszahlen und 
zunehmender Leerstände hatte sich der Stadtrat im Jahr 1997 zur Erarbeitung eines Leit­
bildes bekannt. Der Aufruf zur Mitarbeit stieß seinerzeit auf große Resonanz. Sechs the­
matische Arbeitsgruppen werteten die Ergebnisse von neun Emwobnerversammlungen, 
mehreren Meinungsumfragen und Fragebogenaktionen aus. Diese ehrliche Bestandsauf­
nahme zeigte deutlich Stärken, aber auch Schwächen auf. Der Beschluss des Leitbildes 
durch den Stadtrat im Oktober 1999 erfolgte schon mit Blick auf das Integrierte Stadt­
entwicklungskonzept, welches darauffolgend in zwei Schritten erarbeitet wurde. 

In einer ersten Stufe wurde unter Leitung des Amtes für Wirtschaftsförderung und 
Stadtentwicklung ein Grobkonzept erstellt Der Stadtrat bestätigte in der zweiten Stufe 
im August 2001 mit großer Mehrheit das Feinkonzept mit der Maßgabe, das Konzept 
kontinuierUch fortzuschreiben. Die darin enthaltenen Stadtteil- und Gebietspässe fokus-
sierten die Problemfelder schon relativ feinkörnig. Ein Manko dieser umfänglichen Ana­
lyse war allerdings die noch nicht ausreichend tiefgründige städtebaulich-strategische 
Ebene. 

Es lag auf der Hand, dass sich Zwickau um die Aufnahme in den vom Bundes­
ministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen ausgeschriebenen Bundeswettbewerb 
2002 zum Stadtumbau Ost bewarb. Vor dem Hintergrund nicht geringer Fördermittel, 
aber auch eines beträchtlichen Egenanteils der Stadt, und aufgrund äußerst knapper 
Terminstellungen wurde eine Arbeitsgemeinschaft aus zwei sächsischen Büros mit der 
Erarbeitung des Wettbewerbsbeitrages beauftragt Im Vordergrund stand für uns nicht 
ein Preisgewinn, sondern die Praktikabilität der Konzepte. Über einen 3. Preis haben wir 
uns natürlich trotzdem sehr gefreut. 



Im Rahmen des Work­
shops Städtische Kreativität 
im Schrumpfungsprozess" in 
Zwickau befassten sich die 
Teilnehmer u.a. mit folgen­
den Fragen der Stadt­
entwicklung: 

• Wie sieht Zwickau im 
Jahr 2012 aus? 

• Welche Probleme von 
heute bieten Chancen 
für die Entwicklung der Stadt? Was könnte man tun, um heutige Problem­
lagen von Zwickau ins Positive zu wenden? 

• Welche Potenziale sind zu entwickeln, um der Vision Zwickau 2012 näher zu 
kommen? 

Im Ergebnis wurden fünf wesentliche Merkmale herausgearbeitet, die das Bild der 
Stadt im Jahr 2012 bestimmen könnten: 

• Zwickau ist geschrumpft. Die Stadt hat weniger Einwohner und ist insgesamt 
älter. Für Ältere ist die Entwicklung eines speziellen Angebots und eine Stadt 
kurzer Wege und guter Erreichbarkeit vorrangig. 

• Zwickau ist ein bedeutender Knoten in einem regionalen Netzwerk. Die 
regionale Zusammenarbeit ist auf unterschiedlichsten Ebenen zu entwickeln. 

• Zwickau präsentiert sich grün und sportlich. Eine Gartenschau wird für die 
weitere Entwicklung der Bergbaufolgelandschaften genutzt. 

• Zwickau hat einen Urbanen Charakter. Sie ist Kulturstadt, Einkaufsstadt, 
Arbeitsstadt und Wohnstadt zugleich. Der positive URBAN-Geist, der der 
gelungenen Entwicklung der Nordstadt entsprungen ist soll auf die ganze 
Stadt übertragen werden. 

• Zwickau ist Autostadt Aufgrund der Tradition und der erfolgreichen 
Ansiedelung von KFZ-Industrie kann sich die Stadt zum Autokompetenz­
zentrum entwickeln. Die Weiterentwicklung der automobilen Stadt soll in 
unterschiedlichsten Facetten erfolgen: Gewährleistung der Auto-Mobilität 
Ausbau überregionaler Kooperation der Autoindustrie, Spezialisierung der 
Hochschule, Automobilvergangenheit und Gegenwart als touristisches 
Ereignis etc. 



Paradigmenwechsel -  vo n de r „freundliche n Gießkanne " zu m 
konzeptionell gesteuerte m Mitteleinsat z 

Das Stadtumbaukonzept setzt für die Verbindung von Rückbau und Aufwertung 
Schwerpunkte in der Stadtentwicklung. Während der Rückbau zunächst massiv in einer 
der beiden Großwohnsiedlungen startet und sich dann anteilig auf den gesamten ehemals 
so genannten „komplexen Wohnungsbau" konzentriert, soll die Aufwertung insbesondere 
im Kernstadtgebiet zum Tragen kommen. Das bisher weit verbreitete Planungsprinzip 
der „freundlichen Gießkanne" wurde mehrheitsfähig zumindest verbal geächtet. Anhand 
gewerteter Analysen ist im Stadtumbaukonzept genau erkennbar, wo Stabilität, Wachs­
tum oder Schrumpfung vorherrschen. 

Ohne Stadtumbausteuerung werden zumindest mittelfristig die als stabil erkannten 
Stadtrandlagen, Eigenheimstandorte und ehemaligen selbstständigen speckgürtel-
privilegierten Gemeinden auskommen. Anders sieht es in den Plattenbaugebieten sowie 
langfristig auch in den Altneubaugebieten der 1960er Jahre und in den Kernstadtbereichen 
aus. Die heute noch stabilen, weil von Überalterung gekennzeichneten Altneubaugebiete 
wurden den Umstrukturierungsgebieten mit partiellem Rückbau und Aufwertung der 
Identitätskeme zugeordnet 

Stadtumbau i n de n Großsiedlunge n 

Werfen wir zuerst einen Blick auf die Großwohnsiedlungen mit ihren beunruhigen­
den Leerständen. Obwohl die Leerstände in den verschiedenen Blöcken eine erhebli­
che Bandbreite aufweisen, muss man das Problem als ein strukturelles akzeptieren. Es 
geht deshalb nicht ohne Flächenabrisse. Hierzu trifft das Umbaukonzept klare Aussa­
gen. Der Rückbau wird sich vorrangig in Bereichen der Großsiedlungen Eckersbach 
und Neuplanitz und damit in den Beständen der drei großen Wohnungsunternehmen 
vollziehen. In Eckersbach wird bis 2010 ein Umfang von ca. 5.060 Wohnungen rückge­
baut, in Neuplanitz ein Umfang von ca. 1.900 Wohnungen. Die Wohnungsgesellschaft 
GGZ und die Genossenschaften ZWG so wie WEWOBAU können damit bis 2010 etwa 80 
Prozent der erforderlichen Leerstandsreduzierungen in Höhe von ca. 9.200 Wohnun­
gen umsetzen. Sie tragen damit eindeutig den Hauptanteil einer verträglichen Woh-
nungsmarkt-Bereinigung. Bis 2015 soll ein Rückbauvolumen von ca. 12.000 Wohnun­
gen umgesetzt werden. Dies erfordert eine Beteiligung privater Egentümer in einer 
Größenordnung von etwa 5.000 Wohnungen. Da die Belastbarkeit der Großvermieter 
unter Würdigung ihrer sozialen und wohnungsmarktstabihsierenden Rolle nicht bis 



zum Konkurs getrieben werden darf, ist es unvermeidlich, auch die Privateigentümer 
gezielt zum Rückbau anzuregen. 

Mehrheitlich hat sich die Erkenntnis durchgesetzt, dass ohne die Großvermieter ein 
Stadtumbau Schubladen-Theorie bleibt. Behandeln wir sie also als unverzichtbare Part­
ner wie Schlüsselfiguren und finden so den Schulterschluss. Die konkreten Stadtum­
baupläne sind das Ergebnis zähen Ringens und einer Abwägung zwischen betriebs­
wirtschaftlicher Belastbarkeit, wohmingspolitischer Vernunft und städtebaulicher 
Nachhaltigkeit. 

Einigkeit besteht darin, den zahlreichen Bewohnern mit bekundeter aber auch aktiv 
gelebter Stadtteilverbundenheit eine Perspektive in wohnenswerter Umgebung zu sichern. 
So gilt es, gemeinsam die als erhaltensnotwendig erkannten Areale aufzuwerten, damit 
Umzüge dorthin ermöglicht werden können Hier kann auf die Umfeldverbesserungen 
der Stadt und der Unternehmen aufgebaut werden. Ob entwickelter Wohngebietspark, 
eingefriedete Mietergärten oder mit Penthouseergänzung versehene ehemalige 
Fünfgeschosser, dies sind Signale dafür, dass der Stadtteil eine Zukunft hat. 

Neue Strategie n de r Bodenordnun g 

Da die Abbräche schneller als erwartet zusammenhängende Freiräume entstehen las­
sen, sind wir aktuell dabei, einen Neuordnungskonsens zu finden, der den verschachtel­
ten Flächenzuschnitt im Sinne gestaltbarer Cluster überwindet. Dazu finden zunächst im 
kleinen Kreis städtebauliche Beratungen statt. 

Dabei besteht Einigkeit darüber, ausgehend vom infrastrukturellen Grundgerüst, in 
einem freiwilligen „NulLmmmenspiel" zur Bodenordnung - in Übereinstimmung mit 
dem Integrierten Stadtentwicklungskonzept - zusammenhängende Flächen der Eigen­
tümer Wohnungsgesellschaft, Wohnungsgenossenschaft und Stadt auszuweisen. Diese 
können in einer zweiten Phase getrennt voneinander entsprechend stadtstrukturellen 
Erfordernissen über Bebauungspläne entwickelt werden. Dieses Verfahren vernichtet 
zunächst einmal keine bebaubaren Rächen, sondern ordnet sie nur neu, lässt jedoch 
Spielraum zur perspektivischen Ausformung, insbesondere des Maßes der Nutzung. 
Das Verfahren setzt mindestens zweierlei voraus: Zum einen die ökonomisch vertret­
bare Zwischengestaltung der brachgefallenen Flächen und zum anderen einen fairen, 
allseits berechenbaren Umgang mit dem „schwebenden §-34-Zustand". Planungsrechüich 
könnten rein theoretisch auf den beräumten Rächen ohne Veränderungssperre und 



Aufstellungsbeschluss zum Bebauungsplan erneut gleichartige Bauwerke eingeordnet 
werden. 

Das Stadtumbaukonzept entfaltet als informelle Planung keine wirklich städtebau­
lich steuernde Kraft, und ein Gesamt-Bebauungsplan zementiert womöglich die falsche 
Richtung. Ausgehend vom längerfristig verbleibenden Plattenbau-Bestand und den 
verkehrhchen Hauptanbindungspunkten erarbeiten die Wohnungsunternehmen einen 
Flächentauschvorschlag. Erst wenn eine gemeinsame Linie mit den Stadtplanern und 
dem Liegenschaftsamt gefunden ist, geht es in die erforderliche Breite. Denkbar ist eine 
Umsetzung modellhafter gering kapazitiver Bauvorhaben wie z. B. Eigenheimen. Gleich­
zeitig kann auf „Grüne Wiese" -Standorte in anderen Teilen der Stadt verzichtet werden. 

Stadtmarketing un d Stadtmanagemen t 

Für die Aufwertung der Kernstadt sind das Stadtmanagement und der Vermieter­
verein Haus&Grund wichtige Partner. Speziell das Stadtmanagement ist Nahtstelle und 
Sprachrohr einer Vielzahl kleinerer und größerer Unternehmer der Innenstadt. Es gibt 
zwar auch in Zwickaus Kern noch schmerzliche Wunden, dennoch zwingt nicht zuletzt 
die Haushaltslage zum baulichen Kürzertreten. Im Freiraum soll dagegen unter Ein­
beziehung des Gestaltungsmittels Licht eine Aufwertung erfolgen. 

Seit einigen Jahren setzt Zwickau verstärkt auf Projekte und Events sowie die 
wettbewerbsorientierte Bündelung von Attraktionen. Das im August diesen Jahres zum 
zweiten Mal stattfindende Stadtfest greift Potenziale und Erfahrungen des Sachsentages 
auf und ist so jährlicher Impulsgeber. Freizeitverhalten ändert sich und gerade die Ober­
zentren bündeln wettbewerbsorientiert ihre Attraktionen. Die museale Landschaft wird 
entstaubt und abgerundet. Am 10. Mai öffnete nach umfänglichen denkmalpflegerischen 
Sanierungen und erheblichen Erweiterungen das Areal Priesterhäuser als Museum für 
Stadt- und Kulturgeschichte seine Pforten. Im Erdgeschoss wird schon seit Monaten Haus­
gebrautes gezapft. Im kommenden Jahr, pünktlich zum Fest 100 Jahre Automobilbau in 
Zwickau, präsentieren sich nicht nur die wundervollen Horch-Karossen in Audi-gespon-
sertem Ambiente. Das diesjährige Architekturforum Zwickau wird Anfang Juli wieder 
herausragende Bauten würdigen. Die anjährlichen Schumann-Festspiele sollen künftig 
ein noch breiteres Publikum anziehen. 



Stuart Wilks-Hee g 

K a n n kreat iv e K o m m u n a l p o l i t i k w i r tschaf t -
l ichen N i e d e r g a n g u m k e h r e n ? * 

Die Politi k de r ,Urbane n Renaissance ' i n Liverpoo l 
und Mancheste r 

Einführung 

Zur Zeit findet anscheinend eine ,urbane Renaissance' in Nord-West-England statt. In 
den vergangenen fünf bis zehn Jahren haben Liverpool und Manchester eine starke Zu­
nahme von Arbeitsplätzen, eine wachsende Innenstadtbevölkerung aus jungen Fachkräf­
ten (young Professionals), die zügige Erweiterung ihrer jeweiligen Flughäfen und eine 
steigende Beliebtheit als touristische Ziele erlebt. Erhebliche private Investitionen flös­
sen in hochwertigen Wohnungsneubau, neue Bürokomplexe und Hotels. Daneben wurde 
eine ganze Schar imposanter neuer Gebäude eröffnet, einschließlich Museen und Kultur­
stätten, die landesweiten kritischen Beifall erhielten. Die Veranstaltung großer internati­
onaler Ereignisse ist das vielleicht stärkste Symbol der Wiederbelebung beider Städte. 
Im Juli 2002 war Manchester der Austragungsort der Commonwealth Games, der größ­
ten Sportveranstaltung in Großbritannien seit den Olympischen Spielen 1948 in London. 
Ein knappes Jahr später, im Juni 2003, gewann Liverpool den Wettbewerb um die Nomi-
nierung zur europäischen Kulturhauptstadt 2008. 

Der Unterschied der heutigen Stimmung in beiden Städten zu jener Stimmung, die 
dort vor zwanzig Jahren herrschte, oder im Falle Liverpools noch vor zehn Jahren, könn­
te kaum größer sein. Während der 1970er und 1980er Jahre erfuhren Liverpool und 
Manchester einen dramatischen wirtschaftlichen Niedergang. Die De-Industrialisierung 
führte zu massivem Stellenabbau und einem steilen Anstieg der Arbeitslosigkeit. Mitte 
der 1980er Jahre erreichte die Arbeitslosigkeit mit einer Quote von etwa 20 Prozent ih­
ren Höhepunkt, in manchen innerstädtischen Bereichen betrug sie sogar fast 50 Prozent. 
Folge des wirtschaftlichen Niedergangs war eine Vielzahl sozialer Probleme, unter ande­
rem rasch wachsende Armut, eskalierende Kriminalität und ein dramatischer Anstieg 
des Drogenmissbrauchs. Beide Städte erlebten in den Sommern 1981 und 1985 gewalttä-



tige innerstädtische Unruhen, die in flächendeckenden Zerstörungen gipfelten. Bei den 
heftigsten Krawallen 1981 in Toxteth, einem Gebiet im Zentrum Liverpools, brannten 150 
Gebäude aus. Dennoch waren die Krawalle nur ein weiterer Beitrag zu den ohnehin 
bereits bestehenden Problemen des Gebäudeverfalls. Firmenschließungen, vor allem in 
der verarbeitenden Industrie, hatten bereits große, mit Schadstoffen kontaminierte Brach­
flächen und zahlreiche verrottende Fabrikgebäude und Lagerhäuser hinterlassen. Dieser 
Verfallsprozess breitete sich rasch auch auf die Wohnbezirke aus. Gründe dafür waren 
die Abwanderung der arbeitsfähigen Bevölkerung, der daraus resultierende weit­
verbreitete Leerstand der Häuser, und in einigen Fällen sogar der Zusammenbruch des 
gesamten Stadtquartiers. 

Die Parallelen zwischen dem Niedergang von Liverpool und Manchester und den Ent­
wicklungen in den ostdeutschen Städten nach der Wiedervereinigung offenbaren sich 
jedem, der sich mit Stadtentwicklung in den neuen Bundesländern beschäftigt. Gewiss 
gibt es bedeutende Unterschiede. Im Hinblick auf die Ursachen des städtischen Verfalls 
in Nord-West-England nach 1970 und in Ostdeutschland nach 1990 finden sich wenige 
Gemeinsamkeiten. Auch die Symptome des Verfalls sind nicht identisch: Es gibt keine 
Hinweise darauf, dass sich soziale Unruhen wie in Toxteth in Ostdeutschland wiederho­
len könnten. Vergleichbar sind aber die Herausforderungen an die Politik in den ostdeut­
schen Städten: Bekämpfung der Massenarbeitslosigkeit, Stopp der Abwanderung der 
Bevölkerung, Verhinderung des Gebäudeverfalls. Vielleicht am wichtigsten ist jedoch, 
dass viele ostdeutsche Städte eine ähnlich koUeMv-pessimistische Stimmung und einen 
Mangel an Selbstbewusstsein aufweisen, wie dies für die sozialen, wirtschaftlichen und 
politischen Verhältnisse in Liverpool und Manchester Mitte der 1980er Jahre charakte­
ristisch war. 

Mit Blick auf diese Parallelen sowie das eindruckvolle Wiedererstarken von Liverpool 
und Manchester wird im vorhegenden Beitrag untersucht, ob sich aus dem Umgang 
der beiden Städte mit dem wirtschaftlichen Niedergang Lehren ziehen lassen, die für 
politische Entscheidungsträger in ostdeutschen Städten relevant sind. Der Aufsatz kon­
zentriert sich dabei auf die Rolle der gewählten Stadträte und ihren Beitrag zu den 
Politikwechseln, die den regionalen wirtschaftlichen Aufschwung eingeleitet haben. 
Darüber hinaus wird dieser Beitrag die Bedeutung eines Wandels der Art und Weise, 
nach der Städte wie Liverpool und Manchester regiert werden, herausstellen. Dieser 
Wandel hat zwei Kernelemente: Erstens umfasst er eine Neu-Definition der Zielsetzun­
gen städtischen Regierens, wodurch Städte immer stärker ihre Priorität auf die Förde­
rung der wirtschaftlichen Entwicklung legen, oft zu Lasten von sozial- und umwelt­
politischen Zielsetzungen. Der Ausdruck „unternehmerische Stadt" versucht, diese 



Veränderung zu fassen. Zweitens hat die Priorisierung von Wirtschaftswachstum eine 
Neuordnung der Organisationsbeziehungen eingeleitet: Die Stadtregierungen haben 
sich aktiv um eine Zusammenarbeit mit Vertretern privater Interessen, anderen öf­
fentlichen Einrichtungen sowie mit Vereinen und Freiwilhgen-Organisationen bemüht. 
Dies führte zu einer starken Vermehrung von Partnerschaftsorganisationen als Ele­
ment städtischen Regierens. 

Der Niedergan g vo n Liverpoo l un d Mancheste r 

Gemessen an ihren jeweiligen Stadtgrenzen, ist Liverpool (440.000 Einwohner) die 
viertgrößte und Manchester (392.000 Einwohner) die achtgrößte Stadt des Vereinigten 
Königreichs. Diese Zahlen verbergen allerdings die Tatsache, dass Manchester in fast 
jeglicher Hinsicht die größere Stadt ist. Manchester ist das wirtschaftliche Herz der 
Metropolregion Greater Manchester, die mit 2,4 Millionen Einwohnern fast doppelt so 
groß ist wie die Liverpooler Metropolregion Merseyside. In Manchester gibt es auch 
wesentlich mehr Arbeitsplätze als in Liverpool. Den 264.000 Arbeitsplätzen in Man­
chester - was etwa einem Viertel der mehr als eine Million Stellen in Greater Man­
chester entspricht - stehen in Liverpool 184.000 Arbeitsplätze und in der Metropol­
region Merseyside 500.000 Stehen gegenüber. Angesichts dieser Größe und der Tatsa­
che, dass die Zentren von Liverpool und Manchester nur 50 km voneinander entfernt 
hegen, erscheint die Region aus der Vogelperspektive wie ein einziges durchgängiges 
Ballungsgebiet. 

Die Nähe dieser zwei Großstädte und das Ausmaß ihres Niedergangs während des 
letzten Viertels des 20. Jahrhunderts müssen in Bezug zu ihrer primären Bedeutung für 
die britische und internationale Wirtschaft vor 100 Jahren gesehen werden. Während 
der industriellen Revolution des 19. Jahrhunderts, die in den Textilfabriken des Nord­
westens Englands ihren Ursprung hatte, expandierten Liverpool und Manchester zügig. 
Die zwei Städte wuchsen in einer symbiotischen Beziehung: Manchester wurde das wirt­
schaftliche Zentrum der TextilhersteUung, während sich Liverpool zum Haupthafen für 
den Import von Rohbaumwolle und den Export von textiler Fertigware entwickelte. Mit 
der rasch wachsenden industriellen Produktion, dem Import von Rohware aus und dem 
Export von Fertigwaren in die sich ausdehnenden Territorien des britischen Empires, 
wuchsen und prosperierten Liverpool und Manchester. Bis zum Jahr 1900 zählten Liverpool 
und Manchester zu den 20 größten Städten der Welt, zusammen mit Birmingham, Glasgow 
und selbstverständlich London (King 1990). 



Tabelle: Arbeitsplatzabbau i n Liverpool un d Manchester, 1971-9 6 

Arbeitsplatzabbau gesam t Arbeitsplatzabbau in Prozent 

Liverpool - 192.56 1 -52,9 

Manchester -103.714 -30,1 

Quelle: Giordano / Twomey 1999 

Der Verlust der dominanten Rolle der verarbeitenden Industrie Großbritanniens nach 
1900, der Zusammenbruch des internationalen Handels zwischen den Weltkriegen und 
der Zerfall des Britischen Empires trugen im Laufe des 20. Jahrhunderts zum Niedergang 
Liverpools und Manchesters bei. Dieser Niedergang beschleunigte sich erst in den frü­
hen 1970er Jahren, wobei, wie die Tabelle zeigt, Liverpool noch stärker betroffen war als 
Manchester. 

Die größten Arbeitsplatzverluste mussten eben die Industrien hinnehmen, die die 
Basis der früheren globalen Überlegenheit der Städte gebildet hatten. In der Greater-
Manchester-Metropolregion wurden während der 1970er Jahre etwa 70.000 Stellen in 
der Textil- und Bekleidungsindustrie abgebaut. Gleichzeitig gingen in Merseyside 30.000 
Stehen im Transport- und Kommunikationssektor (hauptsächlich Hafenarbeiter und das 
dazugehörende Gewerbe) verloren. Der Stellenabbau konzentrierte sich hauptsächlich 
auf die von Männern dominierte Berufsgruppen. Die Arbeitslosenquote der Männer stieg 
in beiden Städten ab Mitte der 1970er Jahre rasant an und erreichte 1986 ihren Höhe­
punkt mit 22 Prozent in Liverpool und 19 Prozent in Manchester (Giordano / Twomey 
1999). Mitte der 1980er Jahre waren Liverpool und Manchester im Vergleich zu ihrem 
früheren Status unter den größten Städten der Welt sehr tief gefallen. Nach einer Studie 
der Europäischen Kommission, die 117 europäische Stadtregionen nach ihrer wirtschaft­
lichen Leistungsfähigkeit im Zeitraum zwischen 1971-1988 einstufte, belegte Manchester 
Mitte der 1980er Jahre den 79. und Liverpool den 114. Platz (Cheshire 1990). 

Zu weiten Teilen ist der Niedergang von Manchester und Liverpool auch ein Spiegel 
des industriellen Sürikturwandels der britischen Wirtschaft während der 1970er und 
1980er Jahre. In der verarbeitenden Industrie gingen zwischen 1975 und 1995 drei Milli­
onen Arbeitsplätze verloren, hauptsächlich in Großstädten wie Liverpool, Manchester, 
Glasgow, Birmingham und London. Die britischen Provinzstädte litten besonders unter 
der De-Industrialisierung, weil ihre Bedeutung zum großen Teil auf den Handelsbezie­
hungen zu Gebieten des Britischen Empires basierte (King 1990). Als sich die britische 



Wirtschaft dem Dienstleistungssektor und dem Handel mit Kontinentaleuropa zuwand­
te, übernahmen London und sein weiteres Hinterland zunehmend die Führungsrolle, 
was zu einem immer stärkeren Nord-Süd-Gefälle im Vereinigtem Königreich führte. Bis 
zum Jahr 1996 hatten nur zwei von neun englischen Regionen - Greater London und 
Süd-Ost England - ein Pro-Kopf-Bruttoinlandprodukt oberhalb des EU-Durchschnitts 
(Atkinson / Wilks-Heeg 1999). 

Für die dramatischen Arbeitsplatzverluste in Liverpool gab es zusätzliche Gründe. 
Liverpool war massiv von seinem Hafen abhängig, der sich seit den 1920er Jahren in 
beständigem Niedergang befand. Im Jahr 1973 wurde Großbritannien Mitglied der Euro­
päischen Wirtschaftsgemeinschaft und erweiterte dadurch seine Handelsbeziehungen 
zu Kontinentaleuropa. Davon profitierten die Hafenstädte Süd-Ost-Englands. Liverpool 
geriet ins Abseits, weil es auf der „falschen" Seite des Landes lag. Infolgedessen beschleu­
nigte sich der Abbau von Arbeitsplätze im Hafen von Liverpool ab Mitte der 1970er 
Jahre, ein Trend, der durch die Einführung des Containertransports und die fortschrei­
tende Mechanisierung noch verstärkt wurde. Die in den 1960er Jahren noch sehr erfolg­
reiche Kompensationsstrategie, die eine Verlagerung großer Produktionsstätten nach 
Merseyside ermutigte, scheiterte im Kontext der von der Ölkrise der 1970er Jahre ausge­
lösten internationalen Rezession. So wurden allein im Zeitraum von 1975-78 rund 50.000 
Stehen in Merseyside abgebaut, die Mehrzahl in großen Fabriken (Merseyside Socialist 
Research Group 1980). 

Die kommunalpolitisch e Reaktio n au f de n wirtschaftliche n 
Niedergang 

In Liverpool, Manchester und einigen anderen britischen Großstädten entstand als 
anfängliche kommunalpolitische Reaktion auf die De-Industrialisierung in den frühen 
1980er Jahre eine „neue urbane Linke" (new urban leff) innerhalb der örtlichen Labour-
Partei. Sie hatte sich eine Strategie des .lokalen Sozialismus' auf ihre Fahnen geheftet 
(Boddy / Fudge 1984). Doch wenn diese neue Urbane Linke überhaupt etwas Gemeinsa­
mes hatte, dann stand sie in erster Linie in Opposition zur Politik der 1979 gewählten 
Thatcher-Regierung. Zudem befürwortete sie das Eingreifen der Kommune, um Arbeits­
plätze in der Industrie zu sichern und um staatliche Einschnitte in das soziale Netz zu 
bekämpfen. Darüber hinaus jedoch erwies sich die neue urbane Linke als ausgesprochen 
vielfältig und im allgemeinen recht kurzlebig. Die kommunalpohtischen Entwicklungen 
in Liverpool und Manchester sind die wahrscheinlich gegensätzlichsten Fälle. Obgleich 
die beiden Städten während des größten Teils der 1980er Jahre von der Labour-Partei 



regiert wurden, war die Politik in Manchester durch Pragmatismus und eine bemerkens­
werte Kontinuität der Führung charakterisiert, während die Kommunalpohtik in Liverpool 
von Dogmatismus und chronischer Instabiliät geprägt war. 

Das Manchester City Council hatte nach 1984 lediglich zwei politische Führungs­
personen, und beide waren Verfechter einer Zusammenarbeit mit dem privaten Sektor. 
Während dieser Periode galt Manchester der Londoner Regierung, sowohl Labour wie 
Konservativen, als ModeU-Stadtverwaltung und war sehr erfolgreich darin, sich großzü­
gige Summen zusätzlicher staatlicher Fördermittel zu sichern (Harding et al. 2003). Im 
Laufe der 1980er Jahre festigte Manchester sein Programm der wirtschaftlichen Entwick­
lung: Weg von der früheren Betonung des Schutzes von Jobs in der verarbeitenden Indus­
trie, hin zu einer Konzentration auf eine bessere wirtschaftliche Nutzung zentraler kom­
munaler Vermögenswerte wie dem städtischen Flughafen, um so die Beschäftigung im 
Dienstleistungssektor zu fördern. In der Folge entwickelte sich Manchester zum archety­
pischen Beispiel der „unternehmerischen Stadt". 

Im Gegensatz dazu geriet Liverpool unter die Kontrolle einer trotzkistischen Fraktion 
der Labour-Partei, der sogenannten „Militant Tendency". Der Stadtrat nahm eine strikte 
anti-privatwirtschaftliche und regierungsfeindhche Haltung ein und brachte damit die 
Mvatwirtschaft und die Regierung in London gegen sich auf. Die populistische marxis­
tische Rhetorik der „Militant Tendency" schreckte Firmen vor Ort und externe Investo­
ren gleichermaßen ab und stürzte die lokale Wirtschaft damit noch tiefer in die Krise. 
Die schlimmste Folge aus der Regierungszeit von „Militant Tendency" aber war ein Streit 
mit der Zentralregierung um öffentlichen Gelder, der die Stadt praktisch in den Bankrott 
getrieben hat. Trotz der Reduzierung der staatlichen Zuschüsse in der ersten Hälfte der 
1980er Jahre weigerte sich die Kommunalverwaltung von Liverpool, ihre Dienstleistun­
gen zu reduzieren oder die lokalen Steuern anzuheben. Als die Zentralregierung nicht 
bereit war, die öffenthchen Gelder für die Stadt zu erhöhen, entließ die Stadt Liverpool in 
einer groß aufgemachten Pubhcity-Show alle ihre Mitarbeiter. Und obwohl das House of 
Lords 1987 mit der Entlassung von 47 Liverpooler Stadträten der Zeit der „Mihtant 
Tendency" ein Ende setzte, waren deren Auswirkungen noch zehn Jahre danach deutlich 
zu spüren. 

Manchester: di e unternehmerisch e Stad t 

Die Entstehung der .unternehmerischen Stadt' ist ein internationaler Trend. Der Be­
griff ist sowohl unter wissenschaftlichen Beobachtern wie politischen Entscheidungs-



trägem weit verbreitet (vgl. Hall / Hubbard 1998; Goldsmith 1999). Im Mittelpunkt dieses 
Konzepts steht, dass die politischen Entscheidungsträger modemer Städte ihre Haupt­
aufgaben in der Förderung der städtischen Wettbewerbsfähigkeit und des Wirtschafts­
wachstums sehen. 

Folglich ist die .unternehmerische Stadt' durch neue Formen der politischen Interven­
tion geprägt, zu denen Strategien zur Vermarktung von Standortvorteilen, Investitionen 
in hochrangige kulturelle Einrichtungen und Bewerbungen um wichtige internationale 
Veranstaltungen gehören. All dies soll dazu dienen, das Image der Stadt neu zu definie­
ren und dabei gleichzeitig bei potenziellen Investoren und Touristen für die Stadt zu 
werben. In Großbritannien und Amerika ist die Entstehung der .unternehmerischen Stadt' 
auch durch den Einsatz einer „angebotsorientierten" Politik gekennzeichnet, mit der 
Investitionsbarrieren entfernt oder abgebaut werden sollen, z.B. durch Lockerung kom­
munaler Planungs- und Umweltauflagen. 

Genauso wie viele andere Städte entwickelte Manchester sein unternehmerisches 
Programm im Laufe der Zeit, eine schlüssige Strategie wurde jedoch erst Mitte der 1990er 
Jahre sichtbar. Viele der ersten Schritte der Stadt in Richtung eines unternehmerischen 
Ansatzes dienten als Motor für spätere, ehrgeizigere Strategien. Die Abfolge der seit den 
frühen 1980er Jahren verwendeten Slogans der Stadt zeichnet diesen Wandel nach. Wäh­
rend der ersten Hälfte dieser Dekade definierte der Stadtrat seine eigene Rolle durch den 
Slogan: „Defending Jobs, improving Services " („Arbeitsplätze verteidigen, Dienstleistun­
gen verbessern"). Im Jahr 1987 wurde dieser Slogan durch „Making it happen" („Wir 
machen es möglich") ersetzt (Cochrane et al. 1996). Bis in die 1990er Jahre hinein hat sich 
Manchester durch Sprüche wie: „Manchester - we're up and going" („Manchester - wir 
stehen auf und gehen voran") und „Manchester - moving in world dass circles" („Man­
chester bewegt sich in Kreisen der Weltklasse") stolz und selbstbewusst dargestellt 
(Hebbert/Deas 2000). 

Ein erstes Anzeichen des aufkommenden unternehmerischen Ansatzes von Manchester 
war die Entscheidung, den Flughafen auszubauen. Die zehn Verwaltungsbezirke Greater 
Manchesters sind gemeinsam Eigentümer des Flughafens, doch die Stadt Manchester ist 
der größte Anteilseigner. Das Flughafengelände befindet sich innerhalb der Stadtgrenzen 
Manchesters. Angetrieben durch Manchesters Stadtverwaltung, wurden seit den frühen 
1980er Jahren eine Reihe von Entscheidungen zum Ausbau des Flughafens getroffen. Sie 
mündeten in die Eröffnung eines zweiten Terminals im Jahr 1993 und den Bau einer 
zweiten Landebahn in den späten 1990er Jahren. Diese Investitionen verhalfen zu einem 
wachsenden Passagieraufkommen. Die Zahl der Fluggäste stieg von 4 Millionen im Jahr 



1980 auf 18,6 Millionen im Jahr 2000. Damit nimmt Manchester inzwischen den 3. Platz 
(nach Passagieraufkommen) unter den britischen Flughäfen ein, gleich hinter den beiden 
Londonern Flughafen Heathrow und Gatwick (Evans / Hutchins 2002). Der Erfolg der 
Flughafenexpansion hat zu substanziellen Mehreinnahmen geführt, die mit Zustimmung 
der Bezirke von Greater Manchester in die weitere wirtschaftliche Entwicklung inves­
tiert werden. Gefördert wird u.a. die Partnerschaftsorganisation „Marketing Manchester", 
die für die Metropolregion bei Touristen und Investoren wirbt. 

Die unternehmerische Wende Manchesters in den 1980er und 1990er Jahren zeigt 
sich am deutlichsten in der Bewerbung Manchesters als Austragungsort der Olympi­
schen Spiele. Der Impuls, sich für die Olympischen Spiele in Manchester zu bewerben, 
ging vom privaten Sektor aus, genaugenommen von der Vision eines einzelnen Individu­
ums, nämlich Sir Bob Scott, damals Managing Direktor der Manchester Theatre Ltd. Scotts 
Ein-Mann-Kampagne für die Bewerbung um die Olympischen Spiele, begann 1985. Im 
Ergebnis hat sich Manchester für die Ausrichtung der Olympischen Spiele 1996 und 2000 
beworben. Obwohl beide Bewerbungen scheiterten, waren sie nach Ansicht von Beob­
achtern der Stadtentwicklung Manchesters dennoch außerordentlich bedeutsam für die 
„Wiederbelebung" Manchesters. Harding et al. (2003) sind der Auffassung, dass die ge­
scheiterten Bewerbungen „die Niederlage waren, auf der zu großen Teilen der spätere 
Erfolg gründete". Dass aus einer Niederlage ein Erfolg entstehen soU, ist eindeutig ein 
Paradoxon. Doch die gescheiterten Olympia-Bewerbungen haben Manchester in 
mindestens vier Punkten dabei geholfen, sich neu zu definieren. 

Erstens: Der Bewerbungsprozess hatte eine enorme symbolische Bedeutung, trug zu 
einer Atmosphäre der Veränderung in der Stadt bei, rüttelte Bürger und Unternehmen 
auf und förderte so den „Aufschwung des Vertrauens in das moderne Manchester" (Hebbert 
/ Deas 2000: 85). Während die realistischen Chancen, die Olympischen Spiele auszutra­
gen, stets eher gering waren, hat die Glaubwürdigkeit der Bewerbungen eine Schlüssel­
rohe in der Verbesserung der Außenwahrnehmung Manchesters gespielt. Das verhalf 
der Stadt zu einem Anstieg der Investitionen (Harding et al. 2003). 

Zweitens: Die Bewerbungen waren ein Lernprozess für die spätere Büdung von Part­
nerschaften in Manchester. Sie waren Anlass für die Verbreitung neuer institutioneller 
Formen der öffenthch-privaten Zusammenarbeit als Alternative zu den „traditionellen 
Vorstehungen von Bürokratie" (Cochrane et al. 1996). Wichtige Beispiele öffentlich-priva­
ter Partnerschaften sind Marketing Manchester, Manchester City Pride, MIDAS und Man­
chester Millenium Limited. Jede dieser Organisationen spielt eine wichtige RoUe in der 
Stadterneuerung und Wirtschaftsförderung. 



Drittens: Die Bewerbungen wurden geschickt dazu genutzt, sich die Unterstützung der 

Zentralregierung zu sichern und so zusätzliche öffentliche Mittel einzuwerben (Harding et 

aL 2003). Der Kern dieser Strategie der Ressourcenbeschaffung war die Betonung des Po­

tenzials der Olympischen Spiele für die Regenerierung Manchesters und das absichtliche 

Weglassen des Wortes „Sport" in Verhandlungen mit der Regierung (Cochrane et al 1996). 

Viertens war Manchester als logisches Ergebnis dieser Prozesse der natürliche Kandi­

dat für die Ausrichtung der Commonwealth Games 2002. Die Veranstaltung wurde erfolg­

reich dazu genutzt, die öffentlichen und privaten Investitionen in die städtebauliche 

Regenerierung zu maximieren und das neue, post-industrielle Image der Stadt zu stärken. 

Wie das Scheitern der Olympiabewerbungen zeigt, hat sich Manchester auch durch 

seine wiederholte Bereitschaft, hohe Risiken einzugehen, als im echten Wortsinn 

„unternehmerische" Stadt erwiesen. Die Olympia-Bewerbungen und die daran anschlie­

ßenden Marketingaktivitäten basierten auf einer Strategie der Generierung von „Hype" 

über die Stadt, die bewusst die Realitäten Manchesters übertrieb und damit absichtlich 

versuchte, die örtlichen Erwartungen zu steigern und den nationalen und internationa­

len Ruf der Stadt zu verbessern. Obgleich die Politiker erfolgreich eine Reihe viel beach­

teter Projekte auf den Weg brachten, mit denen der Hype aufrechterhalten wurde, waren 

die dabei eingegangenen Risiken teilweise enorm hoch. So wurde etwa im Jahr 1995 im 

Zuge der Bewerbung um die Commonwealth Games verkündet, dass Manchester die 

Kosten der Veranstaltung im Verbund mit privaten Sponsoren selbst tragen könne. Im 

Sommer 2001, ein Jahr vor den Spielen, stand die Stadtverwaltung vor einem Defizit von 

£110 Millionen. In dieser späten Phase der Vorbereitung konnte nach intensiver Lobby­

arbeit der Stadtverwaltung eine zusätzliche Finanzierung durch die Regierung in Höhe von 

£60 Millionen gesichert werden, allerdings hauptsächlich, weil eine schlecht organisierte 

Veranstaltung negative Auswirkungen auf das Image des gesamten Landes gehabt hätte. 

Die Flughafenerweiterung, die Olympiabewerbungen und ihre verschiedenen „spin-

offs" bildeten den Kern der unternehmerischen Strategie Manchesters seit Ende der 1980er 

Jahre. Allerdings war die Wiederbelebung Manchesters auch die Folge von unerwarte­

ten Veränderungen und Ereignissen. Zwei dieser Faktoren verdienen besondere Aufmerk­

samkeit Der erste Faktor ist der Bombenanschlag der IRA vom 15. August 1996 im Stadt­

zentrum Manchesters. Dabei wurden 200 Menschen verletzt und 465.000 m 2 Laden- und 

Büroflächen zerstört. Dieses Ereignis erschütterte das ganze Vereinigte Königreich und 

löste umfangreiche regionale und nationale Unterstützung für den Wiederaufbau aus. 

£43 Millionen an öffentlicher Förderung haben mittlerweile rund £500 Millionen priva­

ter Investitionen generiert. Das Ausmaß des privaten Engagements symbolisiert der Bau 



der weltgrößten Marks and Spencers Filiale (Bausumme £85 Millionen). Zusätzlich zum 

Bau neuer Geschäfte und Büros entstanden eine Vielzahl neuer kultureller Einrichtun­

gen, einschließlich dem „ Printworks Freizeitzentrum" und dem „Museum der modernen 

Stadt", URBIS, das in einem imposanten Turm aus Stahl und Glas beheimatet ist. Es ist 

bezeichnend für das neue Selbstbewusstsein Manchesters, dass URBIS die Stadt zusam­

men mit fünf der größten Metropolen der Welt (Los Angeles, Sao Paulo, Singapur, Paris 

und Tokio) darstellt. 

Eine zweite QueUe ungeplanter Veränderungen in Manchester entstand aus der Jugend­

kultur der Stadt, vor allem aus der Musikszene der späten 1980er Jahre. Ohne diese 

Szene wären die offiziellen Bemühungen, Manchester ein neues Image zu verschaffen, 

weit weniger glaubwürdig gewesen. 1981, als die Arbeitslosigkeit in der Stadt dramatisch 

hoch war, erwarb Factory Records, eine aus der Punk-Rock-Szene der späten 1970er Jahre 

entstandene unabhängige Plattenfirma, ein leerstehendes Gebäude in einem herunterge­

kommenen Teil des Stadtzentrums. Im Mai 1982 wurde das Gebäude als Hagienda Club 

wieder eröffnet. Zunächst war der Hagienda Club als Veranstaltungsort für Liveauftritte 

bekannt. Am Ende der Dekade war es das Zentrum der aufkommenden Acid House Sze­

ne, die computergenerierte Musik mit dem weiterverbreiteten Gebrauch der Partydroge 

Exctasy verband. Weil der Hagienda Club auch eine Reihe neuer Bands hervorbrachte, 

z.B. The Stone Roses und The Happy Mondays, die Vorreiter einer neuen Mischung aus 

Dance- und Rockmusik waren, entwickelte sich ein neues Image der Stadt als'.Madehester' 

der Jugendkultur. In seinem Rückbhck auf diese Periode steht Haslam (1999) fest, dass 

die .Madchester'-Szene Manchester als die „aubbinghauptstadt" Europas etablierte, sein 

Image für eine ganze Generation junger Menschen transformierte, zur baulichen Erneu­

erung großer Teile des Stadtzentrums beitrug, den Anstoß für die nachfolgende Entwick­

lung Manchesters zu einem wichtigen touristischen Reiseziel gab und einen Boom neuer 

unternehmerischer Aktivitäten, vor allen in den kreativen Branchen, auslöste. 

(Greater) Mancheste r geh t vora n 

Manchesters unternehmerischer Schwung führte zu dem weitverbreiteten Eindruck, 

dass die Stadt ein bemerkenswertes Wiedererstarken erlebt, und zwar zum Teil auf Kos­

ten ihrer alten Rivalin Liverpool. Eine Analyse der wirtschaf fliehen Entwicklung in beiden 

Metropolregionen in den 1980er und 1990er Jahren lässt jedoch ein weit komplexeres 

Muster erkennen. Manchesters unternehmerischer Ruf führte nicht unmittelbar zu deut­

lichem Wachstum in der Stadt selbst. Es ist sicher wahr, dass für den größten Teü der 

1980er und 1990er Jahre Manchesters wirtschaftliche Leistung der Liverpools überlegen 



war, aber dennoch lagen beide Städte weiterhin unter dem Durchschnitt im Vereinigten 
Königreich (DTZ Pieda Consulting 2001; Harding et al. 2003). In der Zeit von 1981-1996 
bestand der Hauptunterschied zwischen den beiden Städten darin, dass Liverpools Nie­
dergang weiter fortschritt, während der Abwärtsprozess in Manchester aufgehalten wur­
de. Hinweise auf den Aufschwung Manchesters während dieser Periode finden sich eher 
in der weiteren Metropolregion. 

Diese Entwicklung kann am besten anhand der zwei Hauptindikatoren Bruttoinlands­
produkt (BD?) und Gesamtbeschäftigung dargestellt werden (DTZ Pieda Consulting 2001). 
Zwischen 1981 und 1997 wuchs das BIP Manchesters um ca. 25 Prozent. Das BD? von 
Liverpool fiel in der gleichen Zeit um 10 Prozent In der Region Greater Manchester war 
das Wachstum dagegen mit 50 Prozent deutlich höher und entsprach in etwa dem Landes­
durchschnitt des Vereinigten Königreichs. Eine ähnliche Entwicklung findet sich bei den 
Beschäftigungszahlen. Auch hier übertraf Manchester in der Zeit bis 1997 Liverpool, 
allerdings nur, weil keine so umfangreichen Arbeitsplatzverluste hingenommen werden 
mussten. Ab 1993 hatte sich das Beschäftigungsniveau in Manchester bei ungefähr 85 
Prozent des Niveaus von 1981 stabilisiert. In Liverpool hingegen lagen die Beschäftigungs­
zahlen im Jahre 1996 nur bei 70 Prozent des Niveaus von 1981. In der Region Greater 
Manchester wurde in der selben Zeit ein Anstieg der Beschäftigungszahlen um acht Pro­
zent erzielt, was erneut dem Anstieg in der gesamten britischen Wirtschaft entspricht 
(DTZ Pieda Consulting 2001). 

Die Tendenz, dass Randgebiete die wirtschaftliche Erholung von Metropolen anfüh­
ren, während die Kernstädte verfallen, steht im großen und ganzen im Einklang mit der 
Dezentralisierung von Metropolregionen, wie sie für Europa und Nordamerika in den 
1980er und 1990er Jahren charakteristisch war. Allerdings sind die oben dargestellten 
Entwicklungsunterschiede von Manchester Stadt und der Region Greater Manchester 
zum Teil die Folge zufälliger Grenzziehungen. Ein wesentlicher Teil des Beschäftigungs-
zuwachses fand nämlich unmittelbar hinter der Stadtgrenze statt, in den angrenzenden 
Gemeinden Salford und Trafford. Dies stützt die Vermutung, dass auch die wirtschaftli­
che Entwicklung der Region Greater Manchester von dem unternehmerischen Programm 
Manchesters profitierte und sich die Erträge einer solchen Strategie in der gesamten 
Stadtregion verteilten. 

Erst wenn man die Metropolregionen Greater Manchester und Merseyside miteinander 
vergleicht, wird die unterschiedliche Wirtschaftsleistung der beiden Städte deutlich. 
Besonders in expandierenden Bereichen der Wirtschaft, speziell den Dienstleistungs­
branchen finden sich gegensätzliche Trends. Wie Giordano und Twomey (1999: 30) be-



richten, stieg in der Zeit von 1981 bis 1996 die Zahl der Arbeitsplätze in der Banken-, 
Finanz- und Versicherungsbranche in Greater Manchester um 88.000, in Merseyside hin­
gegen nur um 22.500 Stellen. Und während Greater Manchester im Vertrieb sowie dem 
Hotel- und Cateringgewerbe ein Arbeitsplatzwachstum von 23.000 Stehen verzeichnen 
konnte, erfuhr Merseyside dort einen Rückgang um 3.400 Stehen. Es sieht also so aus, als 
hätte Manchesters unternehmerischer Schwung ein Wiedererstarken seiner Metropol­
region ausgelöst, wogegen die interne politische Zänkerei in Liverpool das wirtschaftli­
chen Potenzial von Merseyside behinderte. 

Liverpool un d di e Politi k de s „Aufholens " 

Obwohl „Militant Tendency" in Liverpool nur vier Jahre an der Macht war, waren die 
Auswirkungen noch weitere zehn Jahre spürbar. Die direkteste Folge war ein Erbe aku­
ter Finanzprobleme. In einem verzweifelten Versuch, das Defizit auszugleichen, erhöhte 
die labourgeführte Stadtverwaltung in der ersten Hälfte der 1990er Jahre regelmäßig die 
lokalen Steuern. Am Ende der 1990er hatte Liverpool den höchsten örtlichen Steuersatz 
(Council Tax) des Landes, während seine städtischen Leistungen zu den schlechtesten 
des Landes gezählt wurden. Zudem befand sich die Stadt in einer permanenten politi­
schen Führungskrise. Mit dem Urteil des House of Lords waren nicht nur alle Mitglieder 
der „Militant Tendency" von ihren Ämtern in der Stadt entbunden, sondern auch eine 
ganze Generation Labourpohüker dezimiert worden. Es war auch schwieriger geworden, 
mit dem Einfluss der „Militant Tendency" innerhalb der Verwaltung umzugehen, weil 
etliche leitende Angestellte, die Mitte der 80er Jahre ernannt oder befördert worden 
waren, als Mihtant-Sympathisanten verdächtigt wurden. Zusätzlich zu dieser Atmos­
phäre gegenseitiger Verdächtigungen haben einige Mitglieder der Stadtverwaltung an­
scheinend versucht, die offenbar „unregierbare" Situation in der Stadt zu ihrem persön­
lichen Vorteil auszunutzen. Dies führte zu Vorwürfen, in der Stadtverwaltung sei Kor­
ruption verbreitet (Kilfoyle 2000). Der Ruf der Liverpooler Stadtverwaltung war so schlecht, 
dass der Posten des Chief Executive zwei Jahre unbesetzt blieb, da sich kein geeigneter 
Bewerber fand (Harding et al. 2003). 

Es gibt keinen Zweifel, dass das ohnehin vom wirtschaftlichen Niedergang stark ge­
troffene Liverpool in Folge der politischen Krise der 1980er Jahre weiter zurückfiel als 
andere britische und europäische Städte. Wie Parkinson (1990: 256) feststeht, zeigt der 
Fall der Stadt Liverpool, dass „politisches Versagen den wirtschaftlichen Abschwung über 
das übhche Maß hinaus verschlechtern kann". Das Erbe der Amtszeit der „Militant 
Tendency" hat die Entstehung unternehmerischer Ansätze in der Stadtpohtik, wie sie in 



den späten 1980er Jahren in Manchester, Glasgow und Birmingham sichtbar wurden, 
deutlich gebremst. Der Vergleich mit Glasgow, einer Stadt, die einen ähnlich dramati­
schen Niedergang in den 1970er und 1980er Jahren erlebte, ist besonders aufschluss­
reich. Während Glasgow in den frühen 1990er Jahren auf den Erfahrungen als Europäi­
sche Kulturhauptstadt 1990 aufbaute, um neue wirtschaftliche Möglichkeiten zu entwi­
ckeln und einen Imagewechsel zu erreichen, konnten Liverpools Versuche, kulturelle 
Strategien zu entwickeln, bis dahin nur als „eine Geschichte der verpassten Gelegenhei­
ten" beschrieben werden (Bianchini / Parkinson 1993). Angesichts des Erstarkens der 
Wirtschaft Manchesters wuchs im Laufe der 1990er unter den politischen und wirtschaft­
lichen Eliten Liverpools die Unterstützung für eine „Politik des Aufholens". Die ersten 
Anzeichen für eine solche Politik waren die Ausweisung der „Speke-Garston Area" im 
Süden Liverpools zum Sanierungsgebiet und der wachsende Konsens, dem Stadtzent­
rum, und speziell der Förderung der Kulturbranche, oberste Priorität bei der Wirtschafts­
förderung einzuräumen. 

Die Wende hin zu einer unternehmerischen Politik begann zwar bereits unter einer 
Labour-Stadtverwaltung, doch ein grundlegender Politikwechsel fand erst statt, nach­
dem 1997 die Liberaldemokraten an die Macht kamen. Für den neuen Oberbürgermeis­
ter Mike Storey hatte die Reorganisation der Stadtverwaltung die oberste Priorität. Er 
führte sehr schnell eine neue Managementstruktur ein: Fast alle leitenden Angestellten, 
darunter der Chief Executive, wurden ersetzt. Um die Führungskräfte aus anderen Stadt­
verwaltungen anwerben zu können, wurden fünf hoch dotierte Stehen als Executive Di­
rektor geschaffen. Gleichzeitig begann der neue Führungsstab damit, die Kommunalaus­
gaben durch Personalabbau, Vergabe von Dienstleistungen an Privatfirmen und andere 
Maßnahmen zur Effizienzsteigerung zu senken. Hierdurch konnte die Finanzkrise der 
Kommune offenbar erfolgreich bewältigt werden, denn im Jahr 2003 verkündete Liverpool 
eine Reduzierung der Council Tax um 3 Prozent. Nun hat die Stadt nicht mehr den höchs­
ten Steuersatz der Landes. 

Nach den internen Reformen richtete die Stadtverwaltung ihre Aufmerksamkeit 
auf den wirtschaftlichen Niedergang Liverpools. Eine ganz Flut von Initiativen belegt 
die Wende hin zu einem unternehmerischen Vorgehen: Hierzu zählt die Entwicklung 
einer „Vision für Liverpool", mit der Erneuerungsaktivitäten auf das Stadtzentrum kon­
zentriert werden sollen, die vollständige Überführung des Liverpooler Flughaiens in 
privatwirtschafthche Kontrolle und die erfolgreiche Bewerbung der Stadt zur Europä­
ischen Kulturhauptstadt 2008. Der neue Anspruch der Stadt drückt sich in dem Ziel 
aus, Liverpool bis 2006 zur „unternehmensfreundlichsten" Stadt Großbritanniens zu 
machen. 



Gelegentlich wurde Liverpool vorgeworfen, dass es Manchester „kopiere", was sich 
vermutlich am deutlichsten in der Beauftragung von Sir Bob Scott mit der Koordination 
der Bewerbung zur Kulturhauptstadt zeigte. Dennoch gibt es klare Unterschiede zu dem 
in Manchester verfolgten Ansatz. Inbesondere verfolgt Liverpool nicht die gleiche, hoch­
riskante Strategie der gewollten Generierung von Hype, auch wenn der Imagewandel 
der Stadt ein zentrales Thema ist und die politischen Entscheidungsträger versuchen, 
Liverpool zunehmend positiver darzustellen. Der Unterschied drückt sich auch in etwas 
bescheideneren Slogans aus, die den Wandel der wirtschaftlichen Basis ausdrücken sol­
len („From seaport to e-port") und die kulturellen Vielfalt der Stadt feiern („The world in 
one city"). Im Gegensatz zu der koordinierten, aggressiven Verkaufstechnik Manchesters 
hat Liverpools politische Führung ihren Ansatz als das Ergebnis eines zufälligen Gesprächs 
dargesteht, wie das folgende Interview belegt: 

Jch hatte  das  Glück  in New York  zu sein,  und habe dort  mit den  Personen aus der 
Verwaltung gesprochen, die die Wende  in der  Stadt herbeigeführt haben Ich  fragte: 
,Wie habt ihr  das  hier angefangen?'  Und  sie antworteten:  ,Du lobst die Stadt wann 
immer du kannst, du verkaufst und verkaufst und verkaufst die Stadt und dann schaust 
du dich um und  siehst die  riesigen Krane im Hintergrund'Das haben  wir getan und 
siehe da, es kommen die  Kräne." (Councillor Mike Storey, zitiert in Adams 2002) 

Liverpool schließ t au f 

Liverpool hat verspätet und weniger aggressiv die unternehmerische Wende vollzo­
gen, und diese fiel glücklicherweise mit der teilweisen Umkehr früherer Entwicklungen 
der Dezentralisierung von Metropolen zusammen. Im Gegensatz zu der Zeit vor Mitte der 
1990er Jahre entwickeln sich nun die Zentren Liverpools und Manchesters zu den Haupt­
motoren des Wirtschaftswachstums ihrer jeweiligen Metropolregion und von Nord-West-
England insgesamt (Wilks-Heeg 2001). Die neuesten Arbeitsplatzzahlen zeigen daher auch 
sehr unterschiedliche Trends in den frühen und späten 1990er Jahren. Während in der 
ersten Hälfte der 1990er Jahre die Zahl der Arbeitsplätze in Liverpool fiel und in Man­
chester stagnierte, verzeichnen seit 1996 beide Städte ein Wachstum an Arbeitsplätzen. 
Von 1995-99 stieg die Gesamtbeschäftigung in Liverpool um 10,4 Prozent und in Man­
chester um 8,5 Prozent. Diese Wachstumsraten entsprechen dem nationalen Durchschnitt 
und hegen wesentlich höher als in fast allen anderen Provinzstädten (Hutchins 2002). 
Einer Untersuchung von Wong et al. (2002) zufolge fand dieses Arbeitsplatzwachstum in 
verschiedenen wissensintensiven Bereichen statt und konzentrierte sich stark auf die 
jeweiligen Stadtzentren und Flughäfen. In Übereinstimmung mit diesen Ergebnissen steht 



der aus den verfügbaren Daten ablesbare steile Anstieg der Investitionen in den Stadt­
zentren von Liverpool und Manchester, vor allem in Verkaufs- und Büroflächen, Hotels 
und Call-Center (Wilks-Heeg 2001). Die Rolle des Liverpooler Flughafens als Wachstums­
motor belegt das nach der kürzlich erfolgten Erweiterung des Flughafens stark gestiege­
ne Passagieraufkommen: Im Zeitraum von 1997 bis 2000 wuchs die Zahl der Passagiere 
um 190 Prozent (Hutchins 2001). 

Zusammen mit dem Beschäftigungswachstum in ihren Stadtzentren erlebten beide 
Städte in der zweiten Hälfte der 1990er Jahre auch eine regelrechte Explosion des inner-
städtischen Lebens. Es wird geschätzt, dass sich die Zahl der Einwohner in den beiden 
Stadtzentren in den letzten zehn Jahren mehr als vervierfacht hat. Tausende Menschen 
wohnen jetzt in den zu Loft-Wohnungen umgebauten Lagerhäusern und Fabrikgebäuden. 
Dieser Boom wurde allem Anschein nach vor allem von jungen Fachkräften getragen, 
was wiederum das Beschäftigungswachstum der modernen Dienstleistungsbranchen in 
Liverpool und Manchester widerspiegelt. Obwohl das Leben und Wohnen im Stadtzent­
rum sich allgemein in britischen Städten wachsender Beüebheit erfreut, ist die entspre­
chende Nachfrage in Liverpool und Manchester doch offensichtlich größer als in ande­
ren Provinzstädten (Wilks-Heeg 2001). 

Die Grenze n de r unternehmerische n Stad t 

Die Finfuhrung eines unternehmerischen Programms in die Stadtpolitik scheint der 
Schlüsselfaktor der Wiederbelebung von Liverpool und Manchester zu sein. Trotzdem ist 
es wichtig, auch auf die Nachteile dieses Ansatzes Mnzuweisen. Die .unternehmerische 
Stadt' verfolgt per definitionem eine Strategie der Anpassung an den Markt. Hieraus 
ergeben sich einige Grenzen: 

Erstens werden Versuche, Investitionen von außen und den Tourismus anzukur­
beln, am effektivsten im Kontext allgemeinen Wirtschaftswachstums sein, zumal der 
nationale und internationale Wettbewerb um Investitionen und Tourismus intensiver 
geworden ist. Liverpools offenbar so schnelle positive Entwicklung nach der Wende zu 
einem unternehmerischen Ansatz hängt auch mit dem Zeitpunkt des politischen 
Führungswechsels in der Stadt zusammen. Dieser fand auf dem Höhepunkt eines nati­
onalen Wirtschaftsbooms statt, was das Werben für Liverpool als Investitionsstandort 
erheblich erleichterte. In Zeiten geringen Wachstums oder Stagnation hingegen wird 
der Wettbewerb zwischen den Städten mausweichlich zu einem Nullsummenspiel mit 
Gewinnern und Verüerern. Unter solchen Bedingungen ist es eher unwahrscheinlich, 



dass Investitionen in Standortmarketing, Kutarmarketiag und andere Aktivitäten sofort 
Ergebnisse zeigen. 

Zweitens: Im Falle von Liverpool und Manchester hat sich gezeigt, dass Stadtpolitik 
in der Lage ist, mit dem .Markt' und privaten Investoren zu arbeiten, um Wachstum zu 
fördern. Gleichzeitig ist aber absehbar, dass diese Strategie zu einem beunruhigenden 
Verhältnis zwischen verbesserter wirtschaftlicher Leistung und der Häufigkeit von 
sozialen Problemen fuhren kann. Trotz des aktuell hohen Investitionsniveaus und ih­
res Wachstums leiden Liverpool und Manchester weiter unter gravierenden sozialen 
Missständen. Zwei Drittel der am meisten benachteiligten Stadtteile Englands befin­
den sich nach dem offizieUen „Index of Multiple Deprivation for England" in Merseyside 
und Greater Manchester (DETR 2000). Angesichts eines hohen Grades konzentrierter 
Armut bestehen in Liverpool und Manchester weiterhin akute Probleme, wie verlasse­
ne Häuser, Drogenabhängigkeit und der schlechte Gesundheitszustand der Bevölke­
rung. Ironischerweise sind trotz des katastrophalen Niedergangs Liverpools in den 
1980er und frühen 1990er Jahren Probleme wie niedriges Bildungsniveau und ganz 
besonders die hohe Kriminalitätsrate in Manchester ausgeprägter. Tatsächlich hegt 
eine der Gefahren der .unternehmerischen Stadt' darin, dass die Fokussierung auf die 
Förderung des Wirtschaftswachstum die Aufmerksamkeit von der wachsenden sozia­
len Ungleichheit ablenkt. Diese ist oft Nebenprodukt der Konzentration gehobener 
Dienstieistungsfunktionen in Städten, die früher von handwerklicher und industriel­
ler Arbeit dominiert wurden. Nur wenigen Städten ist es gelungen, den wirtschaftli­
chen Niedergang umzukehren und gleichzeitig die soziale Kluft, die mit dem Nieder­
gang einherging, zu überwinden. 

Schlussfolgerung: Lehre n einer kreative n Stadtpoliti k 

Das Konzept einer kreativen Stadtpolitik scheint ein Widerspruch in sich selbst zu 
sein. Es gibt gute Gründe für Skepsis gegenüber der Annahme, große bürokratische Orga­
nisationen könnten kreativ agieren. Gleichwohl zeigen die Erfahrungen aus Liverpool 
und Manchester, dass eine gewählte Stadtregierung durchaus in der Lage ist, wichtige 
strategische Entscheidungen zu treffen, die den wirtschaftlichen Niedergang umkehren 
können. Die Entstehung der .unternehmerischen Stadt' ist insofern die Verkörperung der 
Suche nach kreativeren Ansätzen in der Stadtpolitik. Denn während die Globalisierung 
und wirtschaf tliche Umstrukturierung dramatische Wirkungen auf die Entwicklung von 
Städten haben, so haben sie doch zugleich neue Möghchkeiten geschaffen, die Rohe ei­
ner Stadt innerhalb eines Städtesystems umzudefinieren. Im Mittelpunkt dieses Prozes-



ses der „Neuerfindung der Städte" stehen neue Formen öffenüich-privater Zusammenar­
beit (Atkinson / Wilks-Heeg 2000). 

Aus der Geschichte von Liverpool und Manchester lassen sich folgende Lehren 
ziehen: 

1. Globaler wirtschaftlicher Strukturwandel macht Stadtpolitik nicht irrelevant, 
denn Stadtverwaltungen können einen Prozess der wirtschaftlichen Erholung in 
Gang setzen. Um aber erfolgreich zu sein, müssen sie mit einer Vielzahl anderer 
Organisationen zusammenarbeiten, vor allem aus dem privaten Sektor. Kreative 
politische Ansätze entstehen sehr viel eher in zweckgebundenen Partnerschafts­
organisationen, die außerhalb der formellen Strukturen der Stadtverwaltung 
arbeiten. 

2. Stadtverwaltungen können eine entscheidende Rolle bei der Entwicklung von 
Zukunftsvisionen für ihre Stadt einnehmen und führend bei der Neufindung 
des Stadtimages sein. Stadlpolitiker müssen aber auch einsehen, dass sie kein 
Monopol auf gute Ideen besitzen. Die Quellen des kreativen Umdenkens 
entspringen oft außerhalb der politischen Sphäre. Ein Teil des Erfolgs von 
Manchester lag in der Bereitschaft der Stadtverwaltung, sich die Dynamik der 
örtlichen Szene zu eigen zu machen, und dies manchmal auf eine sehr opportu­
nistische Weise. 

3. Dieser Beitrag hat auch darauf aufmerksam gemacht, dass trotz des gegenwär­
tigen Wiedererstarkens von Liverpool und Manchester die Übernahme eines 
unternehmerischen Ansatzes in die Stadtpolitik kein einfacher Weg zu einer 
.Urbanen Renaissance' ist. Zwar können Stadtverwaltungen mit den Kräften des 
Marktes arbeiten, um wirtschaftliche Erfolge zu erzielen, doch verlangt eine 
solche Strategie oftmals, wachsende soziale Ungleichheit der Stadtbewohner 
hinzunehmen, und zuweilen auch, erhebliche Risiken einzugehen. Zudem 
können die kommunalen Investitionen, die notwendig sind, um ein effektives 
unternehmerisches Programm zu minieren und aufrechtzuerhalten, enorm sein. 
Der Wettbewerb zwischen den Städten nimmt zu und es gibt keine Garantie 
dafür, dass solche Investitionen tatsächlich die Wirtschaftsleistung verbessern. 
Nicht zuletzt müssen die Kemstädte von größeren Stadtregionen akzeptieren, 
dass sie größere Belastungen tragen müssen. Auch dort wo Städte über wertvolle 
Ressourcen verfügen, wie z.B. über internationale Flughäfen oder hochqualifi­
zierte Arbeitskräfte, die als effektive Bestandteile eines Programms wirtschafth-



eher Entwicklung eingesetzt werden können, werden die Vorteile des daraus 
möglicherweise resultierenden Wirtschaftswachstums über das Umland und die 
gesamte Metropolregion verteilt sein. 

Anmerkung 
*) Übersetzung aus dem Englischen: Tobias Robischon 
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Beate Glöckner , Heik e Liebman n 

K a r l s k r o n a -  K e h r t w e n d e a u s de r K r i s e * 

Stadtentwicklung 

Karlskrona, schwedische Hafenstadt mit 61.000 Einwohnern, hegt im äußersten Süd­
osten des Landes an der Ostsee. Im Jahre 1680 als eisfreier Heimathafen der schwedi­
schen Kriegsmarine gegründet, spielte Karlskrona über viele Jahre eine wichtige Rolle 
als Mihtärstützpunkt. Hier befindet sich aber auch einer der größten Fischereihäfen an 
der Ostsee, der Ende 1998 - ebenso wie Teile der auf mehr als 30 Inseln gelegenen Stadt 
- in die Liste des UNESCO-Weltkulturerbes aufgenommen wurde. Karlskrona bildet das 
Zentrum des Verwaltungsgebietes Blekinge mit etwa 150.000 Einwohnern, einem über­
wiegend ländlich geprägten Raum. 

Vor dem Fall des .Eisernen Vorhangs' befand sich die Stadt in peripherer Lage, abge­
schottet von den südöstlich der Ostsee gelegenen Städten des baltischen Raumes. Nach 
dem Zweiten Weltkrieg siedelte sich u.a. der Elektrotechnikhersteller Ericsson in 
Karlskrona an. Weitere wichtige Industriebranchen waren die Stahlindustrie und der 
Schiffbau. In den 1970er Jahren erreichte die Stadt ihren wirtschaftlichen Höhepunkt. 
Allerdings war bereits zu diesem Zeitpunkt eine sinkende Einwohnerzahl zu verzeich­
nen. Insbesondere in Folge des Zusammenbruchs von Stahlindustrie und Schiffbau, setz­
te Anfang der 1980er Jahre der wirtschaftliche Niedergang ein. Anfang der 1990er Jahre 
lag die Arbeitslosenrate in der Stadt bei etwa 12 Prozent und damit deutlich über dem 
nationalen Durchschnitt. Karlskrona war gezwungen, neue Konzepte für die Stadt­
entwicklung zu finden. 

Die Kommune setzte daraufhin gezielt auf die Entwicklung von dienstleistungs-
bezogenen sowie Wissens- und informationsintensiven Branchen. Unterstützt wurde die­
se Strategie u.a. durch die Neugründung einer Hochschule Anfang der 1990er Jahre. Die 
wirtschaftliche Basis der Stadt gründet sich heute auf drei Säulen: die Verteidigungs­
industrie (mit der die Stadt offensiv in ihrer Selbstpräsentation wirbt), das produzieren­
de Gewerbe (v.a. Hüte, Porzellan) und die Dienstleistungsbranche (Bildung, Gesundheit, 
Tourismus). In der Informations- und Telekommunikationsbranche konnten in der Regi­
on Karlskrona zwischen 1995 und 2000 über 3.000 neue Arbeitsplätze geschaffen wer-
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den. Der arbeitsplatzintensivste Bereich ist gegenwärtig das Gesundheitswesen, in dem 
22,3 Prozent aller Arbeitnehmer der Stadt tätig sind. Karlskrona hat heute leicht anstei­
gende Einwohnerzahlen. 

Wie is t e s Karlskron a gelungen , da s Blat t z u wenden ? 

Staatliche Interventione n 
Eine erhebhche Bedeutung für die positive Entwicklung Karlskronas hatten staatli­

che Interventionen, die auf Beschlüsse der Regierung zur Dezentralisierung von Verwal-
tungs- und Hochschuleinrichtungen zurückzuführen sind. So gab es u.a. einen Beschluss, 
in jeder Region Schwedens eine Hochschule zu etablieren. Folgende Entscheidungen aus 
übergeordneter Ebene verhalfen der Stadt zu einer positiven Entwicklung: 

• die Gründung einer Hochschule mit den Schwerpunkten Telekommunikation 
und physischer Planung Anfang der 1990er Jahre, die heute über 5.500 Studen­
ten und 425 Arbeitsplätze verfügt, 

H die Verlegung der Nationalen Behörde für Wohnungswesen und Planung mit ca. 
200 Beschäftigten sowie der Zentralen Behörde für Küstenbewachung nach 
Karlskrona, 

• die Umverlegung und Erweiterung des Marinemuseums, 
• die DurcMührung einer Bauausstellung auf einem Konversionsgelände im 

Zentrum der Stadt im Jahr 1993. Die Initiative ging wesentlich von der o.g. 
Nationalen Behörde aus und bezog eine Vielzahl privater Unternehmen mit ein. 



„Das" Profil der neu gegründeten Hochschule wurde auf die vorhandenen wirtschaft­
lichen Potenziale in der Stadt abgestimmt. Damit war die Grundlage für eine effektive 
Zusammenarbeit zwischen Universität und privaten Firmen auf dem Informationssektor 
gelegt Wesentlich für die Zusammenarbeit wirkt sich auch die räumliche Nähe von neuem 
Campus und den vor Ort tätigen Unternehmen aus. „Universities are, with a few 
exceptions, important factors for a dynamic and flourishing business environment. The 
university in Karlskrona is proliferated towards Information and telecommunication 
technology, which makes it a natural part in the High Tech environment in the city." 
(Lundborg 2001: 18) 

„TelecomCity": Kreative s Milie u durc h Netzwerkbildun g 
Wesentlicher Ausgangspunkt der positiven Entwicklung Karlskronas war die Herausbil­

dung einer lokalen Kooperation der wichtigsten städtischen Akteure. Anfang der 1990er Jah­
re verständigten sich hochrangige Vertreter aus dem Bereich der Hochschule, aus der 
Kommunalpolitik und der Wirtschaft (vorrangig Ericsson) auf eine Zusammenarbeit und grün­
deten die Kooperationsplattform „TelecomCity", in der heute eine steigende Anzahl privater 
Finnen in enger Kooperation mit der Universität und der Kommune zusammenarbeiten. 

Ziel dieses Netzwerks ist es, Ressourcen zu bündeln und Synergieeffekte zu erzeugen. 
Beispielsweise geht es darum, konkrete Anwendungsgebiete für die Forschung zu er­
schließen. In einem anderen Fall hat die Kommune Karlskrona im Rahmen eines gemein­
samen Pilotprojektes, dem „Karlskrona Modell", ihre Türen für lokale Firmen geöffnet, 
um den Einsatz moderner Techniken im Bereich kommunaler Dienstleistungen zu erpro­
ben. Beträchtliche Fortschritte gibt es hier bislang auf dem Gesundheitssektor. 

Parallel dazu war es nahezu im Selbstlauf möghch, eine besondere Identität und ein 
eigenständiges Profil der Kommune als „TelecomCity" aufzubauen. Angesichts der Dich­
te hochqualifizierter Arbeitskräfte gilt die Stadt heute als Wissenszentrum und ist Teil 
eines internationalen Netzwerks in der Telekommunikationsbranche. 

Mit der „TelecomCity" hat sich ein Netzwerk etabliert, das wesentliche Merkmale „kre­
ativer Milieus"" aufweist: 

• ein Netz inf ormeher sozialer Beziehungen, das sich aus den gemeinsamen 
Interessenlagen ergibt und zu engen Bindungen zwischen den Akteuren führt, 

• eine räumliche Eingrenzung der Akteure (gemeint sind nicht administrative 
Grenzen, sondern die Homogenität in Verhalten, Problemwahrnehmung und ein 
gemeinschaftliches Know-how), 
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• die Einbindung von Akteursgruppen aus verschiedenen Bereichen (Politik, 
Unternehmen, Bildungseinrichtungen), die eine relative Entscheidungs­
autonomie über zu wählende Strategien haben, 

• der Austausch und die Interaktionen zwischen den Akteuren, welche zu einer 
effektiveren Nutzung der vorhandenen Ressourcen führen, 

• eine gefühlsmäßige Einheit und Geschlossenheit unter den Akteuren. 

In einer vergleichenden Untersuchung der Universität Växjo (Schweden) zur Entwick­
lung ausgewählter Städte in Schweden, Frankreich und den USA kommt Lundborg (2001: 
8) bezogen auf die Situation in Karlskrona zu folgender Einschätzung: „In a city with high 
density of information business, the demands on weh developed networks, where diffe-
rent sectors and actors interact on a casual basis, is offen very high Open social relations, 
a clear communication policy, and a elaborated strategy are essential parts for such a 
development. Everyone who wants to participate in the policy-process must be welcomed 
and seen as a resource. This strengths the legitimacy for the entire System and for decisions 
that are to be taken or prepared." 

Image un d Stadtmarketin g 
Parallel zum Aufbau eines eigenständigen Profils als „TelecomCity" hat die Kommune 

in den letzten Jahren intensiv an einem neuen Image gearbeitet und ein umfassendes 
Stadtmarketing aufgebaut, um als attraktiver Wohn- und Arbeitsstandort wahrgenom­
men zu werden. Die Stadt setzt dabei vor allem auf vier zentrale Aspekte: 



• Hohe Lebensqualität: Die Lage am Wasser und vielfältige kulturelle Angebote 
ermöglichen eine ideale Verbindung zwischen Arbeit und Freizeit. Die Stadt 
wirbt mit diesen Attributen gezielt um hochqualifizierte Arbeitskräfte. 

• Offenheit für Investoren: In der Stadt wurde ein gutes Investitionsklima für 
Unternehmen geschaffen, wobei besonderer Wert auf die Ansiedlung wissens­
intensiver Branchen gelegt wird. In der Stadtverwaltung sind allein 25 Personen 
im Bereich der Wirtschaftsförderung tätig. 

• Exzellentes Bildungsniveau: Die Stadt wirbt mit ihrer innovativen Hochschule 
und einem attraktiven Angebot an Schulen. 

• Weltoffenheit der Stadt: Mit der Öffnung der Grenzen der postsozialistischen 
Staaten hat Karlskrona wieder eine zentrale Lage im baltischen Raum erlangt. 
Die Stadt zeigt sich offen für internationale Einflüsse und Veränderungen. 

Hinsichtlich der Bedeutung der Kommunalpolitik für die lokale Wirtschaftsförderung 
weist Lundborg (2001:10) auf Folgendes hin: „An important distinction from the traditional 
companies is that the new information companies want to establish their acüvities where 
they can find synergies, recruit highly qualified manpower and where they can find a 
well developed physical an professional infrastructure (networks etc.). For this reason it 
is of great importance that a municipality is able to adapt its local business policy in 
order to fit the demands from the private sector." 

Heute präsentiert sich Karlskrona als weithin vernetzte, dynamische Kommune im 
Ostseeraum. Partnerschaften bestehen u.a. zu den an die baltische See angrenzenden 
Städten Kleipeda, Gdansk und Rostock. Karlskrona ist für Reisende aus diesen Städten 
meist der erste Anlaufpunkt bei einem Besuch Schwedens. Eine Zusammenarbeit be­
steht aber auch auf den Gebieten des Handels, Verkehrs und der Kommunikation sowie 
bei Entwicklungsfragen, Wissenstransfer und in Bezug auf die Hafenwirtschaft. 

Regionale Kooperatio n 
Neben der lokalen wie auch transnationalen Vernetzung der Kommune bestehen auch 

zwischen den beiden benachbarten Städten Karlskrona und Ronneby (ca. 30.000 Einwoh­
ner) unterschiedliche Formen formeller und informeller Kooperation. So nehmen beide 
Städte verschiedene kommunale Aufgaben gemeinsam wahr. Beispielsweise gibt es für 
beide Städte eine gemeinsame Feuerwehr, ein gemeinschaftlich betriebenes Trinkwasser­
netz und auch ein gemeinsames Arbeitsamt. Auf diese Weise konnten erhebliche Kosten­
einsparungen erzielt und die Effizienz der Einrichtungen verbessert werden. 



Die Hochschulen in den beiden Orten kooperieren und ergänzen sich inhaltlich. Glei­
ches gilt für den Kulturbereich, in dem es neben einigen einander ergänzenden Angebo­
ten und Einrichtungen auch gemeinsam realisierte Veranstaltungen gibt. Da Fragen der 
regionalen Zusammenarbeit derzeit vor allem auch in den ostdeutschen Städten disku­
tiert werden, kann dem schwedische Beispiel durchaus Vorbildcharakter zukommen, 
wenn es darum geht, gemeinsame Ressourcen zu nutzen. 

Zusammenfassung 

Karlskrona hat es vermocht nach dem Zusammenbruch seiner Industrien in den 1980er 
Jahre einer drohenden wirtschaftiichen Stagnation entgegenzutreten. Ausschlaggebend dafür 
waren mehrere Aspekte: Karlskrona hat einerseits von zentralstaathchen Entscheidungen 
profitiert, insbesondere die Gründung der Hochschule war eine wichtige strukturbildende 
Maßnahme. Zum anderen hat die Stadt ein umfassendes Stadtmarketing aufgebaut und 
eine offensive Ansiedlungspohtik betrieben. Wesentlich war aber darüber hinaus, dass 
Möglichkeiten gefunden wurden, auf den eigenen Ressourcen aufzubauen und diese in 
einem kooperativen Netzwerk aus privater Industrie, Politik und der örtlichen Universität 
zu stärken. Lundborg (2001:18) vermerkt dazu: „Networks are the cornerstone in a modern 
decision-making process. A municipahty creates good conditions for the business life in 
taking the responsibility to maintain a dynamic network environment. This is also the best 
way to strengthen the position for the local pohticians in the post-industrial society." 

Heute ist die Region Karlskrona trotz internationaler Krise in der LT- Branche eine 
aufstrebende Wirtschaftsregion. Sie avancierte vom nationalen 6. Platz im Jahre 1990 
auf den 3. Platz im Jahre 1999. Die heutige Arbeitslosenrate hegt mit drei bis vier Prozent 
deutlich unter dem nationalen Durchschnitt. 

Im Jahr 2001 wurde Karlskrona mit einem nationalen Sonderpreis für ökonomisches 
Wachstum und Entwicklung ausgezeichnet. Mit dem Preis wurde die Tätigkeit der auf 
klare Ziele fokussierten kommunalen Führung gewürdigt, die in der Lage war, in Koope­
ration mit den unterschiedlichen Partnern eine lokale Identität aufzubauen, einen at­
traktiven Arbeitsmarkt zu schaffen und das Investitionsklima so zu verbessern, dass sich 
dieses in einem steigenden Anteil privater Investitionen und neuen Arbeitsplätzen nie­
derschlug. Darüber hinaus kommt aber auch der wachsenden lokalen Attraktivität und 
Lebensquahtät sowie dem Engagement der Kommune im Bereich des Umweltschutzes 
eine hohe Bedeutung zu, da dies mit dazu beigetragen hat, dass verstärkt gut qualifizier­
te Arbeitskräfte nach Karlskrona zuziehen. 



Anmerkungen 
*) Der Beitrag stützt sich auf den Vortrag von Claes-Ake Kindlund, Leiter des Stadtplanungs­

amtes der Stadt Karlskrona, auf dem Workshop „Städtische Kreativität - westeuropäische und 

ostdeutsche Erfahrungen im Umgang mit Schrumpfungsprozessen" am 24. Januar 2003 in 

Neuruppin. 

1) Zu den Merkmalen „kreativer Milieus" vergleiche Fromhold-Eisebith 1995. 
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1. Da s Phänome n „Schrumpfung " i n Europa s Stadtregione n 

Noch vor wenigen Jahren war Schrumpfung" ein politisches Tabu und wurde als in 
Teilräumen dominante Entwicklung systematisch verleugnet. Dies galt auch für 
Ostdeutschland, obwohl die reale Entwicklung längst offensichtlich wurde. Schrump­
fung galt jedoch in dem an Wachstumszielen orientierten administrativen System als 
nicht „pohtikfähig". Politische Entscheidungsträger und Fachleute in den Verwaltungen 
sahen sich außer Stande, konstruktiv mit dem Thema umzugehen. 

Seit ca. drei Jahren hat sich die Situation spürbar geändert (Müller / Wiechmann 
2003; Hutter / Iwanow / Müller 2003). Schrumpfung ist plötzlich in aller Munde. Es 
finden in kaum noch zu überschauender Zahl Veranstaltungen zur Thematik statt. Die 
im Februar 2000 von der Bundesregierung eingesetzte Expertenkommission „Wohnungs-
wirtschafthcher Strukturwandel in den neuen Bundesländern" legte im November des 
gleichen Jahres ihren Bericht vor. Parallel dazu gingen Städte wie Schwedt, Guben, 
Eisenhüttenstadt, Hoyerswerda, Wolfen, Leinefelde und Jena mit staatlicher Unterstüt­
zung daran, Wohnraum in großen Plattenbaugebieten abzureißen. Ebenfalls im Jahr 
2000 etablierten die neuen Bundesländer (zunächst mit Ausnahme Mecklenburg-Vor­
pommerns) eine gezielte Stadtumbaupolitik, in deren Mittelpunkt der Rück- bzw. Um­
bau der Plattenbauareale und die Stärkung der Innenstädte standen. Das Vorhegen 
integrierter Stadtentwicklungskonzepte wurde zur Fördervoraussetzung für Abriss­
maßnahmen. Vorläufiger Höhepunkt der Bemühungen um eine politische Antwort auf 
den Bevölkerungsrückgang in Ostdeutschland ist das Bund-Länder-Programm „Stadt­
umbau Ost" (2002 bis 2009), das mit insgesamt 2,5 Mrd. Euro ausgestattet ist. Angeregt 
durch den darin integrierten Modellwettbewerb „Stadtumbau Ost - Für lebenswerte 
Städte und attraktives Wohnen" haben in den vergangenen Monaten viele Städte in 
Ostdeutschland ein integriertes Stadtentwicklungskonzept erarbeitet, um einen strate­
gischen Umgang mit den Folgen von natürlichem Bevölkerungsrückgang und Ab­
wanderung sicherzustehen. 



In der aktuellen Diskussion wird jedoch oft vergessen, dass Schrumpfung keineswegs 
nur ein ostdeutsches Phänomen darstellt. Seit Jahren sind in großen Teilen Europas 
Bevölkerungsrückgänge zu beobachten. Zwischen 1995 und 1999 war die höchste jährliche 
Bevölkerungsabnahme in Nordfinnland, in Mittel- und Nordschweden und allgemein in 
den mittel- und osteuropäischen Beitrittsländern mit Ausnahme einiger polnischer Regio­
nen zu verzeichnen. Auch in Süditalien, den zentralfranzösischen Regionen, in Schottland 
und im Alentejo (Portugal) war ein erheblicher Rückgang festzustellen (EU 2002:14). 

Generell lassen sich Schrumpfungsgebiete in Europa grob vereinfachend vier Regions­
typen zuordnen: 

• westeuropäische Industrieballungen im wirtschafüichen Niedergang (Ruhr­
gebiet, Mersey Side, Pays Noir, etc.), 

• periphere, sehr dünn besiedelte Entvölkerungsgebiete (v.a. Nordschweden, 
Ostfinnland und Schottland), 

• Transformationsregionen mit stark rückläufiger industrieller Entwicklung (große 
Teile Russlands sowie der mittel- und osteuropäischen Staaten), 

• ländliche Abwanderungsgebiete mit starkem Geburtenrückgang (u.a. Teile 
Spaniens, Italiens und Griechenlands). 

Unterstellt man, dass sich die gegenwärtigen Trends bei den Geburten- und Todes­
ziffern und den Wanderungsbewegungen fortsetzen, wird sich die Bevölkerung in der 
Europäischen Union nach Berechnungen der EU-Kommission bis 2020 relativ stabil ent­
wickeln, da dem erst ab 2008 einsetzenden europaweiten natürlichen Bevölkerungs­
rückgang einige Jahre lang durch eine Nettozuwanderung (v.a. nach Deutschland, Spani­
en, Italien und Großbritannien) begegnet werden kann. Erst ab 2020 sehen die Progno­
sen einen europaweiten Rückgang der Bevölkerung, der auch durch Zuwanderung nicht 
mehr ausgeglichen werden kann (ebd.). 

Allerdings wird auch künftig nicht ganz Europa schrumpfen. Vielmehr gilt es, die 
regional disparitären Entwicklungen stärker zu beachten. Genauso wie in Ostdeutsch­
land1' finden sich in Europa Wachstums- und Schrumpfungsgebiete in enger Nachbar­
schaft. In der Konsequenz bedeutet dies eine zunehmende Konkurrenz um immer weni­
ger Einwohner und die Zunahme von räumlichen Disparitäten. Schon heute zeigen euro­
päische Großstädte mittlerer Größe ganz unterschiedliche Entwicklungspfade. In den 
vergangenen zwanzig Jahren haben etwa Städte wie Stockholm, Nantes, Sevilla oder Pa­
lermo erhebliche Bevölkerungszuwächse von mehr als 5 Prozent erzielt, während Städte 
wie Glasgow, Leipzig, Florenz oder Dublin eine gegenteilige Entwicklung mit Bevölkerungs-



Verlusten bis zu einem Fünftel hinnehmen mussten. Neben den Suburbanisierungsver-
lusten, die die meisten Kernstädte trafen, führte insbesondere der ökonomische Nieder­
gang in strukturschwachen, altindustrialisierten Städten - typische Beispiele sind Turin, 
Bilbao, Liverpool und Essen - zu problematischen Entwicklungspfaden, wie sie etwa 
auch aus amerikanischen Großstädten (z.B. Detroit, Httsburgh, Cleveland) bekannt sind. 

Bevölkerungsentwicklung (1981-1996 ) i n ausgewählte n europäische n Großstäd -
ten zwischen 250.00 0 und 1 Million Einwohnern (i n Prozent ) 

Quelle: EU Urban Audit21 

Mit den Folgen der demographischen Schrumpfungsphänomene, mit denen oftmals 
ökonomische und baulich-physische Schrumpfungsphänomene einhergehen, umzugehen 
und den Umbau von schrumpfenden Stadtregionen in Europa zu gestalten, gehört zu den 
großen kommunalen Herausforderungen der Gegenwart. 

2. Umgang mi t strukturelle n Schrumpfungsprozesse n 
in Newcastl e un d Bilba o 

Im Folgenden soll der Umgang mit strukturellen Schrumpfungsprozessen in Europa 
anhand von zwei ausgewählten Großstädten - Newcastle in Nordostengland und Bilbao 
im spanischen Baskenland - beleuchtet werden. Beide stehen beispielhaft für alt­
industrialisierte Städte, die frühzeitig und in erheblichem Ausmaß von demographischen 
und ökonomischen Schrumpfungsprozessen betroffen waren und die daraufhin interna-



tional beachtete kommunale Strategien entwickelt haben, um die tief greifende Stniktur-
krise zu überwinden. Sie stehen damit zugleich für einen europaweiten Trend zur Re­
naissance der integrierten strategischen Planungsansätze (Wiechmann 2002). 

Newcastle: Di e klassisch e Antwort : „Goin g for Growth " 
Newcastle upon Tyne zählt neben Sunderland und 

Middlesbrough zu den wichtigsten Zentren im Nordos­
ten Englands. Das engere Ballungsgebiet „Tyne and 
Wear", benannt nach den beiden wichtigsten Flüssen, 
zählt insgesamt rund 1,2 Mio. Menschen. Zusammen mit 
den weiter südlich gelegenen englischen Ballungs­
räumen gehört es zu den Kernräumen der frühesten In­
dustrialisierung im späten 18. und frühen 19. Jahrhun­
dert Zu Gute kamen dem Standort dabei neben der See­
nähe va. reichhaltige Steinkohlevorkommen in der Re­
gion. Seit dem 18. Jahrhundert basierte der zunehmen­
de Wohlstand fast ausschließlich auf der Kohle. Die Stadt 

wuchs von 28.000 Einwohnern um 1800 auf 215.000 Einwohner um 1900. Im Zuge der 
mdustrialisierung entstanden große Werke der chemischen Industrie, des Maschinen- und 
Eisenbannbaus. Der wirtschaftliche Niedergang Newcastles begann bereits mit der Krise 
der englischen Montanindustrie nach dem Ersten Weltkrieg. Kurzen Phasen des wirtschaft­
lichen Aufschwungs, so z.B. in den 1960er Jahren, folgten immer wieder anhaltende Phasen 
des Niedergangs. Ehemalige Arbeiterviertel entlang der Tyne, wie Walker, Byker, Benwell 
und Scottswood, die in den letzten dreißig Jahren über ein Drittel ihrer Einwohner verloren 
haben, kämpfen seit Jahren mit massiven sozialen Problemen. 1999 standen im Stadtgebiet 
8.600 Wohnungen leer (7 Prozent des Bestandes). Allein zwischen 1981 und 2001 verlor 
Newcastle 24.500 Einwohner, das entspricht einem relativen Verlust von 8,6 Prozent. 2001 
lebten bei weiter sinkender Tendenz noch 259.600 Einwohner in der Stadt. 

Heute ist die Stadt mit zwei Universitäten zum Dienstieistungszentrum für eine dicht 
verstädterte Region gewordea Die Erneuerung der georgianischen Innenstadt gilt eng­
landweit als Vorbild. Entlang der Guayside ist der Strukturwandel in vollem Gange. Wo 
sich vor zwanzig Jahren noch das industrielle Zentrum der Region befand, finden sich 
heute Promenaden mit Hotels, Restaurants und Caf 6s. Mit der Gateshead Mihenium Bridge, 
einer gewagten Konstruktion einer hochklappbaren Fußgängerbrücke nach dem Modell 
eines Augenlids, und dem „Baltic Centre for Contemporary Art" in den umgebauten Silos 
einer ehemaligen Mühle wurden gerade zwei neue Attraktionen geschaffen, die der Stadt 
helfen sollen, das Image der Stadt als Englands „Party Town" auszufüllen.3' 



Das wichtigste Planungsdokument der Stadt Newcastle ist ein vom Stadtrat im Jahr 
2000 beschlossener Strategieplan mit dem Titel „Going for Growth". In ihm wird eine 
Vision für die Stadt mit dem Zeithorizont 2020 beschrieben. Das Hauptanliegen des 
Strategieplanes besteht darin, den lang anhaltenden Schrumpfungstrend in Newcastle 
zu stoppen. Durch Schaffung von 30.000 neuen Arbeitsplätzen und 20.000 neuen Woh­
nungen (bei parallelem Abriss von 6.600 alten Wohnungen) soll ein „wettbewerbsfähiges, 
kohäsives und kosmopolitisches regionales Zentrum von internationaler Bedeutung" (NCC 
2000a: 3) entstehen. „Our approach needs to be radical, we must accept that in certain 
areas the urban structure is broken and cannot be mended." (NCC 2000c: 4) 

Der Strategieplan teilt die Stadt in Bezug auf die Vitalität und Entwicklungsfähigkeit 
der unterschiedhchen Stadtteile anhand ausgewählter SchlüsseUndikatoren in drei 
Gebietskategorien ein: „Green Areas" sind strukturstarke Gebiete, die ökonomisches 
Wachstum unterstützen. „Red Areas" haben fundamentale Schwächen und bedürfen daher 
umfassender Unterstützung. „Amber Areas" hegen zwischen den beiden Extremen und 
benötigen nur in bestimmten Handlungsfeldern Hilfe. In Bezug auf die drei Gebietskate­
gorien nennt der Plan spezifische Handlungsansätze, ohne diese konkret zu beschreiben. 

Für jene Stadtteile, die die größten Schwächen aufweisen oder die größten Ent­
wicklungschancen bieten, sieht der Strategieplan teilgebietsbezogene Area Master Pläne 
vor, die im Sommer 2000 erstellt wurden, so für das East End und das West End, aber 
auch für ein 197 ha großes Entwicklungsgebiet auf der „Grünen Wiese". Interessant ist 
bei letzterem ein verbindliches Joint venture agreement" für Neubauten im „Newcastle 
Great Park". Der Developer kann auf der „Grünen Wiese" nur solange bauen, wie der 



stadtweite Anteil von Neubauten auf Brachflächen nicht unter 66 Prozent aller Neubau­
ten sinkt. Vorbehaltlich der Erreichung der GewinnschweEe ist der Developer sogar ver­
pflichtet, selbst auf den ännerstädtischen Bracnflächen Wohngebäude zu errichten, um 
das angestrebte 2:1-Verhältnis von „brown field development" zu „green field development" 
zu erreichen (Carmona / Carmona / GaUent 2001: 61). 

Da die Region Newcastle zu den ältesten altindustriellen Schrumpf ungsregionen welt­
weit zählt, wäre eigentlich zu erwarten, dass dort eine weit entwickelte und differenzier­
te Debatte über den strategischen Umgang mit Schrumpfung vorzufinden ist. Die Ant­
wort der Stadt in Form des Strategieplans „Going for Growth" enthält zwar innovative 
Elemente, ist aber im Kern konventionell. Der Schrumpfung soE mit neuem Wachstum 
begegnet werden, ohne dass schlüssig begründet wird, wie der Trendumbruch bewerk­
stelligt werden soE. 

Der Strategieplan wurde von verschiedenen Seiten öffentlich scharf angegriffen (NCC 
2000b). Unter anderem wurden kritisiert, dass die Strategie deterministisch angelegt ist 
(Shaw 2001: 8) und isoüert vom regionalen Kontext entwickelt wurde (Byrne 2000). Der 
Kernvorwurf besteht aber darin, dass der Strategieplan seiner ausgeprägten partizipativen 
Rhetorik zum Trotz in der lokalen Tradition paternalistischer Politik stehe (Healey 2002: 
183). Zwar wurden im August 1999 alle 124.000 Haushalte sowie aEe Unternehmen in 
Newcastle per Brief zur Mitwirkung aufgefordert und im Januar 2000 4.500 Exemplare 
des Green Papers „Going for Growth" verteEt, die Strategieinhalte wurden jedoch in 
verwaltungsinternen Arbeitsgruppen ausgearbeitet und „Top-down" vorgegeben. Die Spra­
che, in der die Strategie verfasst wurde, ist dementsprechend geprägt von einem profes-



sionell-planerischen Stil, in dem den einzelnen Stadtgebieten Stärken oder Schwächen 
aus Sicht öffentlicher Akteure und privater Investoren bescheinigt werden, ohne dass 
die Wahrnehmungen und Sichtweisen der Bewohner selber eingebracht oder reflektiert 
wurden. „Despite the rhetoric of consultation, participation and neighbourhood manage-
ment, this plan seems targeted to extemal audiences, the Providers of 'massive investment', 
without which very httle of the 'radical change' can happen." (Healey 2002:190) 

Die erkennbare Orientierung auf externe Investoren, verbunden mit selektiven Ab­
rissplänen in sozial schwachen Gebieten, stärkt die Befürchtung der lokalen Bevölke­
rung vor einem „Yuppy Takeover", also davor, Opfer von Gentrifizierungs- und Verdrän­
gungsprozessen in gewachsenen Stadtquartieren zu werden. Öffentliche Proteste waren 
die Folge. Der City Council sieht sich damit zunehmend in einer Zwickmühle: Einerseits 
ist die Einwerbung von öffentlichem und privatem Kapital unabdingbar, um das anspruchs­
volle Ziel einer Trendwende in der Stadtentwicklung Newcastles zu erreichen. Öffentli­
che Gelder setzen aber auch in England zunehmend den Nachweis von parrMpativen 
Entscheidungsprozessen voraus. Andererseits haben die Stadträte aufgrund der jahre­
langen Erfahrungen den Eindruck, dass gerade ein bewohnerorientiertes kleinteihges 
Vorgehen nicht zu den notwendigen Reformen und Strukturveränderungen geführt hat. 
Daher ist zu befürchten, dass die „Going for Growth°-Strategie das Schicksal einer Viel­
zahl ähnlicher Initiativen in Newcastle teilen wird, die eine Zeitlang mobilisierend wirk­
ten, letztlich aber doch nach relativ kurzer Zeit von einer neuen Initiative oder einem 
neuen Förderprogramm verdrängt wurden und ohne große Wirkung blieben. 
„Unfortunately GfG [Going for Growth] has provoked a wider feeling of disquiet and 
uncertainty which is not the best way to attract business or to win the commitment of 
the population - both vital to success." (Shaw 2001:13) 

Bilbao: Strategische Inszenierun g „Metropol i 30 " 
Bilbao hat ähnlich wie Newcastle seinen Aufstieg zum regionalen Industriezentrum 

seiner Lage in Seenähe, in diesem Fall am Golf von Biscaya, zu verdanken. Zwar setzte die 
Industrialisierung der nordspanischen Stadt später ein, dafür verlief der Ausbau der 
Hafen- und Industrieanlagen entlang des Flusses 
Nerviön seit 1870 umso dynamischer. Vorherr­
schende Wirtschaftszweige waren die Eisen-, 
Stahl- und Chemieindustrie, begünstigt durch die 
Lage an bedeutenden Schiff fahrts- und Eisenbahn­
linien. Der wirtschaftliche Aufstieg Bübaos er­
reichte in den 1920er Jahren seinen Höhepunkt 
Mit der allgemeinen Strukturkrise in der europä-



ischen Schwerindustrie in den 1960er und 1970er Jahren begann eine lang anhaltende 
krisenhafte Entwicklung der Stadt. 

Anfang der 1980er Jahre, als die Krisensymptome in der städtischen Wirtschaft immer 
deutlicher wurden, lebten noch über 1 Million Menschen in der Metropolregion mit drei­
ßig Kommunen, davon mehr als 430.000 Menschen in der Stadt Bilbao. Seither ist in der 
Kernstadt ein deutlicher Rückgang auf 353.943 Einwohner im Jahr 2001 zu konstatieren 
(-18 %). Die Arbeitslosigkeit stieg in den 1980er Jahren auf über 25 Prozent. Zentrale Stadt­
gebiete entlang des Flussufers wurden von heruntergekommenen lhdustrieruinen und 
großflächigen Brachen bestimmt. Wie in vielen anderen europäischen Städten hegen die 
Ursachen dieser Schrumpfung, außer in dem krisenhaften Niedergang der Schwerindus­
trie, auch in einem anhaltenden Suburbanisierungsprozess und in sinkenden Geburten­
ziffern (in Spanien besonders). 

Vor diesem Hintergrund initiierte die Regierung der Autonomen Region Baskenland 
gemeinsam mit dem Provinzialrat Bizkaia 1989 einen strategischen Plan für die Revitali­
sierung der Metropolregion Bübao. 1991 kam es zu der Gründung des Vereins „Bilbao 
Metröpoli 30" durch die baskische Regierung und das baskische Abgeordnetenhaus. 
Satzungsgemäß soll der Verein zum Zweck der Revitalisierung der Metropolregion Bilbao 
Markelingfunktionen übernehmen und Studien erstellen.4' Da sich die Mitglieder aus 
dem Kreis der wichtigen staatlichen Institutionen und der größten Firmen der Region 
rekrutierten, entstand eine politisch und wirtschafüich einflussreiche Gruppe, die sich 
um die strategischen Investitionen der nächsten Jahre kümmern sollte. Bis 2001 sind zu 
den 19 Gründungsmitghedern 79 weitere zahlende Mitglieder hinzugekommen. 

Bereits ein Jahr später, im November 1992, kam es zur Schaffung einer weiteren Ein­
richtung mit der Bezeichnung „Bilbao Ria 2000" (Rfa = nordspan. Fjord). Die Aufgabe 
dieser staatlich finanzierten GmbH besteht toupteächlich im Entwurf, in der Planung 
und Realisation von Projekten auf den Industriebrachen der Stadtregion. Neben der na­
tionalen und regionalen Regierung sowie den Städten Bilbao und Barakaldo, die zusam­
men 50 Prozent der Gesellschaftsanteile halten, haben sich hier mit einer staatseigenen 
Grundstücksgesellschaft, der Hajenbehörde und zwei lokalen Eisenbahngesellschaften 
jene staatlichen Unternehmen zusammengeschlossen, die Eigentümer großer Grundstü­
cke entlang des Nerviön waren und sind. Durch diese Akteursbündelung, die ein 
eigentums- und planungsrechtlich abgestimmtes Vorgehen ermöglichte, konnten in den 
vergangenen zehn Jahren umfangreiche Projekte mit einer Investitionssumme von 
insgesamt 557 Mio. Euro durchgeführt werden („Bilbao Ria 2000" 2002: 33). Der räumli­
che Fokus ist dabei beschränkt auf die ehemaligen Industrie- und Hafenanlagen zwi-



sehen dem Stadtzentrum Bilbaos und der Mündung des Nerviön in den Golf von Biscaya. 
Zusammen mit „Bilbao Metröpoli 30" fördert und leitet das rein exekutiv operierende 
Unternehmen „Bübao Ria 2000" die Revitalisierung der Metropolregion (Mozas 1996). 

Zentrales Plandokument ist der von „Bilbao Metröpoli 30" im Jahr 1992 vorgelegte „Plan 
estrategico para la revitahzaeiön del Bilbao Metropolitano", der den Anspruch formulierte, 
„offen, pluralistisch, integriert, modern, kreativ, sozial und kulturell" zu sein („Bilbao 
Metröpoli 30" 1992). Er wurde unter Mtwirkung von Andersen Consulting in vier Phasen 
erarbeitet und identifizierte zunächst sieben vorrangige Themen („temas erfticos"): 

• Investition in die Humanressourcen 
• Dienstleistungsmetropole in einer modernen Industrieregion 
• Mobilität und Erreichbarkeit 
• Regeneration der Umwelt 
• Urbane Regeneration 
• Kulturelle Zentralität 
• Koordiniertes Management durch öffentliche Verwaltung und privaten Sektor. 

Die unübersehbaren sozialen Probleme führten 1993 dazu, dass ein achtes Thema 
ergänzt wurde: 

• Soziale Maßnahmen 

Dem Strategieplan hegt ein nicht-deterministisches Planungsverständnis zugrunde, dem­
zufolge der Plan in einem konstanten dynamischen Prozess dem permanenten 
sozioökonomischen Wandel in der Stadtregion anzupassen ist. Regelmäßig wurde der 
Strategieplan durch Aktionspläne untersetzt, die vorrangige und ergänzende Projekte defi­
nierten. Als Analyse- und Reflexionsinstrument gibt der Verein „Bilbao Metröpoli 30" zudem 
seit 1993 jährliche Berichte über den Fortschritt bei der Umsetzung der Strategie heraus. 
Eine aktuelle Fortschreibung der Strategie mit dem Zeithorizont 2010 erfolgte zuletzt im 
April 2001 unter dem Titel „Bilbao as a Global City" („Bilbao Metröpoli 30" 2001). 

Kennzeichnend für das strategische Vorgehen in Bilbao ist der Versuch, die Stadt als 
postindustrielle „Global City" des 21. Jahrhunderts neu zu erfinden. Planung wurde „ganz 
bewusst als Arbeit an dem Bild betrieben, das die Menschen von der Stadt haben. Der 
Umbau und die Erneuerung galten zunächst dem Image der Orte. Die Strategie war, den 
Namen international bekannt zu machen und ihn mit Attraktoren zu verknüpfen." (Franck 
2002) In einer Art „Schocktherapie" (Kühn 1997) hatte man sich entschlossen, mitten ins 



verwahrloste Zentrum kulturelle Highlights zu setzen. Viele internationale Stararchitekten 
arbeiteten in den 1990er Jahren in Bilbao: Das spektakulärste Projekt, Frank Gehrys 
Guggenheim-Museum, lockt jährlich über eine Million Touristen nach Bilbao. „Aus der 
traurigen Arbeiterstadt ist ein Kunstmekka ersten Ranges geworden, ein wettbewerbs­
fähiger Standort, der Menschen und Investitionen anlockt, der sich mit dem Mehrwert 
Kunst das Bild einer modernen Stadt mit Zukunft erkauft hat" (Zeese 2000) 

Der Erfolg des Guggenheim-Museums in Bilbao hat europaweit Aufsehen erregt und 
zu einer Neubewertung der Rolle der Kultur in Revitalisierungsstrategien geführt. 

Ein weiteres Kennzeichen der strategischen Ausrichtung der Revitalisierungs-
anstrengungen in Bübao ist die erfolgreiche Ausformung von Pubhc-Private-Partnerships, 
wie sie in „Bilbao Metröpoli 30" und „Bübao Ria 2000" zum Ausdruck kommt (MarshaU 
2001: 64; Vegara 2001: 94). Merdings setzt hier auch die Kritik an: Der Einfluss der - oft 
auch in öffentlicher Hand befindlichen - Wirtschaft führte zu einer Orientierung auf spek­
takuläre Projekte und einer relativ schwachen Position von Gemeinwohlinteressen. „Die 
Wiederbelebung der Stadt wird zum umfassenden Marketingprojekt beeinflusst von Werbe­
konzepten, die ein attraktives Erscheinungsbüd, urbane Symbolik, Stararchitektur oder 
Spektakulärbauten propagieren." (Mozas 1996) Als problematisch erwies sich die Tatsache, 
dass wirtschaftliche Interessen zu einer faktischen Rollenteilung zwischen der Non-Profit-
Qrganisation „Bübao Metröpoli 30" und dem finanzstarken Unternehmen „Bübao Ria 2000" 
führten. Während „Bübao Metröpoli 30" für die StrategieformuUerung und Verbreitung 
dieser Strategie zuständig war, selbst aber keine UmsetzungsmögUchkeiten hatte, konzent­
rierte sich „Bübao Ria 2000" auf die Umsetzung von Projekten. Die Leitidee dabei war, dass 

die soziale und ökonomische Regeneration eine völlige Erneuerung der physischen Infra- 125 
struktur voraussetzt (Gonzales Ceballos 2001: 8). Hier spielten aber nicht die integrierten 



und langfristigen strategischen Erwägungen, sondern oftmals kurzfristige finanzielle und 
projektbezogene Erwägungen die entscheidende Rohe. Im Widerspruch zu der Planrhetorik 
erfolgte die tatsächliche Entwicklung fragmentarisch. 

Begünstigt wurde diese Entwicklung durch das Fehlen einer starken politischen Insti­
tution in der Metropolregion. Wesentliche Entscheidungen wurden oft in informellen 
Gesprächen durch eine kleine Gruppe einflussreicher Akteure getroffen (Gonzales Ceballos 
2001: 14). Kritik macht sich daher in Bübao auch an der Art fest, wie in dem Strategie­
entwicklungsprozess Entscheidungen vorbereitet und getroffen wurden. Zwar wurde auch 
in Bilbao die strategische Planung als Konsensbüdungsprozess unter Einbeziehung ver­
schiedenster Interessen verstanden (EURONET 1996). Sporadische Treffen ohne ausrei­
chendes Zeitfenster für den Austausch von unterschiedlichen Positionen machten je­
doch einen breiten Konsens über die strategischen Ziele und Maßnahmen unmöglich 
(Esteban 2000:102). Dadurch konvertierte der Strategieentwicklungsprozess mit der Zeit 
mehr und mehr zu einem Prozess der Legitimation der großen städtebaulichen Projekte. 

Das „Miracle of Bilbao" (Vegara 2001: 93) ist nicht das Ergebnis einer systematischen 
Umsetzung des von „Bilbao Metröpoli 30" entwickelten Strategieplanes. Relevante Maß­
nahmen wurden von anderen Akteuren in anderen Konstellationen beschlossen und 
durchgeführt. Der eigentliche Erfolg der strategischen Planung in Bilbao ist vielmehr in 
der Überwindung des negativen Images der Stadt zu sehen. Die beteiligten Akteure wa­
ren im Inszenieren ihrer Initiative außerordentlich erfolgreich, und dies wurde in positi­
ve Impulse für die Revitalisierung der Stadt umgesetzt. 

3. Vergleich de r Handlungsansätz e i n Westeurop a mi t jene n i n 
Ostdeutschland 

Gemeinsamkeiten un d Unterschied e de r Strategie n i n Newcastle un d Bilba o 
vergleicht man die verfolgten Strategien in Newcastle und Bilbao, zeigen sich einerseits 

auffällige Parallelen - beide Städte sehen in der Initiierung neuen Wachstums die Ant­
wort auf strukturehe Schrumpfungsprozesse. Durch stadträumlich selektive Maßnah­
men soll ein investorenfreundhches Umfeld geschaffen werden. Unterstützt wird dies 
von einer Planung, die ihre Erneuerungsbestrebungen nicht nur auf die Stadtphysis be­
zieht - durch den systematischen Abriss nicht mehr genutzter Gebäude und Infrastruk­
turen -, sondern explizit auch auf das Stadtimage. Spektakuläre Projekte dienen hierfür 
als Kristallisationspunkt. Eine Partizipation der Bewohner der Stadt wird in beiden Städ­
ten zwar verbal reklamiert, findet aber tatsächlich kaum statt. 



Andererseits lassen sich auch klare Unterschiede ausmachen: Die strategische Pla­
nung setzte in Bilbao deutlich früher ein und fokussierte weitaus stärker als in Newcastle 
auf spektakuläre Einzelprojekte. Dabei nahm man eine Fragmentierung der Stadt-
entwicklungspohtik in Kauf und verzichtete anders als Newcastle darauf, integrierte 
Pläne für einzelne Stadtgebiete zu entwickeln. Dafür wurde von Anfang an die Metropol­
region als Ganzes betrachtet, wohingegen in Newcastle nur das Stadtgebiet einbezogen 
wurde. Durch die Projektorientierung gelang es Bilbao, handlungsfähige Public-Private-
Partnerships zu etablieren, während die Bemühungen in Newcastle kommunalverwal-
tungslastig bheben. Die unterschiedliche Herangehensweise zeigt sich schließlich auch 
im Planungsverständnis, das in Newcastle eher deterministisch, in Bilbao hingegen stär­
ker dynamisch angelegt war. 

In der Bilanz haben es beide Strategien durch ein geschicktes Planungsmarketing ver­
mocht internationale Aufmerksamkeit auf sich zu ziehen. Die tatsächlichen Wirkungen 
auf die Stadtentwicklung in Newcastle und Bilbao sind jedoch recht schwierig einzuschät­
zen. Auf den ersten Bück erscheint Bübaos Strategie effekt- und damit wirkungsvoUer. Ob 
dies langfristig eine Umkehr der Schrumpfungsprozesse in der Stadtregion bewirken kann, 
ist jedoch zumindest zweifelhaft In Bübao hält der negative Bevölkerungstrend an, und die 
Stadt Newcastle musste aufgrund des jüngsten Zensus in England im Jahr 2001 ihre Ein­
wohnerzahl um ca. 20.000 Einwohner nach unten korrigieren - auf ein Niveau, das laut 
Strategieplan erst im Jahr 2020 gedroht hätte, wenn nicht gegengesteuert würde. 

Vergleich mi t Handlungsansätze n i n Ostdeutschlan d 
Wie verhalten sich nun die Strategien schrumpfender europäischer Großstädte im 

Verhältnis zu den Ansätzen des Stadtumbaus in Ostdeutschland? Um dies zu illustrieren, 
sollen im Folgenden - insbesondere basierend auf Erfahrungen in den Entwicklungs­
städten Schwedt (Brandenburg) und Johanngeorgenstadt (Sachsen) - die aktuellen 
Handlungsansätze in Ostdeutschland kurz skizziert werden. 

Im Mittelpunkt der Bemühungen, den Herausforderungen des demographischen Wan­
dels in Ostdeutschland zu begegnen, stehen das bereits erwähnte Bund-Länder-Programm 
„Stadtumbau Ost" und der darin integrierte Bundeswettbewerb für integrierte Stadt­
entwicklungskonzepte. Eine erste Auswertung der Wettbewerbsbeiträge durch das aus­
lobende Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen (BMVBW) kommt zu 
dem Schluss, dass „wesentliches Kennzeichnen für nahezu alle Preisträger ist, dass sie 
sich weniger durch innovative Ideen als durch eine konsequente, soüde Darstellung des 
stufenweise Machbaren bei klarer Zielsetzung für den Stadtumbau auszeichnen" (BMVBW 
2002). Insgesamt würden die Kommunen bei der Darsteüung der Stadtumbaustrategien 



den Schwerpunkt auf die förderfähigen Tatbestände setzen. Allerdings seien Problem­
analysen und Strategien oft nicht schlüssig aufeinander bezogen gewesen. Während die 
städtebauliche Perspektive hervorragend aufgegriffen werde, kämen wohnungs-
wirtschafthche Aspekte zu kurz. Die Investitionsbereitschaft privater Investoren bzw. 
der Eigentümer würde einfach vorausgesetzt. 

Gemeinsam ist den Strategien ostdeutscher Kommunen, dass sie in einem mehr oder 
weniger breiten Kooperationsprozess erarbeitet werden. Ihre Adressaten sind in erster Li­
nie Bund und Land als öffentliche Fördermittelgeber. Das meist zu attestierende Fehlen 
privatwirtschafthcher Finanzierungsmodehe ist mangels Investoren und eigener Leistungs­
fähigkeit der Kommunen konsequent und bedingt eine planerisch-adMnistrative Sprache. 
Diese ist zumeist sachhch-nüchtern und zur Vermittlung einer Auf brachstimmung nur 
bedingt geeignet. Die besondere Problematik in Schwedt und Johanngeorgenstadt hat in 
beiden Städten in den letzten Jahren zu einem pragmatischen Realismus geführt, der von 
fraktionellen Wachslumsemartungen Abstand genommen hat. Man konzentriert sich auf 
Machbares und hofft insbesondere auf die Hilfe von Bund und Land. 

Vergleicht man nun den Umgang mit strukturellen Schrumpfungsprozessen in den 
beiden europäischen Großstädten und den beiden ostdeutschen Entwicklungsstädten 
miteinander, treten bei grundsätzlich vergleichbaren Herausforderungen interessante 
Unterschiede zu Tage.51 

In allen vier Fähen 

• führten veränderte wirtschaftliche Rahmenbedingungen zu einer anhaltenden 
Strukturkrise, 

• in deren Folge die Arbeitslosigkeit stark anstieg und zwischen 8 Prozent und 18 
Prozent der Einwohner in einem Zeitraum von weniger als 15 Jahren die Stadt 
verheßen, 

• verschärften Leerstand von Wohn- und Gewerbeimmobilien und ein sich 
verschlechterndes Image die Problemlage, 

• versuchten die Städte, auf diese Krisen mit langfristig angelegten, strategischen 
Rahmenkonzepten und sektoral übergreifende Lösungen zu reagieren, 

• die einerseits auf eine Um- und Nachnutzung des Bestands und andererseits auf 
einen gezielten Rückbau nicht mehr genutzter Gebäude und ItoTastrukture n 
orientierten, 

• waren die öffentlichen Fördermittelgeber auf nationaler oder regionaler Ebene 
ein Hauptadressat der Strategiepläne. 



Die strategischen Konzepte aller vier Städte weisen ungeachtet ihrer jeweiligen Spezi­
fik eine Reihe von Besonderheiten auf. Sie waren regional oder lokal angelegt, eher 
verwaltungs- oder projektbezogen, flächendeckend oder punktuell, eher deterministisch 
oder stärker dynamisch. Interessant für die hier behandelte Thematik ist aber ein prinzi­
pieller Unterschied zwischen den deutschen Beispielen und dem englischen bzw. spani­
schen Beispiel, der sich v.a. an zwei Punkten fest machen lässt: 

• Sowohl in Newcastle als auch in Bilbao wird in der Initiierung neuen Wachstums 
die einzig überzeugende Antwort auf die Schrumpfungsphänomene gesehen. 
Anders als in Schwedt und Johanngeorgenstadt geht es nicht um die pragma­
tisch-realistische Begleitung und Abfederung" unvermeidbarer Schrumpfungs­
prozesse, sondern um eine anvisierte radikale Trendumkehr. 

• Zur Vermarktung des Strategieplanes und zur Anwerbung der für das angestrebte 
Wachstum benötigten Investoren greifen die Strategiepläne in Newcastle und 
Bilbao eine ökonomisch geprägte Sprache auf. Stadtentwicklung wird als Marke­
tingprojekt definiert, das auf Urbane Symbolik und spektakuläre Projekte setzt. 

Natürlich müssen die Unterschiede vor dem Hintergrund der unterschiedlichen öko­
nomischen Rahmenbedingungen und institutionellen Kapazitäten gesehen werden. Gleich­
wohl ist in keinem der vier dargestellten Beispiele tatsächlich eine Trendumkehr zu neuem 
Wachstum gelungen und es spricht relativ wenig dafür, dass dies in den kommenden 
Jahren gelingt. Allerdings konnten sowohl Newcastle als auch Bilbao mit ihren Strategi­
en das schlechte Image ihrer Städte in den vergangenen Jahren deutlich verbessern, 
während die unabweisbar notwendigen Rückbaumaßnahmen in Schwedt und 
Johanngeorgenstadt die Imageprobleme eher noch vergrößert haben. 

Es ist jedoch zu früh, um die Strategien abschließend einzuschätzen. Was passiert in 
Newcastle und Bilbao, wenn deuthch wird, dass allen Bemühungen zum Trotz der 
Bevölkerungsrückgang anhält? Häußermann und Siebel kritisierten bereits Ende der 
1980er Jahre die gängigen Wachstumsplanungen: „Unsere zentrale These ist, dass die 
gegenwärtig dominante Orientierung, Schrumpfen in Wachstum umkehren zu wollen, 
die negativen Folgen nicht nur verstärkt, sondern auch Möglichkeiten neuer urbaner 
Lebensformen verbaut." (Häußermann / Siebel 1987) Es besteht zweifellos die Gefahr, 
dass wachstumsorientierte Strategien erhebhche Ressourcen für Investoren aufwenden, 
die niemals kommen werden. Großräumig betrachtet, wird an der demographischen 
Schrumpfung vieler Städte in Europa kein Weg vorbei führen. Eine vorausschauende 
Stadtentwicklungspohtik sollte diese Tatsache berücksichtigen und nicht einseitig alle 
Maßnahmen auf neues Wachstum konzentrieren. 



In diesem Sinne könnten mit dem Stadtumbau in Ostdeutschland europaweit wichti­

ge Erfahrungen gesammelt werden. Es ist das erste Mal in der Geschichte des modernen 

Städtebaus, dass Planer sich angesichts von Strukturkrisen in großem Umfang von der 

Illusion neuen Wachstums frei machen und einen pragmatischen Rückbau anstreben. 

Allerdings wird es notwendig sein, stärker als bisher kreative Lösungen zu entwickeln 

und die mit der Schrumpfung verbundenen Chancen zu nutzen. Eine Überschätzung der 

sozialökonomischen Entwicklung zu vermeiden und dennoch eine Aufbruchstimmung 

zu erzeugen, könnte sich als entscheidender Erfolgsfaktor beim strategischen Umgang 

mit Schrumpfungsprozessen herausstellen. 

Anmerkungen 

*) Dieser Beitrag basiert auf einer ausführlicheren Darstellung des Autors „Zwischen spekta­

kulärer Inszenierung und pragmatischem Rückbau - Umbau von schrumpfenden Stadtregionen 

in Europa", publiziert in Hutter / Iwanow / Müller (2003). 

1) vgl Siedentop / Kausch (2003) 

2) Außer Werte für die behandelten Fallstudien Bilbao (Quelle: Instituto Nacional de Estadfstica), 

Newcastle (Quelle: Office of National Statistics). Der Wert für Newcastle bezieht sich auf 

Bevölkerungsentwicklung 1981-2001, da die Zensusdaten von 2001 deutlich niedrigere Werte 

ergaben als erwartet Die notwendige Bereinigung der Daten für die Vorjahre durch das Office 

of National Statistics steht noch aus. 

3) Genau betrachtet wurden diese Attraktionen nicht von bzw. in Newcastle geschaffen, son­

dern von Gateshead, einer eigenständigen Stadt am gegenüberliegenden Ufer der Tyne. An den 

Projekten zeigten sich exemplarisch die Schwierigkeiten, denen sich eine regionale Kooperati­

on im Raum Newcastle gegenübersieht Eine geplante gemeinsame Finanzierung der Millenni­

um Bridge kam trotz weitgehender Interessenkongruenz nicht zustande. 

4) Die Satzung von „Bübao Metröpoli 30" definiert in Art 6 die Aufgaben des Vereins wie 

folgt: "la Asociaciön para la Revitalizaciön del Bilbao Metropolitano' tiene por finalidad la 

realizaciön de acciones de promociön y estudio encammadas hacia la revitalizaciön del Bilbao 

Metropolitano, entendiendo por tal la aglomeraciön urbana del Bajo Nerviön definida como 

una realidad social y econömica sin limites territoriales precisos." 

5) vgL die ausführlichere Darstellung der Entwicklungen in Schwedt und Johanngeorgenstadt 

in Wiechmann (2003) 
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Heike Liebman n 

M u t de r V e r z w e i f l u n g ? 

Events un d Großprojekt e al s Moto r de r 
Stadtentwicklung 

Im Zuge der Vorbereitung der Workshopreihe „Städtische Kreativität" sind wir bei 
unseren Recherchen zu internationalen Beispielen für den kreativen Umgang mit 

Prozessen des Strukturwandels in den unterschiedlichsten Städten immer wieder auf Groß­
projekte und besondere Events gestoßen, die gleichsam Wendepunkte in der Stadt­
entwicklung markierten Ob dies die schottische Stadt Glasgow, das englische Manchester, 
oder die spanischen Städte Bübao (vgL Beitrag Wiechmann in diesem Band) und Barcelona 
sind, sie aüe kennzeichnet die Realisierung prestigeorientierter „großer Projekte", die in einer 
- in jeweils spezifischer Weise - schwierigen Phase der Stadtentwicklung begonnen wurden 

Unverkennbar gibt es in Westeuropa bereits seit den 1980er Jahren Tendenzen, Stadt­
entwicklung über öffentüche Investitionen in Projekte von gesamtstädtischer, wenn nicht 
nationaler Bedeutung zu betreiben. Neue kulturelle Einrichtungen wie Museen, Biblio­
theken, Kongresszentren entstanden, BauaussteUungen und Gartenschauen wurden rea­
lisiert (Rosemann 1993). Trotzdem ist die Frage zu stehen, welche Rohe Events oder Groß­
projekte in der Stadtentwicklung gerade unter Schrumpfungs- oder Stagnations­
bedingungen spielen können. Weisen Projekte und Events möglicherweise auch ostdeut­
schen Städten einen Weg aus der Krise? 

Der vorliegende Beitrag stützt sich in erster Linie auf Diskussionsstränge im Rahmen 
der Workshopreihe „Städtische Kreativität" und setzt diese in Beziehung zu der seit einigen 
Jahren geführten Fachdiskussion zum Thema Jrestivalisierung" von Planung und Stadt­
entwicklung (u.a. Häußermann/ Siebel 1993; Ganser/ Siebel / Sieverts 1993; Keller / Koch 
/ Seile 1998). Ausgehend von spezifischen ostdeutschen Schrumpfungsbedingungen wer­
den dabei Fragen aufgeworfen, die innerhalb der Workshops zumeist nicht abschließend 
zu beantworten waren, die aber dazu dienen können, die weitere Diskussion anzuregen. 

Wenn an dieser Stehe über Großprojekte gesprochen wird, dann sind nicht die auf die 
Realisierung kurzfristiger ökonomischer Ziele ausgerichteten Projekte - wie die in den 
letzten Jahren nicht nur im Osten Deutschlands realisierten Einkaufszentren und 



Fjitertainmentparks am Stadtrand oder die längst nicht immer von Erfolg gekrönten wirt­
schaftlichen Großprojekte (Lausitzring, Cargolifter, Chipfabrik Frankfurt/Oder) - gemeint 
Aus dem Bhckwinkel einer kreativen Stadtentwicklung sind vielmehr die vorwiegend 
von der öffentlichen Hand angestoßenen Projekte von Interesse, die eine strategische 
Rohe in der Stadtentwicklung übernehmen und dazu dienen sollen, das Bild bzw. Image 
einer Stadt zu verbessern, privates Investitionsinteresse zu wecken und die Regenerierung 
einer Stadt erkennbar voran zu bringen. 

Events un d Großprojekte : ei n Überblic k 

Events und Projekte haben mittlerweile in fast allen Bereichen der Stadtentwicklung 
Verbreitung gefunden. Es gibt Festivals und andere Großereignisse ebenso wie Organisati-
ons- und Kooperationsmodehe für die Umsetzung von Public Private Partnership Projek­
ten. Unterscheiden lassen sich in diesem Zusammenhang stadtgestaltende (Gartenschauen 
etc.) und flächenneutrale (z.B. Festivals) Projekte sowie einmalige und regelmäßig stattfin­
dende Events. Projekte bzw. Events müssen nicht immer mit tatsächlichen physischen Ver­
änderungen des Raumes verbunden sein. Vielmehr können es auch Interventionen sein, 
die Raum lediglich als Handlungsrahmen verstehen. Gleichwohl haben sie ÜLR. Auswir­
kungen auf die räumliche Umwelt bspw. durch ein neues Verständnis für historische Be­
stände oder aber aufgrund der qualifizierungs- und beschäftigungspohtischen Dimension 
von Projekten (Zlonicky 1998:151). Entsprechend der Vielfalt von möghchen Events und 
Großprojekten weichen die angewandeten Strategien und Herangehensweisen in der Re­
gel ebenso voneinander ab wie die beteiligten Akteure oder Finanzierungsformen. Doch 
alle hier relevanten Projekte eint dass sie als Vehikel genutzt werden, um das Image eines 
Stadtteils oder auch einer ganzen Stadt zu verbessern und öffentliche Aufmerksamkeit 
sowie das Interesse potenzieller Investoren zu wecken. Ein Hauptziel besteht in aller Regel 
darin, die wirtschaftliche Position der Stadt zu behaupten und zu verbessern. 

Ausgewählte Erfahrunge n westeuropäische r Städt e i m 
Strukturwandel 

Um dies zu verdeutlichen, sollen an dieser Stehe einige Beispiele ausgewählter west­
europäischer Städte vorgesteht worden. So ist bspw. für die Städte Manchester und Glasgow 
charakteristisch, dass sich die Stadtpolitik seit Mitte der 1980er Jahre aktiv und offensiv 
für einen umfassenden Stadtumbau einsetzt. Die vormals zumeist als schmutzig und wirt­
schaftlich urattraktiv verrufenen altindustriellen Städte sollten wieder ökonomisch er-



folgreich, kulturell vielfältig, für die Bevölkerung lebenswert sowie international bekannt 
und anziehend werden. Um diese Ziele realisieren zu können, bediente man sich u.a. 
einer Strategie der Festivalisierung der Stadtentwicklung, die sich durch - im Rahmen 
von Public Private Partnersbip realisierte - prestigeorientierte Großprojekte und beson­
dere Ereignisse auszeichnete. Manchester setzte auf eine Neuverortung innerhalb der 
internationalen Standortkonkurrenz als Sport- und Kulturstadt. Die Stadt bewarb sich 
um die Olympischen Spiele 1996 und 2000 und richtete im Jahr 2002 die Commonwealth 
Games aus. Gleichzeitig entstand eine Reihe spektakulärer kultureller und Museums­
projekte mit hoher urbaner Symbolik, wie das Museum für städtisches Leben URBIS, die 
Konzerthalle Bridgewater usw. (Liebmann 2002) 

In Glasgow wurde 1983 eine umfangreiche Werbekampagne mit dem Slogan „Glasgow^ 
miles better" bzw. „Glasgow smiles better" gestartet Damit verbunden war ein Engagement 
der Stadt für besondere Events, so z.B. ein 1988 realisiertes „Garden fesüval". 1990 wurde 
Glasgow „Kullurhauptstadt Europas" und 1999 „UK-City of Architecture and Design". In 
diesem Zusammenhang erfolgte in beiden Städten ein Ausbau des Dienstleistungssektors 
und bspw. in Manchester der Sport-, Freizeit- und Unterhallungsindustrie. Eingebunden 
waren die Projekte in eine Strategie, die eine „Renaissance der Innenstädte" anstrebte. 

Sowohl in Manchester wie auch in Glasgow ist in den letzten Jahren ein deutlicher 
Imagewandel zu verzeichnen. Beide Städte haben erheblich an Attraktivität gewonnen, 
was sich sowohl in einer steigenden Zahl von Touristen wie auch in der Neuansieldung 
•neuartiger klein- und mittelständischer Unternehmen und einem wirtschaftlichen Wieder­
erstarken der Städte niederschlägt. Auch die Nachbarstadt Manchesters, Liverpool, setzt 
Inzwischen auf die „Kraft von Events" und hat sich als Kulturhauptstadt Europas 2008 
beworben. 

In Huddersfield hatte Ende der 1980er der Neubau eines integrierten Fußball- und Rugby­
stadions, dem damals modernsten Stadions Großbritanniens, die Wirkung einer Initialzün-
dung. Die Stadt erfuhr in diesem Zusammenhang nationale Anerkennung und Aufmerk­
samkeit Ein erster Ansatzpunkt war geschaffen, durch den sich die Bürger, aber auch die 
Presse und in der Stadt ansässige Akteure positiv mit Huddersfield identifizieren konnten 
und bereit waren, sich an weiteren Projekten und Aktionen mit eigenen Ideen und Kapital 
zu beteiligen. Die Stadt nutzte diese ersten Ansätze einer Aufbrachstimmung, sie stellte 
Gelder zur Verfügung, die von Bewohnern, ortsansässigen Akteure etc. genutzt werden 
konnten, um eigene Projektideen auszuprobieren und umzusetzen. Gehandelt wurde dabei 
nach der Devise des damaligen Bürgermeisters Sir. J. Haman: „For every penny of power 
I give away, I traded a pound of creative influence." 



An diesem Beispiel wird deutlich, dass ein innovatives Projekt allein noch keine „kre­
ative Stadtentwicklung" ausmacht. Es kann jedoch Anstöße geben für weitere Innovatio­
nen und kann dazu ermutigen, Nischen auszuruhen oder neue Brücken zu schlagen. 
Letztendlich kommt es darauf an, möglichst viele derartige Folgeprojekte in den Städten 
zu initiieren und durchzusetzen (Ebert / Gnad / Kunzmann 1994: 34 f.). 

Charakteristisch für die genannten Beispiele ist, dass sich die Events und Großprojekte 
in eine übergreifende strategische Neuausrichtung der Städte eingeordnet haben. Sie 
waren wesentlicher Motor, um unter den Bedingungen des StruMurwandels, der Stagna­
tion bzw. der demographischen Schrumpfung positive Entwicklungsprozesse überhaupt 
in Gang zu setzen und veränderte Möglichkeiten sowie Chancen aufzuzeigen. Verbunden 
wurde damit die Hoffnung, dass von Einzelprojekten eine katalytische Wirkung ausgeht 
und Anstoß- sowie Ausstrahlungseffekte im Hinblick auf die Standortquahtät und das 
Image und damit Folgeinvestitionen Dritter erzielt werden können. 

Großprojekte spielen eine  sehr wichtige  Rolle. Es kommt dabei  gar nicht so 
sehr auf  das Ereignis an sich an, sondern vielmehr  darauf, dass  etwas begonnen 
wird, was  dazu beiträgt, dass sich das Image der Stadt verändert 
Stuart Wilks-Heeg  auf dem 2. Workshop in Zwickau 

Darüber hinaus war die Initiierung und Umsetzung der Projekte immer verbunden 
mit dem aktiven Wirken von Schlüsselakteuren. In der Regel waren dies Persönlichkei­
ten, die von „außen" kamen und ScWüsselfunktionen in der Kommune übernahmen. Sie 
konnten durch ihren Bhck von „außen" tradierte Handlungsmuster in Frage stehen und 
neue, bisher nicht gekannte Qualitätsstandards in den Städten etabheren (vgl. dazu auch 
den Beitrag von Keim in diesem Band). Die Stadtverwaltungen entwickelten sich in die­
sem Zusammenhang zu selbstbewussten und handlungsfähigen Aktivposten der Stadt­
entwicklung, die die Rohe des Investors, aber auch Koordinators und Stimulators priva­
ter Initiativen übernahmen und sich trotz knapper Kassen und schwieriger Rahmen­
bedingungen durch Kreativität auszeichneten. 

Entwicklung durc h Projekt e -  ei n Trend , de m ma n sic h nich t 
entziehen kann ? 

Auch in Deutschland scheint es gewissermaßen übhch geworden zu sein, in Marketing-
Strategien zu denken. Zu fragen ist, ob die Städte überhaupt eine Alternative haben, sich 
diesem Trend zu entziehen, wenn sie in der nationalen wie auch globalen Standort-



konkurreiiz bestehen wollen. Die Workshopteilnenmer äußerten hierzu die These: JStäd-
te können es sich gar nicht leisten, nicht mitzumachen, denn Stillstand bedeutet Rück­
schritt." Dies ist vermutlich vor allem darauf zurückzuführen, dass die klassischen 
Standortfaktoren - bspw. verkehrliche Anbindung, Erreichbarkeit von Rohstoffen, Ar­
beitskräfte - heute vielfach nicht mehr die entscheidende Rolle bei der Standortwahl 
spielen oder aber überall nahezu gleichwertig vorhanden sind (vgL dazu auch Mußermann 
/ Siebel 1993). Städte sind daher gezwungen, sich immer wirksamer anzubieten. Stadt­
entwicklung wird dabei zum Itoketingprodukt 

Städte können es  sich angesichts  der Standortkonkurrenz gar  nicht leisten, 
nicht mitzumachen,  denn  Stillstand  bedeutet  Rückschritt. 
Teilnehmer auf dem 3. Workshop in Neumppüi 

Gleichzeitig sind diese Projekte meist wesentliche Elemente von Strategien, um sin­
kende Finanzspielräume in den Kommunen und verringerte Chancen bei der Einwerbung 
von Fördermitteln zu kompensieren. Großereignisse und besondere Projekte sind zumeist 
verbunden mit einer Prioritätensetzung in der FördermittelbereitsteUung, werden also 
als „Türöffner" genutzt, um stadtentwicklungspohtisch wichtige Projekte in der Stadt 
trotz knapper Kassen zeitnah realisieren zu können. Sie sind Ausdruck einer veränder­
ten Handlungslogik, indem zunehmend Projekte an die Stelle einer kontinuierUchen Stadt-
entwicklungspoütik treten. 

Auf der anderen Seite werden mit den Projekten oft vielfältige Hoffnungen verbun­
den. Insbesondere wenn es darum geht, innovative und ungewöhnliche Wege in der Stadt-



enrwicklung zu beschreiten, scheinen über projektbezogene Planungen stadtstrategische 
Ziele umsetzbar zu sein, deren Verwirklichung in anderer Form undenkbar ist. Dies zei­
gen auch Beispiele, die im Rahmen der Workshopreihe angesprochen wurden. Ob dies 
die Realisierung eines Uferweges in Neuruppin ist, die derzeit daran scheitert, dass Einzel­
interessen höher bewertet werden als das Gemeinwohl, oder ein Tünnelprojekt in Leipzig, 
Projekte werden genutzt, um übergreifende Ideen der Stadtentwicklung zu transportie­
ren und dann auch umzusetzen. 

Vorteile projektorientierte n Handeln s 

Projektorientiertes Handeln zeichnet sich durch eine sachliche, räumliche und zeitli­
che Begrenzung auf ein klar definiertes Vorhaben sowie eine enge Verzahnung von Pla­
nung und Umsetzung aus. Daraus ergeben sich eine Reihe von Vorteilen: 

• Projekte  reduzieren Komplexität 
Durch die Auflösung komplexer Problemzusammenhänge in eine Vielzahl von 
Einzelentscheidungen können konsensuale Lösungen leichter erzielt werden. 

• Projekte  mobilisieren, motivieren und  verbinden 
Die Einbindung vielfältiger Akteure kann zu einer Steigerung des Innovations­
potenzials führen. Integrierte Arbeitsweisen, bspw. in Form von temporären 
Arbeitsgruppen, sind leichter umsetzbar. 
Die Kommunen erhoffen sich durch die Bündelung finanzieller und personeller 
Ressourcen punktuelle Steuerungsgewinne. 

• Projekte  befördern Entwicklungsprozesse 
Projekte können Entwicklungsprozesse anschieben, da innovative Ansätze im 
Einzelfall viel eher konsensfähig sind als flächendeckende bzw. 
verahgemeinerungsfähige Lösungen, deren Realisierung zumeist nur mit 
erhebhchen Abstrichen möghch wäre. Projekte erweisen sich somit „als wendi­
geres Mobil für Innovationen" (Sehe 1994: 88), weil sie nicht die umfassende 
Reform bisheriger Regelungen, Ideologien, Institutionen oder Privilegien 
erzwingen. 

• Projekte  sind Lernorte 
Projekte bieten auf vielerlei Weise Anlass zum Lernen und Erwerb von Wissen, 
das zur Bewältigung künftiger Aufgaben eingesetzt werden kann. Lernprozesse 



finden nicht nur in der Phase der Projektentwicklung und Umsetzung statt, 
sondern können auch als gelungene Projekte zum „Nacheifern" anregen. Dies 
setzt allerdings voraus, dass das „Prozesswissen" von den beteiligten Akteuren 
weitergegeben wird. Auf der anderen Seite können auch Fehlschläge und 
Misserfolge Anlass zum Lernen sein, wenn es ein gezieltes Feed-back gibt, das in 
Folgeprozesse hineinwirkt (Keller / Koch / Sehe 1998:168). 

Eine treffende Zusammenfassung hefern Ganser / Siebel / Sieverts (1993:115 f.): „In 
der gemeinsamen Arbeit an einem konkreten Projekt wird die kreative, zielgerichtete 
Interpretation von Vorgaben, Vorschriften und Förderprogrammen angeregt: Das Bewusst­
sein, an einem ganzheitlichen und schönen, anfassbaren und bildträchtigen Projekt mit­
zuarbeiten, motiviert und beflügelt die Verfahrensphantasie. Neben die Sachkreativität 
des Entwerfens tritt so die Verfahrenskreativität des intelligenten Kombinierens von 
engagierten Persönhchkeiten und der Mobilisierung von Öffentlichkeiten." 

Nachteile projektorientierte n Handeln s 

Kritiker projektorientierten Handelns verweisen auf folgende Aspekte: 

• Mögliche  Kontrollverluste für Kommunen  durch  Abgabe von Rechten an  Dritte 
Die Kritik richtet sich darauf, dass mit der Realisierung von Projekten in 
Kooperation mit privaten Akteuren Interventionsmöghchkeiten der öffentlichen 
Hand abgebaut werden und damit die räumliche Entwicklung stark von privaten 



Projekten geprägt wird. Realisiert werden demnach vor allem für die Mvatwirt-
schaft attraktive, vermarktungsrelevante Einzelprojekte (u.a. Heinz 1993). Dabei 
lehren aber gerade die Erfahrungen aus Großbritannien, dass in Krisen­
situationen innovative Projekte in erheblichem Maße durch die öffentliche Hand 
initiiert werden müssen und Planungspartnerschaften zwischen öffentlichen 
und privaten Akteuren auch für die Umsetzung von Projekten eine wichtige 
Rolle spielen. 

• Steuerungsverluste  durch  fehlende  strategische  Planung 
Bei Projekten kann der Bezug zum räumlichen Kontext verloren gehen, wenn sie 
nicht ausreichend in eine langfristige Entwicklungsstrategie eingebettet werden. 

• Reichweite  von  Projekten ist begrenzt 
„Es ist jeweils nur ein Projekt - wo viele wünschenswert wären. Dieser Nachteil 
ist [...] zugleich eine Voraussetzung ihres Erfolges." (Seile 1994: 89) Projekte 
müssen daher aus einem Gesamtzusammenhang heraus entwickelt werden, um 
nicht zu einem rein inkrementalistischen Aktionismus zu führen. 

• Projekte  binden  finanzielle und  personelle Kapazitäten 
Durch Bündelung finanzieller und personeller Mittel fehlen Kapazitäten in 
anderen Bereichen - insbesondere dort, wo es um mittel- und langfristige 
Planungen geht. 

• Einbeziehung  von  Akteuren erfolgt  selektiv 
Die Belange von schwachen Interessenvertretungen (soziale, ökologische 
Aspekte) werden bei der Initiierung von Projekten leicht vernachlässigt. D.h., es 
ist dafür Sorge zu tragen, dass alle berührten Interessenlagen beteiligt werden 
und die entsprechenden Ergebnisse auch dokumentiert werden. 

• Projekte  „müssen" erfolgreich sein 
Da gerade große Projekte oft mit erheblichen finanziellen Ressourcen und einer 
entsprechenden öffentlichen Aufmerksamkeit verbunden sind, sind sie zum 
Erfolg „verdammt". D.h. einmal beschlossen, werden sie auch dann realisiert, 
wenn sich gravierende Kostensteigerungen oder veränderte Rahmen­
bedingungen abzeichnen. Korrekturen sind angesichts des gewoUten Handlungs­
und zumeist auch Zeitdrucks kaum möglich. Aus Fehlern wird erst nachträglich 
gelernt (Seile 1998). 



Kreative Stadtentwicklun g brauch t vielfältig e innovativ e 
Projekte 

Stadtentwicklung hat im Prinzip schon immer auf der Basis von Projekten stattgefun­
den. Während aber in der Vergangenheit Projekte im Zuge einer übergeordneten Stadt­
entwicklungsplanung i.d.R. von den Kommunen nur angestoßen, die Umsetzung aber 
privaten oder halböffentlichen Akteuren überlassen wurde, besteht das Neue in der ge­
genwärtigen Phase der Stadtentwicklung vor allem darin, dass den staatlichen Akteuren 
von der Planung bis zur Umsetzung von Projekten eine wesentliche Rohe zukommt. Die 
Bereitschaft privater Akteure, in größerem Umfang Vorabinvestitionen in die Entwick­
lung schrumpfender oder auch stagnierender Städte oder Stadtteile zu lenken, ist hinge­
gen - durchaus nachvollziehbar - nur gering ausgeprägt. Gebraucht werden daher krea­
tive Projekte, die Aufmerksamkeit erzeugen, Mobilisierungseffekte auslösen und Anstö­
ße für weitere Innovationen geben. 

Letztendhch kommt es darauf an, dass möglichst viele kreative Projekte in einer Stadt 
oder Region initiiert und umgesetzt werden. Kommunen können und müssen diesen Pro­
zess befördern, indem sie selbst initiativ werden und gleichzeitig ein Klima schaffen, das 
Kreativität zulässt und fördert. „Da kreative Projekte aus ihrem eigenen Selbstverständ­
nis heraus auch immer wieder scheitern können, sind zahlreiche und vielfältige Initiati­
ven erforderlich. Es muß daher auch gesellschaftlich akzeptiert sein, daß erste Lösungs­
prozesse unprofessionell, „chaotisch" verlaufen und es zu umständlichen Suchprozessen 
und wiederholten Umorientierungen kommt, die dann mittelfristig erfolgreich sind. 
Hieraus ergibt sich ein kreatives Umfeld, das zusätzliche innovative Kräfte von außen 
anzieht." (Ebert / Gnad / Kunzmann 1994: 34 f.) 

Olympiabewerbung Leipzigs : au f z u neue n Ufer n 

Ein besonders markantes Projekt steht die Bewerbung der Stadt Leipzig um die Olym­
pischen Spiele 2012 dar. Leipzig konnte sich im April 2003 bei der Entscheidung des 
Nationalen Olympischen Komitees gegen mehrere deutlich größere und ökonomisch 
weitaus stärkere westdeutsche Städte durchsetzen. Im Laufe des nationalen Bewerbungs­
verfahrens konnte sich Leipzig immer mehr zu einem ernstzunehmenden Mit­
konkurrenten entwickeln und hat damit sein Image einer attraktiven, nach vorne bli­
ckenden Stadt gefestigt (Franz / Kronthaler 2003). Die Bewerbung spiegelt nicht nur das 
gewachsene Selbstvertrauen einer ostdeutschen Stadt und Region wider, sondern ist gleich­
zeitig Ausdruck einer erhöhten Identifikation der Bevölkerung mit der Stadt. Leipzig hat 



sich, auf den Weg gemacht, die mit der Bewerbung verbundenen Entwicklungschancen 
zu ergreifen (vgl. Beitrag von Heinig / Weigel in diesem Band). 

Gartenschau -  da s Erfolgsprojek t fü r schrumpfend e Städte ? 

In den neuen Ländern setzen viele Kommunen derzeit vorrangig auf ein Projekt: die 
Realisierung einer Gartenschau. Dies hängt vor allem damit zusammen, dass es unter 
Schrumpfungsbedingungen erhebliche innerstädtische Flächenpotenziale (Konversions­
flächen, Brachflächen ehemaliger Industrie- und Gewerbeareale, Rückbauflächen, nicht 
mehr benötigte Bahnflächen etc.) gibt, die einer Neuordnung und Gestaltung bedürfen. 
Gartenschauen setzen somit an einem wesentlichen Problem schrumpfender Städte an 
und versuchen dieses als Chance in der Stadtentwicklung zu begreifen. Ohne Neuord­
nung und Wiederinwertsetzung vorhandener Flächen drohen die Städte in ihrer Struk­
tur auseinander zu brechen, indem perforierte Stadtlandschaften entstehen, denen es an 
verbindenden Elementen fehlt. 

Tabelle: Auswahl vo n Bundes - und Landesgartenschaue n sowi e 
Internationalen Gartenbauausstellunge n (IGA ) in de n neue n Länder n 

B U G A Cottbu s 1995 LAGA Eberswald e 2002 

L A G A Lichtenstei n 1996 LAGA Wisma r 2002 

B U G A Magdebur g 1999 IGA Rostoc k 2003 

L A G A Zittau-Olbersdor f 1999 LAGA Zeit z 2004 

L A G A Lucka u 2000 LAGA Oschat z 2006 

L A G A Pößnec k 2000 LAGA Ratheno w 2006 

B U G A Potsda m 2001 B U G A Schweri n 2009 

L A G A Großenhai n 2002 

Von den im Rahmen unserer Workshopreihe „Städtische Kreativität im Umgang mit 
Schrumpfungsprozessen" beteiligten ostdeutschen Städten haben sich alle fünf bereits 
mit dem Thema auseinandergesetzt. Während Schwerin im Jahr 2009 eine Bundesgarten­
schau durchführt, hat Frankfurt/Oder anlässlich seiner 750 Jahrfeier im Jahr 2003 einen 
Europagarten realisiert. Neuruppin und Zwickau prüfen derzeit Bewerbungen um Landes­
gartenschauen im Jahr 2010. Lediglich Leipzig hat sich nach eingehender Prüfung gegen 
die Realisierung einer Gartenschau entschieden, da der Aufwand nicht mit dem zu er­
wartenden Nutzen in Einklang stand. 



Vor allem in Klein- und Mittelstädten ist die Realisierung einer Gartenschau mit der 
Erwartung verknüpft, Grundlagen für eine Weiterentwicklung der Stadtstruktur zu le­
gen. Sie sollen genutzt werden, um identitätsstiftende und stadtbildgestaltende Qualitä­
ten in die Stadt zurück zu holen. In diesem Punkt unterscheiden sich die Gartenschauen 
heute grundlegend von den als Blumenschauen am Stadtrand oder auf großen Freiflä­
chen realisierten Events früherer Jahre. Es geht nicht mehr ahein um den Selbstzweck 
der Präsentation gärtnerischen Könnens und die allgemeine öffentliche Aufmerksam­
keit, sondern es geht um Stadtreparatur an Stehen, wo der Strukturwandel tiefe Wunden 
in die Stadtstruktur geschlagen hat. Die Bundesgartenschau in Potsdam, aber auch die 
Landesgartenschauen in Großenhain und Eberswalde haben dies sehr eindrucksvoh unter 
Beweis gesteht. Sie lieferten eine Antwort auf die besonderen Problemlagen des jeweili­
gen Ortes und entwickelten so ein eigenes ProfiL 

Gartenschauen können Dinge in Bewegung bringen, die sonst nicht oder nicht zeitnah 
in Gang gekommen wären. Sie sind i.d.R. mit einer Aufbruchstimmung verbunden und 
können wichtige Anstöße für integriertes Verwaltungshandeln und Kooperation mit un­
terschiedlichsten Organisationen, Verbänden und privaten Wirtschaftskreisen erzielen. 
Damit werden notwendige Lernprozesse in Gang gesetzt, die sich dann auch auf andere 
Projekte übertragen lassen. 

Im Ergebnis der Diskussion wurde deutlich, dass Gartenschauen in schrumpfenden 
Städten nachhaltig positive Effekte haben können, wenn sie aus den spezifischen Gege­
benheiten und Problemkgen des Ortes heraus entwickelt werden und dazu beitragen, 
das Profil der Stadt zu schärfen. Nur so kann der mit steigender Zahl entsprechender 
Events wachsenden Gefahr der Beliebigkeit entgegengewirkt werden. Frühzeitig sind 
Ziele zu definieren, die mit der Realisierung angestrebt werden. Diese müssen sich in das 
strategische Konzept der Stadtentwicklung einpassen. Wichtig ist es, kurz- und mittelfris­
tige Ziele differenziert zu analysieren, d.h. bereits im Planungsstadium konkrete Überle­
gungen für die Phase nach Abschluss der Gartenschau anzustehen. Erst danach kann 
geprüft werden, ob die Realisierung eines Events tatsächlich sinnvoll ist. 

Es wurde gleichzeitig auch die Empfehlung ausgesprochen, dass die Kommunen - in 
Abhängigkeit von den konkreten Gegebenheiten - Investitionen in einzelne Standorte 
möglichst so gestalten, dass mit überschaubarem Aufwand etwas Neues entsteht. Dies 
hat den Vorteil, dass längerfristige Optionen bewahrt, weiterentwickelt, aber auch zu­
rückgenommen werden können und keine erneuten kaum reparablen Festlegungen der 
künftigen Nutzung getroffen werden. In diesem Zusammenhang können auch dezentrale 
Konzeptionen wirkungsvoll sein, da sie das Planungsrisiko über einen größeren Stadt-



räum verteilen und die spätere Integration der Anlagen erleichtert wird. Auf differen­
zierte Entwicklungen kann schneller und flexibler reagiert werden (Meyer-Künzel 2003). 

Zusammenfassung 

Unter den Bedingungen abnehmender Steuerungs- und Handlungsfähigkeit auf kom­
munaler Ebene werden Kreativität, Innovations- und Lernfähigkeit zu Schlüsselfaktoren 
städtischer Entwicklung, diese lassen sich über Projekte am ehesten initiieren und er­
proben. 

Große öffentliche Projekte übernehmen in aller Regel eine strategische Rolle, sie sol­
len das Image eines Stadtteils oder einer Stadt verbessern und positive Entwicklungs­
prozesse in Gang setzen oder auch beschleunigen. Jedoch sind einzelne Großereignisse 
allein nicht in der Lage, eine Stadt oder Region aus einer Talsohle heraus zu führen oder 
gar den Niedergang aufzuhalten (Diller 2001). Doch sie können aktivieren, mobilisieren 
und zusammenführen und damit dazu betragen, dass Entwicklungsimpulse zum Tragen 
kommen und auf andere Bereiche der Stadtentwicklung ausstrahlen. 
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Hans-Joachim Bürkne r 

D ie Rol le k reat ive r M i l i e u s fü r d i e S t a d t -
e n t w i c k l u n g i n O s t d e u t s c h l a n d 

1. Ostdeutsch e Stadtentwicklun g zwische n Bewährte m un d 
Unerprobtem 

Fast scheint es, als sei Kreativität in postsozialistischen Transformationen nur von 
außen initüerbar. Der Stadtumbau wird vielerorts als rein technisches Maßnahmenbündel 
gehandhabt, das außer der Veränderung baulicher Strukturen wenig Eigeninitiative in 
der betroffenen Bevölkerung weckt. Das Management sozialer Begleit- und Folgeprobleme 
bleibt den Regierenden überlassen; diese wähnen sich mit der Absolvierung einiger Pflicht­
übungen in Sachen Rückbau und Aufwertung bereits auf der sicheren Seite. Kommunen 
in peripheren Regionen schotten sich nach außen ab und kommen bei der Suche nach 
Auswegen aus FntwicMungsdilemmata aus eigener Kraft kaum voran. Erst auf staatli­
che Initiative hin bewegt sich etwas: ein wenig „Stadt 2030" hier, ein wenig übrig geblie­
benes Quartiersmanagement aus der „Sozialen Stadt" dort. Immerhin: Dort, wo politische 
Initiativen „von oben" einen lokal passenden Rahmen geschaffen haben, kommen auf 
der lokalen Ebene zuvor kaum sichtbare bzw. wahrgenommene Potenziale für Kreativitäts­
entwicklung und Selbstorganisation zum Vorschein. 

Kein Zweifel: Der Bhck der lokalen Eliten wie auch der Bevölkerung an der „Basis" ist 
in Zeiten existentieUer Verunsicherung auf das vermeintiich Bewährte gerichtet. „Keine 
Experimente!" lautet die Devise, auch und gerade dann, wenn von anderer (wissenschaft­
licher, z.T. auch staatlicher) Seite ein „experimenteller Stadtumbau" (Oswalt / Overmeyer 
2001) gefordert wird. Dabei gibt es angesichts der kurzen Dauer der Nachwendezeit und 
der Neuartigkeit der Probleme eigentlich kaum Bewährtes, auf das in den ostdeutschen 
Kommunen zurückgegriffen werden könnte - schon gar keine Patentrezepte für eine 
erfolgreiche Bewältigung von Schrumpfungsprozessen Der Bhck auf das „Bewährte" reicht 
daher zeitlich häufig noch weiter zurück. Er adressiert jedoch nicht etwa ausformulierte 
Handlungskonzepte, sondern eine ältere Alltagskultur des Stillhaltens, Aussitzens, 
Wegsehens und Hoffens auf staatliche Fürsorge. Dieser eher „informelle" Bück zurück 
sorgt nicht für ausreichende Antworten auf diejenigen Herausforderungen, mit denen 
sich die Akteure im Bereich von Stadtentwicklungspolitik und Governance heute kon-



frontiert sehen. Insbesondere bewirkt er hartnäckige Fixierungen auf die Beschäftigung 
mit materiehen Strukturen genau dort, wo die rapide Veränderung sozialer Verhältnisse 
und sozialer Räume eigentlich zu ganz anderen Maßnahmen auffordert 

Angesichts vielfältiger Blickverengungen, sklerotischer Interaktionsslrukturen und 
mentaler Unbeweglichkeiten wird nun - nach immerhin dreizehn Jahren ostdeutscher 
Transformation - der Ruf nach mehr Kreativität laut. Dabei gleicht die Forderung „Seid 
kreativ!" dem von Kommunikationswissenschaftlern gern zitierten Paradoxon des „Sei 
spontan!" (siehe Watzlawick 1983). Kreativität kann offensichtlich nicht unmittelbar ge­
plant werden. Sie ergibt sich vermutlich eher als beiläufiges Produkt offener, neugieri­
ger Suchprozesse und entsprechender Denkhaltungen. Ausgerechnet auf diese Haltun­
gen kann in vielen Stadtentwicklungsbereichen Ostdeutschlands zunächst jedoch nicht 
gerechnet werden. Die Notwendigkeit zur Auseinandersetzung mit dem Unkonventionel­
len, Unvorhergesehenen, nicht sogleich Fassbaren widerspricht hier ganz wesentlich dem 
Bedürfnis nach Bewährtem, Konventionellem und Sicherem Wie also soll der Sprung 
über den eigenen Schatten geschehen? 

Das Problem wird erheblich kompliziert durch den Umstand, dass Kreativität in 
den hier anvisierten Handlungskontexten lokaler Politik und Governance nicht von 
Einzelnen verlangt wird, sondern von Gemeinschaften. Kreativität und Lernen sind 
zwar zuvorderst Prozesse, die den Individuen zugeschrieben werden können, ihre kon­
krete Ausgestaltung (inklusive auslösender Anreize, Verfahrensweisen, Interpretatio­
nen, Hajidlungsentwürfen etc.) geschieht jedoch in aller Regel interaktiv. Insofern muss 
den konkreten sozialen Gruppen und Gemeinschaften, die sich auf die Suche nach 
Neuem begeben oder auch unbeabsichtigt Neues (er)finden, primäre Aufmerksamkeit 
zukommen. 

Was können die Ergebnisse bisheriger Forschungen zur Rohe von kreativ wirkenden 
Gruppen und Gemeinschaften, zu Netzwerken und Milieus innerhalb stadtregionaler 
Zusammenhänge zur Lösung des hier gestellten paradoxen Problems beitragen? Welche 
sozialen und soziokulturehen Bedingungen können derzeit als Ansatzpunkte für die Ent­
stehung von städtischer Kreativität angesehen werden? 

Ausgehend von der jüngeren Erkenntnis der Raumwissenschaften, dass lokale und 
regionale Kontexte für die Ausgestaltung von Entwicklungsprozessen von großer Bedeu­
tung sind, wird in diesem Beitrag besonders nach der Rohe von Milieus und der Entste­
hung spezifischer Entwicklungsmentahtäten (inklusive geeigneter Steuerungsformen) 
gefragt. Im Folgenden werden einige wichtige Forschungsstränge im thematischen Groß-



räum „Kreativität und Entwicklung von Stadtregionen" abgeklopft, und zwar im Hin­
blick auf zwei zentrale Fragen: 

1. Mit welchen Akteursgruppen, Gemeinschaften, Milieus usw. wird die Entste­
hung von kreativen Prozessen systematisch verknüpft? Welchen Gruppen wird 
ein besonders hohes Maß an Kreativität und Innovationsbereitschaft zugeschrie­
ben? 

2. Was lässt sich aus den „Erträgen der Forschung" für ostdeutsche 
Transformationskontexte hinsichtlich der Entdeckung von Handlungsoptionen, 
Steuerungsformen und Entwicklungsleitbildern nutzbar machen? 

Aus der Fülle der Ansätze innerhalb der raumwissenschaftlichen Forschungsliteratur 
werden insgesamt vier Ansätze referiert, die der hier formulierten Problemstellung nahe 
kommen. Dies sind: 

• der wirtschaftsgeographische Ansatz „Kreative Mm^us"/Innovationsnetzwerke, 
• der Ansatz „Lernende Regionen", 
• kultursoziologische Müieuansätze, 
n die poUtikwissenschafthche Ehtenforschung. 

Alle vier haben in der vergangenen Dekade versucht, einen systematischen Zusam­
menhang zwischen den Begriffen „Innovation" / „Lernen" / „Kreativität", den Eigenschaf­
ten und Handlungen der beteiligten sozialen Gruppierungen und der Kategorie „Raum" 
herzustellen. 

2. Kreativitä t un d relevant e Akteursgruppen i n de r raum -
wissenschaftlichen Forschungsliteratu r 

2.1 Ansat z „Kreativ e Milieus " 
In der regionalwissenschaitlichen Literatur sind Kreativität, Innovationen und Ler­

nen usw. häufig ausschließlich mit Bezug auf besonders erfolgreiche Regionen (das Drit­
te Italien, Silicon Valley, Baden-Württemberg) thematisiert worden. Dabei lag der Schwer­
punkt auf der Analyse ökonomischer Netzwerkbildungen und ihrer innovativen Potenzi­
ale, gelegentlich auch auf der Analyse „gemischter" Netzwerke aus Ökonomie, Politik 
und „etablierter" Lokalkultur (aus der Fülle der Literatur zu industriellen Distrikten, 
insbesondere zum „Dritten Italien": Becattini 1991; zu innovativen Hochtechnologie­
regionen: Cooke / Morgan 1993; Sternberg 1995; Heidenreich / Krauss 1998). Wenn Fra-



gen der Stadtentwicklung in dieser Perspektive ins Spiel kamen, dann überwiegend in 
Form der Diskussion über die Bedeutung metropolitaner Kontexte für erfolgreiche 
Regionalisierungen und Standortentwicklungen. Klein- und Mittelstädte sowie kleinere 
Großstädte mit ihrer jeweils besonderen Strukturierung lokaler Ökonomien und politi­
scher Handlungsspielräume sind dagegen seltener ins Blickfeld der Forschung gekom­
men. Eine Ausnahme bildet die Literatur über das Dritte Italien, die besonders auf die 
enge Verflechtung von Ökonomie und Politik innerhalb von mittelstädtisch geprägten 
Regionen und Städten sowie traditionellen handwerklichen Vorstrukturen und zugeord­
neten Sozialformen eingeht. 

Die einschlägigen Forschungsergebnisse zu den erfolgreichen Wachstumsregionen 
Mittehtahens lassen sich folgendermaßen resümieren: Ökonomische Notwendigkeiten 
(nämlich die spezialisierende Anpassung einer klein- und mittelbetriebhch organisierten 
Modeindustrie in Mittelitalien) haben zur Bildung von Unternehmensnetzwerken geführt, 
die Produkt- und Verfahrensinnovationen realisieren und flexibel auf Markt­
schwankungen reagieren konnten. Dabei wurde insbesondere auf lokal gebundenes sozi­
ales Kapital zurückgegriffen, das großenteils aus einer handwerklichen Fertigungstradition 
herrührte und nun unter den veränderten Bedingungen einer sich globalisierenden Welt­
wirtschaft für komparative Lohnkostenvorteile und die Abfederung von Risiken sorgen 
konnte. So wurden z. B. Familienangehörige als gering oder gar nicht entlohnte Arbeits­
kräfte in die Unternehmen eingebunden. Ökonomische Netzwerke wurden durch enge 
Verbindungen zur Lokal- und Regionalpohtik gestützt. 

Gemischte Netzwerke auf lokaler Basis, die die beteiligten Regionen und Städte ge­
zielt als Standorte einer modernen Modeindustrie vermarkteten und zur Entstehung ei­
ner spezifischen Entwicklungsmentahtät beitrugen, wurden in der Literatur als fördern­
de Kontextbedingungen herausgestellt, jedoch letztlich nicht in hinreichender 
Detaillierung analysiert. So ist die Wirkung derartiger Vernetzungen - bis hin zu lokalem 
Filz - auf den ökonomischen Erfolg zwar trotz mancher empirischer Lücke plausibel; ihre 
(vermeintlich positive) Wirkung auf Stadtentwicklungsprozesse dagegen nur schwer 
rekonstruierbar. 

Dennoch haben die Untersuchungen zu „Kreativen Milieus" wichtige Anregungen für 
die Beschäftigung mit lokalen Entwicklungskontexten und den sozialen Voraussetzun­
gen ihrer Ausgestaltung geliefert Die Bedeutung soziokultureher Embettungsstiukturen 
für ökonomische Tätigkeiten, die Verflechtung ökonomischer, politischer und anderer 
Akteure im doppelten Interesse einer verbesserten ökonomischen Innovationsfähigkeit 
und zugleich einer Art korporativen Entwicklung von Stadt und Region hat für die Bat-



Wicklung „weicher" Enlmcklurigsstrategien wichtige Anstöße geliefert. Das Interesse der 
Forschungsgemeinde lag jedoch eindeutig auf der ökonomischen Seite; die Seite der Stadt­
entwicklung wurde kaum weiter beleuchtet. Immerhin wurde hier der Anstoß zu weiter 
führenden Überlegungen hinsichtlich der Beschaffenheit soziokultureller Embettungs-
kontexte für innovative ökonomische und politische Prozesse gegeben. 

2.2 Ansat z „Lernend e Regionen " 
Noch stärker auf den prozessualen Aspekt des Hervorbringens und der Einführung 

von Innovationen ist der Ansatz der „Lernenden Regionen" bezogen. Genauer gesagt, 
handelt es sich dabei um zwei unterschiedhche Bhckrichtungen, die jeweils auf kollekti­
ve Lernprozesse und die dabei auftretenden Interaktionen abheben: eine ökonomische 
und eine entwicklungspohtische. 

2.2.1 Di e ökonomische Perspektiv e 
Die ökonomische Bückrichtung ist mit dem angloamerikanischen New Regionalism 

(paradigmatisch: Storper 1997) und seinem zunehmend auf soziokultureUe Bedingungen 
ökonomischen Handelns ausgerichteten Erkenntnisinteresse verbunden. Stärker als in 
den Ansätzen zu kreativen Milieus vermuten die Theoretiker der „Lernenden Region" 
einen Zusammenhang mit der Praxis von regionalen Soziokulturen und den von ihnen 
hervorgebrachten Institutionen bzw. Organisationen. Unter Globalisierungsbedingungen 
versuchen demnach die ökonomischen Akteure, Unsicherheit und Risiken dadurch zu 
nünimieren, dass sie sich auf eine Vielzahl von kontextspezifischen Handlungsrahmungen 
rückbeziehen (MacLeod 2000:220). Die Effekte derartiger Rahmungen werden innerhalb 
der Lernende-Regionen-Ansätze als regional organisierte Lernfähigkeit beschrieben (vgL 
Asheim/ Cooke 1999:151; Oinas / Malecki 1999:14). 

Die lerntheoretische Seite dieser Ansätze ist bislang unterentwickelt; so wird nicht 
ausreichend zwischen individueUem Lernen, kollektivem Lernen und dem Lernen von 
Organisationen unterschieden (Bürkner 2002a). Lernen kann in dieser Perspektive von 
Individuen (z. B. einzelnen Unternehmern), von kollektiven Akteuren (z. B. Unterneh­
men, Verbänden), schließlich auch von ganzen Funktionssystemen vollzogen werden. 
Und schließlich wird auch eine Region oder eine Stadt als kollektiver Akteur gedacht. 
Damit sind also ganz unterschiedliche Handlungsebenen angesprochen, deren Zusam­
menhang oder gar Verflechtung erst einmal theoretisch und empirisch ausreichend ge­
klärt werden muss. Trotz dieser Defizite ist mit der stärkeren Betonung von Lernprozes­
sen Le.S., d. h. der Aufnahme und Verarbeitung von Information und der daraus resultie­
renden Herstellung nutzbaren Wissens, ein wichtiger Schritt in Richtung auf eine 
Konkretisierung der Kategorie „Kreativität" getan. 



Im Zusammenhang mit der Verwendung des Lernbegriffs ist die kategoriale Unter­
scheidung zwischen implizitem und kodifiziertem Wissen (tacit vs. codified knowledge) 
mehrfach betont worden (Morgan 1997; Howells 2002). Für die Realisierung von Innova­
tionen sei das nicht kommunizierte (teilweise auch nicht kommunizierbare) Praxiswissen 
von Insidern (Experten, Forschern etc.) wesentlich genauer: Der Prozess des Kreativen 
hege in der dosierten tÄerführung impliziten Wissens in kodiertes (d. h. kommuniziertes) 
Wissen. Dieser Transformationsprozess findet meist innerhalb von kleineren Akteurs­
zirkeln (Klubs) und Netzwerken statt. Er kann zudem lokal gebunden sein, d. h. die Ak­
teure pflegen an bestimmten Standorten intensive Face-tc-face-Kontakte und benötigen 
für ihre Wissensproduktion flexible Organisations- und Finbettungsformen, z. B. Projekt­
arbeit, Teams mit flachen Hierarchien sowie soziokulturehe Milieus, die sich um diese 
Formen der Wissensproduktion ranken. 

2.2.2 Di e entwicklungspolitisch e Perspektive 

Im Vergleich zum regionalwissenschaftiichen Diskurs über Lernende Regionen ist 
der entwicklungspoütische Diskurs stärker auf eine größere Anzahl unterschiedlicher 
Akteure bezogen (grundlegend: Scheff 1999). Hier wird eher die Lösung von Entwicklungs­
aufgaben gesucht, die zwar primär, aber nicht ausschließlich als ökonomische Probleme 
definiert werden. Durch die bewusste Überschreitung funktionssystemischer Grenzen 
im Rahmen besonderer Kommunikationsformen (z. B. Aktionsbündnissen, Runden Ti­
schen, Zukunftswerkstätten u.v.m.) werden kreative Potenziale freigesetzt bzw. neu ge­
schaffen. Ohne hier die Rede von sozialem Kapital bemühen zu müssen (die übrigens 
von den Vertretern dieses Ansatzes auch eher zurückhaltend eingesetzt wird), ist der 
soziale Bias der einschlägigen Konzepte nicht zu übersehen. Auch die ZieWchtung geht 
eindeutig über ökonomisches bzw. ökonomisch veranlasstes Denken hinaus: Hier geht es 
in erster Iinie darum, spezifische Entwicklungsmentahtäten zu schaffen, die Städte und 
Regionen in die Lage versetzen, verlässlich und vor allem flexibel auf wechselnde Her­
ausforderungen innerhalb des globalen Wettbewerbs der Städte und Regionen reagieren 
zu können. 

Besonders attraktiv für offene Zielfindungs- und Gestaltungsprozesse im Zusammen­
hang mit der Bewältigung städtischer Umbruchsituationen ist der Umstand, dass dieser 
Ansatz eine breite Palette von Akteuren berücksichtigt und auf der praktischen 
Implementationsseite auch in Projekte, Initiativen usw. integrieren möchte. Hier wird -
im Unterschied zu den stärker ökonomisch orientierten Ansätzen - die Tätigkeit zivil-
gesellschaftlicher Akteure antizipiert, ebenso wie auch bewusst auf neue, „weiche" 
Steuerungsformen (Governance) in den Kommunen hingearbeitet wird. Erfahrungen mit 
Netzwerkbildungen in ostdeutschen Großstädten wie Leipzig oder Chemnitz („Netzwerk 



Lernende Region Chemnitz", siehe Schöne 1999) hegen bereits vor; besonders neue Aktions­
bündnisse zwischen Büdungsträgern, Unternehmen, Politik und anderen Akteuren zäh­
len hier zu den greifbaren Ergebnissen. 

Der normative Überhang dieser Ansätze und ihr Entwicklungsoptimismus sind 
vergleichsweise hoch. Die Programmatik sowohl der ökonomischen als auch der 
entwicklungstheoretischen Variante steht in geradezu umgekehrt reziprokem Verhältnis 
zum bisherigen empirischen Nachweis der Effizienz und Tragfähigkeit der jeweiligen 
Kommunikationsprozesse und Interaktionsformen. Dennoch ist ihre Praxisrelevanz 
zumindest in Bezug auf die Herstellung eines quasi-korporativen Bewusstseins regiona­
ler und städtischer Akteure als eher hoch einzuschätzen, zumal es an konkreten 
Handlungsanleitungen für die interaktive Gestaltung und Moderation von kreativen Pro­
zessen nicht fehlt. 

2.3 Räumlich-sozial e Milieu s un d Alltagskultu r 
Ansätze zur Analyse der Entwicklung sozialer Milieus, die vor allem ahtagskulturehe 

Rahmungen sozialer Prozesse thematisieren, haben in den vergangenen Jahren 
Kreativitätsentwicklungen in städtischen Kontexten in mindestens zweifacher Hinsicht 
adressiert: 

a) Untersuchungen zur Entwicklung räumlich-sozialer Milieus in deutsch-polnischen 
Grenzstädten (Matthiesen 2001; Bürkner 2002b) haben zunächst eher die Begrenzungen 
und soziokulturellen Hindernisse für kreative Antworten auf schwierige Entwicklungs­
situationen in den Bhck genommen. So wurden lokale Unternehmer- und Politikmilieus 
im Hinblick auf die gewählten Handlungsoptionen für grenzüberschreitende Kooperati­
onen, aber auch für intrakommunale Vernetzungen untersucht. Dabei wurden 
insbesondere individueUe, miheubezogene Situationsdeutungen als wesentlich für die 
Entstehung von lokalen Entwicklungsblockaden (sog. lock-in-Situationen), soziokulturel­
len Abschottungen, aber auch zaghaften neuen Entwicklungskoahtionen herausgesteht. 
Ergänzende Auswertungen von Erfahrungen mit von außen initiierten Kommunikations­
prozessen im Rahmen von Stadt-2030-Prozessen (hier: in den ostbrandenburgischen Städ­
ten Beeskow und Guben) haben gezeigt, dass häufig extern definierte Rahmungen für 
„unbelastete" Kommunikationsformen notwendig sind, um alte Kommunikations­
blockaden zumindest teilweise auflösen zu können. Zudem ist deutlich geworden, dass 
dabei auch solche Akteure Betätigungsmöghchkeiten finden, die zuvor in formellen Politik-
zusammenhängen nicht zu Worte gekommen waren. Die Entlastung von konkreten poli­
tischen Aufgaben und Projekten kann dabei geradezu befreiend wirken und auch unkon­
ventionelle Ideen für die Gestaltung städtischer Umwelten freisetzen (siehe Göschel 2002). 



AUerdings wird die fehlende RealisierungsperspeMve der hier entwickelten Ideen und 
Konzepte im weiteren Verlauf der Kommunikationen zu einem ernsthaften Problem, da 
ausgerechnet an einer entscheidenden Stehe Brachstellen erzeugt werden: Sobald lokale 
Initiative geweckt worden ist, wird sie wegen mangelnder materieller Förderung wieder 
gebremst und läuft Gefahr, zu versanden. 

b) Untersuchungen zur Entwicklung von lokalen WissensmiUeus sowie zum Zusam­
menhang von WissensmiUeus und Stadtentwicklung, die in jüngerer Zeit am Institut für 
Regionalentwicklung und Strukturplanung durchgeführt wurden (Matthiesen / Bürkner 
2003), haben gezeigt, wie fragil die lokale Verankerung neuer Formen des wissensbasierten 
Wirtschaftens, insbesondere in ostdeutschen Städten, beschaffen sein kann. Gelungene 
Verflechtungen zwischen neuen, technologisch fortgeschrittenen Ökonomien, lokaler 
Politik, Hochschulen, außeruniversitären und privaten Forschungseänrichtungen sowie 
gemischten Branchennetzwerken (z. B. in der Stadt Jena) stehen dabei eher isolierte Ent­
wicklungen wissensbasierter Ökonomie und städtischer Strukturen (z. B. in Frankfurt/ 
Oder an der deutsch-polnischen Grenze) gegenüber (vgL dazu den Beitrag von Büttner / 
Lange / Mattbiesen in diesem Band). 

2.4 Lokal e Elite n 
Ein weiterer Aspekt möglicher Kreativitätsentwicklungen soü hier nicht unerwähnt 

bleiben. Lokale Eliten sowie ihre Zirkulations- und Reproduktionsprozesse haben in al­
len Transformationsprozessen, insbesondere aber in der Transformation osteuropäischer 
Städte eine wichtige Rohe für die Herausbildung von Ehtwicklungsoptionen, aber auch -
blockaden gespielt. In der Forschung sind jedoch die raumbezogenen Auswirkungen von 
EUtenzirkulation und -reproduktion in der ostdeutschen Transformation bislang kaum 
beleuchtet worden. Dies verwundert umso mehr, als gerade hier enorme soziokulturelle 
Kontraste und daran anknüpfende Interessengegensätze manifest geworden sind. Alte 
Netzwerke und ihre lokalpolitische VormachtsteUung sind in vielen Kommunen häufig 
das Resultat einer Ehtenreproduktion (Herlyn / Bartels 1994; Neckel 1999), die sich in 
bemerkenswertem Gegensatz zu der von Westdeutschland betriebenen massiven Zirku­
lation auf der überlokalen Ebene vollzogen hat (vgL Derhen 1997). Die erfolgreiche Ver­
teidigung mancher stadlpolitischer Bastion gegen neue, nachrückende Werteliten stellt 
für viele Kommunen eine ausgesprochen schwere Hypothek dar, wenn es um die flexib­
le Lösung kurzfristig eingetretener Entwicklungsprobleme geht. 

Für die gesellschaftliche Transformation Ostdeutschlands ist somit zunächst eine eher 
schwächende Wirkung des Überwinterns älterer Funktionsehten vermutet worden. Staats­
orientierung, Schwäche der Zivilgesellschaft, Distanzierung von Zukunftsbildern und 



kreativem Umgang mit ganz offensichtlichen strukturellen Desastern - all dies ist nicht 
lediglich allgemein für konservative Funktionsehten charakteristisch (Klages 1996), son­
dern scheint auch vor dem Hintergrund der „informal lags" postsozialistischer 
Modernisierung für die meisten ostdeutschen Städte der 1990er Jahre in besonders ho­
hem Maße prägend gewesen zu sein. 

3. Strategisc h initiiert e Kreativitä t un d neu e Entwicklungs -
mentalitäten -  ein e realistisch e Perspektiv e fü r ostdeutsch e 
Städte? 

Der Überblick über relevante Ergebnisse der raumwissenschafthchen Forschung zur 
Frage nach den Bedingungen und Trägern von kreativen Prozessen in städtischen 
Entwicklungskontexten hat einige - aus meiner Sicht durchaus verallgemeinerungsfähige 
- Befunde erbracht: 

n Ökonomische Innovation und darauf abgestellte Organisationsformen (z. B. 
Unternehmensnetzwerke) bedingen zunächst eine eigene Logik der Kreativitäts­
entfaltung (Ansatz „Kreative Milieus"). Die Akteure sind in ihren Handlungs­
feldern überwiegend auf sich selbst (d. h. ihren ökonomischen Auftrag") 
bezogen, was jedoch nicht ausschließt, dass sie zugleich andere Interessen 
verfolgen können und auch durch lokale Steuerungsprozesse ansprechbar 
wären. Ihre Erfahrungen mit besonders effizienten Formen der Wissens­
produktion sowie der Organisation relevanter Kommunikationsprozesse stehen 
für die Stadtentwicklung eine bislang nur wenig genutzte Ressource dar. So 
können sie auf dem Wege der Metakommunikaüon über neue, intelligente 
Formen der Problemlösung sowie der Verknüpfung unterschiedlicher Hand­
lungsfelder wertvolle Inputs für korporativ ausgerichtete lokale Entwicklungs­
strategien hefern (Ansatz „Lernende Regionen"). 

• Der Umstand, dass ökonomische Akteure in soziale Milieus und ahtagskulturehe 
Zusammenhänge integriert sind, sollte den Blick auf die diffizüen Prozesse der 
soziokulturehen Annäherung, aber auch der Abgrenzung gegenüber anderen 
lokalen Akteuren lenken (Ansatz „Wissensrnilieus"). Dass Akteure im Bereich der 
Wissensproduktion aufgrund ihrer teilweise besonders prägnanten Ausprägung 
von Lebensstilen und kulturellen Präferenzen dazu beitragen, neue stadt­
kulturelle Mischungen von Sirukturelementen nachzufragen sowie „passende" 
Kommunikationsformen zu entwickeln, mag für eine auf Kreativität setzende 



Eiitwicklungsstrategie ein besonders glücklicher Umstand sein. Aber auch im 
Falle existierender Abgrenzungen älterer städtischer Milieus gegen die neuen 
Wissensmilieus können latente Reibungsflächen und KonfhVktlinien entstehen, 
die sich bei genügender Aufmerksamkeit - insbesondere von Seiten der Lokal­
politik - produktiv nutzen lassen. 

• Lernende Regionen haben - trotz aller Unscharfe der zurechenbaren Konzepte -
auf der Praxisseite teilweise erstaunliche Ergebnisse gezeitigt Einige wenige 
Beispiele aus ostdeutschen Entwicklungskontexten haben vor Augen geführt, 
dass eine frühzeitige Verknüpfung von Akteuren mit dem Ziel der Schaffung 
quasi-korporatistischer Aktionsverbünde trotz aller Widersprüche und lokaler 
Konfliktkonsteüationen Erfolg haben kann. AHerdings scheint der Erfolg unter 
anderem von der Initiative einiger weniger „Macher" abzuhängen. 

• Die „Macher" oder charismatischen Führungspersönhchkeiten tauchen in den 
erfolgreichen Entwicklungsfällen (Beispiel: Jena) zwar an prominenter Stehe auf, 
werden aber scheinbar für seltene Glücksfälle gehalten. Besonders die Kunst, 
Diskurse über ökonomische und soziale Aspekte der Stadtentwicklung offen zu 
halten für neue Elemente und zugleich dem kollektiven Bedürfnis nach Sicher­
heit und bewährten Lösungen Rechnung zu tragen, stellt in Ostdeutschland eine 
enorme Herausforderung dar. Sie scheint bislang nur von einer kleinen Schar 
von Experten bewältigt werden zu können. Inwiefern eine bessere lokalpoliti­
sche Inszenierung solcher Figuren, die für neue Leitbilder, Visionen stehen, 
anregend sein kann für Nachahmer, sei zunächst dahin gestellt Dennoch dürfte 
viel gewonnen sein, wenn es wichtige Persönlichkeiten gibt, die öffentlich für 
neue Ideen werben und Diskussionen darüber anstoßen. Für die ostdeutschen 
Kommunen sollte nun, nach einer Dekade ökonomischer Depression, ein 
intensiveres Nachdenken über die Entwicklung von neuen Leitbildern, konkre­
ten Schritten zu ihrer Realisierung und eine möglichst breite lokale Unterstüt­
zung von Entwicklungsinitiativen mit Hilfe öffentlich sichtbarer Persöiüichkei-
ten auf der Tagesordnung stehen. 

• Ähnliches gilt für die Rolle neuer Eliten. Alternativen zu festgefahrenen Debat­
ten, und lokalen Entwicklungsblockaden zu finden, erfordert oftmals Protagonis­
ten, die nicht unbedingt spektakuläre Führungspersönhchkeiten sein müssen. Es 
reicht aus, wenn sie mit einer gewissen Entscheidungsmacht ausgestattet sind 
und sich nicht ausschließlich Partikularinteressen (wie dies z. B. für viele 
„reproduzierte" Eliten in Osteuropa typisch ist) verpflichtet fühlen. Besonders 



die neuen Werteliten und ihre Außenkontakte" (im Sinne des überlokalen 
Kontakts mit globalen Lebensstilen, anderen politischen Kulturen, ökonomi­
schen und sozialen Innovationen) könnten eine kreative Mitüerfunktion 
zwischen dem Jnnen" und „Außen" einer Kommune übernehmen und bestehen­
de soziokulturelle Abschottungen lokaler Milieus zu überwinden helfen. Obwohl 
noch für beträchtliche Zeit mit einem Überdauern der Netzwerke der „Old Boys" 
des Sozialismus zu rechnen ist, haben bisherige Zirkulationsprozesse bereits 
genügend Bewegung in die lokalen Ehtenkonstehationen gebracht, um Öffnun­
gen der Diskurse zumindest partieE zu ermöglichen. 

Als erste Folgerungen aus diesen Befunden lassen sich die folgenden Punkte her­
vorheben: 

1. Angesichts der starken Orientierung lokaler Milieus in ostdeutschen Städten an 
festen, „von oben" vorgegebenen strukturellen Rahmungen erscheint der Weg, 
der mit dem BMBF-Ideenwettbewerb „Stadt 2030" beschritten worden ist, in die 
richtige Richtung zu weisen. Ein Projekt- und Handlungsrahmen, der ausdrück­
lich als staatlich erwünscht apostrophiert worden ist, zugleich aber ausreichen­
de Spielräume für lokale Ausgestaltungen, prozedurale Veränderungen und vor 
allem Betätigungsmögüchkeiten für eine recht zaghaft sich entwickelnde 
Zivilgesellschaft eröffnet, dürfte akzeptable Mischungen an „Bewährtem und 
Unerprobtem" in Aussicht stehen. 

2. Zugleich ist jedoch nicht zu unterschätzen, dass soziokulturelle Abschottungsten­
denzen lokaler Milieus nach außen hin immer wieder harte Grenzen für interne 
Öffnungsprozesse schaffen. Lokal anerkannte, in den jeweiligen Milieus verwurzel­
te Akteure, die eine Mtüerfunktion zwischen dem Außen und Innen ihrer Milieus 
wie auch der Kommune einnehmen können, haben hier eine unverzichtbare, 
wichtige Aufgabe. Inwieweit solche Akteure jedoch systematisch gefunden und 
„entwickelt" werden können, ist eine offene Frage. Zumindest bedarf es zu ihrer 
Etabherung bereits relativ starker Gruppierungen, die sich für Öffnungsprozesse 
einsetzen und eigene Routinen der Kreativitätsentwicklung gefunden haben. Der 
Weg von defensiven zu offenen und vielleicht auch offensiven Entwicklungs-
mentahtäten benötigt eine ausreichende lokalkulturehe Bodenhaftung, um auch 
für Konservative und Skeptiker attraktiv werden zu können. 

3. Entgegen allen bisherigen Hoffnungen auf eine Veränderung lokaler Aus­
handlungskulturen und ein allmähliches Erstarken der Zivilgesellschaft in 



ostdeutschen Städten scheint es derzeit zu wenige Prozesse der Selbststeuerung 
zu geben, die Kreativitätsentwicklungen initiieren und auf Dauer lebendig 
halten können. Moderationsprozesse zwischen teilweise regelrecht antagonis­
tisch beschaffenen lokalen AUtagskulturen sind wünschenswert. Sie dürften 
allerdings vorerst nur mühsam durch Externe zu organisieren sein. Das Miss­
trauen gegenüber Entwicklungen, die seit dem Wendeschock der frühen 90er 
Jahre ständig im Verdacht stehen, weitere massive Umbrüche auf der lokalen 
Ebene mit sich zu bringen, sitzt tief und erfordert ein besonders sensibles 
Austarieren der erforderlichen institutionellen Formen sowie der Qualitäten der 
für Moderationsaufgaben in Frage kommenden Akteure. 

4. Neben den Akteuren und Kommunikationsformen sollten die Ergebnisse ihres 
Wirkens bedacht werden. Neue Formen des JPlacemaking", in denen ökonomi­
sche, politische und zivügesellschafüiche Akteure entweder - quasi sektoral -
getrennt oder auch konzertiert handeln, schaffen nicht lediglich neue Attraktivi­
täten für Orte, die zuvor in ökonomischer und sozialer Hinsicht Krisenerschei­
nungen zeigten. Sie schaffen Ortsqualitäten, die ohne passende Entwicklungs­
leitbilder und geeignete Zukunftsvisionen nur schwer bewahrt und weiter 
entwickelt werden können. Die Verständigung über diese Ortsquahtäten -
inklusive Überlegungen hinsichtlich der Eigenschaften neuer „sticky places" 
und der Voraussetzungen ihrer Schaffung - sollte nicht dem Zufall überlassen 
bleiben. Der gar nicht so selten eintretende Fall, dass ökonomische Akteure 
(z.B. „global player") lokale Entwicklungen mit einer gewissen Attraktivität 
(„stickiness") anstoßen, dann aber ihre regionalen Interessenschwerpunkte 
verlagern und einen wichtigen Teil der an Placemaking-Prozessen beteiligten 
Akteure einfach wieder mitnehmen, sollte zu rechtzeitigen Vorsorgemaßnahmen 
seitens der lokalen Akteure Anlass geben. 

AU diese Maßnahmen dürfen allerdings nur Rahmung bleiben. Sie entheben die „Lo­
kalen" nicht von der Notwendigkeit, genau zu definieren, was unter neuen Entwicklungs­
zielen verstanden werden sollte und für welche Zwecke die neuen Entwicklungs­
mentalitäten eingesetzt werden sollten. In den vergangenen Jahren ging die Tendenz der 
etablierten Politik, aber auch der Regionalwissenschaften dahin, eine verbesserte An­
passung der Städte an die vermeinthchen Erfordernisse der Globalisierung und des regi­
onalen bzw. interurbanen Wettbewerbs einzufordern. „Sticky places" waren demnach 
Orte, die für bestimmte wirtschafüiche Tätigkeiten definiert, eingerichtet und interaktiv 
weiter entwickelt wurden. Oder, einfacher ausgedrückt: Es handelte sich um Orte, an 
denen quasi natürliches Wirtschaftswachstum stattfinden soUte. Kreativität wurde dabei 



unter eindeutigen ökonomischen Kriterien subsumiert, als eine Art Schmiermittel, das 
einen ächzenden regionalen Motor wieder flott machen sollte. 

Angesichts der recht ungewissen wirtschaftlichen Entwicklungsprognosen und der 
hohen sozialen Risiken, denen sich die meisten ostdeutschen Städte gegenüber sehen, 
erscheint diese neo-liberale Perspektive als nicht ausreichend. „Placemaking" kann viel­
mehr auch in dem Sinne verstanden werden, dass lokale Akteure versuchen, sich in 
einer durch Globalisierungsprozesse veränderten Realität neu einzurichten, und zwar 
derart, dass grundlegende Aspekte einer befriedigenden Lebensführung an diesen Ort 
berücksichtigt werden. In diesem Sinne wäre dann eher eine kritische Revision alter 
Selbstverständhchkeiten zu leisten. Nicht auszuschließen ist, dass in solch einer Pers­
pektive auch die (Er-)Findung neuer Kriterien für die Gestaltung städtischer Lebens­
verhältnisse erforderlich wird. Für derartige Prozesse wären die lokalen Milieus mit ih­
rem spezifischen Alltagswissen, mit ihrem ausgeprägten Erfahrungsschatz in Bezug auf 
existentielle Risiken sowie mit ihren lang gehegten Hoffnungen und Visionen eine wich­
tige Triebkraft. 
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R a u m w i r k u n g e n v o n W i s s e n s m i l i e u s 

Handlungsstrategien un d Akteurspotenzial e vo n 
Start-Up-Unternehmern i m FuE-Bereic h vo n 
Frankfurt/Oder un d Jen a 

1. Situationsbeschreibun g Diagnos e 

Unter fortdauerndem strukturellen Krisendruck haben in den vergangenen Jahren 
zahlreiche ostdeutsche Städte auf das leitbildartige Entwicklungsmodeh einer wissens­
basierten und lernenden Stadtentwicklung gesetzt. Oftmals durch industriege­
sellschaftliche Vorprägungen bedingt, werden seit Mitte der 1990er Jahre ansatzweise 
Innovations- und High-Tech-basierte Trägergruppen in die wissenspohtischen Entwick-
lungshnien einer Stadt konzeptuell eingebunden. Perspektivisch wird dabei mit unter­
schiedlichem Erfolg an einer Verknüpfung von Ökonomie - Raum - Kultur und Wis­
senschaft gearbeitet. Diese symbolischen Leitlinien und ihre faktischen Verräum-
lichungen bilden den Rahmen für die zumeist hochdynamischen und transnational 
operierenden Wissensökonomien sowie deren sozialräumliche und standörtliche An­
forderungen. 

Innovative Milieus scheinen in diesem Zusammenhang eine Inkubatorenfunktion 
zu haben. Deren Vorhandensein wäre danach entscheidend für die regionale Wett­
bewerbsfähigkeit. Das Zustandekommen möglicherweise als innovativ zu bewerten­
der Akteurskonstellationen sowie die Qualität ihrer regionalen wie überregionalen 
Verflechtungsbeziehungen werden aber weiterhin kontrovers diskutiert (vgl. Maresch 
/ Weber 2002). Im Folgenden wird anhand der Standorte Frankfurt/Oder und Jena ex­
emplarisch das Zusammenspiel von sozialräumhchen und physischen Variationsmustern 
dieser wissenspohtischen Vorgabe untersucht. Dabei fokussieren wir auf die Prozesse 
der Netzwerkbildung von ökonomischen FuE-basierten Start-Up-Unternehmern, ihren 
relevanten Lernprozessen und Strategien der (trans-) lokalen Bindungspraktiken im 
Kontext vor Ort sowie den sich dabei einstellenden spezifischen Pfadvarianten der 
beiden ostdeutschen Städte. 



2. Diskussionskontex t 

„Das Europa von heute erlebt einen WandeL dessen Ausmaß dem der industrieUen 
Revolution vergleichbar ist." (EU-Memorandum Lebenslanges Lernen, 30.10.2000: 8) Vie­
les spricht dafür, diesen epochalen Umbruchprozess in dem Begriff .Wissensgesellschaft' 
zu bündeln. Deren wirtschaftliche Grundlage sind zunächst einerseits Produktion und 
Austausch von immateriellen Gütern und Dienstleistungen. Andererseits wird Wissen in 
vielen Formen und ganz unterschiedlichen Spielarten wichtig. Wissen erlangt vor allem 
als Bewertungsinstanz von Informationsdurchflüssen Relevanz - und zwar in ganz un­
terschiedlichen Typen von Wissen - vom technologischen Expertenwissen (IuK) über 
Koordinationswissen bis zu impliziten und lokalen Wissensformen. In dieser Formen­
vielfalt dient Wissen sowohl als .Motor' wie .Koordinator' regionaler Entwicklungs­
zusammenhänge. Eine entscheidende Politik- und Forschungsfrage ist es dann, wie regi­
onale wissensbasierte Lernprozesse und die Ausbildungsprozesse dafür institutionali-
siert werden müssen und fokussiert werden können. Allerdings folgt der Wissensbasierung 
von Entwicklungsprozessen bekanntlich ein paradoxer schwarzer .Schatten'. Mit zuneh­
mendem Wissen erhalten wir nämlich immer auch genauere Kenntnis darüber, was wir 
alles nicht wissen, daher auch nicht top-down steuern oder planen können (vgL Matthiesen 
1998). Wissen und Nicht-Wissen gehören insofern näher zusammen, als viele Wissens­
technokraten glauben machen wollen. 

Nicht zu unterschätzen ist auch die Verbindung von Wissen und (struktureller) Macht, 
die in sog. Wissensgesellschaften noch einmal sehr viel manifester wird (vgl. Maresch/ 
Weber 2002). Es entwickeln sich also neue Disparitäten und Ungleichheiten zwischen 
denen, die ausreichend qualifiziert sind, um sich auf dem Arbeitsmarkt zu behaupten 
- und als Wissende und Eigentümer der neuen Produktivkraft Wissen teilweise sogar 
stärker als je zuvor im Aushandlungsprozess von Arbeitskonditionen auftreten kön­
nen -, und denjenigen, die „auf der Strecke" bleiben. Neue „Täler der Ahnungslosen" 
tun sich damit auf - nicht mehr politisch oder geographisch gewollt, sondern gleichsam 
technologisch induziert und/oder mit einem Trivialniveau von bloßem Medienkonsum 
stillgestellt. 

lebenslanges Lernen"  wird vor diesem Hintergrund unabdingbar und nicht nur aus­
schließlich von Individuen erwartet Unter dem Druck von europäischen und transkonti­
nentalen Wettbewerbsverschärfungen optieren seit Mitte der 80er Jahre Städte und Re­
gionen zunehmend für EntwicMungsprogrammatiken, die die Förderung wissensintensiver 
Innovationsprozesse und entsprechender Leitbilder zentral stellen." Innovative Milieus, 
Wissensstädte, Lernende Regionen, Knowledge Economies, College Parks mit Forschungs-



Universitäten, Firmenausgründungen und Start-Up-Netze: Allenthalben werden neue 
Verknüpfungen im hochdynamischen Verweisungsfeld von Ökonomie - Raum - Wis­
senschaft - Kultur erprobt. Nicht selten firmieren diese neuen Mixturen inzwischen 
als raumstrategische und symbolisch-politische Allzweckwaffen im härter werdenden 
Kampf um die Optimierung der Entwicklungschancen von Stadt- und Metropolregionen. 
Auch wenn man die diskursiven Jiypes"  rund um die Wissensgesellschaft davon in 
Abzug bringt, gibt es eine Reihe von Indizien dafür, dass sich in der Tat zentrale gesell­
schaftliche und ökonomische Prozesse durch einen qualitativen Sprung in Art und 
Ausmaß der Wissensbasierung ihrer Entwicklungsdynamiken umstrukturieren (vgl. 
bspw. Bryson et al. 2000). Die brisantesten Debatten kreisen gegenwärtig darum, ob 
damit einerseits in einem emphatischen Sinne neue Entwicklungsdynamiken und neue 
Raumbindungen, andererseits aber auch .neue Ungleichheiten  auf stadtregionaler wie 
individueUer Ebene erzeugt werden (im Sinne der Verschärfung von Gewinner- und 
Verlierer-Disparitäten und damit einer „digitalen Spaltung" der Gesellschaft; vgl. 
Perillieux u.a. 2002). 

3. Konzep t Lernend e Regione n i m Kontex t vo n ostdeutsche n 
Krisensituationen 

Das Thema der Lernenden Region gilt in der Perspektive der Regionalwissenschaften 
als „Produkt der Globalisierung und des damit verbundenen beschleunigten und ver­
schärften wirtschaftlichen Strukturwandels" (Fürst, 2001:1). Das heißt zugleich, dass es 
als Reaktionsversuch auf einen erhöhten Innovationsdruck und den Zwang zur intelli­
genten Anpassung an veränderte RaJmenbedingungen interpretiert wird. Es taucht also 
häufig im Kontext der Debatten um die Innovationsfähigkeit von Gesellschaften und 
ihren Stadtsystemen auf. 

Der Ansatz der Lernenden Region reagiert nun so auf diese Ausgangslage, dass gera­
de Sozialräume unterhalb der Nationenebene zu systematischen und permanenten intel­
ligenten Anpassungen an neue Entwicklungen herausgefordert werden: Damit wird Ler­
nen von Personen wie auch Institutionen zu einer kontinuierlichen Daueraufgabe, die 
auch auf der organisatorischen Ebene erhebliche Folgen nach sich zieht. Zudem sind 
Lernende Regionen zu reflexiver Rationalität fähig, was einer dominanten Lesart zufolge 
strategisches und Zielerreichung kontrollierendes Handeln bedeutet (vgl. Fürst 2001: 1 
ff.). Eine zweite, stärker wissensgesellschafthch orientierte Lesart - die hier nicht weiter 
ausgeführt wird - nimmt dagegen die jeweilige Zielstruktur selbst mit in den Reflexions­
prozess hinein (vgL Wilke 1998: 353 ff.). 



Lernende Regione n un d Entwicklungs-Disparitäte n 
Eine Hauptaufgabe der Regionalforschung ist es zu verstehen, warum sich Regionen 

ungleich, disparitär und ungleichzeitig entwickeln. Die für den Osten Deutschlands 
konstatierbaren Schrumpfungsdynamiken (mit Bevölkerungsverlusten, Überalterung, 
brain-drain, Wohnungsleerständen und dynamischen Peripherisierungsschrauben) geben 
reichlich Gelegenheit, über Gründe und Ursachen von regionalen Entwick-
lungsspreizungen verstärkt  nachzudenken - nun im doppelten Kontext von Globali-
sierungs- und Transformationspfaden. Zwischen Ost und West - zwischen Teilregionen 
des Ostens, aber auch zwischen sozialen Milieus und Stadtteilen etc., wie bspw. der Ber­
liner Sozialatlas unschwer belegt, entwickeln sich zugleich „alte Ungleichheiten und neue 
Spaltungen" (Berger / Vester 1998). Die zunehmende Verwendung des Lernende Regio­
nen-Konzeptes gerade in Ostdeutschland zeigt andererseits, dass dieses Konzept alles 
andere als ein „Schön-Wetter-Konzept" ist. Gerade in Teilregionen mit starken Struktur­
problemen wird es in den letzten Jahren auf Herz und Niere geprüft und implementiert. 
Maßgebhches Ziel des Lernende-Regionen-Ansatzes ist es, die endogenen Potenziale ei­
ner Region aufzugreifen, zu profilieren und strategisch neu zu bewerten. Dabei gilt es, 
die Wissens- und Erfahrenspotenziale der Bewohner als möghche Zukunftsressourcen 
ernst zu nehmen und in politische Handlungsstrategien umzusetzen. 

Vor Ort finden sich in der Regel eine ganze Reihe von bewunderungswürdigen priva­
ten Initiativen, die häufig - bottom-up  ansetzend - von den lokalen Technokraten sowie 
den institutionellen Akteuren nicht ernst genommen werden - insofern auch mehr oder 
weniger folgenlos bleiben. Top-down  sind insbesondere in Ostdeutschland bislang noch 
zu wenige integrierte strategische Steuerungspolitiken und Steuerungsideen entwickelt 
worden, die in der Lage wären, lernorientiert solche bottom-up-Iieen  von Arbeit- und 
Bildung-verschränkenden Lernende-Regionen-Ansätzen aufzugreifen. Gerade wegen der 
mangelhaft passfähigen Ausbildungsqualifikationen und dem niedrigen Altersdurch­
schnitt aber erscheint es doppelt plausibel, Lernende-Regionen-Konzepte für die stadt­
regionalen Räume Ostdeutschlands zu erproben. Merdings muss Lernen dabei auch als 
Wirtschaftsfaktor ernst genommen werden (vgl. Matthiesen 1998). 

Lernende Regio n - ei n Konzep t i n mindesten s zwe i Spielarte n 
Wie in der Vorbemerkung schon angedeutet, haben wir es bei dem Konzept der Ler­

nenden Region mit einem Zwitterbegriff'zu tun: Zum einen enthält er sowohl starke nor-
mative Elemente in Richtung auf Gestaltungs- und EntwicklungsmodeUe für Regionen 
und ihre Akteure. Zum anderen wird er als analytischer Begriff eingesetzt, um zu erklä­
ren, warum Disparitäten zwischen und innerhalb von Regionen auftreten und warum 
bestimmte Regionen Innovationsdynamiken und dazu passende Institutionen entwickeln 



- andere Regionen dagegen unter dem Druck der Konkurrenzbeziehungen zurückfallen, 
bis hin zu Sklerosen, Entwicklungsblockaden und iocMn-Situationen. Als Träger von Lern­
prozessen können unterschiedlich groß dimensionierte Akteure auftreten: Es können In­
dividuen sein, insbesondere im Zusammenhang mit Bildungsprozessen, Reifungskrisen, 
Stadien der persönlichen Entwicklung, der Identitätsbildung. Es können aber auch in 
einem übertragenen und doch sehr konkreten Sinne Organisationen, Institutionen, Verei­
ne, Stadtteile, Bezirke, Milieus und Regionen sein, die lernen - etwa indem sie eine flexib­
lere, anpassungsfähigere oder Problemlösungen optimierende Organisationsstruktur 
entwickeln. Auch hier lauern etliche Fallstricke, etwa wenn man solche Groß-Subjekte 
wie eine Nation oder eine Region mit den gleichen essentialistischen, also verwesenthchten 
Kategorien belegt, wie Individuen. Auch hier hilft aber keine Definitionspolizei vor Zwei­
deutigkeiten, sondern nur die Aufmerksamkeit auf die Einhaltung von Größen- und 
Aggregierungsebenen im politischen und wissenschaftlichen Diskurs. 

Das Konzept der Lernenden Region wird in zwei deutlich unterscheidbaren Versionen 
vertreten - mit jeweils anderen Akteursebenen, unterschiedhchen Strategien und Fol­
gen für die Politik. Zwar machen beide Versionen Anleihen beim jeweils anderen Kon­
zept, dies aber eher im Sinne der Ergänzung. Echte Syntheseversuche sind noch selten. 
Variante 1  ist eher in den Regionalwissenschaften und der Regionalpolitik zu Hause, 
Variante 2 im Bildungsbereich und in der Bildungspohrik. Damit sind zugleich auch zwei 
deutlich unterscheidbare Diskursfamilien gekennzeichnet - die aber in einer dritten 
Variante zusammengeführt werden müssen. 

Variante 1 : Lernen wird hier verstanden als innovative intelligente Anpassung von 
Akteuren und Institutionen an veränderte gesellschaftliche, insbesondere ökonomische 
RaJhmenbedingungen sowie als flexible Steigerung der eigenen Interaktionskompetenzen. 
Diese Variante prägt die Sichtweise der Regionalwissenschaften, insbesondere der 
Regionalökonomie, aber auch regionale Fach- und Förderpolitiken. „Eine lernende Regi­
on bietet danach einen Handlungsrahmen, der es den Akteuren erleichtert, sich verän­
derten Bedingungen lernend und kreativ, auch innovativ, vor allem aber schnell und 
flexibel anzupassen. Gesucht wird dabei nach Modehen kohektiver Selbst-Steuerung auf 
regionaler Ebene unter Einbezug einer dynamischen Komponente des Lernens. Die Logik 
des Ansatzes geht folglich über die neo-klassischen Wirtschaftswissenschaften weit hin­
aus, indem sie kognitiven und sozio-kulturehen Aspekten der relevanten Akteure ein 
sehr hohes Gewicht gibt." (Fürst 2001: 2) 

Variante 2: Die zweite Version des Konzeptes der Lernenden Region ist sehr stark auf 
Bildung, Ausbildung, Weiterbildung, Lebensbegleitendes Lernen und eine entsprechen-



de Vernetzung von Lemdynamiken hin orientiert - und erst über dieses Medium wirkt 
dieses Konzept dann positiv auf regionalökonomische Entwicklungsprozesse zurück. Ziel­
größe sind hier also zunächst individueUe Lernprozesse von Personen und die sukzessive 
Steigerung des sog. Jlumankapitals". Zugleich geht es dabei immer auch um eine Optimie­
rung der Strukturen und Institutionen des Lernens und der Bildung, der Lernkulturen für 
Kompetenzentwicklung usw. - mit dem Ziel aber, vor allem individuelle Lernprozesse zu 
optimieren (vgL Asheim/ Cooke 1999). Variante zwei favorisiert also Strategien der Regional­
entwicklung, die stark bildungszentriert  sind. Das muss kein Nachteil sein, sollte aber als 
konzeptuell doch anders justierter Ansatz klar gekennzeichnet werden. 

Variante 3: Den ernsthaften Syntheseversuchen  dieser beiden Varianten geht es dann 
immer um eine systematische Kopplung von Lerndynamiken und  Interaktionsdynamiken, 
die neben den Bildungs- und Lernprozessen sowohl auf ökonomische Entwicklungen wie 
auf soziale und kulturelle Miheubildungsprozesse fokussieren. Ein Problem von zu 
bildungslastigen Lernende-Regionen-Konzepten ist zweifellos, dass besser ausgebildete 
Arbeitnehmer verstärkt dazu tendieren, die Region zu verlassen, wenn es dieser nicht 
gelingt, adäquate Lebens- und vor allem Arbeitsmöglichkeiten zu schaffen! Bildung muss 
insofern in „ein umfassenderes Entwicklungskonzept eingebettet werden, das wirtschaft­
liche, soziale und kulturelle Faktoren berücksichtigt" (Schöne 2001:21) - bei der Gefahr 
der Überkomplexität des Programms allerdings. 

Ein allgemeiner Kommentar zum Konzept Lernende Region: Wenn man genau hin­
sieht, sind die meisten Lernende Region-Ansätze doch eher zögerhch, den Lernprozess 
systematisch auch auf die eigene Organisations- und Institutionenstruktur selbst anzu­
wenden. Gerade die hier anschließenden entwicklungspohtischen Umsetzungsversuche, 
etwa regionale Bildungsoffensiven unter wissenschaftsgesellschaftlichen Vorzeichen 
(Scheff 1999; Schaff er/Thieme 1999), stehen dann in einer besonderen Erklärungspfhcht 
Ökonomienahes individueUes Lernen wird dabei nämlich häufig vor dem Fiintergrund 
eines eher konservativen Bildungsbegriffs als Mittel der Schaffung innovationsgerechten 
Humankapitals und der Auffrischung gealterter Wissensbestände propagiert. Lernen des 
Lernens also bleibt für viele Lern-Netze eher Programm, als Realität - zweifellos ein 
großes Manko vieler Lernende-Regionen-Netze. 

Mit dem in der Abteilung Wissensmilieus und Siedlungssüukturen des Instituts für 
Regionalentwicklung und Strukturplanung (IRS) entwickelten Wissensmilieu-Ansatz  wird 
versucht, diesen Zusammenhängen näher auf den Grund zu kommen. Anhand der Erfor­
schung der place making  -Strategien von Wissensmiheus über Netzwerke und Institutio­
nen können dabei tadividuelle als auch institutionelle Lernprozesse abgelesen werden. 



4. Lerne n -  Wisse n -  Innovationsprozess e -  Rau m 

4.1 Mod i de r Wissensproduktio n 
In den kapitalistischen Industriegesellschaften der Gegenwart hat sich ein grundle­

gend neuer Modus der Wissensproduktion mit weitreichenden institutionellen Konse­
quenzen herausgebildet (vgl. Gibbons et al. 1994; Nowotny et al. 2001). Dieses Aufkom­
men einer neuen Form der Wissenserzeugung gilt inzwischen häufig als Indikator für 
einen grundlegenden gesellschaftlichen Strukturwandel (vgL Bender 2001: 6). Seit Mitte 
der 1990er Jahre wird dieser Prozess mit den kategorisch-dual eingeführten Begriffen 
Mode 1 und Mode 2 zu beschreiben versucht. Während Mode 1 Problemlösungen kontext­
los, disziplinar, in hierarchischer Organisationsform erarbeitet und damit als ein vom 
Rest der Gesellschaft getrenntes Subsystem „Wissenschaft" institutionalisiert ist, geht 
Mode 2 spezifisch, transdisziplinär, heterarchisch, anwendungsbezogen und reflexiv vor. 
Mode 2 operiert zudem mit lokal orientierten Problemdefinitionen. Mode 1 erzeugt räum­
lich klar definierte Organisationen und Institutionen und gilt damit als traditionelle Form 
der Wissensproduktion, während Arbeitsprodukte in der neuen Konstellation Mode 2 
nicht primär in institutionellen Kanälen kommuniziert werden, sondern zwischen Indi­
viduen. In zeitlich befristeten Organisationsformen arbeiten im „Mode 2" hochspezialisierte 
Projektteams unter starkem Ressourcendruck, im Verbund von innovativen Wissenschaft­
lern und technologischen Spezialisten - systematisch erweitert durch symbolic analysts, 
Betriebswirte, Consultants und Patentanwälte sowie durch Planer und Politiker - an 
hochkonkurrenten Entwicklungen. Damit werden Menschen als Kompetenzträger zur 
Hauptressource von Modus-2-artigen Prozessen (vgl. Bender 2003). 

Eine Analyse des Lemende-Regionen-Konzeptes erfordert eine klare Unterscheidung 
der Begriffe Daten, Informationen, Wissen, Lernen: 

Daten sind beobachtete Unterschiede und werden zu Informationen, wenn sie unter 
Relevanzkriterien gebracht werden. Wissen  dagegen bezeichnet kognitive Operationen 
mit einer sehr viel anspruchsvolleren Selektion. Lernen beschreibt Willke (2002: 15) als 
eine bewährte Praxis, in der passende Information an passender Stehe eingebaut wird, 
an die sich wiederum soziale Praktiken verdichten. 

Die bekannten dualen Wissensschematisierungen (implizites/explizites Wissen, kodi-
fmertes/unkodifiziertes Wissen, personen-/institutionengebundenes Wissen) haben sich 
bei unseren empirischen Untersuchungen zum Zusammenhang von Stadtentwicklung 
und Wissensentwicklung als hilfreich, aber unzureichend erwiesen. Weitgehend kodifi­
zierte Wissenstypen operieren nach unserer Erkenntnis immer auf dem Boden von im-



pliziten Wissensformen (Alltagswissen, Milieuwissen, lokales Wissen) sowie vor dem Hin­
tergrund des reflexiven Wissens (vgL dazu auch die klugen Analysen zur Wissensbasierung 
innovativer Ökonomieformen von Jeremy R. L Howehs, 2002:871 ff.). Gegen das wissens­
technokratische Kurzschlussprogramm der möglichst restlosen Explikation impliziten 
Wissens21 ist also festzuhalten, dass die Bodenfunktion impliziten Wissens gerade auch 
bei technologischen Innovationsprozessen auf ihrer Impliziertheit beruht. Implizites 
Wissen lässt sich also nie in seiner Gesamtheit explizieren; gerade für innovative Durch­
brüche kommt diesem noch nicht kodifizierten holistischen Wissenstypus daher eine 
entscheidende und nicht-substituierbare Rolle zu. 

Eine lokale Intensivierung von Lernprozessen und die Humankapitalförderung kön­
nen sicherhch auch zunächst den Abwanderungsdruck erhöhen, weh überlokale Arbeits­
märkte plötzlich interessant werden. Das macht nochmals auf die notwendige Ergänzung 
von Bildungsmitiativen durch soziale und ökonomische Angebote sowie Arbeitsmarkt-
pohtiken aufmerksam. Es zeigt zugleich, wie wichtig eine intensive Pflege von Orts-
bindungen und Milieueinbmdungen  ist - nicht im Sinne der Abschottung, sondern um 
neue Mischungen von Mobilität und Ortsbindung, von lokalem Eigensinn und Neugierde 
auf das Fremde (als Fremdes) zu fördern. Abgeschottete 'Lernende Regionen' gibt es nicht. 
Die theoretische Diskussion über das Zusammenspiel von lokalen Lernformen, Politik 
und Handeln und den jeweiligen Akteuren regionaler Institutionen wird mit Hilfe des 
am IRS entwickelten analytische Konzeptes der Wissensmilieus  genauer untersucht und 
zu beschreiben versucht. Allgemein definieren wir dabei Soziale  Milieus als relativ 
homogene soziale Beziehungsformen mit erhöhter Binnenkommunikation, deren Grund­
lage gemeinsames implizites Wissen in vielen Bereichen bildet. Einerseits sind soziale 
Milieus damit „Ausdruck der regionalen Kultur" (Ache 2003), andererseits prägt das 
Umfeld wiederum ihre wesentlichen Elemente. Wissensmilieus  stehen dann eine spezi­
fische Ausprägung von sozialen Milieus dar. Die Trägergruppen solcher Milieus struktu­
rieren in unterschiedlichen Formen und Funktionen - beruflich, im Intermediärbereich, 
privat durch ihre konkreten Handlungsvollzüge hindurch - eine zunehmende 
Wissensbasierung gesellschaftlicher Entwicklungsprozesse mit und sind somit der „In­
kubator von Innovationen und innovativen Unternehmen in einer Region" (Ache 2003). 
Inwiefern sie dabei explizit und faktisch, teilweise aber auch aufgrund der Kultivierung 
und Generierung spezifischer Lebensstile implizit eigene Raumbedarfe artikulieren bzw. 
welche Einflussgrößen und Steuerinstrumente zur Erhöhung der Attraktivität von Stadt­
regionen eingesetzt werden (vgl. Matthiesen / Bürkner 2003), sind Fragestehungen, die 
auf stadtpohtischer Ebene empirisch zu überprüfen sind. 



4.2 WissensmiUeus , Raumbedarf e un d Raumentwicklunge n 
Von besonderem Interesse im Zusammenhang mit wissensbasierten Formen der Stadt­

entwicklung sind sogenannte sticky  knowledge  places  (vgl. Markusen 1996). Da sich 
Akteurskonstellationen vorwiegend über gemeinsame Problemstellungen 2xisammenfin -
den, spielt der lokale Ort als Gelegeimeitsstruktur für neue Vergemeinschaftungsformen 
eine nicht zu unterschätzende Rohe. Konkrete Räume (Kultur-, Kneipenszenerie wie in­
stitutionalisierte Netzwerkforen, Konferenzen etc.) werden zu Zwischen-Räumen oder 
translokalen Räumen für WissensmiUeus, die sich für eine begrenzte Zeit vor Ort zusam­
men finden, um später neue AkteurskonsteUationen - evtl. andernorts - einzugehen. 
Gleichzeitig aUerdings ist die Anbindung an überregionale Netzwerkstrukturen im glo­
balen Wettbewerb von Bedeutung und damit eine mögUche Unabhängigkeit der Akteure 
von konkreten lokalen Orten zu überprüfen. 

Der von uns herangezogene MiUeubegriff fokussiert damit eine einbettende Struktur­
ebene zwischen der globalen und lokalen Ebene - eine Mesoebene. Er kann somit als 
analytische Kategorie konzeptionell informelle und formelle Interaktions- und 
Kommunikationszusammenhänge im Kontext sozial relevanter Tätigkeiten bündeln. Raum 
zeigt in diesem Sinne eine große geographische und soziale Sensibüität. 

Aufbauend auf diesen Erkenntnissen ergeben sich einige interessante Neubewertungen, 
die gerade auch für die „kreative Stadt" relevant sind: 1. von lokalen Bindungs- und 
Einbindungskräften, 2. von konkreten sozialen Interaktionsprozessen und 3. der Bildung 
kritischer Massen. In unserem Beitrag interessieren uns daher die jeweihgen Träger-
grappen des Wissens, das Soziale Milieu, welches ortsgebundenes Wissen (Wissen über 
Handlungszusammenhänge, Akteure, Netzwerkstrukturen) für Innovationen zu nutzen 
versteht. Ausgehend von diesen Trägergruppen wird vor allem nach neuen, weitgehend 
unbekannten Raumbedarfen gefragt. Zum anderen wird in der Gegenrichtung nach den 
Effekten einer zunehmenden stadtregionalen Wissensbasierung gefragt, zudem nach Ef­
fekten, die von assozüerten Institutionen ausgehen. 

4.3 Anwendungskontex t de s Wissensmilieu-Konzepte s 
Unseren analytischen Ansatz der Wissensmilieus woUen wir anhand beispielhaft aus­

gewählter FäUe mit An-/Einbindungen zweier Städte, die sich das Leitbüd „Wissensstadt­
entwicklung" auf die Fahnen geschrieben haben, verdeutlichen. Hierbei verfolgen wir 
die Absicht, Entwicklungspfade als möghche Lernprozesse für innovative Entwicklun­
gen aufzuzeigen. Dabei wird die These des Wandels von einer Mode 1- zu einer Mode 2-
Gesellschaft einer kritischen empirischen Überprüfung unterzogen. Weiter gehen wir 



der Frage nach, wie räumliche Strukturen die Handlungs- und Lernfähigkeit lokaler 
Akteure (Wissensmilieus) beeinflussen und damit letztlich zu wissensintensiven Innova­
tionen mit neuen Raumwirkungen führen. 

Lernende-Regionen-Ansätze der Variante 1 (s.o.) betonen die neuen Lernanforderungen 
der ökonomischen Akteure. Um sich an wechselnde regionale und globale Situations­
kontexte anpassen zu können und dabei weiterhin innovativ zu bleiben, weisen diese 
Ansätze darauf hin, dass zum einen spezifische Interaktionsprozesse, Netzwerk­
kommunikationen, mterdisziplinär gemischte Wissensträger letztlich Vertrauensbildung 
fördern, die rückwirkend als Innovationsstimulanz bewertet wird. 

Damit erfährt die lokale Ebene durch zunehmende globale Herausforderungen, die 
durch Netzwerke in gemeinsame Leitbüder und letztlich lokale Aktionen und Strategi­
en übersetzt werden, für den gesellschaftlichen Ausbildungsprozess eine neue entschei­
dende Bedeutung. Im lokalen und regionalen Kontext können auf diese Weise Kräfte 
gebündelt werden, um im Wettbewerb der Regionen (BioRegio, Euregio etc.) erfolg­
reich zu sein. 

Der ökonomische Erfolg wird durch das implizite Wissen der Netzwerkakteure über 
die „Chemie des Ortes" oder darüber, wie etwas vor Ort funktioniert, zunächst eben auch 
vor Ort bestimmt. Da sich in Innovationsprozessen vormals verfestigte Kategorien wie 
Arbeit vs. Freizeit, Privat vs. Freizeit aus der Sicht des Individuums prozesshaft überla­
gern und vermischen, rückt die Frage nach der Verräumhchung dieser temporären 
Vergemeinschaftung unabweisbar wieder in den Vordergrund. Einzig und alleine auf die 
„Regionale Einbettung" zu verweisen erklärt nicht die ebenso proaktiv von neuen Träger­
gruppen (Start-Up-Akteuren oder -Gemeinschaften) oder institutionellen Vertretern ge­
schaffenen Places.  Zudem bleibt unklar, inwiefern Unternehmer mit innovativen Produk­
ten wiederum rückwirkend Ortsbindungen in Ermangelung geeigneter Orte herstellen 
und entwickeln {je-embedding  oder re-mventing ofRegionV). 

Insbesondere die FuE-Unternehmensgründer in den neuen Bundesländern werden 
mit dem Problem eines neuerhch anhaltenden Abwanderungsverhaltens einer sehr gut 
ausgebildeten Spezialistenstruktur konfrontiert Das gefährdet massiv die Tragfähigkeit 
von lokalen Bindungskräften. 

Durch die Halbwertszeit von Wissen, durch ökonomische Schwankungen und unter­
schiedliche Anbindungsmöghchkeiten von Institutionen und Personen an globale/lokale 
Entwicklungen bedingt, stehen sich unterschiedliche Anforderungen an den Raum. Mit 



den globallokalen Entwicklungen einhergehend bzw. aufgrund persönlicher lebensstil­
spezifischer Entscheidungen diskontinuierUch zu diesen Entwicklungen verlaufend, sind 
persönliche Verhaltens- und Handlungsmuster von „neu" im städtischen Feld operieren­
den unternehmerischen Akteuren der FuE-High-Tech-Branche als biographische Lebens­
verläufe schließlich in der empirischen Untersuchung mit in Betracht zu ziehen. Vor dem 
Hintergrund sich schnell verändernder Muster der Lebensführung (Patchwork-
biographien) von Personen und sich in ihrer Institutionalisierungsform verändernder 
Institutionen ist nach den Chancen für eine dauerhafte Etablierung dieser Milieus vor 
Ort und damit nach den lokalen Anknüpfungspunkten für die jeweiligen Lebensabschnitte 
zu fragen. Hieraus ergeben sich wiederum Fragen nach der Gestaltbarkeit von Orten und 
der Einflussmöglichkeit bzw. Handlungsfähigkeit relevanter Akteure in diesem 
Gestaltungsprozess. 

Gerade im Kontext von Schrumpfungs-  und  Transformationsdynamiken  stehen sich 
daher über das Normalmaß hinaus komplexe Anforderungen an Unternehmensgründer 
im FuE-basierten Feld der Produktion von Wissen. Welche Strategien, Lernkonzepte und 
Organisationsformen lassen sich auf der unternehmerischen Ebene entwickeln und dar­
stellen, um den FToduktionsbedingungen der FuE-Branche in der spezifischen städtischen 
Situation Ostdeutschlands zu entsprechen? Jena und Frankfurt/Oder werden in den fol­
genden Ausführungen prototypische Referenzfälle darstellen, anhand derer nach den 
spezifischen Netzwerkbildungen gefragt wird, die in spezifische Wissensökonomien der 
FuE-Innovationsprozesse verwoben sind. 

Wie gestaltet sich also das Verhältnis von lokaler Ein- wie An-Bindung an bestehende 
Institutionen (Stadt, Verbände, Universitäten, Schulen, Verwaltung) gegenüber neuen 
regionalen, überregionalen und/oder sogar transnationalen Wissensmärkten? 

Im Folgenden wird herausgearbeitet, wie Start-Up-Prozesse und -Szenerien sich in 
beiden Stadttypen formieren und in welcher Form die leitbildartig vorgetragenen Stadt­
programmatiken („Wissensstadt") erste auch räumliche Ausprägungen erfahren haben. 
Aus der Sicht von neuen Unternehmern im Bereich der Forschung und Entwicklung von 
Halbleitertechnologien wird nach den unternehmerischen Handlungsressourcen und -
Strategien gefragt sowie nach deren Embettungsmuster und tateraMonsstrukturen in 
die „Stadt". Diese Falkekonstruktionen lassen schließlich Rückschlüsse auf Umsetzungs-
möghchkeiten und -Chancen von akteursspezifischen Handlungsstrategien zu und geben 
damit Hinweise zur Machbarkeit von 'Lernende-Regionen'-Ansätzen im Rahmen kreati­
ver Stadt-Konzepte (vgl. Matthiesen 2002). 



5. Fallanalys e Frankfurt/Ode r un d Jen a 

5.1 Vergleichend e Strukturparamete r Frankfurt/Ode r un d Jen a 
Trotz einer hohen Rate an beschäftigten Ingenieuren zu Wendezeiten 1989/90 weist 

Frankfurt/Oder im Jahr 2000 mit 12,6 Prozent eine im Vergleich zu Technologieregionen 
wie Jena (29,0 %) und bspw. dem Bodenseekreis (48,1 %) niedrige Beschäftigtenrate von 
beschäftigten Ingenieuren auf (vgl. Prognos 2002). Präzisierter betrachtet weist Frank­
furt/Oder mit 4,6 Prozent der hochqualifizierten Beschäftigten an der Gesamtanzahl der 
Beschäftigten in technologie-orientierten Wirtschaftszweigen im Vergleich zu Jena (33,6 %) 
und dem Bodenseekreis (90,8 %) einen signifikant niedrigen  Wert auf. Diese beiden Indi­
katoren erklären u.a. auch die geringe Anzahl technologie-orientierter Unternehmens­
gründungen in Frankfurt/Oder (1,7) während Jena mit 4,6 und bspw. Darmstadt mit 13,3 
sehr viel höhere Werte3' verzeichnen (vgL Prognos 2002). 

5.2 Frankfurt/Ode r 
5.2.1 Wirtschaftentwicklun g un d -konzeptio n 

Die DDR-spezifischen AUeinstehungsmerkmale von Frankfurt/Oder wie das Halbleiter­
werk, der Betriebs- und Transitstandort der Deutschen Reichsbahn sowie der Verwal­
tungsapparat der Bezirkstadt waren, neben dem DDR-typischen Mangelbestand an pri­
vatem Handwerk, die entscheidenden Ansatzpunkte für die weitere wirtschaftliche Ent­
wicklung nach der Wende. Konzeptionell wurde auf einen sektoralen Ausbau von Wis­
senschaft gesetzt (Institut für Halbleiterphysik, Viadrina Universität) und auf Transfer­
einrichtungen (Business and Innovation Center / World Trade Center). 

Als Regionales Entwicklungszentrum in einem deutsch-polnischen Verflechtungs­
raum wurde hier der Versuch unternommen, einen „attraktiven Wirtschaftsstandort 
für Industrie, Gewerbe, Handel und Dienstleistung" zu entwickeln. Diese undeutlichen 
AUeinstehungscharakteristika finden zwar ein überregionales Merkmal („Lage im Grenz­
raum"), wenngleich die Verortung an der Transitachse Berlin - Warschau - Moskau 
eben auch die Gefahr birgt, vom Transitverkehr als Durchgangsort ignoriert zu wer­
den. Zudem unterlässt es das städtische Wirtschaftskonzept, integrierte Lösungen und 
Modelle für querschnittsorientierte Bedarfe der anvisierten neuen Dienstleistungs­
segmente „Wissenschaft" und ihrer Trägergruppen vorzugeben. „Kultur" wird in den 
Kulhrrwirtschaftsplan verwiesen und scheint dort sinnfälligerweise dauerhaft „veran­
kert" zu sein. Über den Umweg „Tourismus" wird „Attraktivitätssteigerung" - d.h. 
letztlich eine Aufwertung des Stadtbildes - zwar symbolisch ausgeflaggt, aber kaum 
realisiert, so dass die konzeptionell notwendigen Querverbindungen zwischen neuen 
wissensbasierten Trägergruppen, ihren Raumbedarfen und neuen Nutzungsmustern 



auf der Ebene des Wirtschaitskonzeptes nur in standardisiert-ästhetisierender Form 
zur Geltung kommen. 

5.2.2 Fallrekonstruktio n 

Das Halbleiterwerk, welches zu DDR-Zeiten aufgebaut wurde, stellte DAS Rückgrat 
der Stadt Frankfurt/Oder dar, war sogar „Stadt" schlechthin. Staatsplanerisch von oben 
dirigiert, wurde seit den 1950er Jahren an perspektivisch konkurrenzfähigen Halbleiter­
elementen gearbeitet. Als Perle einer Kette von Großkombinaten zwischen Schwedt und 
Guben entlang der Grenze zu Polen wurde in der DDR der Standort von „oben" industrie-
pohtisch lanciert. Somit wurde auch ein Innovationsveiständnis gewissermaßen in die 
Region implementiert, das hilfesuchend „nach oben", dh. nach Berlin oder Potsdam bückte. 
Während die Erwartungen eines international wettbewerbsfähigen Produktes nie erfüllt 
werden konnten, erfolgte doch eine institutioneUe und sozdalräumhche Prägung durch 
das Halbleiterwerk bis in die heutige Zeit. Post-1990 fand dies seinen Niederschlag in der 
Infiltrierung des von Unternehmensgründern, Neu-Bürgern Frankfurt/Oders, als 
innovationsresistent eingestuften Interaktionsklimas der Stadt: Es wird auch als eine 
Mischung aus „Gummi und Beton" beschrieben. InstitutioneUe Lernfähigkeit leidet hier 
unter der bekannten „weakness of strong ties". 

Eine im folgenden vorgesteUte differenzierte Betrachtung kann passgenaue Aufschlüsse 
über die möghchen Entwicklungspotenziale von zukünftigen wissensbasierten Unter­
nehmensentwicklungen geben sowie über deren Koppelungen an paraüel verlaufende 
Stadtentwicklungsprozesse. 

Der Faü Frankfurt/Oder zeigt sich 13 Jahren nach der Wende als permanent gewordenes 
Krisenszenario. Nachdem die ehemaüge DDR-Industriebasis Frankfurts in Form des 
Halbleiterwerks mit ca. 8000 Arbeitsplätzen Anfang der 1990er Jahre weggebrochen war, 
sind Teile der alten „Halbleitermilieus" in stadträumliche Institutionen wie Verwaltung 
der Stadt und Universität eingewandert. Lokale Neugründungen von Institutionen wur­
den auf diese Weise von älteren Wissensformen (Mode 1) und ihren Trägem infiltriert. 
Zugleich kam es mit der Unterstützung des Landes zur Wiederansiedlung von Hoch­
technologie-Forschungsinstitutionen sowie eines angelagerten Clusters von mittelständi­
schen innovativen Mikrochip-HersteUern und Start-Ups. Diese lagerten sich in ehemali­
gen Industriearealen am Rand des fragmentierten Stadtgebietes an. Insbesondere das 
Institut für Halbleiterphysik IHP sorgte überregional für mediale Furore. 

Der FaU, den wir hier genauer präsentieren woUem Ein mittelständischer Unterneh­
mer und Start-Up<Jründer entwickelt und produziert anwendungsspezifische Schaltkrei-



se auf Mikro-Chips und hat ca. 30 Beschäftigte. Er war zur DDR-Zeit Techniker in der 
Halbleiterproduktion, gegen Ende Gruppenleiter. 

Dis-embedded aus dem Halbleitermilieu gründet dieser Unternehmer im Herbst 1990 
eine eigene Firma. Bei der Suche nach Fördermittel wendet er sich hilfesuchend nach 
oben an die Landesregierung, findet aber hier keine gefestigten Strukturen, letztlich fin­
det er Kooperationspartner im Westen, die ihm helfen. Grund und Boden für sein Gebäu­
de erhält er als einer der ersten Unternehmensgründer gegen den Widerstand der - wie 
er sagt - differenziert zu betrachtenden Verwaltung im suburbanen Umland. Alte Halb-
leiter-Connections in der Verwaltung wollten scheinbar keine möghche Konkurrenz auf­
kommen lassen. Folgendes lässt sich thesenartig hier zusammenfassen: Ältere, massiv 
vernetzte Wissensakteure unterbinden regelrecht die Entwicklung von Mode 2 - Praxen 
innerhalb eines lokalen Kontextes. 

Während sich die städtische Ansiedlungspohtik - traditionsgemäß - auf Großprojekte 
versteift, zeigen sich parallel dazu Reaktionsmuster auf vielschichtige Krisenphänomene: 
Überdimensionierte, unhandliche und unentschiedene Großinvestitionen, Abwanderung 
gerade der gut Ausgebildeten, Fremdenfeindhchkeit und Wohnungsleerstand sind Eck­
punkte eines dispersen Strukturmusters, das „kritische Massen", regionale Lernprozesse 
und institutionehe Kooperationsbereitschaft nur äußerst schwach entstehen lässt Posi­
tiv anzumerken ist die Kooperation durch erste Netzwerkbildung mit polnischen Bildungs­
einrichtungen über die Grenze nach Slubice hinweg (v.a. das Cohegium Polonicum). 

Als Reaktion auf diese krisenhafte Institutionszuschreibung, auf hohe Fluktuations­
gefahren von kompetenten Beschäftigten und Verflüssigung von sozialen Beziehungen 
aufgrund der Mode-2 Bedingungen entwickelt unser Protagonist notgedrungen neue Ge-
gen-Strategien gegen den  Brain Drain. Die fehlende Koppelung zwischen Lern- und Aus­
bildungsträger sowie wissensintensiven FuE-Untemehmen manifestiert sich bei ihm durch 
zaghafte Headhunter-Aktivitäten. Als Einzelkämpfer aJcqriiriert er schon in der mathe­
matisch-technisch orientierten Schule vor Ort Interessierte, bindet sie an sein Unterneh­
men, vergibt Diplomarbeiten an die Technische Universität Cottbus mit dem Ziel, sie 
möglichst früh einzubinden und gewissermaßen miheuspezifische Traditionen und Ver­
gemeinschaftungen neu entstehen zu lassen. Regionale Lernprozesse werden 
gewissermaßen post-traditional - abseits der örtlichen Institutionen - neu etabliert. 

Diese Aktivitäten dehnen sich bei seinen Angestellten in den privaten Lebensbereich 
hinein: Wohnbauland, Wohnungen, Freizeit- und sozial-kultur ehe Aktivitäten werden über 
das Unternehmen organisiert. Der Vergleich zur sozialen Funktion der DDR-Industrie-



kombinate wäre naheliegend, doch erkennen wir hier den Versuch, abseits der Stadt 

neue Formen der Sässigkeit - im Zeitalter einer hochmobilen Wissensehte - zu installieren. 

Basierend auf datentechnisch zu belegenden Strukturmustern leiten wir die These 

ab, dass sich in den und zwischen den Verwaltungen der Stadt Konflikte zwischen tradi­

tionellen (Mode 1) und avancierten (Mode 2) Modellen der Innovation zeigen. Innovative 

Start-Ups aus dem Halbleitermilieu bilden sich in diesem Kontext weitestgehend unab­

hängig von der Universität oder anderen Institutionen und leiden selbst an den starren 

Strukturen der Verwaltung. Die suburbane Lage des Unternehmens sowie der Wohn­

standorte fast aller Beschäftigten ist als Reflex auf institutionell nicht erwünschte Ein­

bindung in die Gelegenheitssituationen anbietende Stadt zu lesen (Stichwort: Entwicklungs­

korridor): Die Stadt wurde aufgegeben, ein emphatischer Bezug etwa zur Kernstadt fehlt 

weitestgehend. 

Dagegen scheinen sich - etwas zugespitzt - in diesem Fall erste Strategien einer „Stadt 

ohne Stadt" zu entwickeln. Die Simulation von sozialer Integration, dünnen institutionel­

len Austauschprozessen, Gelegenheitsstrukturen zeigen - abseits der zerbröselnden Kno­

ten in der Stadt Frankfurt/Oder - eben auch neue £mpiacemei2f-Strategien, bei denen der 

Unternehmer zum Miheubildner und Garanten sozialer Kohäsion avanciert. 

„Sozialer Raum" wird wieder erfunden, der postsozialistische Unternehmer erkennt, 

dass ein Mindestmaß an kritischer Masse, sozialer Dichte und attraktiver lebensweltlicher 

Einbindung herzustellen ist, greift aber (siehe oben) nicht mehr auf die Ressource „Stadt" 

zurück, sondern entwickelt - überspitzt gesagt - „Suburbia" weiter, aber in der neuen 

Form von privater Edge City oder als „Stadt ohne Stadt". So forciert er eine Fortsetzung 

der räumlichen Fragmentierungsprozesse. Es zeigt sich ein paradoxer Versuch, im Kon­

text von Schrumpfungsdruck, Leerstand und unattraktiver Innenstadtkodierung an neuen 

Orten ein Mindestmaß an kritischer Masse, sozialer Dichte, Gelegenheitsstrukturen so­

wie neuen Traditionen herzustellen. 

5.3 Jen a 
5.3.1 Wirtschaftentwicklun g u n d -konzept io n 

Zu DDR-Zeiten durch das Großkombinat Carl-Zeiss bekannt, setzt die Stadt Jena nach 

der Wende auf eine geschickte Fokussierung und Arrondierung gründerzeithcher Kern­

kompetenzen. Damit scheint die Stadt die Transformation von einer monostrukturellen 

Konzentration zu einer technologisch avancierten, auch auf globaler Ebene agierenden 

Produktions- und Dienstleistungslandschaft der Optoelektronik, Feinmechanik und Bio­

technik gut bewältigt zu haben. 



Im Zuge der Umstrukturierungsprozesse während der Wende, wie insbesondere der 
Auflösung des Zeiss-Kombinates, fallen koordinierte Aktivitäten zwischen der Wirtschafts­
förderung und der Stadtplanungsebene bei der Entwicklung gemeinsamer Leitbilder 
positiv ins Gewicht. Vorhandene Potenziale zu stärken und damit die Ansiedlung von 
Akteuren aus Wirtschaft, Wissenschaft sowie Handel und Dienstleistung insbesondere 
in der Innenstadt zu fördern, war und ist Hauptziel aller planerischen Aktivitäten. „Die 
als funktionierend erlebte Mischung von hochinnovativen Industrien und industrieUer 
F&E" in Verbindung mit anwendungsorientierter Forschung und damit „dienstleistungs­
orientierter Produktion und produktionsorientierter Dienstleistung" (vgl. Fichter / Jähnke 
/ Knorr-Siedow 2003) bereits zu DDR-Zeiten, bildeten dabei günstige Vorstrukturen zur 
Anknüpfung an dieses traditionelle - und in allen Köpfen noch tief verankerte - Leitbild 
der „Technologieregion Jena". Dieses Image wiederzubeleben und dabei gleichzeitig dem 
aktuellen Zeitgeist anzupassen, bildet den Ausgangspunkt des aktuellen Wirtschafts­
konzeptes für die Stadt Jena und seine Umlandregion. Die Rohe von Lothar Späth als 
Treiber harrt nichtsdestotrotz einer differenzierten Betrachtung. 

Zur Umsetzung des Masterplans für die Region Jena/ Saale-Holzland wurden integrierte 
Lösungen für eine Stärkung der Technologieregion JenArea21" entwickelt. Dabei ist das 
Ziel, die Innenstadt durch Ausweisung von Schlüsselstandorten, insbesondere für Exis­
tenzgründer weiter zu entwickeln, während die Umlandregion zur Ansiedlung von Groß­
unternehmen und Handwerksbetrieben zur Verfügung stehen soll. Dem Ziel, die wissens­
basierte Stadtentwicklung voranzutreiben, wird über Instrumente wie Ausweisung von 
Gründer- und Technologieparks in der Innenstadt wie auch durch Angebote an lebens­
weltliche Bedürfnisse der Wissensmilieus entsprochen. Adäquate Ausbildungs-, Qualifi-
kations- und kulturelle Angebote sind weitere Maßnahmen zur Anwerbung und Bindung 
von Wissensmilieus an die Innenstadt. So gibt es ein vielfältiges Angebot an Studiengän­
gen und Forschungseinrichtungen, gleichzeitig an Spezialisieiungsmögüchkeiten in den 
traditionellen (Optoelektronik und Feinmechanik) als auch neuen Kompetenzfelder (Bio­
technologie), wobei eine anwendungsbezogene Forschung und die Kooperation von Wis­
senschaft und industrieller Fertigung im Vordergrund stehen. 

Mit drei Max-Planck-Instituten und einem Fraunhofer Institut, der Friedrich-Schüler-
Universität und einer Fachhochschule verfügt die Stadt insgesamt über elf innovative 
Forschungs- und BUdungseinrichtungen in zentraler Lage. Das Wirtschaftskonzept bein­
haltet neben der weiteren Förderung der besonderen regionalen Technologiekompetenz 
durch die Bereitsteüung technologieorientierter Infrastruktur (Gründerzentren, Techno-
logie-/Mietfabriken als Labor-, Forschungs- und Büroflächen) außerdem eine Aufforde­
rung zur Netzwerkbüdung, welche sich unter dem Motto „Dynamisches Wachstum durch 



Vernetzung" an alle Akteure von Wirtschaft, Wissenschaft, Planung, Politik und die brei­
te Öffenthchkeit wendet. 

5.3.2 Fallrekonstruktion : 

Anhand einer beispielhaften Fallrekonstruktion wollen wir nachfolgend zeigen, wie 
die ab Mitte der 1990er Jahre ausgerufene Programmatik einer wissensbasierten Stadt­
entwicklung in Jena - trotz dynamischer Schrumpfungsprozesse und Abwanderungs­
bestrebungen von hochqualifizierten Knowledge  Workern  in vielen neuen Ländern - im 
Einzelnen greifen konnte und welche Wissensmilieupraxen in Jena ihren direkten Nie­
derschlag fanden, die letztlich zu einer Gründermentahtät in der Biotech- und Computer­
branche, der Optik- und Laser-Industrie führten, so dass heute vom jSpirit of Jena" die 
Rede ist. Durch die Rekonstruktion des Entwicklungspfades eines Unternehmens der 
optoelektronischen Branche wollen wir Strukturen der Stadt-, Wirtschafts- und 
Gesellschaftsentwicklung Jenas nachzeichnen, um darüber Aufschluss zu geben, welche 
Strategien ein junges Start-Up in Jena entwickelt, um sich im Kontext der von „oben" 
implementierten High-Tech-Entwicklung mehr oder weniger erfolgreich zu positionieren, 
und inwiefern dieses traditioneU verankerte Leitbild mit eigenen Ansätzen ausgestattet 
oder neu geformt bzw. verworfen wird. Durch die Erfahrung einzelner Unternehmer be­
kamen wir Hinweise über wichtige Anschlussmöghchkeiten für Unternehmen in Jena 
bzw. über Ausschlusskriterien und Fehlentwicklungen, die beispielsweise durch gegenläu­
fige Machtapparate verursacht werden. Damit erfuhren wir etwas über die lokalen Struk­
turen des Jacit knowledge" - darüber, wie etwas in einer Stadt tatsächlich funktioniert 

Die 33 Jahre junge Mitbegründerin des mittelständischen High-Tech-Unternehmens 
studierte Betriebswirtschaftslehre an der Uni Jena sowie zeitweise in Bremen und Leipzig 
und ist heute für den Finanzbereich des mittlerweUe global agierenden Betriebes zu­
ständig. 

Anstoß zur Gründung des Unternehmens der Optoelektronik im Jahr 2000 gab den 
jungen Wissenschaftlern vom Fraunhofer Institut und der Friedrich-Schüler Universität 
ein an der Uni organisiertes Gründerseminar. Hier arbeiteten Naturwissenschaftler und 
Betriebswirte des heutigen Teams erstmals zusammen. Als Spin-Off des Fraunhofer Insti­
tuts für angewandte Optik und Feinmechanik spezialisiert sich das junge Unternehmen 
mit 20 Mitarbeitern heute auf die Herstellung nuniaturisierter Diodenlasersysteme. 

Der Universität und dem System-Späth sei es zu verdanken, dass ihr Unternehmen 
heute an dieser Stehe steht. Späths Geschick, Fördermittel für die Stadt einzuwerben, auf 
diese Weise Gewerbegebiete mit der nötigen Infrastruktur auszuweisen bzw. leerstehen-



de Gebäude der Finna Carl-Zeiss in der Innenstadt für die Ansiedlung von Gründern 
umzuwidmen und anschließend Netzwerke zu gründen, wird von Unternehmerseite 
als sehr positiv betrachtet. Hierzu die Unternehmerin: „Sehr viel, was gesagt wird,  hat 
er aus meiner Sicht  auch  bewirkt.  Er hat einen  Grundstein dafür  gelegt, dass Jena, glau-
be ich, heute an  diesem  Standpunkt  steht"  Späth findet durch die Koordination wirt­
schaftlicher Zusammenhänge Hochachtung bei diesem Unternehmen, das durch seine 
Spezialisierung auf die Kooperation mit Firmen der gleichen Branche angewiesen ist. 
Die Unternehmerin sieht ihre eigene Firma als „deutliches Beispiel dafür",  dass durch 
Ausgründungen und Umstrukturierung des Zeiss-Konzerns adäquate Infrastrukturen 
geschaffen werden konnten, weshalb Start-Ups, wie sie selbst, in Jena überhaupt ihr 
Standbein gefunden hätten. Späths Vorbildcharakter als „Macher" bzw. „Stimmungs­
macher" hat bei diesem Unternehmen „einiges auf dem Weg  getan", so dass sie sich „sein 
Streben danach,  Gründungen zu unterstützen",  nun auf die eigenen Fahnen schreiben, 
indem sie durch Angebote von Praktika und wissenschaftlicher Mitarbeit für studenti­
sche Hilfskräfte eine frühe Netzwerkbildung in die nächste Generation hinein anstreben 
und in anderen Kooperationen durch Vorträge den aktiven Wissensaustausch fördern. 

Wichtigste Anknüpfungspunkte bei der Suche nach hocha^alifizierten Arbeitskräften 
bilden für das Unternehmen neben der Universität und dem Fraunhofer Institut die schon 
zu DDR-Zeiten etablierten Netzwerke zwischen Jena, Ilmenau und Schmalkalden. Durch 
Spezialisierung auf einen kleinen Sektor der High-Tech-Industrie bildet das Zeiss-Netzwerk 
für das Unternehmen eine notwendige Technologiebasis, auf der sie durch weitere Ent­
wicklungen aufbauen können. Für eine noch bessere Kooperation müssten allerdings vor­
handene Vorurteile gegenüber den „Zeissianern", die sie als „zwar super genau arbeitende, 
sich durch wirkhches technisches Können und Wissen auszeichnende, aber von der mensch-
lichen Seite her etwas  verbohrte"  Charaktere beschreibt abgebaut werden. 

Daneben bildet vor allem das Kompetenznetzwerk „OptoNet" für das angesprochene 
Unternehmen eine wichtige Kommunikationsplattform für Strategiegespräche mit ande­
ren Firmen der Optik und Lasertechnik sowie mit potenziellen Financiers. Hier haben 
sich Akteure aus Unternehmen, Universitäten, Forschungsinstitutionen, Banken, Kom­
munen und regionalen Einrichtungen aus Jena und zum kleinen Teil auch aus Ilmenau, 
Schmalkalden und anderen Regionen mit einem Schwerpunkt in Opto-Elektronik zusam­
mengeschlossen, um u.a. bedarfsgerechte Aus- und Weiterbildung im Bereich Opto-Elek­
tronik, Feinmechanik zu fördern. OptoNet bietet ihnen die Möglichkeit, Vorträge zu hal­
ten, über Produkte- und Marktentwicklungen zu sprechen und durch die Anwesenheit 
von Risikokapitalgebern Barrieren hinsichtlich der Einwerbung von Fördergeldern zu 
senken (klar erkennbar sind in diesem Netz wichtige Mode 2-Elemente). 



Neben institutionalisierten Einrichtungen erachtet die Unternehmerin die vielfälti-
gen Gelegenheitsstrukturen, die sich durch die räumliche Kompaktheit der Stadt erge­
ben, für eine gesamtstädtische Entwicklung und damit auch für erfolgreiche Unter­
nehmenskooperationen als äußerst bedeutsam Das Zeiss-Komhinat als „Cluster" eines 
staatlich geförderten Zusammenspiels von Hochschulforschung, Risikokapital und be­
ruflicher Bildung bildete für die Weiterentwicklung einer funktionalen Mischung aus 
räumlicher Nähe und Dichte ideale Ausgangsbedingungen. Die Lage des Zeiss-Kombina-
tes in der Innenstadt schuf das Rückgrat für eine weitere Innenstadtentwicklung. Auf 
dem ehemaligen Betriebsgelände entwickelte der Ex-Ministerpräsident und Unterneh­
mer Lothar Späth das Einkaufszentrums „Goethe-Galerie", das heute ein neues wichtiges 
innerstädtisches Zentrum bildet. 1995 bezog die Friedrich-Schiher-Umversität Gebäude, 
die von Jenoptik im Jenaer Hauptwerk saniert wurden. Eine Mischung von Kultur, Kneipen­
szenerie, Fachtagungen, Veranstaltungen von Unternehmen und Forschungseinrichtungen 
- Essen, Trinken und Talking - auf engstem Raum in der Innenstadt, wo jeder manchen 
kennt, ist eine wichtige Basis für face-to-face-Kontakte wie für das weitere Florieren von 
beruflichen Netzwerken. Zufällige Gelegenheiten, „private Kontakte aufbauen zu können, 
um sich über  das  Berufliche hinaus etwas  besser  zu verstehen",  ergeben sich einerseits 
durch den Wohnort vieler Gründer, die bevorzugt in den Gründerzeitquartieren der In­
nenstadt die räumliche Nähe zum Arbeitsort suchen, andererseits durch das vielfältige 
Angebot von Stadt und Privatwirtschaft. 

Anhand dieser knapp umrissenen Fallrekonstruktion lassen sich neue Strategien der 
situativen und räumlichen Positionierung von Start-Ups in einer „Stadt im Umbruch" 
aufzeigen: 

Für die jungen Gründer bieten sich in Jena zahlreiche Möglichkeiten, mit ihrem Wis­
sen (tacit knowledge und die Wissenstypen 0-7) anzuknüpfen und durch die Gründung 
eines Unternehmens und den Austausch mit anderen zu „explizieren" und damit letztlich 
die technologische Entwicklung durch Innovationen der Region weiter voranzutreiben. 
Durch das Aufgreifen günstiger Gelegenheiten, wie beispielsweise die Teilnahme an 
Gründerseminaren - die wiederum durch die Initiative von Professoren und deren Wis­
sen um die Bedeutung anwendungsorientierter Forschung entstanden sind - gelang den 
jungen Forschern der Sprung in die Selbständigkeit. Vertrauen als wichtigste Basis für 
Netzwerkbildungen (alle Gründer kannten sich bereits aus Seminaren und Forschung an 
Universität bzw. Fraunhofer Institut) weisen auf Mode 2-Elemente hin. Flexible Arbeits­
zeiten und die Möglichkeit der Heimarbeit ergänzen diese Mode 2-Form der Unternehmens­
gründung genauso wie die heterarchische Organisationsform, wobei jeder Mitarbeiter 
entsprechend seiner individuehen Kenntnisse gleichgesteht ist. Gelegenheiten zum kom-



munikativen Austausch, welche sich durch die räumliche Kompaktheit der Stadt erge­
ben, tragen zum Image eines „kreativen Innovationsklimas" bei. In den Kneipen wie auch 
auf offizielleren Veranstaltungen werden Kontakte geknüpft und personengebundenes 
Wissen kommuniziert, wodurch letztlich neue Kooperationen angestoßen und neue 
Geschäftsideen entwickelt werden. Die Weiterentwicklung der anwendungsbezogenen 
Forschung mit der Folge eines aktiven Austausches zwischen Wissenschaft und Forschung 
sind sicherlich ein Grund für die Identifikation der Bürger mit dem Leitbild der 
„Technologieregion Jena". 

6. Fazi t 

Die beiden Fallskizzen zeigen, dass sich Raum- und Ortsbindungen im Kontext von 
Forschung und Entwicklung, von wissensbasierten Ökonomieformen und wissens­
orientierter Stadtentwicklung divergent entwickeln. Was sich aus der Makroperspektive 
mögUcherweise als disparates und ungeordnetes räumliches Strukturmuster darsteht, 
erweist sich in der Mikroperspektive als fallspezifischer raumbedeutsamer Struktu-
rierungsprozess von Wissensmiheus vor Ort [place-makmg). 

In diesen Prozess .fließen' neben ortsspezifischen Graden institutioneUer Lernfähigkeit 
unterscheidbare Wissensformen und Institutionalisierungsgrade des Wissens ein, wäh­
rend parallel dazu Trägergruppen dieser Formen des Wissens sich zu fallspezifischen 
Formen von Wissensmiheus vernetzen. 

Der Fall Frankfurt/Oder (Start-Up-Unternehmer) erfindet fast „heroisch" und trotz der 
fragmentierten sozialräumlichen Kontexte für kompetente Wissensträgerinnen traditional-
lokale Sässigkeitsstrategien wieder. Auf der Ebene der Stadtpolitik ist aber auch kritisch 
anzumerken, dass die vor Ort entwickelten Mode l-/Mode  2-  Mixturen von Formen der 
Wissensproduktion relativ isoliert sind und zudem etwa die Universitätsentwicklung 
bislang kaum in die Stadtentwicklung integriert ist. Bemerkenswert erscheint uns zudem, 
dass der Akteur im Fall Frankfurt/Oder eigenständig systemische Lernprozesse initiiert 
und dabei frühzeitig lokale Sässigkeitsangebote in das bereitgestellte „Lernpaket" für 
seine (zukünftigen) Mitarbeiter integriert. 

Der Fall Jena zeigt, dass Stadtplanung, Wirtschafts- und Wissenschaftsförderung ge­
meinsam abgestimmte Strategien zur Bildung kritischer Massen von Innovation, Wissen 
und Lernen im Kernstadtbereich durchsetzen („sticky  knowledge place" Jena) - mit den 
entsprechenden FüMungsvorteilen von kontaktdichten Wissensmiheus und ihren infor-



mellen Wissens-Spillovers;  die JStaikturformer lautet in diesem Fall: „integrierte Mode 
2-Implementationen unter Nutzung von älteren Wissens-, Wissenschalts- und Stadt­
strukturen", hinzu tritt die Ausdehnung einer neuen gründerzeiüichen Entwicklungs-
mentahtät zum „Spirit of Jena" - mit dem Resultat eines „sticky knowledge müieu mode 
Jena"; das kreative Potenzial dieser Formation hegt also in der räumlichen Anordnung 
relevanter Interaktionsbeziehungen, die bestehende Wissensbestände wohl dosiert mit 
neuen Formen der Wissensproduktion koppelt. 

Auf einer gegenüber Frankfurt/Oder größeren Maßstabsebene zeigt sich im Fall Jena, 
dass weniger individuelle unabgestimmte Selbstorganisationen und -Steuerungen zu be­
obachten sind, als vielmehr Strategien, bei denen systematisch städtische und zentral­
unternehmerische Institutionen gemeinsam an der Generierung der Mode 2-relevanten 
kritischen Massen wirken. 

In den beiden Beispielstädten lassen sich somit deutliche, aber extrem differierende 
Raumwirkungen und sozialräumliche Konstruktionsprozesse dieser Wissensmilieus im 
Hinblick auf Zukunftsoptionen, Steuerungsformen und auch die Stadtgestalt nachwei­
sen. Insofern sind diese Falkekonstruktionen ein Beleg für die Wkkungskraft sozialer 
Konstruktionsprozesse von „Raum" durch Wissen - allerdings weiterhin auf der Grund­
lage relativ persistenter physisch-räumhcher und siedlungsstruktureller Vor-Strukruren. 

Anmerkungen 
1) Stellvertretend seien hier nur die Doppelnummer der Urban Studies („The Knowledge 

Based City", VoL 39, No. 5/6, 2002), die sog. Berlin-Studie (Brake et al 2000) sowie das von 

Christoph Zöpel für das Flächenland Brandenburg entworfene Entwicklungsszenario „Fo­

rum Zukunft Brandenburg 2025" (Zöpel 2002) genannt. 

2) So selbst noch bei Willke 2002:169 ff. 

3) Werte beziehen sich auf technologieorientierte Unternehmensgründungen pro Hundert 
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Herbert Gryme r 

S t a d t e n t w i c k l u n g trot z S c h r u m p f u n g ? 

Einige Bemerkunge n übe r di e mentale n 
Hemmnisse städtische r Kreativitä t 

In einem amerikanischen Science-Fiction-Roman de r siebziger Jahre haben 
Wissenschaftler mi t eine r neuen Technologie die Gravitation der Erde 
überwunden. Es wurde möglich , Großobjekte aus dem geologischen Verbund 
mit der Erde zu lösen. Um der Dichte und Übervölkerung, den ökologische n 
Verwüstungen und de n unerträglichen Konflikten zwischen Regimen un d 
Regionen auf der Erde zu entkommen, begannen nun ganze Städte damit, sich 
einen anderen Planeten als neue Heimat zu suchen. 

Doch die „ausgewanderten" Städte konnten weder die Technologie reproduzieren, 
mit der sie die Erde verlassen hatten, noch den Lebensstandard auf Dauer aufrecht 

erhalten, mit dem sie gekommen waren. In ihrer Euphorie über die neuen Möglichkeiten 
hatten die Menschen eine einfache ökonomische Tatsache vergessen: Dass es einer gro­
ßen Zahl an vernetzt arbeitenden Menschen bedarf, die eine ungeheuer lange Kette von 
vorgelagerten Produkten herstellen, um ihr hohes Niveau in Technologie und Produkti­
on aufrecht erhalten zu können. Dies war auf der Erde mit ihren riesigen Ressourcen und 
verflochtenen Wirtschaften selbstverständlich möghch, nicht aber in den vergleichsweise 
kleinen neuen Gesellschaften auf anderen Planeten. Die „Städte" waren so zum Schrump­
fen verdammt, ohne Ruchtmöglichkeit und ohne die von der Erde gewohnten Möglich­
keiten, durch den rigorosen Einsatz von mehr Mitteln, notfalls auf Kosten anderer, das 
eigene technische Niveau zu halten. 

Bereits der nächsten Generation standen dramatische Veränderungen bevor: Der Ver­
zicht auf selbstverständlich gewordene Genüsse, auf Maschinen und Computer, auf ein 
Lebensniveau, das körperliche Arbeit nur mehr als Fremdwort gekannt hatte. Es kam zu 
Protesten, Aufständen, und die Verteilungskämpfe, deretwegen man ja gerade die Erde 
verlassen hatte, brachen - wenn auch in kleinerem Maßstab - von neuem auf. 



1. Sin d wi r au f Schrumpfun g menta l vorbereitet ? 

Trotz der Ölkrise von 1973 konnte man in den siebziger Jahren einen solchen Roman 
mit Distanz und Genuss lesen. Wachstum war selbstverständlich. Und wenn es einmal 
ausbliebe, dann würde es früher oder später wieder herbeigeführt werden können. Ahes 
andere war Fiktion. Doch wie verhält es sich damit im ersten Jahrzehnt des 21. Jahrhun­
derts? 

Es erscheint fraglich, ob die gegenwärtige wirtschaftliche Krise nur ein vorübergehen­
der Einbruch ist, oder ob vielmehr die europäischen Staaten, und vor allem Deutschland, 
am Anfang einer längerfristigen Schrumpfungsperiode stehen. Es ist auch nicht einfach, 
sich vorzustehen, dass hinter der gegenwärtigen Krise kein säkularer Aufschwung kommt, 
der die Rentenkassen finanziert, die Gesundheitskosten trägt, weiterhin hohe soziale 
Transferzahlungen ermöglicht, den Konsum auf hohem Niveau erhält und nicht zuletzt 
der kommunalen Planung wieder Spielraum verschafft Leichter fällt es, mit dem wirt­
schaftlichen Aufschwung zu rechnen, der - wenn man ihn schon mit Maßnahmen im 
Inland nicht induziert - dann durch die irgendwann wohl wieder anziehende Konjunktur 
in den USA kommen wird. Wie belastend der Gedanke an Schrumpfung empfunden wird, 
zeigt sich etwa daran, dass „bis heute die Querelen um die Schrumpfungssemantik nicht 
abgeklungen (sind). Ob man nun das Kind beim Namen nennen oder Umschreibungen 
finden soll die das Positive betonen, ist noch immer umstritten." (Göschel 2003: 5) 

Doch was ist, wenn keine wirtschaftliche Wende die kommunalen Finanzen saniert? 
Können wir uns überhaupt gedanklich auf die Problematik des langfristigen Schrumpfens 
einstehen? Auf einen generellen Rückgang der Bevölkerung, eine dramatische Verände­
rung der Mersstruktur, ein dauerhaftes Sinken der Kaufkraft und des Steueraufkom­
mens? Auf Bürger, die immer weniger für städtische Dienstleistungen bezahlen können? 
Und auf steigende Kosten allein für den baulichen Erhalt des in die Erde gesenkten ge­
sellschaftlichen Kapitals: Schulen, Straßen, Brücken, Straßenbahngleise, Verwaltungs­
gebäude, Krankenhäuser, Kläranlagen, Abwasserleitungen, Kanalisation, Elektrizitätswer­
ke, Museen, Theater? Wie kann man mit etwas umgehen, das man sich einfach nicht 
vorstehen kann? 

Die Science-Fiction-Story ist eine Parabel auf unsere Probleme mit solchen Zukunfts­
bildern: 

• In ihrer Überzeugung und Euphorie etwas klar im Griff zu haben, irren sich 
Menschen und menschliche Kollektive manchmal gravierend; sie vergessen, die 



Folgeprobleme und die ungeplanten Konsequenzen der eigenen Entscheidungen 
zu berücksichtigen - die in ganz andere Richtung gehen können, (vgl. z.B. Dömer 
1994) 

• Die Tatsache, dass man etwas erreicht hat (etwa: einen hohen Stand der Techno­
logie, des Glaubens, des Wohlstands, der Erleuchtung) gibt einer Gesellschaft 
weder die Sicherheit, noch den Mitgliedern den Anspruch, dass man dieses 
Niveau immer wird für sich beanspruchen können. 

Im folgenden geht es nicht um die Frage, ob eine bevorstehende langfristige 
Schrumpfungsentwicklung zu  Recht  befürchtet wird. Es geht vielmehr darum, ob die 
städtischen Akteure die  mentalen Voraussetzungen  dafür mitbringen, Stadtentwicklung 
und soziale Probleme in den Städten auch dann perspektivisch zu bearbeiten, wenn Be­
völkerung, Einnahmen, Auslastungen etc. tatsächlich längerfristig zurückgehen sollten. 
Ich werde zeigen, dass die städtischen Akteure wegen ihrer vorherrschenden Grundein-
steUungen auf eine solche Entwicklung nicht besonders gut vorbereitet sind. 

2. Di e Wachstumsmentalität : Fortschrit t is t Wachstu m -
Schrumpfung nich t vorgesehe n 

Zum europäischen kulturellen Erbe zählt eine „Wachstumsmentalität" (Hager / Schen­
kel 2000:3 ff.). Mentalitäten sind individuelle oder kollektive Einstellungen, die als grund­
legende Geisteshaltungen das Verhältnis zur Wirklichkeit insgesamt bestimmen: die 
Wahrnehmungen, das Selbstverständnis, die Handlungsorientierungen und die Motive 
der Menschen 

Für unsere Frage - den mentalen Voraussetzungen für den Umgang mit einem relativ 
neuen, zumindest ungewohnten, ökonomischen und soziokultureUen Zustand - ist es 
von entscheidender Bedeutung, wie fest die Wachstumsmentahtät im gesellschaftlichen 
Wertesystem und im kollektiven Wahrnehmungssystem verwurzelt ist. Denn je tiefer 
eine Mentalität in diesem gesellschaftlich für sicher gehaltenen System des Wissens über 
die Welt sedimentiert ist, desto wirksamer bestimmt sie die Deutung der Alltagswelt und 
desto mehr selektiert sie die Zahl und die Qualität der aktuellen Handlungsoptionen, die 
in einer Situation gesehen und in Erwägung gezogen werden. 

Je stabiler und kollektiv mit Konsens ausgestattet eine solche Geisteshaltung ist, umso 
resistenter erweist sie sich gegenüber Erfahrungen oder empirischen Tatsachen, die ihr 
widersprechen. Der bekannte Satz, wonach „nicht sein kann, was nicht sein darf", be-



zeichnet die Neigung, eine komplexe und unerfreuliche Realität in eine bearbeitbare, 
wenngleich oft falsche Form zu bringen. Wenn Tatsachen den aus der Mentalität heraus 
für möghch gehaltenen Ereignissen widersprechen, wird nicht die Geisteshaltung verän­
dert, sondern werden die Tatsachen so weit umgedeutet, bis sie der Welt-Anschauung" 
nicht mehr widersprechen. 

In Mittel- und Nordeuropa (die USA mögen hier einmal außen vor bleiben) hat sich 
nach dem 30-jährigen Krieg und mit der Aufklärung ein System ökonomisch-technischer 
Rationalität ausgebildet, das auf unablässigen Fortschritt durch Wachstum setzt. Das 
„Gerüst der Moderne" (Toulmin 1991: 192ff.) beruht auf dem naturwissenschaftlich ge­
stützten Glauben an die Unbegrenztheit der menschlichen Möglichkeiten, die auf der 
Basis des Wissens um universehe, zeithch-räumhch unbeschränkt geltenden Gesetze, 
letztendhch jede Expansion möghch machen, wenn man nur die Mittel dafür aufzubrin­
gen willens und in der Lage ist: instrumenteUe Rationalität. Und auf der Basis christlich-
jüdischer Entelechie11 bedeutet Fortschritt im westlichen Kulrurkreis das Auf-Dauer-Stel­
len des Erreichten: So ist eine kulturelle Grundhaltung entstanden, in der man hofft, 
einen Zustand herstellen zu können, in dem es Prosperität ohne Verzicht, ewigen Frieden 
ohne Krieg, Gesundheit ohne Krankheit, Reichtum ohne Armut, Gerechtigkeit ohne Miss­
stände, Fortschritt ohne Nebenwirkung und Städte ohne Verfall gibt. Dies ist die sozio­
kulturelle Tiefenstruktur der modernen Menschen, die Tiefenstruktur unserer Wahrneh­
mung und unserer Vorstehung von Entwicklung. In einem solchen System sind Schrump­
fung, Rückentwicklung oder Verzicht als längerfristige oder gar dauerhafte Phänome 
nicht vorgesehen. 

Man sollte sich vorstehen, dass die langfristige Prägung der westlichen Zivilisation im 
Sinne einer durchgängigen Wachstumserwartung noch mehr ist als eine Mentalität: Es 
ist das bisher sicher geglaubte Wissen, dass die Welt sich in Richtung eines mehr, besser, 
höher weiter entwickelt, wenn auch vieheicht zuweilen mit Unterbrechungen. Es durfte 
daher sehr schwierig sein, in dieser „Welt-Anschauung" ein Phänomen wie Schrump­
fung, Ende des Wachstums und der Notwendigkeit von dauerhaftem Verzicht unterzu­
bringen und sich Schrumpfung als ein genereUes, längerfristiges Phänomen vorzustel­
len, das nicht durch Einsatz von Ressourcen, durch Planung und Technik beseitigt wer­
den kann. 

Zwar hat es Schrumpfungsprozesse von Städten und Regionen zu allen Zeiten gege­
ben. Doch die Einstehungen, mit denen die Menschen solchen Veränderungen begegne­
ten, waren anders. Die Veränderungen wurden als „Sducksalsschläge" hingenommen, 
gegen die man nichts ausrichten konnte. Die Schicksalhaftigkeit des Lebens war im Ver-



gleich zu heute höher: In der heutigen wisseriSchaithch -technischen Welt gilt alles als 
veränderbar, gestaltbar und planbar, man selbst begreift sich als ein legitimer Weise 
wehrender Bürger, notfalls legt man Rechtsmittel ein. Umso schwieriger ist es heute, 
tatsächlich unbeeinflussbare Entwicklungen zu akzeptieren Die „Fnttäuschungsfestigkeit" 
(Klages 1981: 33 f.) ist daher heute im Vergleich zu früheren Zeiten wesentlich weniger 
ausgeprägt Daraus ergibt sich heute von Seiten der Bürger auch eine ungleich größere 
Erwartung an das Handeln der Institutionen. 

3. Fehlerkultu r al s Grundlag e städtische r Kreativitä t 

Wenn hier von „städtischer Kreativität" die Rede ist, so will ich diese auf das Handeln 
beziehen und nicht auf das kreative Denken und Planen. Denn die für einen produktiven 
Umgang mit Schrumpfung erforderliche Kreativität verlangt nach der Willens- und Ent­
schlusskraft, Entscheidungen auch ohne letztendUche Sicherheit zu treffen. Sie verlangt 
auch nach der Fähigkeit, Innovationen, Alternativen oder andere Vorgehensweisen ge­
gen lange eingefahrene Verfahren und etablierte Interessen durchzusetzen. Dabei wird 
es immer ein Argument der bewahrenden Kräfte sein (sie sollen hier auch gar nicht 
negativ etikettiert werden), dass mit Innovativem und Kreativem Unsicherheiten ver­
bunden sind, dass man die Protagonisten „nicht voll im Griff habe" (!), dass also Risiken 
damit verbunden seien. Risikovermeidung und antizipierende Berücksichtigung aller 
Eventuahtäten in der Planung gehören zu den Grundanstrengungen klassischer büro­
kratischer Organisationen. Sie sind damit aber gleichzeitig der Tod jeglicher Kreativität. 

Städtische Kreativität erfordert somit einen völlig anderen Umgang mit Fehlern und 
Fehlentwicklungen. Es ist eine sehr deutsche Haltung - im Gegensatz etwa zum angel­
sächsischen Vorgehen - dass man in Projekten und Planungen (sei das die Gründung 
eines Vereins oder der Bau eines Jugendtreffs) mit ungeheurem Aufwand antizipierend 
Risiken und Unsicherheiten vermeiden will. In die perfekte Planung und Fehler­
vermeidung, in das Bedenken und Berücksichtigen aller Eventualitäten wird so viel Kraft 
und Aufmerksamkeit gesteckt, dass man manchmal den Eindruck hat, es ginge gar nicht 
mehr darum, etwas positiv zu schaffen. Mit einer solchen Haltung ist kreative Stadt­
entwicklung nicht vereinbar. Jegliches kreatives Planen, Projektieren, Partizipieren und 
Umsetzen birgt Unsicherheitsfaktoren. Diese Unsicherheiten müssen akzeptiert, Fehl­
entwicklungen zugegeben und später „in actu" bearbeitet werden. Dies bedeutet „trial 
und error" und die nachträgliche Korrektur als normalen Weg in städtischen Projekten 
zuzulassen. Das Konzept der „unvollständigen Planung" lässt bewusst offen, was erst in 
einer späteren Phase festgelegt wird. Ganz zaghaft erst werden in Deutschland Versuche 



gemacht, Planungen nicht als endgültige, zeitlich unbeschränkt geltende Wahrheiten zu 
behandeln, sondern sie als veränderliche, nach gewisser Frist neu zu überdenkende Teile 
der Realität anzusehen. 

Fehler sind in einer komplexen Aufgabe unvermeidlich, aber man kann einen ande­
ren Umgang mit ihnen etablieren. Man kann planen, aus ihnen zu lernen - und nicht, sie 
zu vertuschen, wenn sie passieren. 

4. Anspruchsdynami k un d Allzuständigkei t al s Hemmniss e 
kreativen Handeln s 

In der Geschichte der modernen deutschen Staatstätigkeit - und das gilt für die west­
lichen Bundesländer wie für die östlichen - haben Selbstorganisation und verantwortli­
che Mtwirkung von Privaten bei der Produktion öffentlicher Leistungen keine Traditi­
on. Meist wird eine stark ausgeprägte Anspruchshaltung der Bürger befunden und dafür 
verantwortlich gemacht, dass bei Mängeln oder empfundenen Defiziten sofort nach dem 
Staat als ordnender, konfliktlösender oder versorgender Macht gerufen wird. Zwar ist 
dieses Verhalten sicher in zahllosen Fällen beobachtbar und auch richtig beschrieben, 
dennoch aber oft falsch interpretiert worden. Denn daraus folgt noch nicht, dass die 
Bürger diese Anspracliserwartung originär ausgebildet hätten Vielmehr haben die Par­
teien und der Staat - wie Klages (1981) überzeugend gezeigt hat - seit 120 Jahren immer 
umfassender den Bürgern nahe gebracht, sich nur auf ihn zu verlassen. Sie haben sich 
damit Macht gegeben und den Bürgern zugesichert, dass sie sich um alles, was nicht 
privater Konsum ist, nicht zu kümmern brauchen. Unter dem Etikett einst der Krank-
heits-„Vörsorge", der „Fürsorge", dann der sozialen Absicherung, weiter der Daseins-"Vor-
sorge", und schließlich als für die umfassende „Sicherung der Lebensqualität" verant­
wortlich stellte der Staat in Deutschland bisher immer umfassender institutionell Güter 
und Dienstleistungen zur Verfügung. „Der Begriff Lebensqualität, dem wir heute zu fol­
gen beginnen, weitet den Spielraum staatlicher (und auch kommunaler, H.G.) Kompetenz 
und Verantwortung auf eben derjenigen Linie, die mit dem Leitziel der Daseinsvorsorge 
eingeschlagen war, noch weiter aus. Der Staat wird nunmehr zum Generalagenten der 
Lebenszufriedenheit und des Lebensglücks seiner Einwohner." (Klages 1981: 32) 

In einer sehr unmittelbaren Weise kann man dies verfolgen in den Äußerungen und 
Veröffenüichungen der Parteien und Kandidaten in den Wahlkämpfen; und sehr konkret 
dort, wo Stadtverordnete oder andere Funktionsträger auf Versammlungen von Stadtteil­
gruppen, Initiativen oder Bürgerversammlungen auftreten: Das politische Personal zieht 



dort am unmittelbarsten Macht und Gratifikation aus dem „Volk", wo man sagen kann: 
„Ich werde mich (dort und anderorts...) darum kümmern." 

Selbst unter den Sparzwängen der gegenwärtigen Finanzpohtik wagen es die Parteien 
auf den verschiedenen Ebenen immer noch nicht, sich explizit  von diesem vorsorge-
staathchen Verständnis abzuwenden und die Diskrepanz von privat konsumiertem Wohl­
stand und den nur noch gemeinschaftlich zu bewältigenden Problemen neu zu themati­
sieren. So entsteht ein Syndrom, in dem weder die Bürger noch die Verwaltungen auf die 
Idee kommen, man könnte in Bezug auf Stadtentwicklung in irgendeiner sinnvollen Wei­
se kooperieren. Während die eine Seite, die Bürger, in ihrer Anspruchshaltung und er­
lernten Inaktivität verbleiben, kann die andere Seite auf die zum Engagement unfähigen 
oder unwilligen Bürger verweisen, die nur ihre private Welt der Medien, der Autos usw. 
im Sinn haben. 

Es ist jedoch wichtig, die simplifizierende Kritik an der gestiegenen Anspruchshaltung 
der Bürger zu korrigieren. Vielmehr sind der Staat und mit ihm die Städte als Anspruchs­
innovatoren und -mobilisatoren" tätig geworden. Die Verstrickung des Staates in die Ent­
wicklung der sozialen Ansprachsdynamik sei, so Klages (1981: 33), bereits so weit fortge­
schritten, „daß sie von bewußter Voraussicht und Planung unabhängig wird. Es läßt sich... 
ablesen, daß der Staat jenseits jeghcher direkter Absicht, einfach aufgrund der ungeheuer 
gesteigerten Bedeutung seiner Handlungen und Entscheidungen für die Binnenaspekte der 
menschlichen Psyche, Ansprachsdynamik erzeugend... wirkt" Bedauerlicherweise, so Klages 
weiter, hätten diejenigen, die heute in den Parlamenten und Ministerien Politik machen, 
diese eminent „anthropologische" Dimension ihrer Tätigkeit bisher noch kaum erkannt 
Dies durfte auch 2003 noch immer gelten, wobei der mittlerweile eingeleitete zaghafte 
Umbau des Sozialstaates gerade wegen des eben skizzierten Zusammenhangs zu ganz er­
heblichen Ängsten und Verunsicherungen der Bürger führen dürfte. 

Die „Absicherangs- und Versicherungsmentahtät" gibt den Behörden eine ungeheure 
Verhinderungsmacht. Kritik an dem den umfassenden Regelungs-, Genehmigungs- und 
Absicherungsapparat, der in Deutschland (und nicht nur dort) entstanden ist, ist keine 
oberflächliche Stammtischklage.21 Wenn man davon spricht, einen „Geist der Zusammen­
arbeit" mit der Verwaltung zu schaffen, so muss zuerst die Komplementarität von auto­
matisierter, verselbständigter Versorgungserwartung und dem Ommpotenzverständnis 
der Verwaltungen auf den Prüfstand. 

Kreatives Handeln würde also zuallererst darin bestehen, die Bürger ernsthaft an 
Beteiligung, Mtwirkung und Selbstorganisation heran zu führen, doch nicht über Wah-



len und auch nicht einfach im Sinne einer Partizipation an der Planung. Gerade letzteres 
hat ja zu zahllosen Frustrationen auf Seiten der Bürger geführt, wenn sie zusehen mußten, 
wie die unter ihrer Beteiligung zustande gekommenen Planungen in der Realisierung bis 
zur Unkenntiichkeit kleingearbeitet wurden. Gemeint ist eine Mtwirkung im Sinne ei­
ner Beteiligung an Realisierungs- und Umsetzungsprozessen, von eigenständigen Beiträ­
gen oder von eigener Produktion im Rahmen von Projekten. 

Dies würde für die städtischen institutionellen Akteure - Ämter, Behörden, Planungs­
gremien, Stadtbetriebe - eine Neuorientierung bedeuten, die sicherlich nicht leicht fällt, 
da sie doppeltes Aufgeben wäre. Es würde von ihnen erstens verlangen, ihre Stereotype 
über die fehlenden Fähigkeiten, egozentrischen Erwartungen und das Desinteresse der 
Bürger aufzugeben und ihr Bild von der Inkompetenz und Engstirnigkeit der Bürger zu 
korrigieren. Zugleich müssten sie bereit sein, mit der Kreativität und dem Engagement 
der Bürger zu rechnen, ihnen dies überhaupt zuzutrauen. 

Und zum Zweiten würden die städtischen politischen und administrativen Akteure 
Macht aufgeben. Macht, die ihnen aus der Grundhaltung zuwächst, dass die Stadtverord­
neten, die Ämter, Stadtbetriebe usw., dank ihrer Sachkompetenz als Einzige festzustehen 
in der Lage sind, welche Maßnahmen wo, wann und wie erforderhch sind. Und dass sie 
die Einzigen sind, die einen legitimen Auftrag haben, die im Sinne des Gemeinwesens 
notwendigen Leistungen zu erbringen. 

Der Erhalt der kommunalen Wohlfahrt unter Schrumpfungsbedingungen hängt da­
her meines Erachtens nicht primär an den allgemein beklagten, unzureichenden kom­
munalen finanziellen Ressourcen. Die politische Stadt kann ihre Funktionen nicht mehr 
in der ursprünglichen, gewohnten Form erfüllen, jedenfalls nicht im Rahmen des alten 
Selbstverständhisses von kommunaler „Selbstverwaltung". 

5. Spielräum e durc h neu e Steuerungsmodell e 

Städtische Kreativität verlangt ein verändertes Rollenverständnis der lokalen poli-
tisch-adtainistrativen Systeme, und damit auch eine andere Sichtweise der Erwartungen 
und der Leistungsfähigkeit der Bürger. Erst auf dieser Basis kann dann nach Wegen ge­
sucht werden, wie die lokalen Akteure und Interessengruppen zusammen wirken kön­
nen: Ob es ihnen gelingt, durch neue Formen der Kooperation „Synergien" hervorzubrin­
gen, mit denen bei geringerem Aufwand mehr Wirkung erzielt wird. 



Nach dem Willen des Grundgesetzes sollten die Gemeinden für die Angelegenheiten 
der örtlichen Gemeinschaft" zuständig sein. Sie haben sich längst - dies ist schon lange 
festgesteht und kritisiert worden - zu mächtigen bürokratischen Systemen entwickelt 
Auch wenn es eine Reihe von begrüßenswerten Dezentralisierungen gibt - Stadtteübüros, 
Stadtteilkonferenzen, Stadtteümanager und anderes - so wird „die Stadt" doch von den 
Bürgern als „Staat" wahrgenommen: im Sinne von Obrigkeit und Untertan-Sein, von „Va­
ter Staat", von Zwang und Hoheithchkeit Zurecht, denn die Institution „Stadt" geneh­
migt, regelt, bewilligt, steht zur Verfügung, und das alles nach Regeln, die dem Einfluss­
bereich der Bürger entzogen sind. Ein Verhältnis also, das einem fraktionellen Eltern-
Kind-Verhältnis trotz aller Demokratie nicht ganz unähnlich ist Das erfahren die Bürger 
spätestens dann hautnah und ohnmächtig, wenn sie eine scheinbar so einfache Sache 
wie ein Straßenfest in „ihrer" Straße veranstalten wollen. 

Die Reorganisation von Stadtverwaltungen nach dem „neuen Steuerungsmodeh" führte 
dazu, dass die Verwaltungen nun gerne von sich als J)ienstleistungsunternehmen" spre­
chen. Die Bürger, früher Hufebedürftige und Antragsteher, entwickelten sich so von „An­
spruchsberechtigten" zu „Kunden". Wenngleich der Umbau von Stadtverwaltungen in 
Orientierung an den betriebswirtschafthchen Strukturen von Privatunternehmen, zu­
sammen mit der Einführung der entsprechenden Controllingverfahren und Organisations­
grundsätze häufig dazu diente, die Streichung von Stehen und Sachmitteln zu verschö­
nem, so veränderte dies doch die Sichtweise des Stadtbürgers. Sie ist näher an einem 
Verständnis, wie es die „kreative Stadt" benötigt. 

Das „New Public Management", wie das Neue Steuerungsmodeh in anderen Ländern 
genannt wird, kann in sehr unterschiedhcher Weise dazu beitragen, kreativen Potenzia­
len in Städten Raum zu geben.3' Doch wenn sich die lokale Politik vollständig auf ein 
„neues Steuerungsmodeh" einlässt und nur noch die zentrale Gesamtsteuerung mittels 
Zielvorgaben übernimmt, also den Ressorts und Stadtbetrieben die dezentrale Selbst­
steuerung überlässt, dann entstehen Spielräume. Das weiterentwickelte „Tilburger Mo­
dell" (siehe der Beitrag von Glöckner in diesem Band) sieht den Bürger in drei Rohem als 
Kunde von städtischen Dienstleistungen, als Bewohner einer Nachbarschaft, und als po­
litischen Akteur auf der Ebene der gesamtstädtischen Interessen. Unter anderem wird 
die Verwaltung durch systematische Befragungen für die Anliegen der Bürger geöffnet. 
Ziel ist eine andere Stadtkultur, die sich durch transparente Arbeitsweise, Interaktion 
mit den Bürgern und verantwortliche Teams von städtischen Beschäftigten auszeichnet. 
Zu den neuen Kernkompetenzen der städtischen Beschäftigten werden „netzwerken -
kommunizieren - verhandeln - nach win-win-Lösungen suchen" gerechnet. 



6. Chance n de r Inszenierun g städtische r Kreativitä t 

Es spricht vieles dafür, dass die Identifikation mit der "örtlichen Gemeinschaft" auch 
unter Schrumpfungsbedingungen zunimmt, wenn die Bürger ernst genommen werden 
und verantwortlich private Initiative entfalten können. Dies erfordert eine Umgestal­
tung des Verhältnisses von pohtisch-administrativem System und städtischen Akteuren. 

Diese Umgestaltung kann, kommunikationssoziologisch gesprochen, „inszeniert" wer­
den. Jemand, der in einer bestimmten Rolle seinem Gegenüber etwas zutraut oder ihm 
eine Fähigkeit abspricht, beeinflusst bereits dadurch das Verhalten des Anderen; Es wird 
wahrscheinhcher, dass der Andere sich so wie angenommen verhält. Auf diese Weise 
kann man bürgerschaftliches Engagement im Umgang mit Schrumpfung verhindern -
oder es fördern. 

Bei der Einleitung von kreativen Stadtentwicklungsprozessen dürfen daher keine fest­
gefügte Erwartungshaltungen oder unveränderliche Motivationsstrukturen untersteht 
werden. Motivation und Verhalten sind wechselseitig voneinander abhängig. Die Wahr­
nehmung, dass man als Bürger anders behandelt wird, kann zum Beispiel Motivation 
verändern oder neue Motivation entstehen lassen. Auf der anderen Seite kann die insti­
tutionelle Seite neue Möglichkeiten eröffnen, wenn sie die veränderte Motivationslage 
wahrnimmt So inszenieren sich beide Seiten gegenseitig positiv. Doch die Bereitschaft, 
neue Erfahrungen zu machen, muss sich vielfach erst noch entwickeln. 

Wenn es stimmt, dass der Staat in der Postmoderne, mithin auch das städtische poli-
tisch-administrative System, Unterstützung, Engagement, Motivation und Mitwirkung von 
Bürgern braucht, um ein funktionierendes Gemeinwesen zu erhalten, so wäre es töricht, 
Chancen zur Mobilisierung zivilgesellschaftlicher Ressourcen und zum Lernen 
bürgerschaftiicher Verantwortung verstreichen zu lassen. Im Umgang mit den zweifel­
los erforderhchen Einsparungen könnte auf Prinzipien aus der Gruppendynamik und 
Motivationspsychologie zurückgegriffen werden. Um aus der demotivierenden Dichoto­
mie von win-and-loose-Konstellationen (der eine gewinnt, der andere verliert) und den 
damit verbundenen Konflikten herauszukommen, wird dort nach Lösungen gesucht, die 
beide beteiligte Akteure in irgendeiner Weise zu „Gewinnern" machen. 

Dies kann auch auf die Schrumpfung städtischer Infrastruktur angewandt werden. 
Normalerweise ist dies mit einer Reduktion von Angeboten, Kapazitäten oder Dienstleis­
tungen verbunden. Dabei fallen einerseits Einsparungen an, andererseits erleiden die 
bisherigen Nachfrager oder ^nspruchsberechtigten" Einbußen und müssen eine Ver-



scblechterung ihrer Versorgungssituation hinnehmen. Einem neuen Selbstverständnis 
des „lokalen Staates" folgend wäre es nahehegend, mit den Kürzungseffekten anders als 
konventionell, finanzpohtisch-autoritär umzugehen. Statt den Bürgern ausschließlich 
Belastungen abzuverlangen, könnten die positiven Effekte der (notwendigen) Einsparun­
gen auch geteilt werden. Ein Teil des Ersparten könnte den städtischen Akteuren zufal­
len, die durch Kürzungen, Stilllegungen oder Angebotseinschränkungen sonst nur die 
negativen Effekte von Schrumpfung zu spüren bekommen. 

7. Stadtumba u is t auc h Umba u de r mentale n Verwaltungs -
strukturen 

„Die Menschen verfügen über ein enormes Wissen und sie sind die Experten vor Ort." 
Dieser Satz ist die Grundlage für ein neues Kapitel städtischer Kreativität, das außerhalb 
der Abnahme von Ressourcen, Bevölkerung und Wirtschaftskraft aufgeschlagen werden 
könnte und sollte. Dies bedeutet auf der Seite der Stadtverwaltungen einen grundlegen­
den Umbau der Einstehungen der Verwaltung gegenüber den Kompetenzen und Fähig­
keiten von Bürgern. „Stadtumbau" heißt so auch Umbau von mentalen Verwaltungs­
strukturen - Stereotypen des Desinteresses, Annahmen über Egoismus, über Beschränkt­
heit und Unmündigkeit der Bürger und ihrer Assoziationen. Ob die Stadtverwaltungs­
ressorts und -mitarbeiter sich verstehen als Genehmiger, Kontrolleure, Überwacher -
oder ob die Bürger mehr und mehr die Erfahrung machen können, dass die Verwaltung 
und ihre Mitarbeiter ermöglichen, auf den Weg bringen, unterstützen, Kooperation orga­
nisieren, beraten, begleiten - davon hängt die Entfaltung städtischer Kreativität und die 
Eröffnung neuer Ressourcen für Stadtentwicklung in Zeiten der Schrumpfung wesent­
lich ab. Es wäre nicht nur eine neue Stadtkultur, sondern eine neue Kultur der Stadt. 

Anmerkungen 
1) Entelechie bezeichnet die in einer bestimmten Wirklichkeit angelegte Möglichkeit Modern 

könnte man sagen die Optionen und Chancen 

2) Es wurde von uns einmal untersucht, wie man einen privaten Kindergarten planen kann; 

dabei stellte sich (Stand 2000) heraus, dass 51 verschiedene Gesetze, Verordnungen, Richtlini­

en, Sicherheitsbestimmungen usw. zu beachten sind oder ihre Erfüllung sichergestellt werden 

muss. Kaum ein privater Initiator wird diesen Aufwand leisten können 

3) Zur Kritik des Konzepts des „Konzems Stadt" vgL Hinte, W. (1998): Der heimliche Lehrplan 

der neuen Steuerungsmodelle. 
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Roland Fröhlic h 

E i n i g e B i n s e n w e i s h e i t e n u n d e i n paa r 
G e d a n k e n a n s ä t z e ü b e r k rea t ive s V e r w a l t u n g s -
h a n d e l n 

Außen- un d Innenperspektiv e 

Kreativität - neue Wege beschreiten, etwas anders machen - lässt in Bezug auf kommu­
nales Verwaltungshandeln zwei Sichtweisen zu. Zum einen befinden sich Städte und Ge­
meinden im interkommunalen Wettbewerb, bei dem es darauf ankommt, möglichst kreati­
ve Unternehmungen zu entwickeln. So sorgt allein schon die Außenwahrnehmung einer 
„kreativen" Stadt für ein positives Image. Außerdem können kreative Problemlösungen 
auch einen wichtigen Vorsprung der Stadtentwicklung im Rahmen der interkommunalen 
Konkurrenz sichern. Hier bedeutet Kreativität etwas zu tun, was das Profil der Stadt schärft 
und in dieser Form möglicherweise noch keine andere Stadt gemacht hat 

Daneben steht kreatives Handeln in der städtischen Binnensicht, also in dem Sinne, 
dass etwas in einer Form gedacht und auch getan wird, wofür es innerhalb der eigenen 
Verwaltung kein Vorbild gibt Dabei sei es irrelevant, ob anderswo diese neue Form bereits 
übüch ist. Vielmehr kann es durchaus sinnvoll und notwendig sein, kreatives Handeln in 
diesem Binnenmaßstab durch Impulse von außen zu initiieren bzw. zu fördern. 

Kreatives Verwaltungshandel n al s Tei l städtische r Kreativitä t 

Die Aktivierung des letztgenannten Potenzials der Erneuerung von innen scheint eine 
Voraussetzung für erfolgreiches (kreatives) Agieren im interkommunalen Wettbewerb 
zu sein. Die Arbeit einer kreativen Verwaltung wird beinahe automatisch die Außen­
wirkung beeinflussen. 

Die ausschließliche Konzentration einer Kommune auf die Außenwirkung ist hinge­
gen dann problematisch, wenn diese Leistung nur von wenigen Einzelpersonen getragen 
wird. Dies ist jedoch in einer Kommunalverwaltung häufig der Fall. Ohne die Substanz 
eines kreativen (Verwaltungs-JMiheus im Hintergrund sind Frustrationserlebnisse vor-



programmiert, da die selbst hervorgerufenen von außen gestellten Erwartungen nicht 
erfüllt werden können. 

Im Weiteren soll vor diesem Hintergrund der Frage nachgegangen werden, wie krea­
tives Handeln innerhalb einer {Kommunal-)Verwaltung gefördert werden kann. Dabei 
wird kreatives Verwaltungshandeln als essentiell für die Entwicklung städtischer Krea­
tivität betrachtet. So stellt die öffentliche Verwaltung einen wichtigen Bestandteil eines 
(kreativen) regionalen Milieus dar. Bei den Bemühungen, städtische Kreativität zu för­
dern, steht die Verwaltung wiederum eine klar definierbare Adresse dar, die als Multip­
likator innerhalb des Stadtgefüges bzw. der Stadtgesellschaft wirken kann. 

Schließlich muss sich eine Stadtverwaltung frühzeitig mit Schrumpfungstendenzen 
auseinandersetzen, sie muss schlicht die Schrumpfung verwalten - und schrumpft in 
der Regel selbst dabei. 

Frau M . un d Her r S . oder Jede r is t kreati v 

Bei der Betrachtung von Verwaltungshandeln in der Binnensicht ergeben sich 
wiederum zwei Perspektiven. Da steht zunächst der einzelne Mitarbeiter bzw. die einzel­
ne Mitarbeiterin - nennen  wir  sie hier Frau M. -  mit allen ihren Ängsten, Selbstzweifeln 
und Schranken im Kopf. VieUeicht hat sie auch resigniert, weil frühere Versuche kreati­
ven Handelns nicht auf die erwartete Resonanz der Führungsebene und der Kollegen 
stießen oder einfach ohne Erfolg blieben. Auf der anderen Seite steht eben die Führungs­
ebene, im Weiteren  repräsentiert durch  Herrn  S. (es ist immer noch so, dass die Frauen­
quote in der Führungsebene deutlich geringer ist). Darüber hinaus ist ja auch Herr S. 
nichts anderes als ein Mitarbeiter, der in einem Umfeld von Kollegen agiert. 

Zunächst also sei die  These gewagt, dass jeder kreativ  ist,  so auch Frau M. Dies um so 
mehr, als dass sie in der  DDR aufgewachsen ist, deren Bewohner bekannt für ihr Talent  im 
Improvisieren waren. Und zum Improvisieren gehört schließlich eine gehörige Portion Kre-
ativität. 

Nach der Wende hat sie, wie viele andere auch, mit großem Elan in der Stadtverwaltung 
angefangen zu arbeiten. Dort wurde ihr das  kreative Arbeiten nicht  gerade leicht gemacht 
Hunderte von  Vorschriften,  Richtlinien, Gesetzen,  die scheinbar alles  strenger regeln,  als 
es der Plan im VEB  tat Dann  war da auch noch die Geschichte von der Kollegin, die zuerst 
mit ihren Aufgaben und  später mit den  Konsequenzen aus den Fehlern, die sie zwangsläu-
fig gemacht hatte, alleingelassen wurde. 



Obwohl Frau M es  immer wieder  geschafft hat, gut mit veränderten Rahmenbedingungen 
klarzukommen, würde  sie sich selbst  sicherlich nicht  als  besonders kreativ  einschätzen. 
Das liegt vielleicht  auch am Klang des Wortes  und an den Assoziationen, die  für Frau M. 
daran hängen Als  besonders kreativgilt nämlich  derKollege,  der die Arbeitszeit nutzt um 
alle möglichen privaten vorhaben  durchzuführen Und  auf dessen Schreibtisch  sich trotz-
dem keine Arbeit  stapelt 

Das Ausleben von persönlichen kreativen Potenzialen lässt sich scheinbar kaum un­
terdrücken. Im Zweifelsfall werden eben auf kreative Weise Arbeitsvermeidungsstrategien 
entwickelt. Dies geschieht vermutlich immer dann, wenn es die Verwaltungsspitze nicht 
schafft, ihre Mitarbeiter für die Arbeitsaufgaben zu begeistern. 

Kreativität zulasse n 

Zunächst einmal muss aber die Bereitschaft vorhanden sein, kreatives Handeln 
überhaupt zuzulassen. 

Die Reaktion von  Herrn S.  auf Fehler und die daraus folgenden Konsequenzen  war 
zunächst die  Einschränkung jedes selbst  bestimmten Arbeitens.  Aus Angst vor  neuen Pro-
blemen wurde  auf allen Ebenen Dienst  nach Vorschrift  angeordnet Wenn  sich etwas  als 
das Gegenteil von kreativem Verwaltungshandeln  definieren lässt so  dürfte das der Dienst 
nach Vorschrift  sein. Es war Herrn S. offensichtlich nicht  möghch, die  Verantwortung für 
die freien Arbeitsweisen  seiner  Angestellten  zu  übernehmen.  Warum  aber  war das so? 
Vorrangig haben sich viele  Kollegen  mit Detailproblemen aufgehalten und  diese mit viel 
Aufwand vielleicht  auch gelöst allerdings  dadurch keine Zeit und Kraft mehr für die  wich-
tigen Kernprobleme gehabt. Und  sie haben diese  auch  schlicht nicht  erkannt  Das  Erken-
nen und  die Lösung der Kernprobleme wiederum hätte  gemeinsames Arbeiten  erfordert. 
Teamarbeit im eigentlichen  Sinne  war  aber in Zeiten, wo plötzüch jeder  auf  sich selbst 
gestellt war, unübUch.  So fehlte auch  Herrn S. schlicht der kreative Ansatz  für eine andere 
Arbeitsweise in  der Verwaltung. Fast zwangsläufig war seine Reaktion auf  das vermeinth-
che Chaos, kreative  Arbeitsweisen ganz  zu unterbinden. 

Irgendwann stellte  Herr  S.  fest, dass  die  Arbeit damit  auch  nicht  besser  wurde. 
Insbesondere war  es so gut wie  unmöglich, angemessen auf  neue Rahmenbedingungen  zu 
reagieren Herr  S. erkannte, dass  es  notwendig ist,  das kreative Potenzial  der Mitarbeiter 
wieder zu wecken  Glücklicherweise  konnten alle  Fehler in der Vergangenheit die Kreativi-
tät der Verwaltungsleute nicht gänzlich  abtöten. So war es der erste Schritt  Kreativität 
zumindest nicht  zu verhindern. 



Schlüsselakteure der Vemaltungsspitze werden nicht erfolgreich sein, wenn es ih­
nen nicht gelingt, kreative Kerne zu entwickeln. Dazu ist es notwendig, Kreativität 
überhaupt zuzulassen, das kreative Potenzial auf Kernprobleme zu lenken und kreative 
Ideen untereinander zu kommunizieren. 

Potenziale für kreative Arbeitsweisen dürften häufig eher in freiwilligen als in 
Pflichtigen Aufgaben hegen. Pflichtige Aufgaben einer Kommunalverwaltung sind (durch 
entsprechende Vorschriften) oft durch eine vergleichsweise starre Arbeitsorganisation 
gekennzeichnet Freiwillige Aufgaben sollen hier weniger im Sinne nicht Pflichtiger Auf­
gaben einer Stadivewaltung/Kommune verstanden werden. Gemeint sind eher Ideen 
einzelner Mitarbeiter, die zum Beispiel (zusätzlichen) Nutzen für die Abteilung bringen 
können. Wichtig ist die Freiwilligkeit auf der Ebene des Einzelnen. 

Frau M hat  sich mittlerweile  recht  ordentliche  Computerkenntnisse  angeeignet.  Ange-
fangen hat das alles damit  dass  sie den handgeschriebenen Trainingsplan  ihres Sportver-
eins in eine Datei übertragen und dann an alle Vereinsmitglieder per e-mail  versandt hat 
Das hat einiges an Zeit gekostet wa r aber wesentlich motivierender als  die PC-Schulung 
ohne eigentliche Aufgabe. Dafür saß sie manchmal abends etwas länger im Büro. Mittlerweile 
hat Frau  M. auch zu Hause  einen Computer.  Nicht  dass  sie jetzt auch  zu Hause arbeiten 
würde, aber anhand der  Erfahrungen mit dem Trainingsplan  hat sie dann doch noch einen 
Terminplan für das eigene Amt gezaubert Besonders  schön war  es, als ihre Kollegen einen 
solchen Plan auch noch praktisch fanden. 

Dies soll kein Aufruf sein, Arbeit und Freizeit prinzipiell miteinander zu vermi­
schen, sondern ein Werben für Verwaltungshandeln als kreativen Akt, der nicht in 
jedem Fall wie ein Fließband um 16:00 Uhr abgesteht werden kann. Im Idealfall halten 
sich private Tätigkeiten während der Arbeitszeit und das Wälzen dienstlicher Proble­
me in der Freizeit auf einem niedrigen Niveau die Waage. Schließlich tötet das perma­
nente Herumschleppen von (dienstlichen) Problemen letztlich auch jedes kreative Po­
tenzial. 

Kreativität al s Pflichtaufgab e 

Nun ergibt sich hinsichtlich der Mitarbeitermotivation durch freiwillige Aufgaben 
die Situation, dass die Finanzlage in Schrumpfungszeiten in den öffentlichen Verwaltun­
gen im Prinzip nur noch die Erfühung Pflichtiger Aufgaben zulässt. 



In der Praxis gibt es sicherlich einigen Interpretationsspielraum für die Abgrenzung 
von „Pflichtigen" und „freiwilligen" Aufgaben. Unabhängig davon kann man die Aufgabe, 
die Handlungsfähigkeit einer Kommunalverwaltung auch in Zeiten der Schnmipfung zu 
erhalten, sicherlich getrost als eine Pflichtige Aufgabe definieren. Wenn aber herkömmli­
che Arbeitsweisen nicht für die Auseinandersetzung mit der Schrumpfung taugen, so steht 
kreatives Handeln, welches durch Neuartigkeit und Originalität gekennzeichnet ist, eine 
wesentliche Voraussetzung zur Erfüllung dieser elementaren Pfhchtaufgäbe dar. Damit wird 
die Förderung von Kreativität im Verwaltungshandeln quasi zu Pflichtaufgabe. 

So verdankt Frau M. die  Tatsache, dass  sie  überhaupt  noch in der  Verwaltung arbeitet, 
einer kreativen Problemlösung.  Sie  hatte vor  einigen  Jahren schon ihre betriebsbedingte 
Kündigung in  der  Tasche,  als gemeinsam mit  Personalrat  und  Gewerkschaft  ein  Haus-
tarifvertrag entwickelt  wurde,  durch den  die  Entlassungen  vermieden  werden  konnten. 
Dafür verzichteten alle Mitarbeiter auf drei  Wochenstunden  Arbeit und  den entsprechen-
den GehaltsanteiL  Die Arbeitsfähigkeit der  Verwaltung  wurde gesichert da  die Aufgaben 
einzelner (bis  dahin zu entlassender)  Mitarbeiter nicht  ohne  weiteres  unter  den  Verblei-
benden hätten  aufgeteilt  werden können. 

Nachdem das  Entschuldungskonzept der  Stadt  erfolgreich  war,  bestand die  Möglich-
keit wieder  vierzig Wochenstunden  zu arbeiten  Genau  genommen wurde  von der  Perso-
nalabteilung angekündigt dass  die planmäßige Arbeitszeit  wieder  vierzig Wochenstunden 
betragen würde. Es schien keine Frage zu sein,  dass im Prinzip alle - bis  auf einige Mütter 
mit kleinen  Kindern,  die auch vorher schon Teilzeitverträge  hatten -  wieder  die volle Zeit 
arbeiten würden. Es stellte sich jedoch heraus, dass  ein ganzer Teil  der Belegschaft die  37-
Stunden-Woche gar nicht so  schlecht  fand und  auch  dabei bleiben wollte. Einige spielten 
mit dem  Gedanken,  noch einige  Stunden weniger  zu arbeiten 

Gleichzeitig gab es eine  Kollegin mit  einem  befristeten  -  nun  auslaufenden  -  Arbeits-
vertrag. Schließlich gelang es, durch das „Sammeln" der Stunden aller  derer, die  freiwillig 
weniger als vierzig Stunden arbeiten  wollten, eine  35-Stunden-Stelle für besagte  Kollegin 
zu schaffen 

Wenn Frau M. diese Geschichte  Kollegen in anderen  Städten  erzählt  erntet  sie  nicht 
selten Reaktionen  der  Art „Wenn ich anfrage, ob ich fünf Stunden  weniger  arbeiten kann, 
wird Jeder fragen, ob ich überhaupt noch hier arbeiten  will..." oder„... da schaffe ich meine 
Arbeit ja erst  recht nicht mehr". Sie erzählt dann,  dass die Gehaltseinbuße netto gar nicht 
so groß ist und  dass reduzierte Arbeitszeiten in  ihrer Verwaltung  mittlerweile eine  Selbst-
verständlichkeit seien. 

Kreatives Denken fängt offensichtlich im eigenen Kopf an. Es kann Argwohn bei den 
Kollegen hervorrufen. So ist Teilzeitarbeit für Mütter mit kleinen Kindern gesellschaft-



lieh legitimiert. Wenn kinderlose junge Leute weniger arbeiten wollen, wird das von dem 
einen oder der anderen schon mit Skepsis bezüglich der Arbeitseinstellung betrachtet. 

Im geschilderten Fall waren es äußere Umstände, die den Anlass gaben, über den 
Umgang mit der Arbeitszeit nachzudenken. Im Ergebnis war es nur ein Teil der Mitar­
beiter, der tatsächlich von der Möglichkeit, weniger zu arbeiten, Gebrauch machten, 
doch verändert hatte sich die Einstellung vieler. Gerade dieses Beispiel zeigt, dass kre­
ative Lösungen ökonomische und soziale Ziele auf das Beste miteinander verbinden 
können. 

Kreative Arbeitsweise n orte n 

Bedingt durch die  Vorgeschichte zur Arbeitszeitfrage hatten  sich viele  Mitarbeiter  da-
mit auseinander  gesetzt  So  wurde  eine  kritische Masse  erreicht,  die  sich Gehör  beim 
Personalamt verschaffte. 

Nachdem sich Frau M mit  ihrer Idee zunächst unsicher war,  hatte sie ein viel besseres 
Gefühl als sie merkte, dass  sie nicht die  Einzige war, und erst recht als  der vielfach (vorher 
oft nur unter  den Kollegen) geäußerte Wunsc,  seitens des  Personalamtes aufgegriffen wur-
de. Der - Dank  der  Vielzahl  ähnlich denkender  Kollegen  -  positive  Nebeneffekt  „neue 
Arbeitsplätze durch  Teilzeit"  bestärkte Frau M. in ihrem Handeln. 

Letztlich umsetzbar war das alles nur, weil das Personalamt auf die Diskussion rea­
gierte - die kreativen Ideen ortete. Das geschah aherdings erst auf konkrete Anfragen 
hin. Für die Entwicklung kreativen Verwaltungshandelns scheint es notwendig, perma­
nent nach kreativen Ideen Ausschau zu halten, die zum Nutzen aller umgesetzt werden 
können. Wenn die Führungsebene kreative Arbeitsweisen entdeckt und annimmt, gibt 
es den schönen Nebeneffekt eines Gefühls des gemeinsam Tuns. 

Tatsächlich scheint es so zu sein, dass die Mitarbeiter viel lieber einen Weg gemein­
sam und in die gleiche Richtung mit der Führungsebene gehen, als gegen von oben vor­
gegebene Wege anzukämpfen. Und umgekehrt ist es sicherheh auch für die verwaltungs-
führung angenehmer, wenn sich dieses Gefühl breitmacht, einen gemeinsamen Weg zu 
gehen. Notwendig dafür sind gegenseitiger Respekt und Vertrauen. Nur wenn man sein 
Gegenüber ernst nimmt, kann man auch dessen Ideen annehmen. Um Ideen von Mitar­
beitern anzunehmen, braucht es Vertrauen, dass diese Ideen nicht nur eigennützig sind. 
Mindestens notwendig ist jedoch die Bereitschaft, in Betracht zu ziehen, dass auch in 
einer verrückt klingenden Idee etwas Verwertbares steckt. 



Ziele setze n (Kreativitä t lenken ) 

Nicht immer klappt es, dass die Ideen Einzelner ein für alle positives Ergebnis brin­
gen, wie im Beispiel der Teibeitbeschäftigung. 

So hat auch HerrS. irgendwann gemerkt, dass ein großer Teil der Probleme, die sich aus 
den kreativen Arbeitsweisen  der  Angestellten ergaben,  am Nichtvorhandensein von  Ziel-
aussagen lagen. Die Mitarbeiter konnten  gar  nicht anders,  als sich an  Detailproblemen 
abarbeiten. Schließlich hatte niemand ihnen ein Ziel vorgegeben, geschweige denn sie hät-
ten es mit entwickelt 

So haben sich  die  Mitarbeiter auf  (TeiljProbleme konzentriert deren  Lösung  für sie 
auch realistisch war. 

Es ist also wichtig, überhaupt Ziele zu setzen, um das Verwaltungshandeln zu struktu­
rieren. Man kann einen Weg nur gemeinsam gehen oder aber auch nach Alternativen 
suchen, wenn das Ziel klar ist. Unstrukturiertes Verwaltungshandeln verschwendet die 
kreativen Potentiale der Mitarbeiter. 

Damit sich alle mit einem Ziel identifizieren können, ist es sinnvoll, dieses Ziel auch ge­
meinsam zu entwickeln. Auch dabei ist Kreativität wichtig, insbesondere dann, wenn ver­
meintlich vorgegebene Ziele an geänderte Rahmenbedingungen angepasst werden müssen. 

Kreativität brauch t Erfolgserlebniss e 

Wenn man ein Ziel gemeinsam mit allen Beteiligten entwickelt, bürgt das in der Regel 
auch dafür, dass das Ziel erreichbar ist, denn es gibt gute Gründe, Vertrauen in die Selbst­
einschätzung der Mitarbeiter zu haben. Hin und wieder schließt das nicht aus, sie auch 
für neue - vermeintlich unerreichbare - Ziele zu begeistern. 

Zu kreativer Arbeit gehören neben der Entwicklung von Ideen natürlich auch deren 
(erfolgreiche) Umsetzung. Nichts ist schlimmer, als die permanente Produktion neuer 
kreativer Ideen, von denen nicht eine umgesetzt wird. Der Weg zur Zielerreichung kann 
dabei ebenfalls als Spielraum für kreatives Handeln verstanden werden. 

So war im Beispiel der Entschuldung der Stadt als ein Teilziel die Aufgabenerfüüung der 
Verwaltung mit weniger Personal definiert. Der klassische Weg war die Entlassung einiger 
Mitarbeiter. Der kreative Weg war schließlich die Entwicklung eines Haustarifvertrages. 



Kreativität heiß t Verantwortun g übernehme n 

Wie schon beschrieben, werden sich die Mitarbeiter immer mit solchen Problemen 
beschäftigen, für die sie auch absehbar eine Lösung finden können. Das heißt auch eine 
Lösung, die sie verantworten können. 

Frau M. war  durch die  Erlebnisse ihrer Kollegin, die  im Ernstfall ziemlich allein  gelas-
sen wurde,  alles andere als  bereit, Verantwortung  zu übernehmen.  Dabei  ging es ihr gar 
nicht darum,  dass sie sich bestimmte Aufgaben nicht zugetraut hätte.  Auch erkannte  sie, 
dass die  Übertragung von Verantwortung durchaus eine  Wertschätzung  ihrer bisherigen 
Arbeit bedeutete.  Doch die Angst vor  möglichen Fehlern und unangenehmen Konsequen-
zen waren  größer als die Bereitschaft Verantwortung  zu übernehmen. 

Herr S., der damals nicht in der Lage war, die Verantwortung auf seine Schultern  zu 
nehmen, befand  sich in einer ganz ähnlichen Situation. Die scheinbar sicherste Lösung in 
dieser Situation war der Dienst nach Vorschrift 

Aus Angst vor dem damit verbundenen Risiko und dem falschen Umgang mit Fehlern 
innerhalb von Verwaltungen wird die Übernahme von Verantwortung oft abgelehnt. 
Möglicherweise vorhandene kreative Gedanken werden so nicht umgesetzt oder - schlim­
mer noch - gar nicht erst gedacht Wie gelangt man nun zu der notwendigen Gelassen­
heit, um das mit Kreativität verbundene Risiko zuzulassen? 

Herr S. hat erkannt dass  es manchmal besser  ist Fehler  zu machen, aus denen man 
lernen kann,  als  darauf um  der  Sicherheit willen  zu verzichten.  Besonders  toll  war die 
Erfahrung, als er selbst einen  Fehler gegenüber den Mitarbeitern gestand  und dafür Re-
spekt erntete  statt der  erwarteten Missachtung. 

Fehler müssen nicht nur gemacht werden, es bedarf auch eines Arbeitsklimas, in dem 
man Fehler zugeben darf und dafür nicht bestraft wird, sondern sie zum Anlass genom­
men werden, bisherige Handlungsweisen zu überdenken, um entsprechende Fehler­
ursachen künftig auszuschließen. 

Gleichwohl bleibt die Frage der Verantwortung für kreative Wege im Verwaltungs­
handeln. Wichtig ist hierbei wohl, das richtige Maß der Verteilung der Verantwortung 
zwischen dem einzelnen Mitarbeiter und der Führungsebene zu finden. Einerseits ist das 
Gefühl verantwortlichen Handelns bei jedem Einzelnen zwingende Voraussetzung für 
kreatives Handeln, andererseits darf man im Ernstfall nicht allein gelassen werden. Un­
ter diesen Voraussetzungen kann man Mitarbeiter auch ermutigen, Verantwortung zu 



übernehmen, indem Risiko nicht bestraft, sondern - beispielsweise mit einer Fortbil­
dung - belohnt wird. 

Es gehört also eine gewisse Gelassenheit, aber auch Risikobereitschaft dazu, Kreativi­
tät zuzulassen. Diese Gelassenheit - nicht zu verwechseln mit Leichtsinnigkeit - kann 
man erreichen, wenn man sich auch in schwierigen Situationen einer starken Führung 
im Rücken sicher ist. 

Kapazität fü r Kreativitä t 

Schließlich kann man neue Wege nur dann beschreiten, wenn man zumindest eine 
leise Vorstellung davon hat, wie der Weg beschaffen ist Notwendig ist also ein gewisser 
Überblick, den man nur gewinnen kann, wenn man sich von Zwängen nicht einklemmen 
lässt. Dazu gehört letztlich auch, dass Zeit investiert wird, um sich einen Überblick zu 
verschaffen, statt durch blinden Aktionismus Aktivität vorzutäuschen. 

In der Regel ist es lohnend, sich die Zeit zu nehmen, um einen Überblick über den 
Arbeitssumpf", in dem man steckt, zu erhalten. So kann man erkennen, wie weit unter­
schiedliche Ziele entfernt sind und welche Irrwege man bisher gegangen ist. Gleichzeitig 
finden sich neue Wege und freie Kapazitäten. Man sollte sich nicht entmutigen lassen, 
wenn ein neuer Weg am Anfang beschwerhch erscheint, solange man nur das Ziel nicht 
aus den Augen verliert. Dies gilt für jeden Einzelnen genau so wie für eine Verwaltung 
insgesamt. Hilfreich für die sinnvolle Ausnutzung der vorhandenen Kapazitäten sind 
klare Führungsstrukturen und die ebenso klare Abgrenzung von Verantwortungs­
bereichen. 

Verwaltung i m städtische n Spannungsfel d 

Die Aussagen über verwaltungsinterne Wechselwirkungen lassen sich prinzipiell auch 
auf die Beziehungen zwischen Verwaltung und Politik übertragen. So kann die Kommunal­
politik städtische Kreativität fördern oder bremsen. Positive Auswirkungen sind zu er­
warten von eindeutigen Zielvorgaben, deren Grundlagen wiederum in einem gemeinsa­
men kreativen Prozess entwickelt wurden. Wichtig ist, dass diese Beschlüsse der Stadt­
verordneten dann nicht bei der nächsten taktisch günstigen Gelegenheit wieder zu Fall 
gebracht werden. 



Es geht also um die politische Kultur im Sinne eines Wettbewerbs um kreatives Han­
deln miteinander, nicht gegeneinander. Viele kreative Ansätze auf allen Akteursebenen 
bleiben nur deshalb stecken, weil es kein Miteinander gibt. 

Zusammenfassung 

• Kreativität ist in einer Verwaltung immer vorhanden. 
• Kreativität fängt mit banalen Dingen an - so mögen die o.g. Beispiele wenig 

herausragend wirken. 
• Kreativität in den kleinen Dingen ermöglicht jedoch eine Offenheit im Denken, 

die wiederum Grundlage für große Veränderungen ist. 
• Kreatives Arbeiten lässt sich beeinflussen - wichtigste Grundlage dafür sind 

Vertrauen und Respekt. 
• Kreativität steht in einer Wechselbeziehung zum Arbeitsklima innerhalb einer 

Verwaltung. 
• Frau  M. und  Herr S. sowie alle ihre Kollegen sind frei erfunden -  mag  sich jeder 

selbst an  der einen oder  anderen Stelle wiederfinden. 

Und wa s ha t da s alle s mi t Schrumpfun g z u tun ? 

Gerade das oben genannte Beispiel der Arbeitszeitregelung zeigt, dass die Notwendig­
keit der Auseinandersetzung mit schrumpfungsbedingten Problemlagen auch zu kreati­
ven Lösungen führen kann. Dies sollte ein Plädoyer sein, gerade in Schrumpfungszeiten 
den Überbück und damit die Aussicht auf neue Wege nicht zu verlieren. 



Beate Glöckne r 

Neue Konzept e fü r d i e V e r w a l t u n g 

Tilburger Erfahrunge n mi t Verwaltungs -
modernisierung* 

Tilburg ist über die Niederlande hinaus weithin bekannt für effektive Verwal-
tungsmodernisierung, die bereits in den 1980er Jahren begonnen wurde und nun 

mehr einem kontinuierlichen Prozess der Weiterentwicklung unterhegt. Das „Tilburger 
Modell" ist mittlerweile stehender Begriff für eine unternehmensnahe Umgestaltung der 
Verwaltung mit messbaren Erfolgen für die Stadtentwicklung. Die zugrundeliegenden 
Ideen fanden in den vergangenen Jahren in Verwaltungen im In- und Ausland Anwen­
dung. Interessant ist dabei, dass der Tilburger Ansatz in Deutschland insgesamt mehr 
Aufmerksamkeit als in den Niederlanden selbst fand. Tilburg ist direktes Vorbild für das 
neue Steuerungsmodell (NSM), das seit Anfang der 90er Jahre zunächst in vielen west­
deutschen, seit einigen Jahren aber auch in ostdeutschen Kommunen etageführt wird. 

Der Workshop in Frankfuri/Oder fand unter dem Stichwort „Verwaltungsmoderni­
sierung im Hinblick auf Chancen kreativer Stadtentwicklung" statt, dies mit dem Hinter­
grund, dass bestimmte Voraussetzungen innerhalb der Verwaltungsorganisation wesent­
lich für kreative Arbeitsprozesse sind. Frankfurt steckt wie viele andere ostdeutsche 
Kommunen heute inmitten der Vemaltmgsumstrukturierung, einem Prozess, der erst 
in den späten 90er Jahren nach dem Abschluss des Verwaltungsaufbaus begonnen wer­
den konnte. 

Idee für den Workshop war es, trotz aller Verschiedenheiten im administrativen 
System und unterschiedlicher Problemlagen einen Blick zum Nachbarn zu werfen, der 
im Prozess der Verwaltungsumstrukturierung möglicherweise schon einen Schritt 
weiter ist. Aufgabe für die Kommunen hier wie dort ist es heute, mit weniger Mitteta 
effektiv zu haushalten und dabei trotzdem spürbare Erfolge in der Stadtentwicklung 
zu erzielen. Seit einigen Jahren wendet man sich zudem verstärkt der Einbeziehung 
der Bürger zu. Hier gilt es, Mögüchkeiten zu finden, die Bürger für Stadtentwicklung zu 
interessieren und noch viel stärker als zuvor an den kommunalen Entscheidungs-
prozessen zu beteiügen. 



Ziel des Beitrags ist zum einen, einen kurzen Einblick in die Kernelemente der 
Verwaltungserneuerung in Tilburg zu geben. Zum anderen werden die Tilburger Erfah­
rungen beleuchtet, die im Prozess der weiteren Fortentwicklung des Konzepts gemacht 
wurden. Zuletzt wird auf Einzelaspekte des Modells eingegangen, um Anregungen für 
das Verwaltungshandeln im Umstrukturierungsprozess ostdeutscher Städte geben zu 
können. 

Stadt Tilbur g 

Tilburg ist mit knapp 200.000 Einwohnern die sechstgrößte Stadt der Niederlande 
und bezeichnet sich heute selbst als eine „moderne Industriestadt". Noch bis 1860 ein 
kleines Dorf, wuchs Tilburg durch das Zusammenwachsen mit anderen Dörfern nachfol­
gend zu einem bedeutenden Industriezentrum in der Provinz Nordbrabant im Süden des 
Landes an. Die Textilindustrie war eine der führenden Wachstumsgrößen der Region. 

Mit dem Niedergang dieser Industriebranchen wurde Tilburg mit wachsenden Pro­
blemen konfrontiert. Die Arbeitslosigkeit lag 1995 mit 10 Prozent über dem Landesdurch­
schnitt von 7 Prozent, konnte jedoch zum Ende der 90er Jahre auf das obere Maß der 
Vohbeschäftigung (2000: 3 Prozent, im Vergleich dazu die Niederlande: 2,6 Prozent) ge­
senkt werden. Die Bevölkerungsentwicklung weist heute eine positive Bilanz auf. Seit 
1985 hat die Stadt einen Einwohnerzuwachs von 25,7 Prozent erfahren. Tilburg ist heute 
schuldenfrei und kann seit 1988 jährliche Haushaltsüberschüsse verzeichnen. 

ökonomische Neuausrichtun g der Verwaltung -  1 . Phas e des 
Tilburger Modell s (1986-1996 ) 

Die Geschichte der Verwaltungsmodemisierung ist im Wesentlichen durch zwei gro­
ße Phasen bestimmt. 1986 wurde das „Original Tilburger Modell" im Rahmen einer um­
fassend angelegten Neuorganisation der Verwaltung eingeführt. Im Zuge der ständigen 
Fortentwicklung des Modells wurde zehn Jahre später eine weitere große Umstruk­
turierung durchgeführt und damit die zweite Phase der Erneuerung eingeleitet. Im Jahr 
2002 trat man in eine dritte Phase ein, die als Dualisierung der lokalen Demokratie 
beschrieben wird. 

Ausschlaggebend für die Verwaltungsmodernisierung in den 80er Jahren war die 
wachsende Unzufriedenheit von Pohtikem, Unternehmern und Bürgern mit der Arbeit 



der Behörden. Drastische Kürzungen im Haushalt machten zudem eine Fifektivierung 
des Verwaltungshandelns immer dringender. Impulse für eine Neuordnung kamen aus 
der Politik, aber auch aus der Verwaltung selbst. Gefordert wurden vor allem eine 
Verwaltungsverschlankung, transparentere Finanzen, ein effektiverer Umgang mit den 
Mitteln", Privatisierungen von Energieversorgung und Wohnungsverwaltung und ein 
insgesamt verbessertes professionelles Management (van Vugt 2003). 

Den Veränderungen in der Verwaltung war in den frühen 80er Jahren ein gesamt-
niederländischer Diskussionsprozess vorangegangen, in dem man sich immer mehr vom 
für alles verantworthchen Wohlfahrtsstaat verabschiedete. Neue Leitbilder, die von ei­
ner begrenzteren Reichweite des Staates ausgingen, gewannen an Bedeutung. Gesucht 
wurden zunehmend gemeinsame Problemlösungen zwischen Staat und gesellschaftli­
chen Akteuren. Angestrebt wurde, dass der Staat nicht mehr über den Akteuren steht, 
sondern als Verhandlungspartner zur Entwicklung von Zukunftsstrategien auftritt. Die­
se Veränderungen wirkten sich vor allem auf der kommunalen Ebene aus und wurden 
um so notwendiger, je niedriger die Kommunalfinanzen ausfielen. In dem Maße, wie die 
kommunalen Einkünfte sanken, wuchs die politische Forderung nach einem verstärkt 
wirtschaftlichen Handeln der Kommunen (Korsten 1996: 21). 

Die Grundidee des Tilburger Modells ist, die ehemals zentralistisch ausgerichteten 
Vemaltungsslrukturen aufzubrechen und nach dem Vorbild eines Unternehmens mit 
Konzernstab von Grund auf neu zu organisieren. 

Im Zuge der Verwaltungsvereinfachung wurden dreizehn Ämter zu vier Großämtern 
zusammengefasst. Mit der Maßgabe stärker ergebnisorientiert zu arbeiten, erhielten die 
Ämter einen eigenständigen Verantworthchkeitsbereich und wurden mit eigenem Bud­
get ausgestattet. Der Mitarbeiterstamm wurde im Rahmen der ersten Neuorganisation 
um etwa ein Drittel auf 1850 Mitarbeiter reduziert. Um auch in der neuen Führungs­
ebene mehr ökonomisches Know how anzusiedeln, wurden von insgesamt sechs Beige­
ordneten des Bürgermeisters drei Stehen mit jungen Ökonomen besetzt. 

Kennzeichnend für das neue Steuerungsmodell in Tilburg wurde der Begriff des 
Kontraktmanagements. Gemeint ist damit eine Art Vertragsmanagement, welches auf 
Vereinbarungen zwischen der Leitung der Gesamtorganisation (Kommune) und der Lei­
tung der einzelnen Abteilungen der Verwaltung als Ausführende beruht. Vertragspartner 
sind dabei auf der einen Seite die politische Führung als Auftraggeber, während auf der 
anderen Seite die Verwaltung als „Auftragnehmer" auftritt. 



Grafik: Gemeind e Tilburg , Organisationsstruktu r 198 6 (va n Vugt 2003 ) 

Das KontiaMmanagement beinhaltet zum einen die bettiebswirtschaftliche Ausrich­
tung der Verwaltung, bezeichnet aber auch allgemein den veränderten Führungsstil und 
die Verwendung eines Managementinstrumentariums. Mit dieser neuen Art der kommu­
nalen Verwaltungsführung und politischen Steuerung wird das Ziel verfolgt, die Quali­
tät, Effektivität und Effizienz staatlichen Handelns zu erhöhen (Korsten 1996: 23). 

Kerninhalte des Kontraktmanagements (nach van Vugt 2003): 

• Jede Abteilung handelt selbständig in der Beschlussfassung und verfügt über ein 
eigenes Budget. 

• Die Geschäftsleitung wird in den Abteilungen durch Manager wahrgenommen. 
• Kleine flexible Einheiten innerhalb der Abteilungen können auf kurzfristige 

Veränderungen reagieren. 

n Führungslinie und Mitarbeiterschaft verfolgen einen integrierten Arbeitsstil. 

Ausgehend von der Forderung der Politik nach transparenten Finanzen wurde ein 
umfassendes Planungs-  und ControUingsystem  eingeführt, welches durch verschiedene 
neue Instrumente in die Verwaltung umgesetzt wurde. 



Als wichtige langfristige Instrumente wurden eingesetzt: 

• Ein strategischer Investitions- und Entwicklungsplan wird als Zehn-Jahres-
Programm für die Stadtentwicklung aufgesteht. 

• Ein politischer Masterplan sichert als Vier-Jahres-Vereinbarung einen Grund­
konsens zwischen den politischen Parteien. 

• Ein perspektivischer Ausblick legt in einer Vier-Jahres-Vorschau die wichtigsten 
Inhalte von Politik und Finanzen fest. 

Gleichzeitig wurden jährliche Planungsinstrumente eingeführt: 

• Städtisches Budget als „inkrementehes" Budgetierungssystem durch die Anpas­
sung bestehender und neuer Budgets, 

• Abteilungsbudget als übergreifendes Budgetierungssystem, 
• Abteilungsplan (Managementvereinbarung) als detaillierter Plan, wie die 

Ergebnisse erreicht werden. 

Die Finführung eines produktorientierten Haushaltes  in den späten 80er Jahren ist ein 
weiteres wichtiges Element des Managementansatzes. Dabei stehen wie bei einem Unter­
nehmen am Ende Produkte, d.h. die Ergebnisse gemeindhcher Arbeit im Vordergrund. 
Der Haushaltsplan hat damit weniger die Funktion der finanztechnischen Abwicklung, 
sondern legt Zeugnis ab über die Leitlinien der Gemeindepolitik. 

Ebenfalls als Reaktion auf politische Forderungen wurden im Rahmen der Neu­
organisation der kommunalen Aufgaben bis Mitte der 90er Jahre Privatisierungen durch­
geführt. Seit 1985 wurden in Tilburg u.a. der städtische Schlachthof, die Stadtwerke, das 
kommunale Rechenzentrum, ein städtischer Freizeitpark und die städtische Wohnungs-
gesellschaft privatisiert. 

Bilanz: Betriebswirtschaftliche Ausrichtun g un d Verschlankun g 
Mitte der 90er Jahre ergab eine Bilanz folgende erfreuliche Ergebnisse: Tilburg war 

schuldenfrei und konnte zusätzlich einen Profit von 8 Mio. $ jährlich verbuchen. Dies 
wurde vor allem in der Politik als Erfolg gesehen. Mit insgesamt weniger Beschäftigten 
konnte demnach eine höhere Produktivität des Verwaltungshandelns erreicht werden, 
was für den Bürger u.a. in der Aufwertung städtischer Infrastniktur ablesbar wurde. Der 
Einführung des Kontraktmanagements werden dabei folgende positive Wirkungen zuge­
schrieben (Mix / Herweijer / Korsten 1996:14): 



• das Denken in Produkten und damit in Aktivitäten und Resultaten, die für die 
Bürger leichter erkennbar sind, 

B die verstärkte Ergebnisorientierung innerhalb der Verwaltungsorganisation, 
D eine verstärkte Kosten-Nutzen-Abwägung, 
E die verstärkte Rückbesinnung auf die Entwicklung politischer Leitlinien, 
D die Mobilisierung des Engagements und der individuellen Fähigkeiten von 

Mitarbeitern, 
B die Entwicklung eines aktiven Unternehmergeistes in der Kommunalverwaltung, 

die nicht mehr ausschließlich auf politische Initiativen reagieren, 
o die Erhöhung der Arbeitszufriedenheit von Mitarbeitern. 

Die primären Erfolge waren also vorwiegend betriebswirtschaftlicher Art indem sich 
die „ökonomische Vernunft" der Verwaltung erhöhte (ebd.: 17). 

Auf de m We g zu m „goo d governance " -  da s Tilburge r Model l 
in seine r zweite n Entwicklungsphas e 

Wiederentdeckung de s Bürger s 
Trotz dieser aus Sicht der Verwaltung und Politik positiven Entwicklung war die 

Zufriedenheit der Bewohner mit der gemeindlichen Arbeit nicht besonders hoch. Dies 
zeigte sich u.a. in Bewohnerbefragungen Anfang der 90er Jahre, in denen Tilburg in 
einigen Beurteilungen noch hinter anderen niederländischen Städten lag2. Gleichzeitig 
war die WaUbeteiligung in Tilburg ebenso wie in anderen großen und mittelgroßen 
Städten in den Niederlanden drastisch gesunken. Hieraus entstand die Einsicht und 
die Notwendigkeit, den Bürger wieder stärker in das gemeindliche Handeln einzube-
ziehen, um das Vertrauen in die kommunale Arbeit zurückzugewinnen. Auf die Kritik 
einer zu sehr nach innen ausgerichteten Organisation der Stadtverwaltung hat Tilburg 
mit einer Einführung einer bis heute fest institutionalisierten Markforschung reagiert 
(vgl. Korsten 1996: 30). 

So bezieht sich das Thema der zweiten großen Umstrukturierung insbesondere auf 
Fragen der „good governance", d. h. der Neugestaltung der Einbeziehung von Akteuren 
und der Gestaltung von Entscheidungsstrukturen. Der Bürger sollte nicht mehr nur in 
der Funktion als Kunde oder Wähler wahrgenommen werden, sondern als Person aktiv 
in die Gemeindepohtik einbezogen werden. Als Ausgangspunkt für eine weitere Reorga­
nisation der Verwaltung wurden für den Bürger drei wesentliche Rohen formuliert: 



1. Als individueller Kunde wendet er sich an die Stadtverwaltung, z. B. bei Steuer­
angelegenheiten, bezüglich seiner Rente oder anderen Servicefunktionen wie 
Passwesen etc.. 

2. Als Bewohner einer Nachbarschaft interessiert er sich in erster Linie für sein 
direktes Lebensumfeld, auf das er möglichst direkten Einfluss, z. B. in punkto 
Straßenbau oder Quartiersausstattung, ausüben möchte. 

3. Als strategischer Akteur ist er gesamtstädtisch tätig, beispielsweise als Repräsen­
tant einer bestimmten Organisation. 

Tabelle: Beziehungsmuster zwische n Bürge r un d Verwaltung/lokale r 
Regierung (va n Vugt 2003 ) 

Typen von Bürger n Rolle des Bürger s Aufgabe de r lokalen Rolle der Stadt 
Regierung 

Mitglied eine r Repräsentant eine s Städtische, regional e - Strateg e 

Organisation spezifischen und (international e - Koordinato r 

Interesses Entwicklungen - Vermittle r 

ankündigen - Entscheide r 

Bewohner eine r Auf di e persönliche n Selbsthilfe-Gruppen - Moderato r 

Nachbarschaft Lebensbedingungen unterstützen, - Vermittle r 

bedacht Qualität de r Lebens - - Manage r 

bedingungen erhalte n - manchma l 

Auftraggeber 

Klient/Kunde Konsument vo n Kostengünstig mi t - Produzen t 

Dienstleistungen qualitativ hochwer -

(teils aus Verpflich- tigen Dienstleistunge n 

tung) versorgen 

Unter Berücksichtigung dieser drei Rohen des Bürgers und der damit verbundenen 
Aufgabenfelder der lokalen Regierung wurden in der Verwaltung drei neue Abteilungen 
geschaffen. 

• Abt. für öffentliche Angelegenheiten 
• Abt. für Nachbarschaftsangelegenheiten 
• Abt. für städtische Angelegenheiten 



Grafik: Gemeind e Tilburg , Organisationsstruktur 199 6 (va n Vugt 2003 ) 

Die Ausrichtung der Verwaltungsorganisation in Richtung Bürgernähe wurde konse­
quent bis auf die Ebene des Quartiers umgesetzt. 

Das Amt für Nachbarschaftsangelegenheiten agiert auf der Stadtteilebene mit dem 
Auftrag, ein gutes Wohn- und Lebensumfeld für die Bürger zu schaffen und zu erhalten. 
Vier Gebietsteams  innerhalb dieser Abteilung bilden vor Ort dezentrale Verwaltungs­
einheiten. Sie haben die Aufgabe, zusammen mit Bewohnern, Institutionen und Unter­
nehmern so weit wie möghch Wünsche und Bedürfnisse aus dem jeweiligen Gebiet in 
die Gemeindepolitik zu tragen. 

Verstärkte Einflussmöglichkeiten erhielten die Bürger zum einen bei der Entwicklung 
von Quartierseinrichtungen wie Kinderbetreuung und Jugendarbeit, städtebaulichen Ent­
wicklungen auf Quartiersebene und Gebietsmanagement. Darüber hinaus wurde über 
Quartiersbudgets die Möglichkeit geschaffen, kleinere Projekte im Umfeld selbst zu ge­
stalten. Zur Rolle des Bürgers für das Quartier vertritt die Gemeinde Tilburg die Ansicht: 
„Die Qualität im direkten Wohn- und Lebensumfeld ist nur zu realisieren oder instand zu 
halten, wenn die Betroffenen (Bewohner und andere Nutzer) selbst einen wichtigen Bei­
trag leisten und sich verantwortlich fühlen." (Haars 2001: 70)3) 

Weitere Veränderunge n i m Entwicklungsprozes s 
Seit der Einführung des neuen Steuerungsmodells haben sich die Rahmenbedingungen 

für die kommunale Arbeit nach van Vugt auf vier Ebenen vollzogen: 



Wandel der Ziele 
• Ziele, die anfangs eher produktorientiert und nach innen auf die Verwaltung 

ausgerichtet waren, orientieren sich nunmehr stärker nach außen. 
• Qualitative Ziele ersetzen zunehmend rein finanzielle Ziele. 
• Die rein betriebswirtschafthche Ausrichtung der Verwaltungsarbeit wandelt sich 

mehr in Richtung bürgerorientierter Arbeit. 
• Die kommunalpohtische Aufgabe ist es nun, eine Vision zu entwickeln: Welche 

Stadt will Tilburg 2009 sein? Aufgabe ist hierbei die Erneuerung des Konzepts 
der „modernen Industriestadt". 

Organisatorischer Wande l 
• Die Verwaltung wurde entsprechend der definierten Rohen des Bürgers in drei 

Haupt-Abteilungen umstiructuriert: Amt für Dienstleistungen, Amt für 
Nachbarschaften, Amt für gesamtstädtische Interessen. 

• Neben diesen drei Ämtern existiert ein viertes, welches Produkte und Dienste an 
die anderen drei liefert Das Amt der Betriebe / Unternehmen beinhaltet u.a. den 
Sportbetrieb und die Unterhaltung von Grünflächen. 

Wandel der Instrument e 
• Die Instrumente des Planungs- und Controllings werden um mehr nach außen 

orientierte Instrumente ergänzt (Öffenthchkeitsarbeit, Bürgerbefragungen u.a.). 
• Es findet ein Wandel von reinen Fmanzmstrumentarien hin zu Politik gestalten­

den Instrumenten und Instrumenten des Prozessmanagements statt. 

Kultureller Wande l 
• In Zusammenarbeit zwischen Politik und Administration finden mehr interakti­

ve Pohtikgestaltungsprozesse statt. 
• Es gibt weniger Routine und Regelungen und damit auch weniger streng 

vorgeschriebene Funktionen, die den einzelnen Mitarbeitern zugeschrieben 
werden. 

• Neue Kernkompetenzen gewinnen an Bedeutung, wie z.B. Netzwerken, Kommu­
nizieren, Verhandeln, Prozessorientiert arbeiten, nach Win-win Lösungen suchen. 

• Insgesamt vollzieht sich eine „Feminisierung der Verwaltung", d.h. ein Rückgang 
rein analytischer zugunsten stärker intuitiver Arbeit. 

• Die Arbeit funktioniert immer mehr in Teams. 
• Transparente Arbeitsweisen gewinnen zunehmend an Bedeutung (z.B. Veröffent­

lichung von Wirtschaftsdaten im Internet). 
• Strategische Arbeitsweise gewinnt an Bedeutung. 



Dualisierung de r lokale n Demokrati e -  3 . Phas e de s Tilburge r 
Modells 

Als jüngste bedeutende Entwicklung in Tilburg beschreibt van Vugt die sogenannte 
„Dualisierung" der lokalen Demokratie, die seit 2002 Bestand hat. Sie legt die eindeutige 
Aufgabentrennung von Kommunalparlament und Magistrat mit Bürgermeister und Stadt­
räten fest. Während Beigeordnete vorher Mitglied im Kommunalparlament geblieben 
sind, treten sie heute bei ihrer Ernennung aus dem Parlament aus. 

Dem Kommunalparlament kommt demnach die Aufgabe zu, die Richtlinien für das 
Verwaltungshandeln politisch festzulegen. Der Magistrat ist dagegen rein für die Ausfüh­
rung der politischen Vorgaben zuständig, die wiederum durch das Kommunalparlament 
kontrolliert wird. 

Kreativ Lerne n vo n Tilburg ? Anregunge n au s de m Diskussions -
prozess 

Die Tilburger Reformen waren aus Gründen knapper Finanzen in der Phase der Ein­
führung primär betriebswirtschaftlich und auf eine Verschlankung der Verwaltung aus­
gerichtet. Kennzeichnend hierfür ist die Übertragung unternehmensähnlicher Struktu­
ren auf die Verwaltung. Die wichtigsten Inhalte des neuen Steuerungsmodells waren in 
der ersten Phase die Einführung des Kontraktmanagement, Budgetierung und Frodukt-
orientierung des Haushalts. 

AUerdings hat man in Tilburg frühzeitig erkannt, dass gerade der Erfolg eines primär 
ökonomisch ausgerichteten Steuerungsmodells auch die Gefahr birgt, dass betriebs­
wirtschaftliches Denken zum Selbstzweck wird. In der zweiten großen Phase der 
Umstrukturierung spielt die Neudefinition zwischen Bürger und Verwaltung eine ent­
scheidende Rohe. 

Auch in Deutschland werden die positiven Effekte von Verwaltungsmodernisierung 
zunächst stark auf die Frage der Haushaltskonsolidierung beschränkt, was jedoch gera­
de in Ostdeutschland im Hinblick auf die jetzige und prognostizierte schlechte Wirtschafts­
lage zunehmend frustrierend ausfallen muss. 

Für ein „kreatives Abkupfern" sollten mindestens ebenso sehr die positiven Effekte 
der strukturellen Reformen von Interesse sein. Es geht darum, von Erfahrungen zu profi-



tieren, die in einem ganzen Vorlauf an Zeit gemacht wurden. Im Folgenden werden kurz 
Einzelaspekte aufgeführt, die in der Diskussion auf besonderes Interesse stießen: 

Bedeutung eine s Gesamtkonzept e 
Ostdeutsche Kommunen, die heute großem finanziellen Druck ausgesetzt sind, stehen 

vor der schwierigen Aufgabe, den Stadtumbau zu gestalten. Notwendig dafür ist ein ge­
meinsames Konzept oder eine gemeinsame Strategie, an der sie Ressort übergreifend 
arbeiten. Die Voraussetzungen dafür scheinen in den Verwaltungen jedoch oft nicht 
gegeben zu sein: Verantworthchkeiten sind nicht eindeutig bestimmt, Entscheidungsträger 
fehlen, und Fachbereiche arbeiten manchmal lieber gegeneinander als miteinander. Eine 
Reform der Verwaltung könnte die Chance dafür bieten, die Arbeit an der gemeinsamen 
Strategie für den Stadtumbau sehr viel effektiver zu gestalten. 

In Tilburg hat sich gezeigt, dass eine gut funktionierende Organisation mit einer klaren 
Aufgaben- und Zuständigkeitsverteilung, die Nachfrage orientiert, Problem orientiert und 
gebietsbezogen arbeitet, Grundvoraussetzung für ein Erfolg versprechendes Konzept ist 

Dieses ist jedoch nicht statisch, sondern wird durch die Mitarbeiter der Stadtverwal­
tung ständig weiterentwickelt und den veränderten Bedingungen und Notwendigkeiten 
angepasst. 

Zusammenarbeit de r Akteur e 
Im Rahmen der Workshopreihe wurde immer wieder auf die Schwierigkeit hingewie­

sen, die Akteure für die gemeinsame Sache Stadtumbau zusammenzubringen. 

In Tilburg ist es gelungen, aufgrund der Zwangslage, in der sich die Stadt befand, 
zwischen den verschiedenen Akteursgruppen und der Stadt Koalitionen zu bilden. Mög­
hch wurde dies durch die gemeinsame Suche nach einer Vision und gemeinsamer Arbeit 
daran. Im Laufe dieses Prozesses konnten langsam und schrittweise eine Identifikation 
mit dem gemeinsamen Projekt erreicht und die Beteiligten trotz vieler Konflikte immer 
wieder auf einen Grundkonsens zurückgeführt werden. 

Zusammenarbeit zwische n Politi k un d Verwaltun g 
In der Workshopreihe kam immer wieder das Problem zur Sprache, dass Zuständig­

keiten in der Entscheidung innerhalb der Verwaltung und zwischen Politik und Verwal­
tung nicht eindeutig geklärt sind. Häufig werden auch kleinere Entscheidungen partei­
politisch missbraucht und damit wichtige Entwicklungsprozesse immer wieder behin­
dert oder gar gestoppt. In Tilburg konnte sich im Laufe der Zeit ein funktionierendes 



neues Zusammenspiel zwischen Politik und Verwaltung herausbilden. Dies erfolgte zuletzt 
durch den wichtigen Schritt der eindeutigen Trennung zwischen Kommunalpohtik und 
Magistrat: Die „große Linie" für die Stadtentwicklung wird durch die Politik in einem 
Masterplan festgelegt Nach dessen Beschluss erfolgt die Durchführung durch die Ver­
waltung. Kleinere Entscheidungen werden an den Magistrat delegiert. Die Politik be­
schränkt sich damit auf die Festlegung der übergeordneten Linie und mischt sich nicht 
in jede kleine Entscheidung ein. 

Bedeutung de s Bürger s für di e Kommun e 
Einen ganz entscheidenden Punkt für den Erfolg des Stadtumbaus sehen die ostdeut­

schen Kommunalvertreter darin, inwieweit es gelingt, die Bürger in den Prozess einzu­
binden. In den Zeiten hoher Mobilität und Fluktuation sind die Kommunen umso mehr 
daran interessiert, die Zufriedenheit der Bürger mit ihrem Wohnort zu erhöhen. Tüburg 
hat durch seine Reorganisation in der zweiten Phase strukturelle Voraussetzungen dafür 
geschaffen, den Bürgern eine aktive Teilhabe zu ermöglichen. 

Motivierung vo n Mitarbeiter n 
Mit der Finführung des NSM in Tilburg und damit der Abschaffung zentralistischer 

Politik- und Verwaltungsstrukturen hat sich auch das Aufgabenfeld für die Mitarbeiter 
stark verändert Aufgabe des niederländischen Mitarbeiters ist es heute, schnelle und kosten­
günstige Entscheidungen zu treffen. Der Gewinn an Entscheidungsfreiheit wirkt einerseits 
motivierend, gleichzeitig trägt der Mitarbeiter jedoch auch hohe Verantwortung. 

In Tüburg wird großen Wert auf Personalentwicklung gelegt, die z.B. durch regelmäßi­
ge Personalentwicklungsgespräche unterstützt wird. Kürzlich eingeführt wurden zudem 
Prämien für besonders gute Arbeit. Der Bürgermeister TUburgs hebt als positiven Effekt 
der Modernisierung vor allem den gemeinsamen Lernprozess unter den Mitarbeitern 
hervor, der sich im Laufe der Entwicklung vollzog: „Das Tilburger ModeU ist aus der 
Kreativität und Initiative von vielen Mitarbeitern entstanden. Man hat es also selber 
gemacht und durch die Praktik hat man auch die Ausbildung bekommen."4' 

Anmerkungen 
*) Der vorliegende Beitrag basiert im Wesentlichen auf einer Darstellung des Tilburger Mo­

dells durch Frits van Vugt Den Vortrag hielt er in seiner Funktion als „senior Strategie Consultant" 

der Stadtverwaltung Tilburg am 7.6.2003 im Rahmen des Workshops in Frankfurt/Oder. 

1) Haushaltsdefizit Tilburgs 1986:4 Mio.$ 



2) In der allgemeinen Beurteilung gemeindlicher Arbeit lag Tilburg im Städtevergleich zwar 

im oberen Mittelfeld, was jedoch das Eingehen auf Bürgerwünsche betraf, schnitt Tilburg schlech­

ter als viele andere Gemeinden ab (Korsten 1996: 31). 

3) Mehr zur Arbeit der Gebietsteams und Einflussmöglichkeiten des Bürgers auf die Quartiers­

entwicklung in Korsten 1996: 68ff. 

4) Zeitungsinterview in Mix / Herweijer 1996:111 
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Ralf Eber t 

Krea t ives H a n d e l n i n S t ä d t e n is t Arbe i t , 
A r b e i t , A r b e i t 

Wie kreative s Handel n i n de r Stadtentwicklun g 
praktisch organisier t werde n kan n 

Die Städte in Deutschland stehen vor einer Fülle an Herausforderungen: Zahlrei­
chen Kommunen droht der Verlust ihrer wirtschafthchen Basis, und bedrohhche 

Einwohnerverluste zeichnen sich nicht nur in ostdeutschen Städten ab. Gleichzeitig macht 
es die Haushaltskrise den Kommunen immer schwerer, die anstehenden Probleme, wie 
den Erhalt der sozialen und technischen Infrastruktur, mit traditioneüen Instrumenten, 
also dem Einsatz zusätzlicher Finanzmittel oder Personal, zu bewältigen. Gefragt sind 
deshalb neue Lösungsansätze in der Stadtteil-, Stadt- und Regionalentwicklung. 

Doch wie lassen sich neue Lösungen für die Probleme der Städte finden? Und von 
wem, wenn die Parteien oder Bürgerinitiativen als Innovationsagenturen dazu anschei­
nend immer weniger in der Lage sind? Kreativität und Innovation als reflektierte, durch­
gearbeitete Phantasie ist also gefragt. Die breite, wenngleich teilweise nur modische Ver­
wendung des Kreativitätsbegriffs macht deutlich, dass Kreativität heute gesellschaftlich 
zwingend erforderlich und mittlerweile eine „Produktivkraft" ist 

Doch so leicht der Ruf nach mehr Kreativität fällt, so schwer ist es, die Dimensionen 
kreativen Handelns als Teil städtischer Perspektivplanung zu beschreiben: In welchem 
Kontext kann kreatives Handeln in den Städten wirklich etwas erreichen? Wer ist dabei 
zu welcher Zeit einzubinden? Welche Instrumente bieten sich an? Und schließlich: Wo 
hegen die Grenzen dieses Ansatzes? 

Im Folgenden werde ich versuchen, hierauf einige Antworten zu geben. Es sind 
Antworten aus der Perspektive eines Stadtplaners und langjährigen Beraters von 
Kommunen bei der Moderation von Stadtentwicklungsprozessen. Im Mittelpunkt steht 
die Frage, wie kreatives Handeln in der Stadtentwicklung praktisch organisiert wer­
den kann. 



Welche Akteur e könne n di e kreativ e Erneuerungspoliti k de r 
Städte fördern ? 

Kreatives Handeln auf kommunaler Ebene findet idealtypisch in drei Haupt­
konstellationen von Akteuren statt: Erstens kreatives Handeln in der Stadtverwaltung, 
zweitens in der Zusammenarbeit der Kommunen mit der KommunalpoUtik und der Bür­
gerschaft, einschheßhch der intermediären Organisationen und den ortsansässigen Fir­
men, und drittens kreatives Handeln in der Wirtschaft. 

In der Stadtverwaltung soll wie bei der Unternehmensentwicklung durch die 
Aktivierung der eigenen „human ressources" erreicht werden, dass die Kommune un­
ter Berücksichtigung ihrer endogenen Potenziale problemadäquate, kostengünstige und/ 
oder zukunftssichernde Handlungskonzepte, Strategien und Verfahren entwickelt. 

Demgegenüber lassen sich kreative Prozesse der Kommunalverwaltung mit den po­
litischen Parteien, den Bürgern oder den ortsansässigen Unternehmen erfahrungsgemäß 
schwieriger gestalten. Das gegenseitige Misstrauen ist groß und verhindert kreative 
Prozesse. Doch je kleiner die Gruppen sind, je weniger es darum geht, die Gruppen­
identität zur Geltung zu bringen, und je mehr gegenseitiges Vertrauen besteht, man 
also „offen sprechen" kann, desto eher können kreative Lösungen erzielt werden. Ein 
Beispiel sind hierfür sogenannte Kamingespräche. Erreicht werden kann damit etwa 
die Einbindung weiterer wichtiger Akteure oder die kommunalpolitische Rücken­
deckung. 

Ein ganz anderes Feld ist die Innovation von Wirtschaftsbranchen, den so genannten 
kreativen Milieus oder Clustern. Hier geht es um Marktvorteile oder gemeinsame 
Entwicklungsstrategien, die in einem Prozess zwischen den Unternehmen, den Stadt­
regionen und Schlüsselpersonen entwickelt werden. 

Ein handlungsbezogenes Verständnis von Kreativität geht davon aus, dass die je nach 
Gruppe unterschiedhchen kommunalen Wirkhchkeiten nicht vorgegeben sind, sondern 
jeweils im Handeln immer neu erschlossen werden können. Damit ist im Grundsatz vie­
les denkbar und - mit Hegel gesprochen - auch machbar. Jedoch sind die Entwicklungs­
korridore der jeweiligen Städte zu beachten, die nicht grundlegend modifizierbar sind. 
Zugespitzt formuliert: Aus einer Kleinstadt kann kein Kreativzentrum der Filmwirtschaft 
werden. Kleinstädte können aber „Sonderwege" gehen und im Rahmen ihrer Möglichkei­
ten attraktive Lebensbedingungen für die Einwohner schaffen. 



Diese drei Hauptkonstellationen von Akteuren und ihre Interdependenzen bestim­
men den Möglichkeitsraum kreativen Handelns in einer Stadt. Dabei darf nicht verges­
sen werden, dass Neues zumeist mit Zerstörung bisheriger Verfahren oder Netzwerk-
Strukturen verbunden ist und bei Veränderungen nicht immer Win-win-Situationen her­
gesteht werden können. Dies kann in den von Veränderung betroffenen Bereichen vorü­
bergehend zu nicht intendierten Beemträchtigungen bei der Suche nach kreativen Lö­
sungen führen. Auch wäre es falsch zu glauben, dass die Erarbeitung kreativer 
Entwicklungskonzepte wie im Märchen vom „Goldesel" funktioniert, der bekanntlich 
einfach auf Zuruf Dukaten spuckt. Es bedarf vielmehr intensiver und manchmal auch 
langwieriger Arbeitsprozesse, in mancher Hinsicht den verschiedenen Stationen eines 
Marathonlaufs vergleichbar. Das zeigen zahlreiche Analysen erfolgreicher Verlaufs­
prozesse. Sehr selten ist das Neue das Ergebnis des „göttlichen Funkens" eines Einzelnen. 
Merdings können „Einzelgänger" und Leadership eine wesentliche Rohe als Impulsgeber 
oder Motivator spielen. 

Welche Akteursgruppe n sollten i n di e Entwicklun g kreative r 
Lösungen einbezoge n werden ? 

Die Auswahl von Akteuren hängt zunächst von der Aufgabenstellung ab, etwa ob es 
um verwaltungsinternes Handeln oder um die regionale Wirtschaftsentwicklung geht. 
Dies gilt auch für die scheinbar besonders prädestinierte neue „kreative Klasse". Auf sie 
sollte vor dem Hintergrund der Bedeutungsverschiebung des Ästhetischen bei der 
zielgruppenspezifischen Vermarktung oder der Konzipierung außergewöhnlicher Aktio­
nen zurückgegriffen werden. 

Neue, bislang grundsätzlich zu wenig berücksichtigte Akteursgruppen lassen sich 
heute nicht mehr identifizieren. Selbstverständlich ist oftmals noch mehr Einbeziehung 
möghch, beispielsweise bei der Berücksichtigung ethnischer Gruppen oder der Vielzahl 
zivilgesellschaftlicher Gruppen. Auch Einzelakteure mit langjährigen Auslands­
erfahrungen, die eine neue Außensicht zu einem Sachverhalt, andere Organisationsmodehe 
oder ungewöhnliche Marketingstrategien einbringen könnten, sollten häufiger mit ein­
gebunden werden. Ein bislang wenig für Zukunftsfragen genutztes Netzwerk sind die 
Akteure der jeweiligen Partnerstädte. Dies hat zudem den Vorteil, dass es sich um Städte 
vergleichbarer Größe handelt. 

Kreative Prozesse hängen stark von den Kenntnissen und Fähigkeiten von Personen 
ab. Deswegen steht sich in der Praxis nicht die Frage danach, welche Gruppen zu dieser 



oder jener Problemstellung einen relevanten Beitrag leisten könnten, sondern welche 
Personen. Erfahrungsgemäß müssen dies nicht unbedingt Schlüsselpersonen sein. De­
taillierte Fachkenntnisse sind selbstverständlich Voraussetzung, doch viel entscheiden­
der sind Kommunikationsfähigkeit und soziale Kompetenz, wozu besonders die Fähig­
keit zum Zuhören und zur aktiven Weiterentwicklung von Vorschlägen gehört. Dies gilt 
auch für verwaltungsinterne kreative Prozesse. 

In diesen Anforderungen hegt der entscheidende Unterschied zum üblicherweise 
gehandhabten Beteiligungsmodell, das verwaltungsintern der Abstimmung und der 
Konfliktvermeidung zwischen den verschiedenen Fachämtern dient und in der Zusam­
menarbeit mit Kommunalpolitik und Bürgerschaft den demokratischen Prinzipien der 
Meinungsbildung verpflichtet ist. Hier ist es schwierig, den oftmals als sozial selektiv 
empfundenen Kriterien bei der Auswahl von am Prozess beteiligten Personen ausrei­
chend Geltung zu verschaffen. Dem kann dadurch begegnet werden, dass die Fähigkei­
ten der nicht beteiligten Mitarbeiter einer Verwaltung an anderer Stelle gefragt sind. 
So lassen sich zum Beispiel die oftmals kritisierten Bedenkenträger sinnvoll in eine 
zum kreativen Prozess selbstverständlich dazugehörende Einschätzungs- und 
Beurteilungsphase einbinden. 

Welche Roll e habe n Berate r be i de r Such e nac h kreative n 
Lösungen i n de r Stadt - un d Regionalentwicklung ? 

In der Stadtentwicklung übernehmen Berater für die Kommunen, von denen sie be­
auftragt werden, die Rolle des Betrachters von Außen. Sie sind die „Outsider", die 
erfahrungsgemäß zu den Erneuerern zählen. Da sie nicht in Prozesse vor Ort „verstrickt" 
sind, kann von ihnen erwartet werden, dass sie die verschiedenen Kontexte eines Pro­
blems wahrnehmen und mehrere Handlungsoptionen anbieten können. Dies entspricht 
auch dem Selbstverständnis der meisten Büros. Die Beratung kann also ein Instrument 
der kreativen Entwicklung von Stadtteilen, Zentren etc. und in unterschiedlichen 
Handlungsfeldern sein. 

Ganz bewusst habe ich hier von „kann" gesprochen. Manche kommunalen Auftragge­
ber sind erfahrungsgemäß nicht immer an einer „neuen" Perspektive eines Beraters inte­
ressiert, da eine Problemverschiebung verwaltungsintern mit einem Kompetenz- und 
Machtverlust verbunden sein kann. Nicht selten will man einmal eingeschlagene Lösungs­
wege nicht aufgeben, zumal wenn Neuerungen mit Mehrarbeit und unbekannten Her­
ausforderungen verbunden sein können. Auch wegen der politischen Mehrheits-



Verhältnisse im Rat und ideologischer Positionskämpfe der kommunalen Parteien wer­
den vorhandene kreative Ansätze oftmals nicht aufgegriffen. 

Welche Instrument e un d Arbeitsforme n eigne n sic h besonder s 
für kreativ e Prozess e i n de r Stadt ? 

Die seit Jahren geübte Praxis, bei aktuellen Problemen der Stadtentwicklung Beratungs­
büros einzubinden, ist ein Hinweis darauf, dass die Suche nach kreativen Lösungen nicht 
unbedingt völlig neuer Instrumente bedarf. So zählen meines Erachtens städtebauliche 
Wettbewerbe, so manche Ausschreibung für Handlungskonzepte, akteursorientierte Sze­
narien zur Stadtentwicklung und ämterübergreifende Arbeitstreffen im kleinen Kreis 
grundsätzlich zum Instrumentenkoffer kreativen Handelns. 

Viele dieser Instrumente werden jedoch von den Kommunen gar nicht oder zu selten 
als eine Variante der Perspektivenplanung „wahrgenommen", wodurch die sinnvolle 
Übertragung in andere kommunale Handlungsfelder verhindert wird. Auch wenn die 
Kommunen schon heute kreativer sind, als der Ruf nach kreativen Lösungen vermuten 
lässt, so könnten sie doch noch häufiger außerhalb der übhchen Trampelpfade und damit 
erfolgreicher zukunftsorientiert handeln. 

Was die Entwicklung kreativer Lösungen seitens der Kommunalverwaltung betrifft, 
so stehen neben eben genannten Instrumenten und der heute überall eingesetzten Tech­
nik der Kartenabfrage eine Reihe weiterer Techniken zur Verfügung. In der Zwischenzeit 
gibt es im Rahmen von Managementansätzen eine Fülle an erprobten individuehen oder 
gruppenbezogenen Kreativitätstechniken, die nur darauf warten, sachgerecht, also ent­
sprechend der jeweiligen Problemstellung angewandt zu werden. Aufgabe wird es sein, 
diese vor dem Hintergrund der verwaltungsinternen Anforderungen zu sichten. Denk­
bar ist zum Beispiel die Ausweitung des städtebaulichen Wettbewerbsansatzes auf ande­
re kommunale Handlungsfelder. Als vorwiegende Arbeitsform empfehlen sich ergebnis­
orientierte Arbeitstreffen in kleiner Runde mit eindeutiger Frage- oder Aufgabenstellung. 

Dies gilt in etwas abgewandelter Form ebenfalls für kreative Prozesse der Verwaltung 
mit der Kommunalpohtik, den zivügesellschafthchen Gruppen und ausgewählten Bür­
ger/innen. In diesem Fall sohten die formellen und informellen Treffen eher einen offe­
nen Gesprächs- und Austauschcharakter haben. Davon dürfen jedoch keine detaillierten 
Konzepte und Vorschläge erwartet werden. Vielmehr ist es die Aufgabe der „Betreuer" 
solcher Prozesse, zumeist Beauftragte oder Mitarbeiter der kommunalen Verwaltung, 



dies nachzuliefern oder hierfür „Kümmerer" aus dem Kreis der Beteiligten zu gewinnen. 
Letzteres ist angesichts der Zeitrestriktionen der Beteiligten oftmals langwieriger, aber 
sinnvoller, da damit bei den Akteuren eine größere Verantwortlichkeit erreicht wird. 

Auch die Erarbeitung kreativer Lösungen kommt heute nicht ohne eine gewisse 
Evaluierung aus. Sie sollte nicht von der Kommune selbst, sondern von neutralen Drit­
ten durchgeführt werden und dient vor allem dem gemeinsamen Lernen der Beteiligten: 
Was war warum erfolgreich oder nicht? Was kann wie zukünftig verbessert werden? 
Ebenso soll damit verhindert werden, dass eventuelle, aufgrund der gemeinsamen Ar­
beit an neuen Ansätzen entstandene Blockaden fortbestehen und dies zukünftige kreati­
ve Prozesse auf Jahre behindert. Solche Evaluierungen sollten sich auf alle genannten 
Hauptakteursgruppen des kreativen Handelns in den Städten erstrecken. 

Wie kan n das Potenzia l vo n Kultu r zu r wirtschaftlichen Erneue -
rung de r Städt e genutz t werden ? 

Die Kultureinrichtungen einer Stadt können eine Rohe in der Stadtentwicklung spie­
len. Kulturangebote nehmen überwiegend auf Umwegen Einfluss auf die Stadtentwicklung. 
Sie schaffen Aufmerksamkeit für die Stadt und sind ein Standortfaktor für die „kreative 
Klasse", zu der auch Künstler, Autoren und Designer zählen. Diese Berufe sind heute 
angesichts der Notwendigkeit zur „Veredelung" von Produkten und Dienstleistungen durch 
ästhetische und semiotische Attribute ein wichtiges Element der Innovationsfähigkeit 
nahezu aller Branchen. 

Bei der Suche nach kreativen Lösungen für die Stadtentwicklung hat dagegen die soge­
nannte ^.usdruckskreativitär der kulturschaffenden Akteure lediglich bei städtebauli­
chen Aspekten, der Baukultur oder der heute auch für die Kommunalverwaltung immer 
wichtigeren zielgruppenspezifischen Vermarktung nach Innen und nach Außen unmittel­
bare Bedeutung. Zwar können diese Akteure einen Beitrag zur Erneuerung benachteiligter 
Stadtteile leisten, doch werden hierbei andere Wirkungszusammenhänge angesprochen. 

Wirtschaftliche Erneuerung der Städte meint die Stärkung der Erwerbswirtschaft. Im 
Falle der Kultur ist dies die Kidtwwirtschaft, also Branchen wie die Musik- oder Film­
wirtschaft. Im Rahmen endogener Entwicklungsansätze und der weiteren Zunahme unter­
nehmensbezogener sowie endverbraucherorientierter Dienstleistungen (z.B. Werbe- und 
Medienbüros, private Musikschulen) stehen Kultur- und Bndungseinrichtungen ein viel­
fach noch zu wenig genutztes Potenzial dar. 



Es gibt heute eine Vielzahl an Möglichkeiten und Instrumenten, um dieses Potenzial 
zu entwickeln. Welche davon genutzt werden, hängt vor allem von der Einstehung der 
Akteure in den Kultureinrichtungen einer Stadt ab. Voraussetzung ist die Bereitschaft, 
Kulturangebote auch erwerbswirtschafthch zu organisieren. Dieses ModeU ist lange Zeit 
auf Ablehnung gestoßen, noch mehr im Kultur- als im Bildungsbereich. Kurz gefasst be­
fürchtet man Qualitätsminderungen und soziale Benachteiligungen. Die Aus-
differenzierung der Nachfrage und die Zahlungsbereitschaft widersprechen aber heute 
diesen Befürchtungen. 

In der Zwischenzeit gibt es in einigen Städten beispielsweise Existenzgründungs­
und Qualifizierungsseminare der Volkshochschulen für ausgewählte Teilmärkte der 
Kulturwirtschaft. Diese branchenbezogene Strategie kann mit einer Stadtteil­
entwicklungsstrategie zur Stärkung der lokalen Ökonomie gekoppelt werden. Ein sol­
ches Konzept hegt zum Beispiel für Leipzig-Grünau vor. Für Stadtzentren bietet sich 
das Konzept der Kultur- und Freizeitviertel an. Erfolg verspricht ebenfalls der Ansatz 
„integrierter Projekte", also die Verknüpfung von öffentlich geförderten und zivil-
gesehschaftlich getragenen Kulturangeboten mit erwerbswirtschafthchen Anbietern, 
z.B. Existenzgründern. Dabei kann auch die Zwischennutzung von leer stehenden Ge­
bäuden durch Musik- und Künstlergruppen oder junge Werbe- und Designbüros hilf­
reich sein. Auf diese Weise können auch Mittelzentren eine nennenswerte Anzahl von 
Arbeitsplätzen in der Kulteurwirtschaft erzielen. 

Ein anderer Ansatz für Förderung der Kulturbranche sind die an manchen Universitä­
ten durchgeführten Existenzgründertage. Das Land Nordrhein-Westfalen verzeichnete 
im Jahre 2000 bereits 280.000 Arbeitsplätze in der Kultumirtschaft und hat zusätzlich 
ein auf diese Branche zugeschnittenes Gründungsprogramm aufgesteht. Zwischenzeitlich 
gibt es dort auch auf regionaler Ebene einen branchenübergreifenden akteursorientierten 
Entwicklungsansatz zur Stärkung der Kultarwirtschaft in Form eines regionalen Netzwerk­
managements. 

Welche Rahmenbedingunge n müsse n i n de n Städte n bestehen , 
die kreati v handel n wollen ? 

Die „infrastrukturellen Begabungen" einer Stadt verbessern nur ihre Ausgangs­
bedingungen für kreatives Handeln. Die weltweite Vernetzung, die Verstädterung der 
Lebensweisen und die zunehmende räumliche Mobihtätsbereitschaft und -fähigkeit rela­
tivieren aber die Bedeutung der so genannten harten Faktoren und damit den für Planer 



traditionell wichtigen Ansatz der Verbesserung der Infrastruktur. In Abwandlung des 
berühmten Satzes von Josef Beuys, wonach „jeder Mensch ein Künstler ist", können alle 
Städte kreativ sein, auch wenn sie über keine Universität, kein berühmtes Museum, keine 
Business School verfügen oder andere Zentrahtätsmerkmale aufweisen. 

Viel entscheidender als strukturelle Aspekte ist aus meiner Sicht ein grundlegender 
Perspektiven- und Einstellungswandel, vor allem innerhalb der Verwaltung und der 
KommunalpoUtik. Dazu kann zum Beispiel zählen, dass Bürgerhäuser zukünftig als Agen­
turen kreativen Handelns in Stadtteilen verstanden werden. Oder es werden verstärkt 
temporäre oder experimentelle Lösungen angestrebt, auch auf die Gefahr hin, nicht un­
mittelbar erfolgreich zu sein. Ein solcher Perspektiven- und Einstellungswandel ist 
erfahrungsgemäß stark personenabhängig und daher planerisch nur schwer zu beein­
flussen, geschweige denn im traditionellen Sinne zu steuern. 

Was die finanziellen Aspekte kreativen Handelns in den Stadtregionen betrifft, so 
fällt die Antwort ambivalent aus. Sicherlich sind gewisse finanzielle Spielräume unab­
dingbar, um das eine oder andere unbürokratisch anstoßen zu können. Dies soüte jedoch 
nicht dazu verleiten, langjährige Förderprogramme aufzustehen. Die Erfahrungen mit 
Fördergebieten zeigen, dass sich mit der Zeit eine Fördermentalität herausbildet und 
dann meist nur noch das in Angriff genommen wird, was gefördert wird. Es wird dann 
kaum noch nach anderen Ressourcen oder potenziellen Kooperationspartnern Ausschau 
gehalten. Langjährige Förderung von Städten seitens des Landes ist somit quasi Gift für 
kreatives Handeln. 

Darüber hinaus sind bei der Umsetzung einer kreativen Handlungsstrategie auch 
strategische Gesichtspunkte zu beachten. Getreu dem Motto „Nichts ist erfolgreicher 
als der Erfolg" soüte man darauf achten, dass sich die ersten Schritte auf kurz- und 
mittelfristig bearbeitbare Herausforderungen einer Stadtregion beziehen, damit die 
Akteure auf diese Weise gegenseitiges Vertrauen aufbauen können. Auch empfiehlt es 
sich, frühzeitig den Perspektivenwechsel in Richtung kreatives Handeln einzuleiten, 
da ansonsten alle Beteiligten zum Erfolg verdammt sind und Zwischenlösungen, 
Erprobungsphasen oder Experimente kaum noch möghch sind. Gerade dies macht je­
doch kreatives Handeln mit aus. 
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Sta t t e ine s Fazits : G e s a m m e l t e N a c h g e d a n k e n 
u n d ei n p a a r Nachdenk l i chke i te n 

Ein wesentliches Element städtischer Kreativität - so ein Ergebnis der Workshop­
reihe - ist die andauernde Bereitschaft 2x 1 Lernen. Dies bedeutet, immer wieder dazu 
bereit zu sein, die eigenen Ansichten, Herangehensweisen und Ergebnisse auf den Prüf­
stand zu stehen. 

Das Schlusskapitel eines Buches zieht zumeist ein Fazit aus den voranstehenden Tex­
ten. Auch hier wäre es selbstverständhch möglich, eine Reihe von Schlussfolgerungen zu 
ziehen und auf wesentliche Erkenntnisse aufmerksam zu machen. Doch wäre dies teilweise 
eine Wiederholung des im Beitrag der Herausgeber „Was ist städtische Kreativität? Zehn 
Thesen" bereits Gesagten. Vor allem aber würde es in einem gewissen Gegensatz zu ei­
nem wesentlichen Grundgedanken des Buchthemas stehen. Zu den Grundgedanken un­
seres Themas „Städtische Kreativität" gehört die Bereitschaft zur Reflexion des eigenen 
Handelns. 

Es wäre daher unserer Ansicht nach dem Thema unangemessen, diesen Band mit 
einem Kapitel abzuschließen, in dem versucht wird, die „Lehren" zu ziehen. Da es einen 
Platz braucht, an dem Nachgedanken und andere Nachdenkhchkeiten geäußert und ver­
sammelt werden können, wollen wir ihn in diesem Schlusskapitel bieten. Das nachfol­
gende Kapitel besteht daher aus einzelnen, kurzen Reflexionen rund um städtische Kre­
ativität. Die Autoren haben einzelne Aspekte des Themas aufgegriffen, die ihnen zu den­
ken gaben 



Heik Afheld t 

E in Trau m w i r d w a h r - e ine S t a d t m i t K i n d e r n 

Wenn die Kinder aus dem Haus gehen, ja dann ändert sich vieles für die 
zurückbleibenden Eltern, Es wird ruhiger, ein wenig bequemer auch. Die 
Kinderzimmer stehen leer und werden nur noch für Besuche geöffnet. Di e 
laute, dröhnende Musik fehlt plötzlich , die Erzählungen aus der Schule, von 
der Uni, aus dem Geschäft. Die netten und die weniger netten Freunde und 
Freundinnen, die so viel Leben ins Haus gebracht haben, die gemeinsame n 
Reisen mit den Jungen. 

Wenn Kinder in den Städten fehlen, die Jungen aus den Städten gehen, wenn junge 
Paare in den Westen ziehen, dann wandelt sich eine Stadt - ganz langsam und zuerst 

kaum wahrnehmbar - zu einer Seniorenresidenz. Häuser und Wohnungen stehen leer. 
Eben noch wertvolle Bausubstanzen verfallen zusehends. Überall Hunde an den Leinen 
statt Kinder an den Händen. Schulen werden geschlossen und Schwimmbäder trocken 
gelegt Discos haben keine Chance, den Sportvereinen fehlt der Nachwuchs. Betriebe fin­
den nicht genügend Lehrlinge und die Baby-Ausstatter und die Läden für junge Leute kei­
nen Markt 

Ist das nur eines dieser pessimistischen Szenarien, die in der von Frust geprägten 
vereinigten deutschen Republik heute täglich zu hören und zu lesen sind? 

Leider nicht Viele Städte im Osten haben in den nur gut zehn Jahren seit der Wende 
bereits ein Fünftel bis ein Viertel ihrer Bewohner verloren - vor allem Junge. Halle oder 
Zwickau, Frankfurt a.0., Schwerin oder Neuruppin. Und dieser Trend geht auf absehbare 
Zeit weiter. Darüber sind sich alle Demographen und auch die Migrations-Forscher einig. 
Es droht in den zwei Jahrzehnten nach 2010 sogar noch ein stärkerer Absturz der Ein­
wohnerzahl und eine heftige „Vergreisung". Die „Stadt ohne Kinder" droht in Deutsch­
land eine traurige Realität zu werden, wenn nicht... ja, wenn nicht ein kreatives Wunder 
geschieht. Wenn nicht junge Menschen wieder zurückkehren und andere auch aus dem 
Ausland zuziehen, weil sie Arbeit auch wieder zu Hause, in den alten Städten finden und 
weil es sich hier einfach besser und billiger bauen, wohnen und leben lässt Wenn nicht 
der steile Abwärtstrend in den Geburtenraten aufhört und es wieder schick wird, Kinder 



zu haben. Kreativität und Fertilität, das wäre ein fruchtbares Paar. 
Aber was könnte passieren, was müsste getan werden, um diesen Traum Wirkhchkeit 

werden zu lassen?, Das „Leipziger Kinderbüro", das war ein kleines, aber wichtiges Ele­
ment für diese neue Zukunft. Famihengerechter Umbau in den Innenstädten, auch das 
wäre wichtig. Aber es reicht noch nicht. Eine steuerhche Entlastung von Familien mit 
Kindern, vieheicht sogar noch mehr Kindergeld, das könnte wohl ein wenig helfen. Aber 
ist es nicht viel wichtiger, dass die jungen Menschen von ihren Leitfiguren, von ihren 
Idolen vorgelebt bekommen, wie schön es sein kann, Kinder zu kriegen und „aufzuzie­
hen"? Weit und breit suchen wir heute vergebens nach solchen „Vorbildern". 

Und wäre es nicht wichtig, einen wahren Sturm von Kreativität auf die Frage zu ver­
wenden, wie wir wieder Städte für Kinder haben können. Nichts gegen Kompetenzzentren 
und Standorte für moderne Industrie, nichts gegen Kultur und Tourismus, um Städten 
Leben zu erhalten oder neues Leben zuzuführen. Aber „Schwerin, die Stadt für Kinder", 
wäre das nicht auch ein taugliches Motto, um gegen den defaitistischen Strom anzu­
schwimmen. Oder war und bleibt alles nur ein schöner Tagtraum - nur Nachwehen aus 
zwei nachdenklichen und anregenden Workshops in Zwickau und Leipzig? 



Hans Jör g Duvignea u 

W a s „ b r i n g t " e i n z w e i t ä g i g e r W o r k s h o p v o r Or t 
über d i e P r o b l e m e u n d C h a n c e n eine r s c h r u m p -
f e n d e n S t a d t ? 

Sicher nicht die zündende Idee, die auf einen Schlag die dringendsten Probleme zu 
lösen verspricht, und sicher nicht sofort verwertbare Rezepte. Aber es kann hel­

fen, sich wieder einmal über die nicht beeinflussbaren Gegebenheiten und über 
Veränderungspotenziale, über Defizite und Chancen klar zu werden und die Prioritäten 
städtischen Handelns darauf neu auszurichten. 

Ich war in den 1960er und 70er Jahren als Stadtplaner in schrumpfenden Städten 
Schleswig-Holsteins tätig und habe in den 1990er Jahren mit einer Tochtergesellschaft 
unseres Berliner Wohnungsuntemehmens Aufgaben der Stadterneuerung in Frankfurt/ 
Oder wahrgenommen. Aus dieser Erfahrung weiß ich, wie hilfreich hin und wieder ein 
organisiertes Nachdenken mit ortsfremden Kohegen und Ratgebern ist, um bei der eige­
nen Arbeit nicht betriebsblind zu werden oder vor scheinbar unauflöslichen Sachzwän-
gen zu kapitulieren. Die von der Schader-Stiftung und dem Institut für Regional­
entwicklung und Srrukturplanung gemeinsam realisierten Workshops in schrumpfen­
den Städten Ostdeutschlands boten solche Gelegenheit. An dem Workshop in Frankfurt/ 
Oder habe ich teilgenommen. 

Ich bin sicher fünf Jahre nicht mehr in Frankfurt gewesen. Ich war sehr beeindruckt 
von dem Wiederaufbau der Innenstadt, mit dem Frankfurt in den letzten Jahren sein am 
historischen Stadtgrundriss orientiertes Zentrum neu geschaffen hat und damit nicht 
nur den wenigen verbhebenen historischen Gebäuden (Rathaus, Marienkirche etc.) ih­
ren städtebaulichen Rahmen zurückgegeben hat sondern auch maßstabsprengende Ge­
bäude aus den 1970er/80er Jahren wie den Oderturm in den Stadtraum zu integrieren 
vermochte. Die Uferpromenade und die Aktivierung des „Ziegenwerder" als Park für 
Naherholung, Open-air-Veranstaltungen und als symbolischer Ort für deutsch-polnische 
Begegnungen sind weitere Elemente zur Bereicherung der Stadt Die positiven Effekte, 
die sich aus der veränderten Funktion des Grenzübergangs an der Oderbrücke ergeben 
haben, seit der grenzüberschreitende Fernverkehr nicht mehr die Innenstadt belastet, 



sind jetzt schon wohltuend spürbar und werden sich verstärken, wenn die Grenzkontroll­
einrichtungen weiter abgerüstet werden. Frankfurt und seine frühere JJeichvorstadt" 
am östlichen Oderufer, das heutige Slubice, haben dann die Chance, noch enger zu koo­
perieren. Ein wichtiger Faktor grenzüberschreitenden Austauschs ist die Frankfurter 
Universität Viadrina und ihr CoUegium Polonicum, das sich schneller und umfassender 
entwickelt hat als erwartet 

Der Workshop war mit seinem Wechsel von Information durch die Vertreter der Stadt, 
Ortsbesichtigungen, Meinungsaustausch und die Integration auswärtiger Erfahrungen 
(in diesem Fall aus Tilburg/NL) gut strukturiert und durch einen geschickten Komm­
unikator gut moderiert. Teilnehmer waren einerseits die ständig mitwirkenden Vertreter 
der an der Workshopreihe beteiligten Städte sowie Vertreter der gastgebenden Stadt, 
andererseits immer wieder neu hinzukommende Experten. 

Damit waren m. E. gute Voraussetzungen gegeben für den „Erfolg" dieser Workshops, 
die dadurch thematische Kontinuität ebenso gewährleisten konnten wie unvoreingenom­
mene Beiträge durch neue Teilnehmer und deren Erfahrungen aus anderen Städten. Es 
ist bedauerlich, dass die Stadt Frankfurt/Oder, für die der Workshop im März 2003 ver­
anstaltet wurde, die Chance nicht genutzt hat, sich intensiver zu beteiligen. 

Ein besonders wertvoller Beitrag war die Präsentation des Beispiels Tilburg: nicht so 
sehr wegen der konkreten Ausgestaltung dortiger Problemlösungen, die nicht unmittel­
bar übertragbar sind, sondern wegen der unvoreingenommen Herangehensweise, mit 
der die Tilburger ihre Probleme analysiert und Schritt für Schritt gelöst haben, allen 
politischen Vorbehalten und bürokratischen Hürden zum Trotz. Solche Beispiele geben, 
wenn man sich ihnen denn öffnen will, Ermutigung und Orientierung auf dem Weg zur 
Lösung eigener Aufgaben. 



Tobias Robischo n 

W i e m a n s ic h ei n B i l d v o n S c h r u m p f u n g m a c h t 

Man sollte annehmen, dass es nicht sonderlich schwer fällt, sich ein Büd von einer 
schrumpfenden Stadt zu machen. Doch woran kann ein auswärtiger Besucher ei­

ner Stadt ansehen, dass sie schrumpft? Im städtischen Alltag ist oft nur schwer erkenn­
bar, was auf Balkengrafiken beeindruckend daherkommt Es fällt schwer, beim Gang 
durch die Stadt die fehlenden 20 Prozent der Einwohner tatsächlich zu sehen. Industrie­
brachen vermitteln nur einen vagen Eindruck davon, wie viele Tausende Arbeitsplätze 
dort verloren gingen. Ob eine Wohnung leer steht oder ihre Bewohner auf Gardinen 
verzichten, ist vom Bordstein aus schwer zu beurteilen. 30 Prozent Leerstand sind für ein 
Wohnungsunternehmen eine wirtschaftliche Katastrophe. Doch wenn von zehn Woh­
nungen drei unbewohnt sind, sieht man das nur abends - weh dort kein Licht brennt. 
Nur dort, wo sich die leeren Wohnungen bähen, wird der Bevölkerungsrückgang unüber­
sehbar. Wenn ihre sichtbaren Folgen ein wenig abseits hegen, kann Schrumpfung im 
städtischen Alltag unsichtbar bleiben. 

So erlebten teilweise auch unsere westeuropäischen Gäste die ostdeutschen Städte. 
Selbst etwas verunsichert, was er denn von seinen Beobachtungen halten sollte, fragte 
ein Gast nach: Er habe in dieser schrumpfenden Stadt noch gar keine armen Leute gese­
hen, wo die den wohnten? Die abendlichen Fußgänger in der Altstadt seien doch alle gut 
gekleidet, und auch die Auslagen in den Schaufenstern sprächen für eine wohlhabende 
Kundschaft. Und erst die Häuser: Die ganze Altstadt sei wunderbar restauriert. Hier und 
da seid ihr gründlichen Deutschen zwar noch nicht fertig geworden, aber nach Nieder­
gang, nach „urban decline" sähe es in diesem Teil der Stadt nicht aus. Den hat der Gast 
dann mit großem Interesse im Gasthaus betrachtet - auf alten Fotos aus der Wendezeit, 
die den maroden Zustand der Altbauten zu Beginn der 90er Jahre zeigten. 

Den Medien scheint es ähnlich zu gehen, wirkt die Bebilderung von Artikeln zum 
Stadtumbau doch zumeist etwas ratlos: Handwerker renovieren Altbauten, Architektur­
fotos umgebauter Plattenbauten mit Gärten davor. Das signalisiert nicht Krise, sondern 
Geschäftigkeit und den Wunsch nach positiver Berichterstattung. Zugleich dementiert 
diese Art der Bildredaktion indirekt diejenigen Artikel, die ein dramatisches Büd der 
Lage zeichnen. Nur sehr selten trifft man auf Fotos, denen es gelingt, einen Eindruck von 



der aktuellen Situation zu vermitteln. Merdings haben es Laien wie Journalisten auch 
schwer: Bevölkerungsschwund, Wohnungsleerstand, Arbeitsplatzmangel - kurz: die 
Schrumpfungsprobleme ostdeutscher Städte - werden in aller Regel aus der Sicht von 
Stadtplanem, Wohnungswirtschaftlern, Architekten oder Abwasseringenieuren geschil­
dert. Diese fachlich-analytische Diskussion präsentiert die Schrumpfungsprozesse ost­
deutscher Städte mit dem typischen BEdinventar aus TabeEen, Balkengrafiken, bunt ge­
färbten Stadtplänen und Luftbildern. Sie signalisieren dem Laien: Da sind Fachleute am 
Werk. Doch in seinem Gedächtnis haften bleiben ahenfalls die Abrissfotos. 

Es ist also gar nicht so einfach, sich im ganz wörtlichen Sinne ein Bild von einer 
schrumpfenden Stadt zu verschaffen. Teilweise hegt dies daran, dass der Begriff Schrump­
fung die reale Entwicklung nur unzureichend erfasst und die widersprüchliche Gleich­
zeitigkeit von Einfamilienhausneubau und massenhaftem Wohnungsleerstand, Industrie­
ruinen und neuem Gewerbegebiet am Autobahnkreuz ausblendet. Doch dies dürfte kein 
Hindernis für den Mangel an Schrumpfungsbildern sein. Denn es sollte ein Leichtes sein, 
die nicht-schrumpfenden Stadtbereiche im technischen Sinne „auszublenden" und nur 
die schrumpfenden Bereiche aufs Bild zu nehmen. Zu vermuten ist jedoch, dass dieser 
Mangel auf etwas ganz anderes zurückzuführen ist: Die Realität hefert nicht die Bilder, 
die die Beschreibungen erwarten lassen. 

„Ganze Stadtteile und Dörfer wandeln sich zu Ghettos,  in denen nur  noch die Alten 
und Arbeitslosen bleiben.  Fenster und Türen werden vernagelt  der  Niedergang der 
Städte ist hier  schon Realität  Nur  die  Seniorenheime sind  hübsch  heraus  geputzt 
Zum ersten  Mal seit dem  Dreißigjährigen Krieg droht Deutschland wieder  die Verö-
dung ganzer Landstriche." (Der Spiegel 24.7.2003) 

Schrumpfende Stadt, das klingt nach sozialem Abstieg, Geisterstadt und Ruinen. Nach 
einem wüsten, öden Niemandsland, aus dem sich die städtische Zivilisation zurückgezo­
gen hat. Unsere Fernsehgewohnheiten verlangen daher nach Bildern von ausgebrannten 
Autowracks, eingeworfenen Fensterscheiben, Müh auf den Straßen. Statt dessen radelt 
ein Rentner mit Prinz-Heinrich-Mütze durchs Bild und auf den Baikonen blühen rote 
Geranien. Der schrumpfenden Stadt fehlen die medialen Insignien des Niedergangs. 

Natürlich wird niemand ernsthaft Bilder von hungrigen Obdachlosen, die sich an bren­
nenden Mülltonnen wärmen, erwarten. Und dennoch scheinen in unserer von den Büder-
fluten der Massenmedien geprägten Welt erst Bilder „wie aus der Bronx" die Existenz 
eines städtischen Krisengebiets zu belegen. Solange sich die Krise eines Stadtquartiers 
nicht in die vertrauten Bildklischees fügt, wird sie nur schwerlich als Krise anerkannt. 



Demi erst mit medialer Bebilderung wird die Krise des Stadtquartiers öffentlich sichtbar 
und damit zu einem „realen" Ereignis. Aber aus dem Mangel an dramatischen Bildern 
folgt ein Mangel an Dramatisierbarkeit des Themas in den Büdmedien - und das, obwohl 
viele Akteure beredt und mit beeindruckenden Zahlen die Dramatik der Lage schildern. 

Es drängt sich also weder durch unmittelbare Anschauung noch über Medienbilder 
ein eindeutiges, scharf umrissenes Problembild auf. Die Schrumpfungsprobleme sind 
zwar sichtbar, Text und Bild passen aber offensichtlich nicht zusammen. Für die 
Entwicklungschancen städtischer Kreativität erweist sich dies bei näherem Nachdenken 
als vorteilhaft. Denn der Mangel an medial gängigen Klischees bedeutet zugleich, dass 
noch keine Wahrnehmungs- und Bewertungsraster fest in die Köpfe eingestanzt worden 
sind und Problemquartiere noch nicht dauerhaft unter Elend und Hoffnungslosigkeit 
rubriziert wurden. Ein unvoreingenommener Bhck ist noch möghch, nicht nur ein Blick, 
der nur das sieht, was er zu sehen erwartet. Und solange Umbauquartiere den Medien 
nicht die visuellen Klischees sozialen Abstiegs bieten, scheinen sie von Stigmatisierung 
verschont. Dies bedeutet zugleich, dass es Spielräume für die Verbreitung anderer Sicht­
weisen auf die Verhältnisse vor Ort gibt Wenn etwa Büder von den besonderen Qualitä­
ten des Lebens in schrumpfenden Städten verbreitet werden, wird dies Menschen einen 
neuen Bhck auf ihre Möglichkeiten vor Ort werfen lassen. 



Suntje Schmid t 

Kreat iver a l s m a n denk t 

U m g a n g mi t Schrumpfungsprozesse n i n ostdeut -
schen Städte n 

Auf die Frage: „Welche kreativen Handlungsansätze gibt es in ihrer Stadt?" wuss­
ten die meisten Teilnehmer der Workshopreihe „Städtische Kreativität" im ersten 

Moment keine Antwort. Doch es lohnte sich, genauer hinzusehen, denn innovative 
Akteursvernetzungen und andere kreative Arbeitsformen sind mancherorts bereits zur 
Normalität geworden. Denen, die im Rahmen ihrer Arbeit täglich nach Lösungsansätzen 
zu Problemen der Stadtentwicklung suchen, erscheinen diese Handlungsansätze 
mittlerweile als selbstverständlich und gar nicht als besonders kreativ. Um dies zu illus­
trieren, sollen an dieser Stelle nur einige wenige Beispiele genannt werden. 

In Schwerin besteht neben dem Arbeitskreis Stadtumbau, der die Abstimmung zwi­
schen der Verwaltung und den Wohnungsunternehmen im Stadtumbauprozess übernimmt 
das „Schweriner Wohnforum", eine regelmäßig stattfindende öffentliche wohnungs-
politische Diskussionsplattform. Darüber hinaus werden Planungswerkstätten genutzt, 
um die Bewohner und Akteure vor Ort in die Planung einzubeziehen. 

In den 1990er Jahren wurde der „Pro Schwerin e.V." gegründet. In diesem Verein 
haben sich einzelne Vertreter der Verwaltung, Institutionen sowie Bürger der Stadt 
zusammengeschlossen, um in verschiedenen Arbeitsgruppen (z.B. „Wirtschaft", „Kul­
tur" und „Stadtentwicklung") eine Kommunikationsebene zwischen Entscheidungs­
trägern und Zielgruppen herzustellen und Betroffene eng in EntScheidungsprozesse 
einzubinden. 

In Frankfurt/Ode r fällt besonders die aktuelle Verwaltungsumstrukturierung ins 
Auge, die zur Bildung eines Amtes für Strategie, Wirtschafts- und Stadtentwicklung führ­
te. Wird der damit verbundene Anspruch tatsächlich mit einer integrierten Arbeitsweise 
ausgefüllt, ist dies ein Modell, um sektorales Denken und Handeln in der Verwaltung zu 
überwinden. 



In Leipzi g stützt man sich in einigen Stadtteilen bei der Erarbeitung von stadtteil-
bezogenen Entwicklungsansätzen auf das Engagement von Bürgerinitiativen, zum Bei­
spiel das „Netzwerk Südost", die „HaiicUerimtiative Lindenauer Markt" oder die Akteurs­
netzwerke im Stadtteil Schönefeld. Auf diese Initiativen aufbauend konnten z.B. in Schöne­
feld ein soziokulturehes Zentrum aufgebaut Wohnumfeldverbesserungen umgesetzt und 
Hinterhöfe der Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden. Stadtteilfeste und -führungen 
tragen zur Imageverbesserung und Außenwerbung des Stadtteiles bei. 

Strukturveränderungen innerhalb der Verwaltung wurden dazu genutzt, Stadtteil- und 
teilweise auch Projektverantwortliche zu benennen. Deren Aufgabe ist es, als 
Ansprechpartner der Verwaltung zur Verfügung zu stehen sowie Verwaltung und Akteu­
re vor Ort enger zu verknüpfen. 

Unterschiedliche Leitbilder, Slogans und Netzwerke haben sowohl Mitarbeiter der 
Verwaltung, als auch Entscheidungsträger, Investoren und Bürger motiviert. Die 
Olympiabewerbung der Stadt war auch deswegen bisher erfolgreich, weil sich ein sehr 
großer Teil der Bevölkerung mit der Bewerbung identifizieren konnte. 

Die Stadt Zwickau sieht sich nicht als „Einzelkämpfer" für ihre wirtschaftliche Ent­
wicklung, sondern als Teil einer Wirtschaftsregion. Zur regionalen Vernetzung wurde 
1994 das Regionalnwketing Westsachsen gegründet, in dem fünf Städte (Crimmitschau, 
Glauchau, Meerane, Werdau und Zwickau) gemeinsame Strategien einer Entwicklungs-
pohtik erarbeiten. Der Vorteil besteht darin, dass hier Akteure aus Politik, Verwaltung 
und Wirtschaft gemeinsam mit den Bürgern über Ziele der Regionalentwicklung disku­
tieren. 

In Neuruppin wurde ein spezielles Monitoringsystem für die Begleitung des Stadt­
umbauprozesses aufgebaut. Dank der Zusammenarbeit von Stadtplanungsamt und Ar­
beitsamt können damit Sozialdaten kleinräumig analysiert werden, was es zu einem Früh­
warnsystem für sozialräumhche Entwicklungen macht. 

Dies sind nur einige wenige Beispiele kreativen städtischen Handelns, weitere finden 
sich in den Beiträgen in dieser Publikation. Doch schon diese Beispiele sprechen dafür, 
dass die ostdeutschen Kommunen trotz aller Probleme vielfältige kreative Potenziale 
besitzen. Diese gut es noch bewusster in den Bhck zu nehmen. 



Tobias Robischo n 

Erst d i e N o t m a c h t e r f inder isch . W i r k l i c h ? 

Die Erkenntnis, dass man sich in einer Krise befinde, gilt gemeinhin als erste und 
vielleicht wichtigste Voraussetzung für das Freisetzen von Kreativität Einer ver­

breiteten Auffassung zufolge entsteht die Bereitschaft zur Veränderung erst dann, wenn 
eine Situation als dauerhaft untragbar empfunden wird und mittels tradierter 
Handlungsroutinen keine Besserung erreichbar scheint. In Klardeutsch: Den Leuten müsse 
das Wasser erst bis zum Hals stehen, bevor sie sich bewegen. Diesem Gedanken sind wir 
im letzten Jahr oft begegnet, wenn diskutiert wurde, welche Umstände denn städtische 
Kreativität befördern. 

Demnach müsste in den Städten, in denen die Not am größten ist, der Erfindungs­
reichtum besonders gut gedeihen. Doch auch ohne eine systematische Untersuchung 
lässt sich sagen: Das trifft oftmals nicht zu. Das widerlegt die „Bis-zum-Hals-These" jedoch 
nicht. Denn es könnte ja sein, dass in den betreffenden Städten die Lage bisher nicht als 
dauerhaft untragbar begriffen wurde und es somit an der notwendigen Krisenerkennmis 
fehlt. Wohlmeinende Beobachter kommen hier rasch auf die Idee, man müsse den Betrof­
fenen nur die Augen öffnen. Sobald sie nur den Ernst der Lage erkannt hätten, würden 
sie schon Kreativität entwickeln. Ob dies ein geeigneter Weg zur Förderung von städti­
scher Kreativität ist oder ob andere Herangehensweisen zweckdienlicher sind, soll im 
Folgenden erörtert werden. 

Man kann also festhalten, dass die Entfaltung von Kreativität nicht von der objekti­
ven Lage abhängt, sondern davon, wie die Lage wahrgenommen wird. Und in der Lage­
beurteilung scheint es in den Planungsämtern keinen Zweifel zu geben: Der Stadtum­
bau gilt als die zentrale Aufgabe dieses Jahrzehnts. Schon heute wird mancherorts der 
Abriss zur Daueraufgabe der nächsten 20 Jahre deklariert. Was bis 2010 abgerissen 
wird, werde schon wenige Jahre später nicht mehr ausreichen. 15 Prozent Leerstand 
sohen zur Normalität werden. Doch Schrumpfung? Die Kassen sind leer, gewiss. Ar­
beitsplätze fehlen, und die Einwohnerzahl geht auch zurück. Aber dennoch mag nie­
mand laut sagen, dass seine Stadt eine schrumpfende Stadt ist. Das gibt zu denken. 
Kann sich auf der Grundlage dieser Art der Krisenwahrnehmung kreatives Handeln 
von Stadtverwaltungen entfalten? 



Es hat den Anschein, als scheue man sich davor, die Krise in ihrer umfassenden Ge­
samtheit wahrzuhaben, und wolle nur die im Rahmen der eigenen Zuständigkeiten 
bearbeitbaren Teilprobleme sehen. Das wird auf Nachfrage sogar bestätigt: Wie viel man 
so erreichen könne, sei aherdings eine andere Frage. Dies sei jedoch immer noch besser 
als der Schreckstarr e Defätismus, der einige ihrer Kollegen gepackt habe. Die klagten 
doch nur noch über die Ausweglosigkeit der Situation. „Wir tun wenigstens, was wir 
können." 

In beiden Verhaltensweisen könnte man nun Züge von Fluchttendenzen (Dörner 1989: 
154) erkennen. Als Fluchttendenzen werden typische Rückzugsreaktionen in komple­
xen, von Entscheidungs- und Informationsunsicherheit gekennzeichneten Situationen 
bezeichnet. Als vertikal gut die Flucht in das alltägliche Klein-Klein: Man zieht sich in 
eine wohlbekannte Ecke seines Handlungsfeldes zurück und beackert dort sein kleines, 
übersichtliches Gärtchen. Horizontale Flucht ist der Rückzug in Parahelwelten, zum Bei­
spiel in historische Vergleiche. 

Daher wünschen sich manche Beobachter, getreu dem Motto: „Wenn man ihnen nur 
die Augen öffnet, werden sie schon erkennen, was ihnen bis zum Halse steht", eine scho­
nungslose Konfrontation der Praxis mit der absehbaren Negativentwicklung. Und wenn 
sich Praktiker diesem Anspruch entziehen, werden sogar Zweifel an ihrer Wahrnehmungs­
bereitschaft, oder schlimmer: Wahrnehmungsfähigkeit geäußert. Der Konfrontationsidee 
hegt die Annahme zugrunde, dass die schockartige Erkenntnis von Ausmaß und Reich­
weite der Krise dazu führen möge, die bisherigen Handlungsmuster und Rezepte grund­
sätzlich in Frage zu stehen. Dies - so der Gedanke weiter - sei erforderlich, da die alten 
Instrumente offensichtlich ungeeignet seien. Dabei ist die Frage noch offen, ob diese Art 
der Krisenwahrnehmung tatsächlich kreativitätsfördernd wirkt. 

Lassen wir einmal außer Acht, dass es gelegentlich notwendig sein kann, Menschen 
„aufzuschrecken", um sie in einer kritischen Situation überhaupt zum Handeln zu bewe­
gen. Doch wenn die alten Lösungen nicht mehr greifen, auf welcher Grundlage können 
dann neue, kreative Problemlösungen entwickelt werden? Aus mehr Information folgt 
nur sehr bedingt eine größere Entscheidungs- und Handlungssicherheit. Mehr 
Entscheidungssicherheit böten mehr und vor allem qualitativ bessere Informationen nur 
dann, wenn sie nicht allein aus einer detaillierten Beschreibung des Ist-Zustandes, son­
dern vor allem aus präzise zutreffenden Aussagen über Wirkungszusammenhänge und 
künftige Entwicklungsverläufe bestehen würden - was, wie man weiß, insbesondere bei 
in die Zukunft gerichteten Prognosen mit gewissen Schwierigkeiten behaftet ist. Weitere 
Schwierigkeiten schafft der freie Wille des Menschen: Gesellschaftliche Akteure können 



in Kenntnis des von ihnen erwarteten Verhaltens und dessen möglichen Konsequenzen 
aus freien Stücken einfach anders als erwartet handeln. Dies haben vor allem Politiker 
im Bhck, wenn sie bewusst nur positive Aspekte hervorheben, um zu motivieren statt 
Dinge „schlecht zu reden". Dem Mut zur Wahrheit steht die Furcht vor einer „self-fulfilling 
prophecy" gegenüber, einem Teufelkreis aus schlechten Nachrichten und Negativ­
entwicklungen. Negativentwicklungen, die entstehen, weil sich die Menschen entspre­
chend der schlechten Nachrichten verhalten. 

Kreativen Problemlösungen hegt dann auch eine ganze andere Denkweise zugrunde. 
Es steht nicht so sehr der Versuch einer möglichst genauen Analyse der Situation im 
Vordergrund (verbunden mit der Hoffnung, die Lage umso besser beherrschen zu kön­
nen, je besser man sie verstehe), sondern die Suche nach einer anderen Sicht auf die 
Dinge. Eine Sicht, die neue Handlungsmöglichkeiten und damit neue Chancen auf Problem­
lösung eröffnet. Dieses Ersinnen von Möglichkeiten  ist nicht die Formulierung von 
Entwicklungsszenarien (etwa der Art: Leerstandsentwicklung bei einem Einwohnerverlust 
von 10 Prozent bis 2010), sondern beispielsweise die Suche nach möglichen Umdeuhmgen 
der Situation. Ein klassisches Beispiel einer solchen Situationsumdeutung ist eine Geschichte 
von Tom Sawyer, bei der er als Strafarbeit einen Zaun streichen soh. Doch es gelingt ihm 
eine völlige Umdeutung der Situation: Weil er die anderen Jungen glauben machen kann, es 
handele sich um Vergnügen und nicht um harte Arbeit sind diese sogar bereit ihn dafür zu 
bezahlen, dass sie den Zaun streichen dürfen (Watzlawick et al. 1974:116). 

Jline Umdeutang  besteht also darin, den begriffächen und  gefühlsmäßigen Rahmen, 
in dem  eine  Sachlage erlebt wird, durch einen  anderen zu ersetzen,  der  den „Tatsa-
chen" der  Situation ebenso  gut oder  sogar besser  gerecht  wird,  und dadurch  ihre 
Gesamtbedeutung ändert.  Welcher  Mechanismus einer  erfolgreichen  Umdeutung 
zugrunde liegt,  ist  nicht  ohne  weiteres einzusehen,  besonders,  wenn  man sich vor 
Augen hält,  dass dabei eine Veränderung stattfindet obwohl  die objektive Sachlage 
selbst unverändert  und unveränderhch  bleibt" (ebd:  118). 

Notwendigerweise geht mit einem solchen MögUchkeitssinn auch eine Zurückhaltung 
mit Situationsbewertungen einher. Die Fähigkeit zu denken, wie etwas sein könnte, und 
nicht nur zu sehen, wie etwas ist, verlangt die dauernde Bereitschaft, die eigenen Sicht-
weisen in Frage zu stehen („Könnte es nicht auch ganz anders sein?"). Menschen mit 
MögUchkeitssinn werden deswegen eher nicht zu denjenigen Mitmenschen gehören, die 
mit eindeutigen und schwer verrückbaren Überzeugungen ausgestattet sind. Es könnte 
sogar sein, dass Krisenerfahrungen die Entstehung solchen Denkens begünstigen. Man 
kann annehmen, dass Menschen, die einmal erfahren mussten, dass ihre Art die Welt zu 



verstehen nicht mehr mit der Wirklichkeit übereinstimmt, und die ihr Weltbüd revidiert 
haben, eher einen Sinn für Umdeutungen von Situationen haben. 

Daher ist die Zurückhaltung seitens einer Stadtverwaltung, sich auf eine eindeutig 
negative Situationsdeutung festzulegen, auch nicht unbedingt Ausdruck einer unzurei­
chenden Problemwahrnehmung. Hierauf kommt es letztlich auch gar nicht an, sondern 
auf die Möglichkeit und Fähigkeit, die Dinge in einem anderen Licht zu sehen und die 
sich daraus  ergebenden Handlungschancen zu nutzen. 

Was folgt hieraus nun für die Jis-zum-Hals-These'7 Macht Not wirklich erfinderisch? 
Der entscheidende Punkt ist: Kreativität zeichnet sich nicht durch die Erkenntnis aus, 
dass es so wie bisher nicht weitergeht. Kreativität zeigt sich in Ideen, was stattdessen 
getan werden könnte. Für die Entwicklung solcher Ideen mag die in der „Bis-zum-Hals-
These" formulierte Notwendigkeit der Krisenerkenntnis hilfreich sein, zwingende Vor­
aussetzung ist sie jedoch nicht. 
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